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Der neue alte kalte Krieg

Bereits nach dem unmittelbaren Ende des Zweiten Weltkrieges begann
sich der latente Wettstreit der Systeme des sogenannten Westens,
repräsentiert durch die USA mit ihren NATO-Verbündeten, mit dem
sogenannten Osten, als die Kurzfassung für die Sowjetunion mit ihren
Verbündeten des Warschauer Paktes, gegeneinander aufzubauen, bis zu
jenem Zerwürfnis, welches, bald schon als Kalter Krieg bezeichnet,
seine alles beherrschenden Schatten über den Rest der Welt
auszubreiten vermochte.

Kriegsgefährliche Höhepunkte in dieser Zeit, nicht selten durch
Fehlalarme oder zu wirklichem Alarm führenden Fehlinterpretationen im
Rahmen der changierenden Ketten von Information und Falschauslegung,
waren kaum zu verhindern.

Hinzu traten permanente Überwachungsmanöver, gegenseitige Verfolgungen
und Provokationen, zumeist über die Bandbreite und Inanspruchnahme der
jeweiligen Marinen und Luftwaffen.

Erst nach der von beiden Seiten angedrohten Bereitschaft, Raketen mit
mittlerer Reichweite in Konfrontationsnähe zueinander aufzustellen,
was beispielsweise die Bundesrepublik Deutschland zu ihrem berühmten
NATO-Doppelbeschluß veranlaßte, kamen dann doch bald solche
Gefahrenspitzen nicht zuletzt dank dem Parteivorsitzenden Michail
Sergejewitsch Gorbatschow und dem US-Präsidenten Ronald Reagan zu
ihrem vorläufigen Ende, und es folgten intensive Abrüstungs- und
Verzichtserklärungsverhandlungen, unter anderem mit
staatsvertraglichen Folgen, die in der Auflösung und
Ungültigkeitsreklamation von beiden Seiten in jüngster Zeit ihren
unseligen Abschluß gefunden haben, und die fortgesetzte Aussicht auf
ein erneutes, weltweit orientiertes Wettrüsten in fast gegenseitigem
Einvernehmen ist durch nichts mehr zu verhindern.

Wenn wir nun den sich indessen wieder verstärkenden kriegsgefährlichen
Grundpositionen jedoch aufrichtig und vollständig Rechnung tragen
wollen, fällt uns spätestens das Begreifen auf die Füße, daß es in den
ganzen zurückliegenden Jahren ebensowenig Frieden gegeben hat, wie
dieser zukünftig in Aussicht stehen könnte. Umso mehr haben die
Verantwortlichen eben dieses in Wirklichkeit permanenten Krieges
geradezu doch ein entscheidendes Interesse an der Verleugnung und
Verschleierung dieser Tatsache.

Ihre Schattenblick-Redaktion


8. Februar 2019
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KOHLEALARM/563: Klimakampf und Kohlefront - spalten und forcieren ... (Antje Grothus)


Statement von Antje Grothus zur Haltung der Landesregierung:

"Landesregierung gegen Stopp der Umsiedlungen"

Fahrlässige Haltung gegenüber Umsiedlungsbetroffenen

Schwarz-gelbe Landesregierung verpasst historische Chance und
gefährdet Kohle-Kompromiss



Buir, 6.02.2019. Ich bin entsetzt, dass Teile der Landesregierung und
selbst der Ministerpräsident nach dem Motto "Spalten statt Gestalten"
verfahren. Die Versuche, die betroffenen Anwohner*innen an den
Tagebauen Hambach und Garzweiler gegeneinander auszuspielen, ist
schändlich und insbesondere eines Landesvaters absolut unwürdig.

Während die rot-grüne Vorgänger-Regierung die Leitentscheidung genutzt
hat um den Ort Holzweiler vor der Umsiedlung zu bewahren, scheint es
so, als wolle die aktuelle schwarz-gelbe Landesregierung die einmalige
historische Chance weitere wertvolle und schützenwerte rheinische
Dörfer und Feldhöfe samt ihrer Einwohner*innen vor den Kohle-Baggern
zu retten, ungenutzt lassen. Diese Siedlungen liegen allesamt an den
Rändern des Braunkohleabbaufeldes Garzweiler II, welches ohnehin im
Rahmen des Braunkohleausstieges zukünftig massiv verkleinert werden
muss.

Zudem gefährdet die Landesregierung mit ihrer Haltung den
Kohlekompromiss. Wissenschaftler des Deutschen Institutes für
Wirtschaftsforschung in Berlin haben belegt, dass es mit dem
empfohlenen Kohleausstiegspfad in NRW möglich ist sowohl die Dörfer
als auch den Hambacher Wald zu erhalten.

Durch die Kommissions-Empfehlungen ändern sich auch die Grundannahmen,
die bislang Umsiedlungen überhaupt erst ermöglichten. Aktuell sind
Kohleausstieg und Klimaschutz Allgemeinwohl, und nicht mehr die
Kohleförderung. Damit werden in Zukunft auch aus juristischem
Blickwinkel Zwangsenteignungen nicht mehr möglich sein. Vor diesem
Hintergrund ist vollkommen unverständlich, dass sich die
Landesregierung nicht schützend vor ihre Bürger*innen stellt! Zumal
Sie auch noch ihr Versprechen aus dem Koalitionsvertrag einlösen muss.
Dort [1] heißt es: "Wir wollen die Rechte aller Bergbaubetroffenen
schützen".

Wenn die Landesregierung nun weiterhin einseitig im Sinne des
Kohlekonzerns RWE agiert, wird es weder einen sozialverträglichen
Kohleausstieg, noch eine Befriedung in der Region geben. Damit wären
die nächsten gesellschaftlichen Großkonflikte in Nordrhein-Westfalen
vorprogrammiert.


Anmerkung:

[1] https://www.cdu-nrw.de/sites/default/files/media/docs/nrwkoalition_koalitionsvertrag_fuer_nordrhein-westfalen_2017_-_2022.pdf

 * 

Quelle:

Antje Grothus, 06.02.2019

Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Februar 2019 
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KOHLEALARM/562: Klimakampf und Kohlefront - verschärfte Justiz ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 6. Februar 2019

Untersuchungshaft für 18 Aktivist*innen nach Baggerblockade in der
Lausitz +++ Ende Gelände fordert Freilassung der Gefangenen +++
Demonstration vor der Landesvertretung von Brandenburg in Berlin
angekündigt



Berlin/Cottbus, 06.02.2019. Nach den Baggerbesetzungen des Bündnisses
Ende Gelände am Montag in der Lausitz sind 18 der Aktivist*innen in
Untersuchungshaft. Ihnen wird Hausfriedensbruch vorgeworfen. Die
Aktivist*innen protestierten mit ihren Aktionen gegen das
Abschlussergebnis der Kohlekommission und fordern den sofortigen
Kohleausstieg.

"Das Kommissionsergebnis geht zu Lasten derer, die die nicht mit am
Tisch saßen: Menschen im globalen Süden und jungen Generationen, die
Angst um ihre Zukunft haben. Angesichts dieses Versagens der Politik
sehen wir uns gezwungen, Regeln zu übertreten und mit zivilem
Ungehorsam den Kohleausstieg selbst in die Hand zu nehmen. Die
Aktivist*innen werden nun wie Schwerverbrecher*innen behandelt, obwohl
sie diejenigen sind, die Verantwortung übernehmen. Wir fordern die
Freilassung der 18 Gefangenen," sagt Nike Mahlhaus, Pressesprecherin
von Ende Gelände.

In ähnlichen Fällen wurden Aktivist*innen von Ende Gelände bisher vom
Vorwurf des Hausfriedensbruchs freigesprochen, weil die Tagebaue in
der Lausitz nicht umfriedet sind. Noch nie wurde gegen
Klima-Aktivist*innen Untersuchungshaft einzig aufgrund dieses Vorwurfs
angeordnet. Die Untersuchungshaft ist bis Ende April befristet.
Verhandlungen sind für die nächsten zwei Wochen geplant.

"Untersuchungshaft für Hausfriedensbruch anzuordnen, ist völlig
unverhältnismäßig," kommentiert die Rechtsanwältin der Aktivist*innen
Marie Melior, "Diese Unverhältnismäßigkeit sieht man insbesondere
daran, dass sämtliche angebotenen milderen Maßnahmen anstatt einer
Haft von der Richterin nicht einmal in Betracht gezogen wurden. Hier
soll offensichtlich ein Exempel an Aktivist*innen statuiert werden."
Ende Gelände protestiert heute ab 10 Uhr vor der Landesvertretung von
Brandenburg in Berlin-Mitte. Ab 18 Uhr ist eine Demonstration vor der
Landesvertretung angemeldet.


 * 


Kampagne "Ende Gelände" - Pressestatement
zu den U-Haft-Anhörungen nach Baggerbesetzungen in Cottbus

Cottbus, 05. Februar 2019. Nach den Baggerblockaden von Ende Gelände
gestern in der Lausitz und im Leipziger Land sitzen 23 Aktivist*innen
immer noch in Cottbus in Gewahrsam. Ihnen wird Hausfriedensbruch
vorgeworfen. Grundlegende Rechte wie Telefonate werden ihnen
vorenthalten. Seit 14h werden die Aktivist*innen einzeln vor Gericht
geführt, um zu untersuchen, ob Untersuchungshaft verhängt wird.
Unterstützer*innen von Ende Gelände sind in Cottbus vor Ort.

Dazu Nike Mahlhaus, Pressesprecherin von Ende Gelände:

"Hier werden junge Leute eingesperrt, weil sie sich für das Klima
einsetzen und für eine sichere Zukunft für alle Menschen, im bedrohten
Dorf Pödelwitz und weltweit. Die Brandenburgische Landesregierung
arbeitet Hand in Hand mit dem Kohle-Konzern LEAG gegen unsere Zukunft.
Wir lassen uns aber nicht einschüchtern. Ziviler Ungehorsam ist
angesichts der Klimakrise und der Untätigkeit der Regierung dringend
notwendig und legitim."

 * 

Quelle:

Pressestatement+-mitteilung, 05+06.02.2019

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Februar 2019 
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TREFF/663: Bonn - Ulrich Schnabel ist "Gast auf dem Sofa", 15.02.2019 


Hochschule Bonn-Rhein-Sieg - 07.02.2019

Ulrich Schnabel ist "Gast auf dem Sofa"



Zuversicht sei nicht dasselbe wie Optimismus, sagt Wissenschaftsjournalist
Ulrich Schnabel. Und sie hat auch nichts mit dem Blick durch die rosarote
Brille zu tun, im Gegenteil. Zuversicht sei immer gepaart mit Realismus
und schaue auf die Balance zwischen Chancen und Risiken, sagt Schnabel.

In der Reihe "Zu Gast auf dem Sofa" der Hochschul- und Kreisbibliothek
Bonn-Rhein-Sieg (HuKB) stellt Schnabel sein neues Buch "Zuversicht - Die
Kraft der inneren Freiheit und warum sie heute wichtiger ist denn je" vor
und diskutiert darüber mit dem Publikum. Ulrich Schnabel arbeitet seit
mehr als 25 Jahren bei der "Zeit", für seine Arbeit wurde der Physiker
mehrfach ausgezeichnet. (Freitag, 15. Februar 2019, in die HuKB am Campus
Rheinbach der Hochschule Bonn-Rhein-Sieg, Von-Liebig-Straße 20 in 53359
Rheinbach. Beginn ist 19.30 Uhr.)

Die HuKB veranstaltet die Reihe "Zu Gast auf dem Sofa" in Rheinbach
gemeinsam mit der Buchhandlung Kayser und mit freundlicher Unterstützung
des Bonner General-Anzeigers. Die Karten kosten zehn, ermäßigt sechs Euro.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution196

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Bonn-Rhein-Sieg, 07.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STANDPUNKT/310: Bürgerrechtsorganisationen erklären sich solidarisch mit der "Roten Hilfe" (Grundrechtekomitee)


Komitee für Grundrechte und Demokratie

Pressemitteilung vom 8. Februar 2019

Kein Verbot der Roten Hilfe!

Bürgerrechtsorganisationen erklären sich solidarisch mit der "Roten
Hilfe" und fordern ein Ende der diffamierenden Verbotsforderungen.



Kürzlich berichtete der Focus, dass Bundesinnenminister Horst Seehofer den
Verein "Rote Hilfe e.V." verbieten wolle. Selbst wenn dieser
Veröffentlichung möglicherweise noch kein konkret geplantes
Verbotsverfahren zugrunde liegt, erklären wir unsere Solidarität mit der
"Roten Hilfe".

Die "Rote Hilfe" ist eine parteiunabhängige, strömungsübergreifende linke
Antirepressions- und Solidaritätsorganisation. Durch Aufklärung, Beratung,
Unterstützung, Öffentlichkeitsarbeit und Vermittlung von Rechtsanwält*innen
hilft sie Menschen, ihre demokratischen Rechte wahrzunehmen, wann immer sie
auf Grund ihrer politischen Betätigung von staatlicher Verfolgung betroffen
sind. Außerdem beteiligt sich die "Rote Hilfe" an rechtspolitischen
Diskursen.

Gemäß ihrer Satzung unterstützt die "Rote Hilfe" dabei alle, die für die
Ziele der Arbeiter*innenbewegung, die internationale Solidarität, den
antifaschistischen, antisexistischen, antirassistischen, demokratischen und
gewerkschaftlichen Kampf sowie gegen Antisemitismus, Militarismus und Krieg
eintreten.

Seit Jahrzehnten steht die "Rote Hilfe" mit mittlerweile über 10.000
Mitgliedern im Fall von Repression, Polizeigewalt oder
Grundrechtsverletzungen an der Seite von linken Aktivist*innen und sozialen
Bewegungen. Diese Parteilichkeit mag nicht allen gefallen. Sie kann aber
kein Grund sein, die "Rote Hilfe" zu verbieten und deren Arbeit zu
kriminalisieren.

Die Arbeit der "Roten Hilfe" ist legitim und notwendig, gerade in Zeiten,
in denen Freiheitsrechte immer weiter zugunsten staatlicher
Sicherheitspolitik eingeschränkt werden. Wir erklären daher unsere
Solidarität für die "Rote Hilfe" und fordern ein Ende der diffamierenden
Verbotsforderungen.

Diese Erklärung wird getragen von:

Komitee für Grundrechte und Demokratie e.V.

Vereinigung Demokratischer Juristinnen und Juristen e.V.

Republikanischer Anwältinnen- und Anwälteverein e.V.

Neue Richtervereinigung e.V.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. Februar 2019

Komitee für Grundrechte und Demokratie

Aquinostr. 7 -11, 50670 Köln

Telefon 0221 97269 -30; Fax -31

E-Mail: info@grundrechtekomitee.de

Internet: www.grundrechtekomitee.de
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STANDPUNKT/309: Grundlegende Bedenken zum Einsatz von Kampfdrohnen (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 8. Februar 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Grundlegende Bedenken zum Einsatz von Kampfdrohnen

Studie zu den humanitären Folgen von Drohnen



Die humanitären Folgen von Drohnen sind gravierend und erfordern eine
umfangreiche Diskussion im Bundestag über die völkerrechtlichen,
verfassungsrechtlichen und ethischen Bedenken bezüglich ihres Einsatzes
durch die Bundeswehr. Über die Frage einer Bewaffnung von Drohnen sollten
die Abgeordneten im Bundestag namentlich und nach ihrem Gewissen abstimmen.
Das fordert die ärztliche Friedensorganisation IPPNW anlässlich der
heutigen Veröffentlichung des Berichtes "Die humanitären Folgen von Drohnen
- Eine völkerrechtliche, psychologische und ethische Betrachtung". Der
Bericht ist die deutsche Erstveröffentlichung einer Studie der "Women's
International League for Peace and Freedom, die die deutsche IPPNW
übersetzt und um weitere Texte ergänzt hat.

Am 28. Januar 2019 hat die Bundeswehr in Israel mit der Ausbildung von
Drohnen-Pilot*innen und weiterem Militärpersonal begonnen. Im
Koalitionsvertrag zwischen SPD und CDU wurde vereinbart, dass der Deutsche
Bundestag über die Beschaffung einer Bewaffnung erst nach ausführlicher
völkerrechtlicher, verfassungsrechtlicher und ethischer Würdigung
entscheidet. Doch das ist bisher nicht geschehen, während die Entscheidung
über ein Leasing von sieben bewaffnungsfähigen Drohnen Heron TP der
staatlichen israelischen Firma Israel Aerospace Industries bereits im Juni
letzten Jahres gefallen ist.

Die IPPNW kritisiert, dass der Beschluss für das Leasing die
Koalitionspartner in Zugzwang bringen könnte, die Waffenfähigkeit des
bereits angeschafften 1,2 Milliarden teuren Drohnensystems auch zu nutzen.
Mögliche Folgen einer Bewaffnung wären eine Senkung der Hemmschwelle zu
töten sowie die Gefahr einer weiteren Aufweichung vorechtlicher Normen.
Deutschland ist der einzige NATO-Mitgliedstaat, in dem ethische und
rechtliche Fragen zum Einsatz von bewaffneten Drohnen geprüft werden
sollen. Das Ergebnis der Debatte könnte international wegweisend sein. Mit
der heute veröffentlichten Studie will die ärztliche Friedensorganisation
einen Beitrag zu diesem überfälligen gesellschaftlichen Diskurs leisten.

Eine Aussage über die Zahl ziviler Drohnenopfer zu treffen, ist aufgrund
von Geheimhaltung und Intransparenz äußerst schwierig. Laut dem Büro für
investigativen Journalismus haben die USA bis zum 10. Januar 2019 zwischen
6.757-6.954 Luft- und Drohnenangriffen allein in Jemen, Somalia, Pakistan
und Afghanistan durchgeführt. Die Gesamtzahl der getöteten Zivilist*innen
in diesen Ländern beträgt zwischen 686-1.697 Menschen, darunter 220-347
Kinder. Doch die Zahlen dürften weitaus höher liegen, da weitere
Einsatzländer wie Palästina, Libyen, der Irak oder Syrien fehlen. Allein in
Libyen haben die USA laut der Nachrichtenseite Intercept seit dem Jahr 2011
ca. 550 Drohnenangriffe durchgeführt. Gemäß der Studie der britischen
Nichtregierungsorganisation Reprieve zu den US-Drohneneinsätzen in Pakistan
und in Jemen wurden für jeden getöteten "Terroristen" 28 Zivilist*innen
getötet.

Über die psychologischen Folgen für die von Drohnen betroffene Bevölkerung
im Jemen schreibt Radidja Nemar von der Nichtregierungsorganisation
"Alkarama" in der heute veröffentlichten Studie. Laut ihrer Untersuchung
leidet die von Drohnenangriffen betroffene Zivilbevölkerung unter ständiger
Angst und Schlaflosigkeit. Auch die Studie "Living under Drones" (2012) der
Stanford Law School kommt zu dem Schluss, dass Drohnenangriffe einen
erheblichen Schaden im täglichen Leben der Zivilbevölkerung anrichten, der
über das Töten und die körperlichen Verletzungen hinausgeht. Die Studie
dokumentiert zudem Symptome von Angsterkrankungen und Posttraumatischen
Belastungsstörungen (PTSD). 50 % der Befragten beschrieben emotionale
Zusammenbrüche, Bewusstseinsverluste, Alpträume, Reizbarkeit, Wutausbrüche,
übertriebene Reaktionen auf Lärm, Appetitverlust, Erbrechen, Übelkeit und
Schmerzen. Hinzu kommen Schlafstörungen, weshalb Antidepressiva und
Tranquilizer eingenommen wurden. Die 24-stündige Präsenz und der Angriff
ohne Vorwarnung terrorisiere Männer, Frauen und Kinder und erhöhten das
Level von Angst und psychologischem Trauma in den Gemeinschaften.
Soldat*innen, die Drohnen steuern, befinden sich nicht in akuter
Verletzungs- oder Todesgefahr. Sie verrichten ihre Arbeit oft im Heimatland
und tausende Kilometer entfernt vom tatsächlichen Kriegsgeschehen. Trotzdem
ist auch ihre physische und psychische Gesundheit beeinträchtigt. Der
Neuropsychiater Wayne Chappelle von der School of Aerospace Medicine führte
zwischen 2011 und 2014 Untersuchungen an 840 bzw. 1.000 Bediener*innen von
Drohnen durch. Fast die Hälfte der Befragten berichtete über einen hohen
Level an Stress aufgrund von langen Arbeitszeiten und Schichtdienst.

Auch die zwei Psychologinnen Cherie Armour und Jana Ross von der
Ulster-Universität Derry kamen in einer Metastudie (1996 - 2016) über die
psychologischen Folgen bei Drohnenoperator*innen zu dem Schluss, dass der
arbeitsbedingte Stress höher war als bei anderen Einheiten. Viele Befragte
berichteten von Schlafstörungen und emotionaler Erschöpfung. Die Studien zu
den Daten von Posttraumatischer Belastungsstörung sind widersprüchlich.
Laut der Untersuchung der beiden Psychologinnen sind die Raten bei den
Drohenoperator*innen niedriger als bei anderen Kampftruppen. Jean Otto
dagegen, die die Krankenakten von Drohnenpersonal und von Kampfpilot*innen
von 2003 bis 2011 auswertete, fand nach Bereinigung der Daten keinen
Unterschied zwischen Drohnen- und Kampfpilot*innen. Ein Grund für
widersprüchliche Angaben der Drohnenoperator*inen könnte u.a. in der Angst
vor Stigmatisierung und Jobverlust begründet liegen.


Sie finden den Report "Die humanitären Folgen von Drohnen - Eine
völkerrechtliche, psychologische und ethische Betrachtung" unter:

www.ippnw.de/commonFiles/pdfs/Frieden/Drohnenreport_2019.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. Februar 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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VORTRAG/206: Berlin - Wie die neuen Handelsabkommen Rechtsstaat und Demokratie verändern, 11.2.2019


Berliner Netzwerk TTIP | CETA | TiSA stoppen!

BUND Landesverband Berlin e.V. - Pressemitteilung, 8. Februar 2019

Einladung

Vortrags- und Gesprächsabend

TTIP, CETA, JEFTA

Wie die neuen Freihandelsabkommen Rechtsstaat und Demokratie
sowie die zwischenstaatlichen Beziehungen verändern



Termin: Montag, 11. Februar 2019

Uhrzeit: 19:30 - 21:00 Uhr

Ort: Urania Berlin e. V.

(An der Urania 17, 10787 Berlin, openstreetmap)

Referent:

Professor Dr. Siegfried Broß, Verfassungsrichter a. D.,

Moderation:

Pia Eberhardt (Corporate Europe Observatory)

Wir - das Berliner Netzwerk "TTIP | CETA | TiSA stoppen!" - laden
herzlich ein zu einem Vortrags- und Gesprächsabend.

Kaum eine Frage bewegt die Öffentlichkeit so sehr wie die umstrittenen
Abkommen der EU mit den USA (TTIP), Kanada (CETA) oder Japan (JEFTA).
Die größten Demonstrationen der letzten Jahre mit 250.000 Teilnehmern
(2015) und 320.000 Teilnehmern (2016) richteten sich gegen diese
Vertragswerke.

Eine EU-weite Unterschriftenaktion unterzeichneten 3,2 Millionen
Menschen. Ganz aktuell haben am 22. Januar über 150 Organisationen die
europäische Initiative "Menschenrechte schützen - Konzernklagen
stoppen!" gegen die geplante Paralleljustiz für Konzerne der neuen
Freihandels- und Investorenschutzabkommen gestartet. In Deutschland
war das Quorum bereits innerhalb weniger Stunden erfüllt.

Der Widerstand wächst nicht zu Unrecht: Die neue Generation der
Freihandels- und Investitionsschutzverträge sind nämlich keine reinen
Handelsverträge. Sie greifen tief in das nationale und internationale
Rechtssystem ein.

Mit weitreichenden "Kollateralschäden" für Demokratie, Rechtsstaat,
Menschenrechte und die internationale Staatengemeinschaft. Erst
allmählich wird mehr über diese Seite der Verträge bekannt. Beim
"Achmea"-Urteil beispielsweise entschied der Europäische Gerichtshof
am 6. März 2018, dass die Investitionsschiedsgerichtsbarkeit in
innereuropäischen bilateralen Abkommen nicht mit dem EU-Recht
vereinbar ist, weil diese die "Autonomie des Unionsrechts"
beeinträchtigten. In seinem Vortrag wird Prof. Dr. Siegfried Broß das
Neuartige dieser Abkommen, ihren völkerrechtlichen Charakter und ihre
Brisanz für das Demokratie-, Rechtsstaats- und Sozialstaatsprinzip
erklären.

Wir freuen uns, am Montag zwei Personen begrüßen zu dürfen, die aus
zwei sehr unterschiedlichen Perspektiven mit den Freihandels- und
Investitionsschutzabkommen befasst sind. Professor Dr. Siegfried Broß
war Richter am Bundesverfassungsgericht. Seit vielen Jahren
beschäftigt er sich intensiv mit der Konstruktion und den Folgen der
Freihandels- und Investitionsschutzverträge. Nach Ansicht des
ehemaligen Lehrstuhlinhabers für Europarecht Professor Axel Flessner
ist es nicht zuletzt Professor Broß zu verdanken, dass die Wirkung der
Freihandelsabkommen auf die Verfassung der Bundesrepublik auf
fundierte Weise in die öffentliche Diskussion eingeführt worden ist.

Eine ganz andere Perspektive auf die Problematik bringt Pia Eberhardt
ein. Sie gilt in den Medien als das "Gesicht des Widerstandes" gegen
TTIP. Sie arbeitet bei der NGO Corporate Europe Observatory seit
vielen Jahren zu dem Thema und hat hierzu - wie auch Siegfried Broß -
einschlägige Publikationen verfasst. Die Veranstaltung wird also an
diesem Abend "zwei Welten" - Zivilgesellschaft und Recht -
zusammenbringen und zu einer hoffentlich fruchtbaren Diskussion
führen.

Programm

19:30 - Begrüßung

19:45 - Vortrag und Gespräch

21:00 - Ende der Veranstaltung

Tickets:
https://uraniaberlin.reservix.de/p/reservix/event/1334089

Einlass 19.00

Eine Veranstaltung der Urania Berlin e.V. in Zusammenarbeit mit dem
Berliner Netzwerk TTIP | CETA | TiSA stoppen!

Berliner Wassertisch

c/o GRÜNE LIGA Berlin e.V.

Prenzlauer Allee 8

10405 Berlin

Web: www.berliner-wassertisch.info

 * 

Quelle:

Presseinformation, 08.02.2019

weitergeleitet von:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

Landesverband Berlin

E-Mail: kontakt@bund-berlin.de

Internet: www.bund-berlin.de
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AUTOREN/065: Der Einzige seines Ranges - Zum Auftakt des Fontane-Jahres (NG/FH)


Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte Nr. 1-2/2019

Der Einzige seines Ranges

Zum Auftakt des Fontane-Jahres

von Hanjo Kesting



Im September 1898 ist er gestorben. Einige Monate zuvor wurde Brecht
geboren, und es ist eine sonderbare Vorstellung, dass die beiden
Autoren wenigstens eine kleine Wegstrecke ihres Lebens gleichzeitig
verbracht haben. Als Menschen und als Schriftsteller scheinen sie weit
voneinander entfernt: der Bayer aus Augsburg und der Preuße aus
Neuruppin/Brandenburg; der eine ein grandioser Dramatiker, der andere
ein Meister der gelassenen Prosa; der eine ein Willensmensch und
Weltbeweger, der andere ein leiser und genauer Chronist. Nur in ihrem
nüchternen Blick auf die Wirklichkeit waren sie einander nahe. Und
noch näher waren sie einander im Tod - beide gestorben in Berlin und
begraben auf dem Dorotheenstädtischen Friedhof, nur wenige Schritte
voneinander entfernt. Das wird am Ende kein Zufall sein.

Zu Lebzeiten war Theodor Fontane nicht berühmt. Was seine Zeitgenossen
nicht erkannten (von allerwenigsten Ausnahmen abgesehen, abgesehen
auch - wieder einmal - von der jüdischen Leserschaft), das erkennen
wir von heute aus in schöner Deutlichkeit: dass er nämlich in seiner
Zeit und näheren Umgebung eine Ausnahmeerscheinung war unter deutschen
Schriftstellern, der Einzige, der an die großen russischen,
englischen, französischen Erzähler des 19. Jahrhunderts heranreicht.

Aber während Tolstoi und Turgenew, Balzac und Flaubert, Dickens und
Thackeray bereits zu Lebzeiten Schule machten, war es Fontanes
literarisches Schicksal, dass er jenseits unserer Grenzen lange ein
Unbekannter blieb. In der französischen Tageszeitung Le Monde
stand vor einiger Zeit eine respektvolle Besprechung des kleinen
Romans Graf Petöfy. Mit mehr als 100 Jahren Verspätung wird
Fontane jetzt auch in andere Sprachen übersetzt, in anderen Ländern
entdeckt und gelesen. Das hat mit der Qualität dieses Autors zu tun.
Die Quantität lässt sich ohnehin nicht übersehen, wie die Werkausgaben
belegen: rund 20 Bände mit 15.000 Seiten. Daneben das ausgedehnte,
hinreißende Brief-Œuvre, in seiner Zeit ohne Vergleich. Und als
Krönung das späte Erzählwerk: Romane aus der
berlinisch-preußisch-deutschen Gründerzeit, Gegenwartsromane,
Gesellschaftsromane. Kritische Besichtigung eines Zeitalters.

Begründer des modernen Romans in Deutschland

Stendhal und Balzac, Dickens und Thackeray, Flaubert und Dostojewski,
die großen Romanautoren des 19. Jahrhunderts, starben, ehe sie 60
wurden. Fontane war fast 60 Jahre alt, als er seinen ersten Roman
schrieb: Vor dem Sturm  - den Roman über die Kriege gegen
Napoleon. Erst im Alter rüstete er sich zum eigentlichen Lebenswerk.
In einem Brief an Wilhelm Hertz schrieb er: "'Ich fange erst an.'
Nichts liegt hinter mir, alles vor mir; ein Glück und ein Pech
zugleich. Auch ein Pech. Denn es ist nichts Angenehmes, mit 59 als ein
'ganz kleiner Doktor' da zu stehn." Da hatte er Vor dem Sturm
gerade abgeschlossen. Er war fast 80, als er den Stechlin
vollendete, den letzten Roman, der postum in Buchform erschien.
Dazwischen lagen anderthalb Dutzend weiterer Romane, die meist in
Fontanes berlinisch-preußischer Gegenwart spielen: L'Adultera;
Irrungen, Wirrungen; Stine; Cécile; Die Poggenpuhls; Mathilde Möhring,
Frau Jenny Treibel; Effi Briest. Diese Bücher enthalten ein
soziales Spektrum, das anders zusammengesetzt sein mag als dasjenige
eines Balzac, eines Zola, aber nicht weniger vollständig ist. Hof und
Adel, Militär und Geistlichkeit, das große und das kleine Bürgertum,
Besitz und Bildung, der vierte Stand, Näherinnen, Putzmacherinnen,
sogenannte Künstlerkreise, nicht zuletzt das Judentum in seinen
Spielarten - das alles ist hier in großer Personenfülle vertreten.

In diesen Büchern zeigt sich Fontanes literarischer Rang, liegt seine
historische Rolle. Er war, wie Heinrich Mann gesagt hat, "der
Begründer und zugleich Vollender des modernen Romans in Deutschland".
"Als erster hier hat er wahrgemacht, dass ein Roman das gültige,
bleibende Dokument einer Gesellschaft, eines Zeitalters sein kann ..."
Thomas Mann drängte es schon 1910 zu dem Bekenntnis, "dass kein
Schriftsteller der Vergangenheit oder Gegenwart mir die Sympathie und
Dankbarkeit, dies unmittelbare und instinktmäßige Entzücken, diese
unmittelbare Erheiterung, Erwärmung, Befriedigung erweckt, die ich bei
jedem Vers, jeder Briefzeile, jedem Dialogfetzchen von ihm empfinde".

Fontanes Leistung grenzt ans Wunderbare, gleich in zweifacher
Hinsicht: Wenn man sie misst an seiner Biografie, aber auch an seinen
literarischen Zeitgenossen. Gab es den deutschen Roman überhaupt,
bevor Fontane ihn erschuf? Es gab ihn nur als Bildungsroman, nach dem
Muster von Goethes Wilhelm Meister. Was fehlte, war der Zeit-
und Gesellschaftsroman. Fontane, noch weit von seiner literarischen
Zukunft entfernt, schrieb 1855 aus London: "Gewisse Vorzüge des
englischen Romans sind aller Welt bekannt. Dickens und Thackeray sind
unübertroffen, vielleicht sogar unübertrefflich in daguerreotypisch
treuer Abschilderung des Lebens und seiner mannigfachen Erscheinungen.
Der letzte Knopf am Rock und die verborgensten Empfindungen des
Herzens werden mit gleicher Treue wiedergegeben. Sie machen den
Egoismus, die Scheinheiligkeit der Gesellschaft und die Verderbtheit
bestimmter Kreise und Klassen zum roten Faden ihrer Darstellung."

Fontane rühmte an Englands großen Autoren ihre Nähe zur
Lebenswirklichkeit. Davon war der deutsche Roman weit entfernt. Er
stand im Bann der Weimarer Klassik, neigte dazu, die Wirklichkeit des
Lebens einem Bildungsziel oder ästhetischen Ideal unterzuordnen. Dann
aber geschieht ein Wunder: der Auftritt Fontanes. Er war der erste in
deutscher Sprache, der schreibend den Weg zur Lebenswirklichkeit fand,
weltläufig-nüchtern und großstädtisch-urban. Fontane atmete die Luft
der rasch expandierenden Großstadt Berlin, und er besaß Welterfahrung.
Die war ihm nicht in die Wiege gelegt worden, gemäß seinen Worten:
"Ohne Vermögen, ohne Familienanhang, ohne Schulung und Wissen, ohne
robuste Gesundheit bin ich ins Leben getreten, mit nichts ausgerüstet
als einem poetischen Talent und einer schlecht sitzenden Hose."

Fontane war 30, als er, der gelernte Apotheker, den Entschluss fasste,
als Journalist zu arbeiten. Zehn Jahre später lagen zwei
Englandaufenthalte hinter ihm, die im ganzen Werk ihre Spuren
hinterlassen haben. Und es begannen die Wanderungen durch die Mark
Brandenburg. Das nächste Jahrzehnt führte ihn, im Gefolge der
preußischen Armeen, auf die Schauplätze der Kriege von 1864, 1866 und
1870/71. Stets war er als Schreibender präsent: mit Reisebüchern über
England und Schottland, Tagebüchern aus Dänemark und Italien,
Kriegsberichten aus Böhmen und Schleswig oder mit politischen
Korrespondenzen aus London. Der 50-Jährige kannte Europa von
Kopenhagen bis Rom, von der Atlantikküste bis Prag und Wien. Er hatte
in Fingals Höhle auf den Hebriden und in die Blaue Grotte auf Capri
geschaut. Zwei volle Jahrzehnte widmete er dann seiner Tätigkeit als
Theaterkritiker in Berlin. Erst danach stieß er zum "Eigentlichen"
vor: zur kritischen Besichtigung seines Zeitalters.

Es geschah mit Risiko. Der bürgerliche Brotberuf wurde preisgegeben
zugunsten der materiell unsicheren Autorenexistenz. Fontane schrieb:
"Ein Apotheker, der statt von einer Apotheke von der Dichtkunst leben
will, ist so ziemlich das Tollste, was es gibt." Aber er hat dieses
Tollste gelebt und geleistet, unter Demütigungen und Entehrungen, doch
mit enormem Gewinn für die menschliche Substanz seines Werkes. So
wurde er zum Chronisten der Bürgerzeit. Dabei besaß er selber einige
zutiefst bürgerliche Eigenschaften, voran Fleiß und Ausdauer. Sie
waren die Garanten für die Stetigkeit einer Produktion, die sich durch
nichts beirren ließ. Weder durch die Verlockung öffentlicher Ämter wie
die Position des Sekretärs der Akademie der Künste ("Mir ist die
Freiheit Nachtigall") noch durch die Einsprüche der Ehefrau Emilie:
"Sie hat mich als Schriftsteller geheirathet und muß sich schließlich
darin finden, daß ich, trotz Abgrund und Gefahren, diese Art des
freien Daseins den Alltagscarrieren mit ihrem Zwang, ihrer Enge und
ihrer wichtigthuerischen Langeweile vorziehe."

"Dunkelschöpfung im Lichte zurechtgerückt"

Fontane schrieb rastlos und unermüdlich und beherzigte die alte
Schriftstellerregel "Nulla dies sine linea" ("Kein Tag ohne Zeile"),
auch wenn er sich matt und unpässlich fühlte, er wusste, dass man die
Inspiration nicht herbeizwingen, sondern nur mit einer Art Demut
erwarten kann. Die meisten Bücher entstanden schubweise, in mehreren
Durchgängen. Fontane hatte die Geduld, ein Buch im Entwurf oder auf
halber Strecke jahrelang liegen und reifen zu lassen, um es aus
besonnener Distanz fertigzustellen. Er folgte der Maxime: "Es wird
wie's wird. Daß es gleich gut wird, ist schließlich auch nicht nötig
und eigentlich von dem der täglich sein Pensum arbeitet auch
nicht zu verlangen. In der Regel steht Dummes, Geschmackloses,
Ungeschicktes neben ganz Gutem und ist Letztres nur überhaupt da, so
kann ich schon zufrieden sein. Ich habe dann nur die Aufgabe es
herauszupulen. Meine ganze Produktion ist Psychographie und Kritik,
Dunkelschöpfung im Lichte zurechtgerückt."

Ohne Zweifel war Fontane ein Kritiker seiner Zeit, ein Kritiker der
Gesellschaft und ihrer Konventionen. Ihrer Härte und Kälte war er sich
bewusst, und er zielte darauf, sie in ihrer Menschenfeindlichkeit
bloßzustellen. Doch war er weit davon entfernt, im gesellschaftlichen
Zustand an sich bereits ein unausweichliches Verhängnis zu sehen.
Seine Gesellschaftskritik spricht die Menschen nicht von eigener
Verantwortung frei. Er hat wunderbare Frauengestalten geschaffen, von
denen viele - mit den Worten des Autors - "einen Knacks weghaben". Sie
geraten oft in die Rolle von Opfern in einer männlich bestimmten
Gesellschaft, aber ihr Schöpfer gesteht ihnen Intelligenz, Mut,
Autonomie zu, und zeigt sie charakterlich, moralisch und emotional den
Männern überlegen.

Man kommt leicht in Gang, wenn von Fontane die Rede ist. Er macht es
seinen Porträtisten leicht und schwer zugleich. Leicht, weil er eine
breite Farbenpalette anbietet; schwer weil er ein Verwandlungskünstler
ist: Balladendichter, Reiseschriftsteller, Kriegsreporter, märkischer
Wanderer, Zeitungsjournalist, Aphoristiker, unermüdlicher
Briefschreiber, Gelegenheitspoet, Erzähler und Romancier. Nur
Theaterstücke hat er keine geschrieben, dafür 20 Jahre lang
Theaterkritiken. Fontane in vielen Gestalten. Er doziert nicht,
ideologisiert nicht, moralisiert nicht. Er sieht, er versteht, er
stellt dar. Und so verdient er bis heute unser Interesse.


Hanjo Kesting ist Kulturredakteur der Zeitschrift
Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte. 2017 erschien bei Wallstein: 
Bis der reitende Bote des Königs erscheint. Über Oper und Literatur.

 * 

Quelle:

Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte Nr. 1-2/2019, S. 77 - 80

Herausgegeben für die Friedrich-Ebert-Stiftung

Redaktion: c/o Friedrich-Ebert-Stiftung

Hiroshimastraße 17, 10785 Berlin

Telefon: 030/26 935-7151, -52, -53, Telefax: 030/26935 9238

Internet: www.ng-fh.de, E-Mail: ng-fh@fes.de
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TREFF/1173: Lippstadt - Erika Pluhar liest und singt, am 17.02.2019


Stadt Lippstadt

Erika Pluhar liest und singt

Am Klavier wird sie begleitet von Roland Guggenbichler



Lippstadt. Es ist schon länger her, dass Erika Pluhar anlässlich des
Wortfestivals in Lippstadt war. Am 17. Februar kommt sie wieder und
liest und singt in der Aula des Ev. Gymnasiums. Die Texte sind ihre
eigenen, denn Erika pluhar ist auch eine gefragte Autorin.

Die österreichische Künstlerin Erika Pluhar kann auf eine lange und
erfolgreiche künstlerische Karriere verweisen: die erste Theaterrolle
spielte sie 1959 am Wiener Burgtheater und blieb diesem Jahre lang in
ganz unterschiedlichen Rollen treu; 1961 war sie in ihrer ersten
Filmrolle zu sehen, der viele weitere folgen sollten - u.a. in "Die
Angst des Tormanns beim Elfmeter", "Schöner Gigolo, armer Gigolo",
"Die Kameliendame" oder "Rosen aus Jericho"; das erste Album erschien
1972 unter dem Titel "Erika Pluhar singt". Darüber hinaus ist sie eine
gefragte Hörbuch-Sprecherin und als Buchautorin schart sie seit 1981
eine treue Fangemeinde um sich.

60-jährig zog sie sich aus dem Beruf der reinen Schauspielerei völlig
zurück, arbeitete filmisch (Buch, Regie, Produktion) und produzierte
in Eigenregie ihre Tonträger. Außerdem begeistert sie mit Konzerten
und Lesungen ihr Publikum. In Lippstadt liest sie Lyrik und kleine
Prosa aus ihrer eigenen Feder. Es sind heitere bis besinnliche Texte,
in denen auch Übermut und Humor aufblitzt. Den musikalischen Teil des
Programms - die Pluhar-Lieder - begleitet Roland Guggenbichler am
Piano. Die beiden Künstler verbindet eine langjährige musikalische
Gemeinsamkeit: Ihre Poesie und Lebensbetrachtung wird von seinem
pianistischen Können beantwortet. Ein Abend, der sowohl Rückschau und
Erinnerung, als auch Freude am Aufbruch in Neues schenken möchte.

Stückeinführung / Interview mit Linda Keil und Erika Pluhar um 18.15
Uhr.

Termin: Sonntag, 17. Februar 2019, 19 Uhr

Mit Pause

Ort: Aula des Evangelischen Gymnasiums Lippstadt, Beckumer Straße 61,
59555 Lippstadt

Preise: Euro 24,- / 22,- / 19,- / ermäßigt: Euro 12,- / 11,- / 9,50

Veranstalter: KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Kartenverkauf: Kulturinformation Lippstadt im Rathaus, Lange Str. 14,
59555 Lippstadt, Tel. (0 29 41) 5 85 11, post@kulturinfo-lippstadt.de;
Mo - Fr 10 - 18 Uhr, Sa 10 - 14 Uhr

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 08.02.2019

Pressestelle

pressestelle@stadt-lippstadt.de

Tel: 02941/980-313
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AUSSICHTEN/8544: Und morgen, den 9 Februar 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 09.02.2019 bis zum 10.02.2019 +++
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Es blinzelt die Sonne,

die Wolke deckt zu.

Der Regenfang Tonne

lädt Jean-Luc zur Ruh'.
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MEMORIAL/197: 1275 Jahre Stadt Fulda - auf den Spuren ihrer Entstehungsgeschichte (Irene und Gerhard Feldbauer)


1275 Jahre Fulda

2019 begeht die hessische Stadt ein Jahr historischer Ereignisse

Auf den Spuren ihrer Entstehungsgeschichte

von Irene und Gerhard Feldbauer, 31. Januar 2019
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Panoramabild der Stadt Fulda in der Topographia Hassiae et regionum vicinarum - Kupferstich von Matthäus Merian, 1655
Abbildung: Matthäus Merian [Public domain]



Fulda, das in Hessen am gleichnamigen Fluss etwa 100 km nordöstlich
von Frankfurt am Main im Becken zwischen der Rhön und Europas größtem
Basaltmassiv, dem Vogelsberg, liegt, ist eine historische Stadt mit
glanzvollen Traditionen. Ihre erste Besiedlung reicht, wie im
Vonderau-Museum dargestellt wird, bis um 5000 vor Christi zurück. [1]

Davon zeugen gleich vier Jubiläen, die dieses Jahr begangen werden.
Das erste bildet am 12. März der 1275. Jahrestag der Verkündung der
Gründung des Klosters, womit die Entwicklung Fuldas zur Stadt
einsetzt. Es folgt die Verleihung des Münz-, Markt- und Zollrechts
durch Heinrich II. an den Abt für die heutige Stadt. 2019 wird auch
noch an die 1200jährige Weihe der alten Klosterkirche
(Ratgar-Basilika) und an die Bestattung des ostfränkisch-deutschen
Königs Konrad I. zu Beginn des Jahres 919 in Fulda erinnert.
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St.-Sturmius-Altar im Fuldaer Dom

Foto: Dr. Bernd Gross (changes by Rabanus Flavus) [CC BY-SA 4.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0)], via Wikimedia Commons



744 Gründung des Klosters Fulda

Am 12. März 744 traf der Missionar Sturmius (Lat. der Stürmische) auf
dem Ruinenfeld einer verlassenen fränkisch-merowingischen Anlage ein
und verkündete im Auftrag Bonifatius, dass hier ein
Benediktiner-Kloster errichtet werde. Das Gelände hatte der Hausmeier
[2] der Karolinger Karlemann, Sohn Karl Martells, für die
Missionsarbeit zur Verfügung gestellt. Von Bedeutung für die Ortswahl
war vor allem, dass sich hier zwei alte Handelswege kreuzten. Die
Antsanvia (lat. antiana via - alte Straße), ein Höhenweg von Mainz
nach Eisenach, und der Ortesweg, eine Altstrasse, die das Marburger
Land, den Vogelsberg, die Rhön und das historische Grabfeld
miteinander verband.

Zentrum des Frankenreiches

Bonifatius und mit ihm Fulda bildete in dieser Zeit einen zentralen
Bezugspunkt des Frankenreiches, das im Ergebnis des Unterganges des
Weströmischen Reiches nach dem Sieg der Franken unter dem
Merowingerkönig Chlodwig 486 bei Soisson über den letzten römischen
Machthaber in Gallien, Syagrius, entstand. Mit wechselndem Erfolg
kämpften sowohl die Könige und Kaiser als auch die Päpste darum, das
im 8. Jahrhundert vom Atlantik bis zur Elbe, von den friesischen
Inseln bis weit hinter Rom sich ausdehnende Imperium zu beherrschen.
Der Einfluss des Heiligen Stuhls auf das Frankenreich, dessen Kirche
sich der Leitung durch Rom entzog, war indessen zu Beginn des
8. Jahrhunderts gering. Nördlich der Alpen konnte der Papst von sich
aus keinen Bischof, noch nicht einmal einen Priester ernennen. Es war
Bonifatius, der im Rahmen der Christianisierung die Unterordnung der
fränkischen Kirche unter Rom durchsetzte, wofür er in die Geschichte
der katholischen Kirche als "Apostel der Deutschen" einging.
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Gallien im Jahr 481 vor Chlodwigs Herrschaftsantritt

Abbildung: Map Gaul divisions 481-fr.svg: Romain0derivative work: Furfur [Public domain], via Wikimedia Commons



Bonifatius, Legat des Papstes für Germanien

Der 672 oder 673 als Sohn eines angelsächsischen Adligen im Königreich
Wessex [3] geborene Bonifatius, der eigentlich Wynfried (Winfrid)
hieß, war in Exeter und Nursling bei Southampton Mönch gewesen und
hatte eine Klosterschule geleitet. Seit 718 verbreitete er in
Friesland, später in Thüringen, Hessen und Bayern das Christentum.
Sein missionarischer Eifer, sein historischer Weitblick, seine
gewaltige Stimme, aber auch sein großes organisatorisches Talent
ließen ihn frühzeitig zum wichtigsten Vertrauten des Heiligen Stuhls
bei der Festigung der Papstherrschaft nördlich der Alpen werden. Mit
gleichbleibender Treue diente er vier Päpsten - Gregor II. (715-731)
und III. (731-741), Zacharias (741-752) und Stephan II. (752-757).
Gregor II. hatte ihm 719 in Rom den offiziellen Auftrag erteilt, den
"ungläubigen Völkern das Geheimnis des Glaubens bekannt zu machen".
Der Auftrag war der "entscheidende Schritt zur Missionierung der
germanischen Völker". [4] 722 wurde er zum Bischof und zehn Jahre
später zum Erzbischof geweiht. 738 ernannte ihn Zacharias zum Legaten
für Germanien. Schon vor diesen Ämtern hatte ihn Gregor II. durch die
Verleihung des Namens Bonifatius (Wohltäter), eines römischen
Märtyrers [5], fest an die Kurie gebunden.

Verschiedenen Erzählungen nach fällte Bonifatius 723 in Hessen in
Geismar (heute Stadtteil von Fritzlar) unter dem Schutz fränkischer
Krieger und in Anwesenheit zahlreicher Chatten [6] eine dem
germanischen Kriegsgott Thor (Donar) geweihte Eiche. Er habe den zum
Großteil noch nicht zum Christentum bekehrten Chatten die Ohnmacht der
altgermanischen Götter beweisen wollen. Die danach errichtete und
Petrus geweihte Kapelle soll aus dem in vier gleich große Teile
gespaltenen Holz der Donar-Eiche gebaut worden sein. Sie wurde zum
Grundstein für den Bau des Klosters Fritzlar. [7]
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Fulda - die Alte Wache, das Bonifatiusdenkmal und der Dom, Gemälde von Louis Kolitz

Abbildung: Louis Kolitz [Public domain]



Sturmius, erster Abt von Fulda

Sturmius, der um 710-779 lebte, stammte aus bayerischem Adel, wurde im
Kloster Witzlar ausgebildet und etwa 739 zum Priester geweiht. Als
engster Vertrauter Bonifatius' wurde Sturmius erster Abt des Klosters
Fulda, des Wichtigsten von Rom im Kampf um die Schaffung einer
fränkischen Reichskirche und dabei Wiege des Entstehens der Stadt
Fulda. Mit der Stiftung von Bistümern in Passau, Freising, Regensburg,
Erfurt, Würzburg, Eichstätt und Ochsenfurt schuf Bonifatius danach
weitere Stützpunkte der Christianisierung.

Unzüchtige Priester und Heuchler

Das fränkische Episkopat lehnte zunächst jedoch mehrheitlich eine von
Rom straff geleitete Kirche ab. Die von den Fürsten und Landeskirchen
eingesetzten Würdenträger kamen aus dem Adel, führten ein weltliches
Leben und vererbten ihre Diözesen wie Familienbesitz. In den Berichten
des Bonifatius nach Rom ist immer wieder die Rede von unzüchtigen
Priestern, von Heuchlern, von Geistlichen, deren Herkunft niemand
kennt, die aber trotzdem geweiht werden. Er klagte über Bischöfe und
Priester, die sich nicht nur als Grundherren fühlen, sondern in den
Krieg ziehen und ein ausschweifendes Leben führen, sich mit ihrer
Trinkfestigkeit brüsten und nicht nur verheiratet sind, sondern
obendrein noch ehebrechen. Vor allem zwei Bischöfe waren seine
erbitterten Feinde: Gewillip von Mainz und Milo von Reims und Trier,
die beide ihre Bistümer von den Vätern geerbt hatten. Gewillip enthob
745 ein Konzil seines Amtes und berief Bonifatius zu seinem
Nachfolger. Milo setzte auf Betreiben Bonifatius' 744 die Synode von
Soissons als Bischof von Reims ab. In Trier blieb er im Amt, bis er
auf einer Eberjagd, wahrscheinlich 757, den Tod fand.
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Bonifatiusstatue in Fulda

Foto: Frank Schulenburg 23:25, 5 July 2006 (UTC) [CC BY 2.5 (https://creativecommons.org/licenses/by/2.5)], from Wikimedia Commons



Bündnis von Kreuz und Schwert

Im Ergebnis des Wirkens des Bonifatius wurde die christliche Religion
neben dem Lehnswesen als ökonomischer zur vor allem ideologischen
Stütze der Herrscher des Frankenreiches, zum Band, das den
Vielvölkerstaat zusammenhielt. Leopold von Ranke [8] nannte das ein
Erfordernis der "historischen Wirksamkeit". Die von Bonifatius nach
römischen Richtlinien betriebene Reform der fränkischen Kirche nutzte
jedoch auch das Königtum dieser Zeit für seine Interessen, da sie die
durch die Heidenbekehrung unterworfenen germanischen Stämme an das
fränkische Reich band. Bonifatius knüpfte daran an und trat in den
Konflikten zwischen der Zentralgewalt des Reiches und dem Papsttum um
die weltliche Herrschaft als Sachwalter Roms oft auch als Vermittler
auf. In diesem Kontext kam es vor allem mit dem Hausmeier Karl Martell
(688 bis 741) zu einer engen, wenn auch oft widersprüchlichen
Zusammenarbeit und schließlich zum Bündnis zwischen Kirche und
Reichsgewalt. Vor allem die Karolinger, die für eine starke
Königsherrschaft eintraten, suchten gleichzeitig die Hilfe der Kirche
zu nutzen, was voraussetzte, den römischen Einfluss zu stärken. In Rom
wiederum wusste man, dass das Missionswerk des Bonifatius den
militärischen Beistand der Fürsten benötigte. Auf dieser Basis
gestaltete sich die Kirche neben dem Lehnswesen zur zweiten
wesentlichen Stütze der Reichsgewalt. Besondere Bedeutung erhielt
dieses Bündnis, als Pippin der Jüngere 751 den letzten merowingischen
König Childrich III. stürzte und selbst die Macht an sich riss. Der
Papst billigte den Willkürakt Pippins, der danach von der
Reichsversammlung in Soissons zum König erhoben wurde. Um seine
Berufung durch Gott zu bezeugen, wurde der neue Herrscher zum ersten
Mal in der Geschichte des Frankenreiches nach alttestamentarischer
Weise gesalbt. Das religiöse Ritual soll Bonifatius in Soissons selbst
vorgenommen haben. [9]




[image: Abbildung: Bibliothèque nationale de France [Public domain]]

Karl Martell teilt vor seinem Tod 741 das Reich zwischen seinen Söhnen Karlmann und Pippin auf. Buchmalerei in einer Handschrift der Grandes Chroniques de France, Paris,
Bibliothèque Nationale, Ms. fr. 2615, fol. 72

Abbildung: Bibliothèque nationale de France [Public domain]



Umstrittener Märtyrertod

Nach der offiziellen Version habe Bonifatius 754 in Friesland, dem
Ursprungsgebiet seiner Missionsarbeit, in das er über 80jährig noch
einmal gereist war, unter der Hand von Heiden den Märtyrertod
erlitten. Sein Märtyrertod ist umstritten. Den Chroniken nach rechnete
Bonifatius mit seinem Tode. Er habe ein Leichentuch in seinem Gepäck
mitgeführt. Es wird auch für möglich gehalten, dass beutegierige
Räuber ihn überfielen und mit seinen 51 Begleitern erschlugen.
Darunter sollen sich auch Christen befunden haben. [10] Sein Leichnam
wurde zunächst nach Mainz gebracht und dann nach Fulda überführt, wo
er in der Erlöserkirche des Fuldaer Klosters seine letzte Ruhe fand.
1855 erließ Pius IX. die Kanonisation (Heiligsprechung) des
Bonifatius, die am 5. Juni begangen wird. 2004 wurde ein 172 km langer
Pilger- und Wanderweg auf der Route des Leichenzuges von Mainz nach
Fulda eingerichtet.

Unter Ludwig dem Frommen, dritter Sohn Karl des Großen, der von 814
bis 840 regierte, verfiel das Frankenreich der feudalen
Zersplitterung. Sein ältester Sohn und Nachfolger Lothar teilte das
Reich 843 im Vertrag von Verdun in drei Teile. Das Westreich, das
spätere Frankreich, erhielt sein Bruder Karl der Kahle; das Ostreich,
aus dem das Deutsche Reich entstand, ging an seinen Bruder Ludwig den
Deutschen; das Mittelreich Lothringien (Lothringen) mit Italien
sicherte er sich selbst. Zu den Nachfolgern Ludwig des Deutschen
gehörte Konrad I., der ab 911 regierte und nach seinem Tod 918 in
Fulda bestattet wurde, was ein weiteres der dieses Jahr gefeierten
Jubiläen ist.
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Königsurkunde Konrads I. - Schenkung an das Kloster Fulda, 12. April 912

Abbildung: König Konrad I [Public domain], via Wikimedia Commons



Ein privilegiertes Kloster

Das Wirken des Bonifatius beförderte tiefgehend die kultur-historische
Entwicklung Fuldas. Noch zu Lebzeiten Bonifatius' hatte Papst
Zacharias dessen außerordentliche Dienste 751 durch die Verleihung
eines Exemptionsprivilegs an das Kloster Fulda gewürdigt, es so von
jeder bischöflichen Jurisdiktion unabhängig erklärt und für alle
Zeiten ausschließlich der päpstlichen Gerichtsbarkeit unterstellt.
774 erhielt das Kloster noch von Karl dem Großen den Status der
"Reichsunmittelbarkeit" verliehen, wurde damit Reichskloster und
unterstand keinem Landesfürsten, sondern direkt dem Kaiser. Damit
konnte das Kloster ein eigenes Territorium erwerben, über das es die
Landeshoheit ausübte. Ab 1170 nahmen in Fulda Äbte ihren Sitz, nach
einem 1220 erlassenen Gesetz Kaiser Friedrichs II. waren sie
gleichzeitig Reichsfürsten (Fürstäbte). 1752 wurde Fulda selbst zum
Fürstbistum erhoben und der Fürstabt in den Stand eines Fürstbischofs.

In den folgenden Jahrhunderten wallfahrten die Gläubigen zur
Grabstätte des Bonifatius. Durch Spenden der Frommen erlangte das
Kloster Reichtum und Macht. Im 9. Jh. entwickelte sich die
Klosterschule unter Hrabanus Maurus (Abt von 822-842), der u. a. ein
lateinisch-deutsches Glossar verfasste, zu einer bedeutenden
Lehrstätte. Hier fand nicht nur die althochdeutsche Literatur ihre
Wiege, es bildete sich auch Deutsch zur Schriftsprache heraus.
Hrabanus, der 847 die Weihe zum Erzbischof erhielt, ging in die
Geschichte der katholischen Kirche als "Praeceptor Germaniae" (Lehrer
der Deutschen) ein.
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Blick auf das Kloster Fuldas, in der Mitte die Ratgar-Basilika - Kupferstich von Matthäus Merian, 1655

Abbildung: Matthäus Merian [Public domain]



1200jähriges Jubiläum der Ratgar-Basilika

Bereits 819 hatte der Erzbischof von Mainz der Ratgar-Basilika [11]
den Segen erteilt, was ein weiteres Jubiläum ist. Diese größte
karolingische Kirche nördlich der Alpen entstand an der Stelle der
ersten Grabeskirche des Bonifatius. Ihre Ausmaße sollen mit späteren
Anbauten die Größe des heutigen Doms übertroffen haben. An die
Frühzeit Fuldas erinnern auch die nach dem Vorbild der Grabkirche von
Jerusalem von 820 bis 822 erbaute Michaeliskirche, eines der ältesten
Gotteshäuser Deutschlands, und die spätgotische Severin-Kirche. Aus
der Vielzahl der Bauwerke sind hervorzuheben die Orangerie mit ihren
zauberhaften Sälen, die zwischen 1722 und 1725 nach Entwürfen des
kurmainzischen Baumeisters Maximilian von Welsch entstand; die
Heiliggeist- und die Stadtpfarrkirche; die Landesbibliothek und die
ehemalige Universität (1734-1803). Vor den Toren der Stadt befindet
sich eines der schönsten Barockschlösser Hessens, die Fasanerie. Auf
dem Petersberg (350 m ü. d. M.) ruhen in der Krypta der zum
Benediktiner-Kloster gehörenden Kirche die Gebeine der 782
verstorbenen heiligen Lioba, Äbtissin von Tauberbischofsheim und
Mitstreiterin des Bonifatius. Die Wandfresken des Klosters gehören zu
den ältesten Deutschlands.

Die Wiege der Stadtgründung

Zahlreiche hohe geistliche und weltliche Persönlichkeiten weilten in
Fulda: Ihre Listen führen Karl der Große, Benedikt VIII. (1012-1024,
Papst) und Heinrich II. (973-1024, seit 1014 deutscher Kaiser) an.
Letzterer hatte 1019 Fulda das Münz-, Markt- und Zollrecht verliehen,
womit ein weiterer historischer Jahrestag benannt ist. Dass es
manchmal mit dem dokumentarischen Nachweis historischer Ereignisse
problematisch ist, zeigt auch Fulda, für das keine Urkunde über die
förmliche Verleihung des Stadtrechts vorliegt. Im Stadtarchiv wird
jedoch davon ausgegangen, dass mit der Verleihung des kaiserlichen
Privilegs 1019 die Initialzündung für die Entwicklung Fuldas zur Stadt
gegeben wurde und dieses Datum in Ermangelung einer förmlichen
Stadtrechtsverleihung die Grundlage für das Jubiläum bildet.

Aufstände der Stadtbürger und Bauern

Die Entwicklung Fuldas kennzeichneten Auseinandersetzungen der
Stadtbürger gegen die Ansprüche der Äbte, die neben dem Kloster eine
Burg errichteten. Als Fürstabt Heinrich VI. 1319/20 eine zweite Burg
errichtete, stürmten die Bürger beide Befestigungen und zerstörten die
zweite Burg. Es folgten weitere Aufstände. Wiederholt wehrten sich die
Bürger gegen die Steuerhöhungen. Bauern im Gebiet von Fulda
beteiligten sich 1524/25 an den Kämpfen des deutschen Bauernkrieges.
Der Fuldauer Haufen unter dem Obersten Hauptmann Hans Dolhobt (auch
Dolhofen genannt), einem Uhrmacher, zählte rund 10.000 Bauern. Sie
stürmten Fulda und die nördlich liegende Stadt Hersfeld. In der
Schlacht am Frauenberg (heute ein Stadtteil Fuldas) wurde der Haufen
von Landgraf Philipp von Hessen blutig niedergeschlagen. [12] Während der
Inquisition der katholischen Kirche wurden in Fulda in Hexenprozessen
etwa 300 angebliche Hexen gefoltert und danach hingerichtet.




[image: Abbildung: Professor Friedrich Lange [CC0], via Wikimedia Commons]

1845 - zeitgenössische Darstellung des Hexenturms in Fulda

Abbildung: Professor Friedrich Lange [CC0], via Wikimedia Commons



Das Grabmal des Bonifatius

Zwischen 1704 und 1712 ließ Johann Dientzenhofer aus der Familie der
Barock-Architekten auf den Grundmauern der gewaltigen Ratgar-Basilika
den Dom der Stadt errichten. Sein Werk ist auch der Um- und Ausbau des
Stadtschlosses, eines früheren Renaissanceschlosses, der 1721
vollendet wurde. Die Krypta des Domes birgt das Grabmal des
Bonifatius. Ein mit schwarzem Marmor umgebenes Alabasterbild der
Barockzeit zeigt seinen Märtyrertod. Vor dem Stadtschloss steht in
wuchtiger Größe ein erzgegossenes Standbild des Bonifatius, der das
Kreuz hoch erhoben hält.

Nach der Säkularisierung 1802, die die Fürstbischöfe entmachtete,
gingen die Besitzungen der katholischen Kirche an Friedrich Wilhelm von
Oranien-Nassau, vier Jahre später an das Großherzogtum Frankfurt.
Danach wechselte Fulda für kurze Zeit zu Österreich und Preußen, kam
dann zum Kurfürstentum Hessen-Kassel und fiel 1816 wieder an Preußen.
1866 wurden Fulda und Kurhessen Teil des Königreichs Preußen.

Die Klosterbücherei Bonifatius' in der Hessischen Landesbibliothek

In der Hessischen Landesbibliothek in Fulda, einer Fundgrube des
Wissens von 1.500 Jahren europäischer und deutscher Geschichte, sind
die Bestände der Bücherei des von Bonifatius gegründeten Klosters ein
Anziehungspunkt für Fachleute vor allem der Geisteswissenschaften,
aber auch Allgemeininteressierte. Darunter befinden sich seine
Handschriftensammlungen und rund 850 abendländische Codices, davon ein
Drittel aus der Zeit vor 1600. Der weitgereiste Bibliothekar Peter
Bertius rühmte 1616, keine Handschriftensammlung in Deutschland sei
besser mit Codices ausgestattet als die des Bonifatius-Klosters. Eine
große Zahl der Codices entstand während der Zeit des Abtes Hrabanus
Maurus. Während dieser unter anderem selbst ein lateinisch-deutsches
Glossar verfasste, schrieben die Fuldaer Mönche viele Werke der
antiken und althochdeutschen Literatur nieder. Bereits um 820
zeichneten zwei Mönche hier das Hildebrand-Lied in Althochdeutsch auf.




[image: Abbildung: Fulda [Public domain], via Wikimedia Commons]

Hrabanus Maurus (links), sein Lehrer Alkunin (Mitte) und der Heilige Martin, dem Maurus sein Werk De laudibus sanctae crucis überreicht - Darstellung in einem Manuskript aus
Fulda um 830/40

Abbildung: Fulda [Public domain], via Wikimedia Commons



Viele Werke der Bibliothek beziehen sich auf den Geschichtsabschnitt,
in dem Bonifatius wirkte. Dazu gehört das Fragment einer
altlateinischen Prophetenhandschrift aus dem 5. Jahrhundert; eine
Handschrift mit dem Auszug der unter König Alarich II. Anfang des
6. Jahrhunderts geschaffenen Lex Romana Visigothorum, die ein
Gesetzeswerk für die im Westgotenreich lebenden Römer bildete; eine
Evangeliums-Harmonie aus der Mitte des 6. Jahrhunderts, die sich im
Besitz von Bonifatius befand und Glossen seiner Handschrift enthält,
und ein Evangeliar der Normannenprinzessin Judith von Flandern aus der
ersten Hälfte des 11. Jahrhunderts.

Heute ist Fulda, das während des Zweiten Weltkrieges zu einem Drittel
durch angloamerikanische Luftangriffe zerstört wurde, auf rund 104 km²
mit etwa 68.000 Einwohnern in 11 Stadtbezirken und 24 Stadtteilen,
größte Stadt Osthessens. Sie ist Hochschulstadt und Industriestandort,
der stark durch mittelständische Unternehmen geprägt wird.




[image: Foto: Thomas Diegelmann [Public domain], via Wikimedia Commons]

Blick über die Stadt Fulda auf die Rhön

Foto: Thomas Diegelmann [Public domain], via Wikimedia Commons




Fußnoten:


[1] Das 1875 gegründete Museum ist nach dem Lehrer und Heimatforscher
Joseph Vonderau genannt, der zahlreiche Objekte aus der Stein- und
Bronzezeit entdeckte. Drei Dauerausstellungen informieren über die
regionale Naturkunde, darunter ein Kleinplanetarium, über
Kulturgeschichte, Malerei und Skulptur. Das mit fast 4000 m²
Ausstellungsfläche größte Hessische Museum dieser Art wird 2019 im
Zeichen der Fuldaer Jubiläen stehen.

[2] Hausmeier (Majordomus), Verwalter des Herrscherhauses, eine den
Königen gleiche Position.

[3] Das Königreich Wessex, aus dem altenglischen Westseaxe, zu Deutsch
West-Sachsen, war im 6. Jh. eines der angelsächsischen Königreiche
im Süden und Südwesten Englands, das bis zum 10. Jahrhundert
existierte.

[4] Hans Kühner: Lexikon der Päpste. Kirchengeschichte -
Weltgeschichte - Zeitgeschichte von Petrus bis heute, Zürich 1977.

[5] Bonifatius, der kein Christ war, lebte gegen Ende des 3.
Jahrhunderts in Rom in der Villa der reichen Römerin Aglae als Sklave.
Er war für seine Herrin Verwalter ihrer Güter und ihr Geliebter. Sie
schickte ihn nach Tarsus (einer unter römischen Einfluss liegenden
Provinz in der Türkei, Geburtsort des Apostel Paulus), wo er die
Reliquien christlicher Märtyrer finden und nach Rom bringen sollte.
Als er in Tarsus die Folterungen und Tötungen der verfolgten Christen
unter Kaiser Galerius miterlebte, ließ er sich taufen und bekannte
sich zum Christentum. Darauf wurde er durch siedendes Pech selbst
umgebracht.

[6] Die Chatten, auch Katten geschrieben, waren ein in den Tälern der
Eder, der Fulda und oberhalb der Lahn (was Teilen des heutigen Nieder-
und Oberhessens entspricht) angesiedelter germanischer Stamm. Es ist
möglich, dass die Bezeichnung Hessen vom Namen der Chatten abgeleitet
ist. Denn das "Ch" war das germanische "h", das als "X" ausgesprochen
wurde.

[7] Lutz E. Padberg: Bonifatius - Missionar und Reformer. München
2003.

[8] Leopold von Ranke (1795 - 1886), deutscher Historiker, Begründer
der bürgerlichen Geschichtswissenschaft. Seit 1825 außerordentlicher
Professor in Berlin, 1832 zum Mitglied der Preußischen Akademie der
Wissenschaften in Berlin berufen. 1841 von König Friedrich Wilhelm IV.
zum Historiographen des Preußischen Staates ernannt.

[9] So Gustav Faber in: Auf den Spuren von Karl dem Großen. München
1985.

[10] Lutz E. Padberg, a. a. O.

[11] Ratgar-Basilika. Der Bau begann unter dem Abt Ratger von 791 bis
819, 3. Abt des Klosters Fulda nach Sturmius, deshalb auch
Ratger-Basilika genannt .

[12] Wilhelm Zimmermann: Der große deutsche Bauernkrieg, Dietzverlag
Berlin 1952, S. 554 ff.
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PFLANZEN/046: Entlegenes Grün - Wüstenmethusalem ... (SB)




In der ältesten Wüste der Welt, in der es heiß und trocken ist, wo
riesige Sanddünen empor gewachsen sind und Sandstürme peitschen, wo
tägliche Temperaturschwankungen von bis zu 70° C vorherrschen - wer
sollte dort leben können?

Es handelt sich um die Namib Wüste, die sich über die Länder Namibia
und Angola im südlichen Afrika erstreckt und die auf ihrer gesamten
Länge von 2000 Kilometern auf den Atlantik trifft. Meer und Wüste
liegen dicht beieinander und dennoch gehört die Namib zu den
trockensten Wüsten südlich der Sahara.




[image: Auf einer Landkarte sind die Länder Angola und Namiba dargestellt, eine gestreifte Fläche zeigt, dass die Wüste sich über die beiden Länder erstreckt und an der Westseite auf ganzer Linie auf den Atlantischen Ozean trifft - Foto: 2006, by Thomas Schoch [CC BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], via Wikimedia Commons]

Gestreifte Fläche: die Namib-Wüste

Foto: 2006, by Thomas Schoch [CC BY-SA 3.0
(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], via Wikimedia
Commons



Dort wächst unter diesen extremen Bedingungen eine sonderbare Pflanze.
Sie ähnelt einem am Boden liegenden Haufen welkender Blätter, die aus
einem sehr niedrigen breiten Stamm entspringen, der eher als Stumpf
bezeichnet werden könnte. In Angola wird diese Pflanze "n'tumbo"
genannt. Das bedeutet so viel wie "Stumpf". Die Hereo nennen sie
"onyanga", das heißt "Wüstenzwiebel". Ein Hinweis auf ihr Wachstum
gibt die Bezeichnung in der Sprache Afrikaans, denn dort lautet ihr
Name "tweeblaarkanniedood". Man kann es mit
"Zwei-Blatt-kann-nicht-sterben" übersetzen. Aber was hat all das
zu bedeuten, um welches merkwürdige Pflanzengewächs handelt es sich hier?




[image: Umgeben von hellem Sand wächst eine Welwitschia-Pflanze, die einem Blätterhaufen ähnelt - Foto: 2004, by Freddy Weber, [Public domain], via Wikimedia Commons]

Welwitschia mirabilis

Foto: 2004, by Freddy Weber, [Public domain], via Wikimedia Commons






Welwitschia mirabilis - eine Pflanze alt wie Methusalem wird
nie erwachsen

Ihr wissenschaftlicher Name lautet Welwitschia mirabilis und den
verdankt sie ihrem österreichischen Entdecker, dem Arzt und Botaniker
Friedrich Welwitsch. Er traf im Jahr 1859 in der Wüste von Angola auf
die Pflanze, die seine Neugier weckte. Wie kann eine so große
Pflanze hier überleben? Sie sieht aus wie ein durcheinander
gewirbelter Blätterhaufen. Doch bei genauer Untersuchung zeigt sich,
dass sie wirklich nur zwei Laubblätter hervorbringt, die an ihren
Spitzen welken, aber selbst nicht abfallen, sondern einfach immer
weiterwachsen. Mit diesen verwelkten braun-grauen Blattspitzen, die
auf dem Boden liegen, sieht sie zwar nicht besonders schön aus, aber
sie birgt ein Geheimnis: sie kann uralt und doch nicht erwachsen
werden. Was bedeutet das? Nun, es bleiben immer dieselben Blätter, die
wachsen und wachsen und so kann man sagen, dass sie nie erwachsen
werden und sterben. Das stimmt zwar nicht ganz, aber immerhin beträgt
ihr durchschnittliches Alter 500 bis 600 Jahre, aber sie kann durchaus
auch bis zu 2000 Jahre alt werden.

Der Eindruck, dass es sich um einen unansehnlichen Blätternhaufen
handelt, entsteht dadurch, dass beiden etwas ledrigen Blätter im
Laufe ihres langjährigen Wachstums von Sand- und Windschliff
zerschlitzt wurden und so den Anschein eines vielblättrigen Gewächses
erwecken.


Wassertropfen aus dem Atlantik

Aber auch diese Pflanze kann ohne Wasser nicht überleben. Anzumerken
ist hier, dass es sich bei der Welwitschie, wie sie auch kurz genannt
wird, eigentlich gar nicht um eine richtige Wüstenpflanze handelt,
denn ursprünglich wuchs sie in Savannengebieten. Durch einen sehr
langen Anpassungsprozess entwickelte sie eine Pfahlwurzel, die tief in
wasserführende Schichten oder gar bis zum Grundwasser hin gelangt und
dabei Längen von 25 Metern erreichen kann. Manche behaupten, dass sie
Exemplare von sehr alten Pflanzen entdeckten, deren Wurzel sogar 45
Meter tief in den Boden wuchs. Das wäre also eine Möglichkeit an
Wasser zu gelangen. Nebenher verfügt sie über ein oberflächennahes
aber noch unterirdisches Wurzelgeflecht, das sich über einen Radius von
15 Metern ausdehnt und bis in drei Meter Tiefe reichen kann. Damit ist
sie in der Lage, die Bodenfeuchtigkeit aufzunehmen, die durch die für
die Namib-Wüste typischen Nebel entsteht.

Diese Nebel sind für viele Bewohner dieser heißen Wüste von
überlebenswichtiger Bedeutung. Aber wo kommen in so einer trockenen
Region Nebel her? Die Namib-Wüste trifft, wie gesagt, auf ihrer
gesamten Länge auf den Atlantik. Das salzige Meerwasser kann weder von
Mensch noch Tier getrunken werden, aber dennoch kann es trinkbares
Wasser spenden - wenn auch nur in geringen Mengen. Wie das geht? In
der Namib-Wüste herrschen gebietsweise Lufttemperaturen von bis zu
60° C vor. Das kühle Meerwasser, das von den Passatwinden aufgewirbelt
über die Wüste weht und auf die heiße Luft trifft, kondensiert und
es entsteht Nebel, der sich dann an verschiedenen Flächen
niederschlägt und Wassertropfen bilden kann, die dann trinkbar sind.
Genau das machen sich Tiere, zum Beispiel der Nebeltrinker-Käfer, und
Pflanzen, wie die Welwitschie, in dieser Wüste zunutze.

Über den kurzen, dunklen korkartigen Stamm mit seiner großen Oberfläche ist die
Welwitschia mirabilis in der Lage, eben diese Wasser aufzunehmen. Auch
wenn es nur wenig Wasser ist, so hilft es ihr doch beim Überleben.
Ihre Blätter sind dagegen nur in einem ganz geringen Maße in der Lage,
Wasser aufzunehmen. Doch wie bei allen Pflanzen geht es nicht nur um
das Überleben, sondern um die Vermehrung. Und das ist bei der
Welwitschia aus verschiedenen Gründen kein leichtes Unterfangen.


Eine Welsitschia braucht einen Partner

Für die Fortpflanzung sind männliche und weibliche Vertreter der
Welwitschie vonnöten. Oftmals stehen sie weit auseinander und so sind
sie auf Insekten oder den Wind als Bestäubungshelfer angewiesen. Nur
aus einem mit dem männlichen Pollen befruchteten Samen können bei
optimaler Feuchtigkeit neue Welwitschia-Keimlinge sprießen. Man
vermutet beispielsweise Wespen oder Wanzen als Pollentransporteure,
doch ist das nicht eindeutig nachgewiesen. Sicher ist jedoch, dass die
Samen papierartige "Flügelchen" besitzen, unter die der Wind greifen
und sie fort tragen kann.




[image: Im Vordergrund eine große Welsitschia-Pflanze, deren beide Blätter der Länge nach aufgeschlitzt sind, weit entfernt und klein zu erkennen, wächst eine weitere dieser Pflanzen - Foto: 2004, by Harald Süpfle [CC BY-SA 2.5 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.5)], via Wikimedia Commons]

In der weiten Wüste stehen die Pflanzen oft weit entfernt voneinander

Foto: 2004, by Harald Süpfle [CC BY-SA 2.5
(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.5)], via Wikimedia Commons



Bei all diesen Unsicherheiten, die die Verbreitung und Fortpflanzung
mit sich bringt, ist es nur gut, dass die Samen über mehrere Jahre
lang keimfähig bleiben, so dass sie auch noch nach langer Zeit während
der sehr seltenen Regenfälle keimen können. Es kann nämlich bis zu 10
Jahre lang kein einziger Regentropfen fallen, aber genau dieser Regen
ist besonders wichtig für die Welwitschia mirabilis, denn nur wenn der
Boden auch an der Oberfläche ausreichend feucht ist, können ihre
befruchteten Samenkerne keimen. Verschwindet das Regenwasser zu früh,
so sterben die ganz jungen Keimlinge ab.

Hat es allerdings in ausreichendem Maße geregnet, treiben zuerst die
beiden Keimblätter aus dem Samen aus. Sie können bis zu eineinhalb Jahre
lang Photosynthese betreiben und so die Pflanze beim Wachstum der
beiden Laubblätter mit Nährstoffen versorgen. Dann sterben die
Keimblätter ab, die Laubblätter wachsen weiter und können über die
vielen Jahre eine Länge von 2,5 Metern bis zu ca. 6 Metern erreichen.
Hat es eine junge Pflanze geschafft und konnte unter den extremen
Bedingungen wachsen und groß werden, vermag sie sehr alt zu werden.




[image: Zwei noch ganz junge, grüne und heile Laubblätter sprießen aus der Mitte des noch kaum erkennbaren Stammes der Pflanze - Foto: 2004, by Kurt Stüber [1] [CC BY-SA 3.0 (http://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/)], via Wikimedia Commons]

Zwei junge Welwitschia-Laubblätter

Foto: 2004, by Kurt Stüber [1] [CC BY-SA 3.0
(http://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/)], via Wikimedia
Commons






Bedroht, nicht nur durch Tierfraß ...

Auf der Welwitschie leben kleine Insekten, wie beispielsweise die
Feuerwanze. Sie ernährt sich von dem Pflanzensaft, den sie von ihr
absaugt. Auch der Welwitschie-Käfer findet auf ihr sein
Auskommen. Die ledrigen Blätter sind nicht bei allen Tieren begehrt.
Die dort lebenden Oryx-Antilopen, die ebenfalls sehr gut an das
Wüstenklima angepasst sind, lassen sich die Blätter trotzdem
schmecken. Glücklicherweise wachsen die Blätter wieder nach.

Wirkliche Gefahr droht der Welwitschie jedoch von den Menschen. In dem Wüstenboden
lagern große Uranvorkommen und andere Bodenschätze. Uranminen sind
aufgrund der dort frei werdenden Radioaktivität für die Menschen,
Tiere und Pflanzen gefährlich, sie können zu schweren Erkrankungen
führen. Zudem fallen erhebliche Mengen an radioaktivem Abfall in
fester und flüssiger Form bei dem Uranabbau in den Minen an. Man darf
annehmen, dass diese Stoffe auch ins Grundwasser gelangen und dieses,
besonders für die dort lebenden Pflanzen lebenswichtige Nass,
verseuchen. Es bleibt zu hoffen, dass die Nachfrage nach Uran abnimmt,
weil vielleicht immer mehr Länder die Atomkraftwerke abschaffen und
kein Uran mehr gebraucht wird.




[image: Eine sehr große, alte Welwitschia mit vielfach aufgeschlitzten Blättern soll durch eine Umzäunung geschützt werden - Foto: 2003, by Thomas Schoch [CC BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], via Wikimedia Commons]

Alte eingezäunte Welwitschia, geschätztes Alter 1500 Jahre

Foto: 2003, by Thomas Schoch [CC BY-SA 3.0
(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], via Wikimedia
Commons




Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:


https://www.liportal.de/namibia/ueberblick/

https://www.namibia.de/namibia-information/literaturauszuege/titel/welwitschia-mirabilis-kronenlose-herrscherin-namib-ernst-van-jaarsveld-uschi-pond.html

http://www.spiegel.de/wissenschaft/natur/methusalem-geschoepfe-so-geht-ewiges-leben-a-711540.html

https://www.deutschlandfunk.de/die-welwitschia.676.de.html?dram:article_id=278551
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HÖRFUNK/477: Deutschlandfunk Kultur - "Tanjas Tanz" von Milena Baisch, 10.2.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Tanjas Tanz

Von Milena Baisch

Deutschlandfunk Kultur 2017/42'28

Kakadu. Hörspieltag

Sonntag, 10. Februar 2019, 8.05 - 9.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Tanja - die wegen ihrer Figur mit dem Spitznamen Tonnja gehänselt wird
- träumt davon, eine federleichte Balletttänzerin zu werden. Nachdem
sie in der Ballettschule zunächst plumpsend scheitert, entdeckt die
Ballettlehrerin ihr besonderes und etwas spezielles Talent: Wenn Tanja
Musik richtig gefällt, dann kann sie bis an die Decke springen. Und
genau das muss ein Ungeheuer können. Tanja bekommt die Hauptrolle in
der Ballettaufführung "Das Ungeheuer im Elfenland". Premiere ist auf
einem Straßenfest und viele Kinder aus Tanjas Klasse schauen sich die
Aufführung an. Tanja ist sehr aufgeregt, doch es wird ein großer
Erfolg. Sie springt enorm hoch und bekommt sehr viel Applaus. Mit der
Kraft des Ungeheuers ertanzt sie sich den Respekt ihrer Mitschüler.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 29. Januar 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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GLEICHHEIT/6815: Frankreich - Nationalversammlung beschließt "Anti-Randale-Gesetz"


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Frankreich: Nationalversammlung beschließt "Anti-Randale-Gesetz"

Von Will Morrow

8. Februar 2019



Am Montag stimmte die Französische Nationalversammlung mit deutlicher
Mehrheit für Präsident Emmanuel Macrons "Anti-Randale-Gesetz". Es
untergräbt das Demonstrationsrecht und weitet die Befugnisse der Polizei
stark aus.

Premierminister Edouard Phillippe hatte das Gesetz im Januar erstmals
vorgestellt. Das Gesetz, mit dem Frankreich einen großen Schritt in
Richtung Polizeistaat geht, war die Antwort des Regierungschefs auf die
"Gelbwesten", die gegen soziale Ungleichheit protestieren. Wie in Ungarn,
Brasilien, den USA und praktisch in jedem Land reagiert auch in Frankreich
die herrschende Klasse mit der Ausweitung von Repressionsmaßnahmen, sobald
sie auf den Widerstand der Arbeiterklasse stößt.

Der Senat, das französische Oberhaus muss das Gesetz nun im Verlauf eines
Monats bestätigen. Es beinhaltet folgende Maßnahmen:

• Die Polizeipräfekten können jeder Person einen Monat lang die
Teilnahme an öffentlichen Demonstrationen verbieten. Dafür genügt es, dass
die Regierung "ernstzunehmende Gründe dafür [vermutet], dass das Verhalten
dieser Person eine besonders große Gefahr für die öffentliche Ordnung
darstellt".

• Wer mit einem Demonstrationsverbot belegt wird, der kommt auf eine
staatliche Liste. Der Innen- und der Justizminister haben das Recht, "eine
automatisierte Kontrolle von Personendaten einzuführen, um auf nationaler
Ebene die Überwachung derjenigen Personen, die nicht an öffentlichen
Protesten teilnehmen dürfen, sicherzustellen".

• Polizeibeamte sind bevollmächtigt, auf Anweisung des Staatsanwalts
Taschen und Autos von allen Personen, die sich an Demonstrationen
beteiligen, und diejenigen "ihrer unmittelbaren Umgebung" zu durchsuchen.
Damit wird eine bereits gängige Praxis in Gesetzesform gegossen: Die
Polizei durchsucht heute schon regelmäßig Autos und Taschen der
"Gelbwesten" nach Objekten, die sie als "improvisierte Waffen" auslegen
kann.

• Künftig ist es eine Straftat, "sein Gesicht absichtlich vollständig
oder teilweise zu verhüllen, um unerkannt zu bleiben", da dies eine
Bedrohung der öffentlichen Ordnung darstelle. Schon bisher war es verboten,
während einer Demonstration eine Maske zu tragen, und es konnte ein Bußgeld
von 1.500 Euro nach sich ziehen. Aber jetzt wird die Strafe auf 15.000 Euro
sowie Gefängnis bis zu einem Jahr erhöht.

Viel Beachtung erhielt die Tatsache, dass das Verbot einer "teilweisen"
Gesichtsverhüllung sich schon auf große Sonnengläser und Halstücher
bezieht. Es wird auch die Gasmasken betreffen, die einige "Gelbwesten" bei
Protesten tragen, um Polizeiangriffen mit Tränengas vorzubeugen, sowie auch
die Kopfschutzmasken, mit denen die Demonstranten ihr Gesicht vor
Gummigeschossen und Blendgranaten schützen.

Ursprünglich lautete der Gesetzestext, dass das Gesetz nur dann auf
Personen mit Gesichtsschutz angewendet würde, wenn die betreffende Person
einen kriminellen Akt ausübe. Doch vergangenen Monat wurde der Text in der
Nationalversammlung abgeändert, nachdem einige Abgeordnete das Gesetz als
"nicht anwendbar" bezeichnet hatten. Stattdessen wird künftig die
verhaftete Person ein "legitimes Motiv" für einen Gesichtsschutz beweisen
müssen. Die Abgeordnete Laurence Vichnievsky von der Demokratischen
Bewegung (Mouvement démocrate, MoDem), die die Abänderung eingebracht
hatte, sagte, es sei notwendig, "die Beweislast" umzudrehen - und vom Staat
auf den Beschuldigten abzuwälzen.

Wer ein Demonstrationsverbot erhält, kann zwar Berufung beim
Verwaltungsgericht einreichen. Allerdings ist dies für einfache Bürger
extrem schwierig, wie mehrere Juristen bestätigt haben. Die Behörden müssen
jemandem ein Demonstrationsverbot offiziell mindestens 48 Stunden vor der
Demonstration mitteilen, aber falls die Person nicht erreichbar ist,
entfällt diese Vorschrift.

Die Regierung behauptet, diese Verschärfungen richteten sich nur gegen
"Randalierer", aber das glaubt kein Mensch. Es ist absurd. Am Sonntagabend
beschwerte sich Innenminister Christopher Castaner auf Facebook, nun würden
"Unterstellungen, Vermutungen, Lügen, Ängste und Zweifel ausgestreut".
Dabei sei das Gesetz nur dazu da, "das Demonstrationsrecht zu schützen",
welches "zu oft von Rowdys gefährdet wird".

Castaner nahm Bezug auf die über 1.200 Demonstranten, die seit Beginn der
"Gelbwesten"-Proteste vor zwölf Wochen verletzt worden sind. Aber er sagte
nicht, dass die meisten von ihnen durch Angriffe der Bereitschaftspolizei
verletzt wurden. Die Polizei greift die Demonstranten mit Knüppeln und
Tränengas an, und durch Blendgranaten und Gummigeschosse haben mehrere
Menschen schon eine Hand und mehr als zwanzig Personen ein Auge verloren.

Die Abgeordnete Alice Thourot (En Marche) hat solche Behauptungen bereits
widerlegt, als sie am 31. Januar der Zeitung Le Figaro sagte: "Die
französische Bevölkerung versteht nicht, warum Personen an Demonstrationen
teilnehmen, die kleinen Gruppen von Rechts- und Linksextremen angehören,
und von denen wir bereits wissen, dass sie sich durchgehend der Gewalt
bedienen." Damit wird klar, dass das Gesetz letztlich zur Kriminalisierung
linker Oppositioneller gedacht ist.

Das Gesetz wurde mit 392 gegen 92 Stimmen angenommen. Gegen das Gesetz
stimmten die Sozialistische Partei (PS), Jean-Luc Mélenchons Unbeugsames
Frankreich (La France insoumise) und die neofaschistische Nationale
Sammlungsbewegung (Rassemblement National) von Marine Le Pen. Alle diese
Parteien unterstützen jedoch die Staatsaufrüstung gegen die Arbeiterklasse
und haben nur deshalb gegen das Gesetz gestimmt, weil ihre Stimmen für
seine Annahme nicht wirklich nötig waren.

Die Tatsache, dass die Partei Marine Le Pens, die Nachfolgerin des
faschistischen Vichy-Regimes, sich als Verteidigerin der "individuellen
Freiheit" gegen die Macron-Regierung aufspielt, ist ein weiterer Beleg
dafür, dass die Rechtsextremen nur deshalb ein gewisses Gehör bei der
Bevölkerung finden, weil die angeblich "moderateren" kapitalistischen
Parteien eine rechte Polizeistaats- und Austeritätspolitik durchsetzen.

Die Nein-Stimmen von Mélenchons La France insoumise und der PS sind nicht
weniger zynisch. Im November 2015 rief die PS als Regierungspartei unter
François Hollande den staatlichen Notstand aus, setzte demokratische Rechte
außer Kraft und stattete die Polizei mit umfangreichen Befugnissen aus,
indem sie die Pariser Terrorangriffe als Vorwand nutzte. Mélenchon
unterstützte den Notstand, der um zwei Jahre verlängert wurde und sich
wiederholt gegen Arbeiter- und Studentenproteste richtete.

Kein Flügel des Establishments verteidigt die demokratischen Rechte. Dies
gilt auch für alle Gewerkschaften, die nicht den geringsten Widerstand
gegen das "Anti-Randale"-Gesetz organisieren. Die Gewerkschaften, die über
90 Prozent ihrer Finanzen vom Staat und den Unternehmern beziehen und die
Rolle einer Betriebspolizei für die Unternehmer spielen, waren den
"Gelbwesten" von Anfang an außerordentlich feindlich gesonnen. Laurent
Berger, Chef der CFDT, der größten Gewerkschaft Frankreichs, rief die
Regierung wiederholt zu härteren Maßnahmen gegen "gewalttätige"
Demonstranten auf.

Nachdem die Proteste durch staatliche Repressionen nicht zu besiegen waren,
gingen die Gewerkschaften zu Appellen an die Demonstrierenden über. Sie
sollten sich mit den Gewerkschaften "zusammentun". Am Dienstag riefen sie
zu einen gemeinsamen nationalen "Aktionstag" auf, um die Kontrolle über die
Proteste zu gewinnen und sie in ihrer Umarmung zu ersticken.

Vor kurzem stattete Macron dem ägyptischen Diktator Abdel Fatah al-Sisi
einen Freundschaftsbesuch ab, davor hatte er bereits den Vichy-Führer
Maréchal Pétain als "großen Soldaten" bezeichnet. Nun unterstreicht das
"Anti-Randale"-Gesetz erneut die großen Gefahren, mit denen die
Arbeiterklasse in Frankreich und weltweit konfrontiert ist. Die herrschende
Klasse steht vor dem ökonomischen Zusammenbruch ihres Systems, und sie
reagiert auf den wachsenden Widerstand von Arbeitern und Jugendlichen gegen
Krieg und Not mit dem Aufbau eines Polizeistaats.
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Stichworte zum Postanarchismus 11

Minderheiten - Volksmassen oder diskursive Effekte?

von Oskar Lubin



Es wäre geschichtsvergessen davon auszugehen, Identitätspolitik sei
erst seit der Wahl Donald Trumps so ein heiß diskutiertes Thema in der
Linken.

Oder mit Didier Eribons "Rückkehr nach Reims" (2016). Oder jetzt mit
Francis Fukuyamas "Identität. Wie der Verlust der Würde unsere
Demokratie gefährdet" (2018). Im Grunde ist das Thema so alt wie die
Linke selbst, inklusive Anarchismus. Sogenannte Minderheiten fordern
ihre Rechte, fordern Teilhabe, klagen Mitgenanntsein ein - und nicht
nur Mitgemeintsein. Damit stellen sie den Alleinvertretungsanspruch
einer dominanten Gruppe infrage. Bei solchen Dominanzgruppen handelt
es sich um solche, die gar nicht als eine Gruppe unter vielen
wahrgenommen werden (am wenigsten von den Gruppenmitgliedern selbst):
Männer, die für die Menschheit stehen, Arbeiter, die alle
Ausgebeuteten repräsentieren. Identitätspolitik zweifelt also, wenn
sie von links kommt, Repräsentationsansprüche an. Und sie klagt
Auslassungen ein. Gegen Stellvertretung und gegen Ausgrenzung zu sein,
das klingt beides durchaus kompatibel mit anarchistischen Haltungen.
Dennoch sind Minderheiten und ihre Identitätspolitiken nicht gerade
ein Steckenpferd des Anarchismus. In seinem viel diskutierten Manifest
"Temporäre Autonome Zone" stellt der Anarcho-Taoist Hakim Bey
beispielsweise fest: "Die heutige anarchistische 'Bewegung' kennt in
ihren Reihen praktisch keine Schwarzen, Hispanics, Native Americans
oder Kinder... obwohl diese wirklich unterdrückten Gruppen von
jeglicher antiautoritären Revolte theoretisch das meiste zu erwarten
haben. Könnte es sein", fragt Bey weiter, "daß der AnarchISMUS kein
konkretes Programm zu bieten hat, mit dem die Erniedrigten und
Beleidigten ihre Bedürfnisse & Wünsche durchsetzen (oder zumindest
realistisch für deren Durchsetzung kämpfen) können?" (1) Das Buch
erschien 1994 auf Deutsch, der Teil des Manifests, aus dem das Zitat
stammt, ist aus dem Jahr 1987.

Viel hat sich wohl nicht getan in den letzten dreißig Jahren. Die
Kinder türkischer "GastarbeiterInnen", Schwarze und People of Color
oder queer-feministische Frauen* haben sich nur selten unter der
schwarzen Fahne des Anarchismus organisiert. Das liegt einerseits ganz
praktisch am konkreten Programm, dessen Fehlen Bey schon moniert. Das
liegt andererseits aber auch daran, dass der traditionelle Anarchismus
kein theoretisches Gespür für Minderheiten hat. Im Gros des
Anarchismus wird universalistisch gedacht, partikulare Erfahrungen und
kulturelle Differenzen spielen keine Rolle. Auf der einen Seite steht
da der Staat als "Garantie aller Ausbeutungen zum Nutzen einer kleinen
Zahl glücklicher Privilegierter", schreibt Michail Bakunin.(2)

Auf der anderen Seite die "Volksmassen", die den Schaden haben. Dass
unter den Volksmassen weiße Menschen eher an Privilegien beteiligt
werden als Schwarze, Männer bessere Chancen im Berufsleben haben als
Frauen, Erwachsenen mehr Gehör zukommt als Kindern usw., wird nicht
berücksichtigt. Verschiedene Teile der "Volksmassen" werden aber sehr
unterschiedlich unterdrückt, ausgebeutet und diskriminiert. Frauen
anders als Männer, Schwarze Frauen anders als weiße Frauen usw. Diese
verschiedenen Ausbeutungs- und Diskriminierungsformen beruhen auf
kulturellen Differenzen: Merkmale, die eine Geschlechtszugehörigkeit
anzeigen oder solche, die Gruppen ethnisch voneinander unterscheiden,
führen dazu, dass Menschen in Gruppen eingeteilt und je nach
Einteilung sehr verschieden behandelt werden. Kulturell sind diese
Differenzen insofern sie nichts mit Natur zu tun haben, sondern
Ergebnis und Effekt von kollektiver Wahrnehmung (eben der Einteilung)
sind. Kollektive Identität ist immer ein "Effekt diskursiver
Praktiken", wie Judith Butler es nannte.(3)

An diesen Unterschieden jedenfalls sollte auch der Kampf gegen
Ausbeutung und soziale Ungleichheit ansetzen. Das meinen Feministinnen
seit rund 150 Jahren und auch in anderen sozialen Bewegungen seit den
1960ern ist darauf bestanden worden. Im Anarchismus hat man diese
Debatten weitgehend verpennt. Dabei war es schon im Kontext der
Spanischen Revolution 1936, die für AnarchistInnen ja zu Recht ein
wichtiger Bezugspunkt ist, zu Verwerfungen gekommen, weil die Genossen
(in männlicher Schreibweise) sich auf dem Differenzauge blind gestellt
haben. Die später anarchafeministisch genannte Organisation der
Anarchistinnen, "Mujeres Libres" (Freie Frauen), wäre wohl ohne
Machotum und Sexismus in der eigenen Bewegung gar nicht entstanden.
Darauf hat zuletzt Martin Baxmeyer in der schönen Biographie einer
ihrer Gründerinnen, Amparo Poch y Gascón, noch einmal hingewiesen.
Gründung und politisches Selbstverständnis der Mujeres Libres blieben
unverstanden, so Baxmeyer, "wenn man sie nicht als Reaktion auf den
Widerspruch zwischen Möglichkeit und Wirklichkeit innerhalb der
anarchistischen Bewegung Spaniens begreift."(4)

Die Möglichkeit war die Befreiung aller, die Wirklichkeit das
Belächeln, das Ausbeuten, das Reduzieren der Frauen aufs Kochen und
Pflegen, selbst innerhalb der Bewegung.

So produzieren alle Formen der Vergesellschaftung ihre strukturellen
Minderheiten. Und dabei geht es nicht um ein paar Leute, die unterm
Strich der Revolution zu vernachlässigen wären. Das Wort Minderheit
sollte selbstverständlich quantitativ und qualitativ gelesen werden.
Quantitativ ist klar: die, die weniger sind (Schwarze in den USA im
Vergleich zu Leuten, die als weiß gelten). Qualitativ: Diejenigen, die
weniger gelten, die weniger Möglichkeiten haben, die als weniger Wert
erachtet werden (Schwarze in Südafrika, Arme in der Welt).
Identitätspolitik als Minderheitenpolitik kann dann auch eine Politik
sein, die für die zahlenmäßig allergrößte Mehrheit gemacht wird. Aber
trotzdem: Wie groß auch immer, nie umfassen die Gemeinten alle und
jeden, nie haben alle die gleichen Diskriminierungs-, Ausbeutungs- und
Unterdrückungserfahrungen. Auf diese vermeintlich gleichen Erfahrungen
setzt aber der traditionelle Anarchismus von Bakunin seine
Revolutionshoffnung. (Und selbst Hakim Bey hofft auf eine "Lebenskunst
des fortgesetzten Aufbegehrens"(5) aller.)

An die Gleichheit in der Erfahrung zu appellieren, ist aber, wenn
soziale Gleichheit erkämpft werden soll, ein Holzweg. Die Unterschiede
müssen, auch wenn es paradox erscheint, erkannt und zum Ausgangspunkt
genommen werden, um von ihnen aus solidarische Bezugnahmen zu
ermöglichen.


Anmerkungen:

(1) Hakim Bey: T.A.Z. - Die Temporäre Autonome Zone.

Edition ID-Archiv, Berlin/ Amsterdam 1994, S. 72

(2) Michael Bakunin: "Drei Vorträge vor den Arbeitern des Tals
von St.-Imier im Schweizer Jura, Mai 1871." In: Ders.:
Staat, Erziehung. Revolution. Ausgewählte Texte (1869-1871).
Verlag Edition AV, Lich 2015, S. 351-401, hier S. 360.

(3) Judith Butler: Das Unbehagen der Geschlechter. Suhrkamp,
Frankfurt/M. 1991, S. 39.

(4) Martin Baxmeyer: Amparo Poch y Gascón. Biographie und Erzählungen
aus der spanischen Revolution. Verlag Graswurzelrevolution,
Heidelberg 2018, S. 54.

(5) Hakim Bey, a.a.O., S. 150.
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Keine Entwicklung ohne Sicherheit - keine Sicherheit ohne Entwicklung 

Die Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit

von Miri Watson



Ein unheiliger Bund: In der deutschen Außenpolitik gab es in den
vergangenen Jahren mehr und mehr Bestrebungen, die Arbeit des
Ministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ)
mit der Arbeit des Ministeriums für Verteidigung (BMVg) zu
synchronisieren. Während in einem klassischen Verständnis von
Entwicklungshilfe eine Zusammenarbeit zwischen Organisationen der
Entwicklungszusammenarbeit und Sicherheitsdienstleister_innen oder dem
Militär undenkbar ist, wird heute selbstbewusst für eine "vernetzte
Sicherheit"[1] geworben. Die Gesellschaft für Internationale
Zusammenarbeit (GIZ), die deutsche Durchführungsorganisation für
Entwicklungshilfe, baut deshalb nicht nur die im Volksmund gern
zitierten Brunnen, sondern errichtet auch Infrastruktur für die
Bundeswehr. Durch einige ihrer Projekte ist sie zudem an
Sicherheitssektorreformen in anderen Ländern beteiligt. So sagte Tanja
Gönner, Vorstandschefin der GIZ, bereits im Jahr 2014: "Heute lassen
sich Sicherheit und Entwicklung gar nicht mehr getrennt denken. Die
Formel heißt: keine Entwicklung ohne Sicherheit - keine Sicherheit
ohne Entwicklung."[2]

Der ehemalige Entwicklungsminister Dirk Niebel teilte diese Ansicht.
Er sagte 2013, als er den Posten des Entwicklungsministers noch inne
hatte: "Komplexe Konfliktsituationen wie in der Demokratischen
Republik Kongo oder in Afghanistan können nicht allein
entwicklungspolitisch, diplomatisch oder militärisch gelöst werden.
Deshalb verzahnen wir uns eng und bauen Berührungsängste zwischen den
Politikfeldern ab."[3] Und auch Niebels Nachfolger, der aktuelle
Minister des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung, Gerd Müller, meinte im Interview zur Zusammenarbeit
zwischen zivilen Helfer_innen und der Bundeswehr: "Die Zusammenarbeit
funktioniert gut. Wir können aber noch besser werden - gerade in der
Einsatzvorbereitung."[4] Von den Niederlanden könne man sich noch
etwas abschauen, so der Entwicklungsminister: "Dort arbeiten Soldaten,
Diplomaten und Entwicklungsexperten schon vor dem Auslandseinsatz eng
zusammen. Wenn sie in den Einsatz gehen, haben sie die Aufgaben und
Mandate der anderen Seite bereits verinnerlicht. Das erleichtert die
Zusammenarbeit ungemein."[5]

Allzu verwunderlich ist es also nicht, dass schon 2011 eine
Kooperationsvereinbarung zwischen GIZ und dem BMVg geschlossen wurde
und dass die GIZ unter anderem aus dem vom BMVg und Auswärtigen Amt
gemeinsam bewirtschafteten Haushaltstitel "Ertüchtigung von
Partnerstaaten im Bereich Sicherheit, Verteidigung und Stabilisierung"
beauftragt wird.[6] Die dabei immer stärker zu Tage tretende
Verschiebung der Prioritäten in Richtung sicherheitspolitischer
Maßnahmen (im Sinne des Geberlandes) geht dabei nicht nur auf Kosten
der Armutsbekämpfung. Sie schafft darüber hinaus ganz im Sinne der
vernetzten Sicherheit auch die Grundlage für eine immer stärkere
Unterordnung der Entwicklungshilfe unter macht- und
interessenspolitische Erwägungen.


Die Entstehung der Gesellschaft für Internationale
Zusammenarbeit

Am 16. Dezember 2010 entstand die GIZ aus einer Fusion der drei
Entwicklungsorganisationen "Deutscher Entwicklungsdienst" (DED),
"Deutsche Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit" (GTZ) und der
"Internationalen Weiterbildung und Entwicklung gGmbH" (InWEnt); dabei
gingen der DED und die InWEnt in der Nachfolgeorganisation der GTZ -
die GIZ - auf. Die Fusion galt als großer Erfolg des damaligen
Entwicklungsministers Niebel und sollte zu "Effizienz- und
Wirksamkeitsgewinne[n], Abbau von Doppelstrukturen sowie [der]
Rückgewinnung der politischen Steuerungsfähigkeit in der staatlichen
Entwicklungszusammenarbeit"[7] führen. Mitarbeiter_innen des
ehemaligen DED und der ehemaligen InWEnt kritisierten die Fusion, da
diese hauptsächlich von den Mitarbeiter_innen der ehemaligen GTZ
gestaltet und auch die Gesamtausrichtung der GIZ stark von der GTZ
beeinflusst wurde.[8] Während der DED Entwicklungshelfer_innen
entsandte, "die als Freiwillige ohne Erwerbsabsicht zeitlich befristet
ins Ausland gingen, um anschließend wieder nach Deutschland in ihren
Beruf zurückzukehren"[9], war InWEnt zuständig "für die Weiterbildung
von Fach- und Führungskräften aus Partnerländern, die überwiegend in
Weiterbildungszentren in Deutschland im Rahmen von international
zusammengesetzten Gruppen stattfand"[10]. Der Arbeitsschwerpunkt der
GTZ lag hingegen auf der Beratung von Durchführungsorganisationen im
Rahmen von Entwicklungsprojekten.

Trotz der Unstimmigkeiten bei der Fusion floriert die GIZ heute: Ihr
Geschäftsvolumen betrug im Jahr 2017 rund 2,6 Milliarden Euro und sie
beschäftigt aktuell 19.506 Mitarbeiter_innen, die in 120 Ländern
arbeiten; fast 70 Prozent von ihnen sind vor Ort als nationales
Personal tätig. Außerdem werden 590 Personen von der GIZ als
Entwicklungshelfer_innen entsandt.[11] Die GIZ ist zu 100 Prozent im
Besitz des Bundes, als Gesellschafterinnen treten das BMZ und das
Bundesministerium für Finanzen (BMF) auf. Hauptauftraggeber ist
ebenfalls das BMZ; im Jahr 2017 waren rund 80% der Aufträge, die sie
ausgeführt hat, von diesem Ministerium erteilt worden.[12]

Aktuell realisiert die GIZ 1.651 Projekte mit einem gesamten
Auftragsvolumen von über 13 Milliarden Euro; 61 davon sind im Sektor
"Frieden und Sicherheit" angesiedelt, dessen Auftragsvolumen 659
Millionen Euro beträgt. Die meisten Projekte finden in Afrika (502
Projekte insgesamt, 21 im Sektor "Frieden und Sicherheit) und in Asien
(470 Projekte insgesamt, 28 im Sektor "Frieden und Sicherheit")
statt.[13] Beispiele für Projekte aus dem Bereich "Frieden und
Sicherheit" sind das "Polizeiprogramm Afrika" und "From Barriers to
Bridges", die Unterstützung des Grenzprogramms der Afrikanischen
Union. Auf diese Projekte wird im Abschnitt "Beispiele von Projekten
der GIZ" noch genauer eingegangen. Das Projekt "Better Migration
Management" wird zwar nicht im Bereich "Frieden und Sicherheit"
eingeordnet, sondern ist in den Sektoren "Soziale Infrastruktur und
Dienste" und "Staat und Zivilgesellschaft" angesiedelt; es wird jedoch
wegen der indirekten Finanzierung von Diktaturen immer wieder
kritisiert und deswegen später in diesem Text ebenfalls noch einmal
genauer betrachtet.

Mit Zustimmung der Bundesregierung kann die kommerzielle GIZ-Tochter
"GIZ International Services" (GIZ IS) außerdem auch durch
internationale Organisationen wie der Europäischen Union, sowie durch
private Unternehmen und Stiftungen und durch nationale Regierungen aus
der ganzen Welt beauftragt werden.[14]


GIZ - Partnerin des Verteidigungsministeriums

Schon die GTZ, die am 1. Januar 1975 ebenfalls aus einem
Zusammenschluss hervorgegangen ist, hatte keinerlei Berührungsängste
mit dem Militär. In einem GTZ-Informationspapier zur "technischen
Zusammenarbeit im Umfeld zivil-militärischer Zusammenarbeit (ZMZ)" von
Mai 2015 heißt es etwa: "Die GTZ führt seit Jahren Projekte durch, bei
denen die Zusammenarbeit mit Militär zentral ist oder sich aus der
praktischen Arbeit vor Ort ergibt. Diese Projekte reichen von der
Demobilisierung und Reintegration von Ex-Kombattanten in Afrika bis zu
Baumassnahmen [sic] für die Bundeswehr auf dem Balkan."[15] Außerdem
nennt die GTZ in dem Papier das BMVg als ihren zweitgrößten
Auftraggeber nach dem BMZ und verweist auf Projekte, in denen die GTZ
als direkte Dienstleisterin der Bundeswehr auftrat: "Seit Mitte 2000
besteht zwischen dem BMVg und der GTZ eine Zusammenarbeit bei der
Errichtung von materieller Infrastruktur bei Auslandseinsätzen der
Bundeswehr. [...] Bei diesen Aufträgen geht es ausschließlich um die
Schaffung von Infrastruktur für die Bundeswehr."[16]

So ist es auch nicht erstaunlich, dass auch nach der Fusion der
deutschen Entwicklungshilfeorganisationen zur GIZ eine Zusammenarbeit
mit dem BMVg fortbesteht. Das beginnt bei der Finanzierung:
Beispielsweise erhält die GIZ seit 2016 Gelder aus dem vom BMVg und
Auswärtigem Amt gemeinsam bewirtschafteten Haushaltstitel
"Ertüchtigung von Partnerstaaten im Bereich Sicherheit, Verteidigung
und Stabilisierung". Dieser Titel ist im Bundeshaushaltsplan 2017 mit
insgesamt 130 Millionen Euro angegeben und die daraus getätigten
Ausgaben "müssen vollständig als Verteidigungsausgaben nach
NATO-Kriterien anrechenbar sein."[17] Die Ertüchtigung von
Partnerstaaten soll dazu führen, dass diese Staaten eine "erhöhte
Verantwortung für die eigene Sicherheit [...] übernehmen"[18] können
und dient, laut Anmerkung im Haushaltsplan, "mittelbar und/oder
unmittelbar der Erhöhung der Sicherheit Deutschlands."[19] Schon 2013
erhielt die GIZ vom Verteidigungsministerium sechs Millionen Euro -
damals waren GIZ-Vorstandschefin Gönner und BMZ-Staatssekretär
Kitschelt in öffentlichen Präsentationen allerdings bemüht, diese
Tatsache nicht zu erwähnen.[20]

Das Bundesministerium für Verteidigung ist nicht nur Auftraggeber der
GIZ - ganz nach dem Prinzip der vernetzten Sicherheit besteht seit dem
7. Juni 2011 auch eine Kooperationsvereinbarung zwischen der
Bundeswehr und der Entwicklungshilfe-Organisation, um der
zivil-militärischen Zusammenarbeit "bei friedensgestaltenden und
stabilisierenden Maßnahmen in den Partnerländern"[21] einen
institutionalisierten Rahmen zu geben. Das darin Festgeschriebene
wurde, zumindest in Teilen, auch vorher schon so im Arbeitsalltag
umgesetzt. So heißt es auch in der Antwort der Bundesregierung auf
eine Kleine Anfrage zum Thema: "Die Kooperationsvereinbarung regelt
Aspekte, die im Wesentlichen der bereits zuvor geltenden Praxis
entsprechen."[22]

Das Presselagezentrum des Bundesverteidigungsministeriums antwortet
auf eine Anfrage via E-Mail der Informationsstelle Militarisierung zu
dem Abkommen: "Die in der Vereinbarung benannten Felder der
Zusammenarbeit umfassen neben der gegenseitigen Unterstützung im In-
und Ausland die fachliche Zusammenarbeit sowie die Erbringung von
Beratungs- und Unterstützungsleistungen durch die GIZ. Die
gegenseitige Unterstützung im In- und Ausland erfolgt insbesondere
durch die Möglichkeit zur Teilnahme an Aus- und Fortbildungsmaßnahmen,
der Bereitstellung von Infrastruktur und den Erfahrungs- und
Informationsaustausch in Einsatzgebieten. Der Austausch beinhaltet
fachliche Themen der zivil-militärischen Zusammenarbeit, gemeinsame
Analysen und Auswertungen, die Ausrichtung von Fachveranstaltungen
sowie die Unterstützung beim Aufbau von Methodenkompetenz." So
versorgt die GIZ "die Bundeswehr mit EZ-Knowhow, z.B. durch die
Analyse von Einsatzgebieten und durch die Schulung von Soldaten (z.B.
zu Landeskunde, EZ-Themen, Informationen zum Konflikt- und
Islam-sensiblen Verhalten)"[23]. Umgekehrt sendet die GIZ ihre eigenen
Mitarbeiter_innen in Vorbereitung auf Auslandseinsätze zum
Ausbildungszentrum für die Vereinten Nationen Hammelburg in
Ausbildungselemente, die das Arbeiten in potentiell gefährlichem
Umfeld betreffen, und erhält "Zugang zu den vom Amt für
Geoinformationswesen der Bundeswehr unter anderem mittels
Spionagesatelliten erhobenen Daten."[24]

Laut Presselagezentrum kann die GIZ weiterhin "Beratungs- und
Unterstützungsleistungen erbringen, wie z.B. das Management von
Baumaßnahmen und den Betrieb von Liegenschaften mit
entwicklungspolitischen Wirkungen im Einsatzland." Allerdings seien
seit dem Abschluss der Kooperationsvereinbarung keine Baumaßnahmen für
die Bundeswehr in Einsatzliegenschaften von der GIZ gemanagt worden.
Kurz bevor die Vereinbarung abgeschlossen wurde - in den Jahren 2010
und 2011 -, hat die GIZ bzw. ihre Vorgängerorganisation GTZ im Auftrag
des Bundesamts für Wehrverwaltung Unterkunftsgebäude für
Bundeswehrsoldat_innen an den afghanischen Standorten der Bundeswehr
Kundus und Taloqan errichtet.

Während die GIZ also in der Kooperationsvereinbarung eine
Dienstleisterinnen-Rolle zugewiesen bekommen hat, profitieren die von
ihr entsandten Entwicklungshelfer_innen von der
Bundeswehr-Infrastruktur: "Sie können künftig nicht nur in
Militärmaschinen mitfliegen, sondern auch auf die Transport- und
Versorgungskapazitäten der Streitkräfte im weitesten Sinne
zurückgreifen. Des Weiteren stehen den Mitarbeitern der GIZ fortan
auch die Feldlager der Bundeswehr offen; sie dürfen das dortige
Feldpostamt nutzen, Marketenderware - also Kioskwaren, die auf
Einsätzen von Mitgliedern des Militärs teilweise zollfrei erworben
werden können - kaufen und 'Betreuungseinrichtungen' aufsuchen."[25]
Die GIZ-Belegschaft treibt etwa in den Bundeswehr-Feldlagern Sport[26]
oder nutzt die Infrastruktur für Transporte und Krankenversorgung.[27]


Beispiele von Projekten der GIZ

Die GIZ ist überall auf der Welt in aktuell insgesamt 120 Ländern
aktiv. Da der ehemalige Entwicklungsminister und Reserveoffizier Dirk
Niebel bereits im Januar 2010 zur Frankfurter Allgemeinen Zeitung
sagte, dass "die Aktivitäten unserer Hilfsorganisationen dort
konzentriert werden sollen, wo die Bundeswehr aktiv ist"[28],
überrascht es nicht, dass eine Häufung der GIZ-Projekte und der
eingesetzten finanziellen Mittel in Bundeswehr-Einsatzländern
beobachtet werden kann. So findet etwa ein Fünftel der Projekte,
welche die GIZ in Asien durchführt, in Afghanistan und in den "Counter
Daesh"-Ländern Syrien, Irak und Jordanien statt; die Projekte in
diesen Ländern erhalten mehr als ein Drittel der in ganz Asien
ausgegebenen Mittel.[29] Wegen Projekten in Afghanistan wird der GIZ
Korruption vorgeworfen. So wurde erst im September 2017 der von der
GIZ errichtete neue Landtag der Provinz Kunduz eröffnet; jetzt wurde
bekannt, dass das Gebäude wohl massive bauliche Mängel aufweist, was
daher rühren soll, dass der Bauauftrag von der GIZ an den "mächtigsten
Bauunternehmer der Provinz"[30] gegangen ist, der auch sonst gerne
Arbeiten für die GIZ verrichte: "Mithilfe eines Netzes aus
Scheinfirmen bekomme er 90 Prozent aller GIZ-Bauaufträge in der
Provinz."[31] "ZEIT Online" schreibt: "Helfen, ohne am Ort zu sein,
Aufträge vergeben, ohne die Auftragnehmer getroffen zu haben, bauen,
ohne zu sehen, was gebaut wird. Auf diese Weise verteilt die GIZ in
Afghanistan im Auftrag der Bundesregierung jedes Jahr 120 Millionen
Euro."[32]


Polizeiprogramm Afrika

Auf dem afrikanischen Kontinent ist die Konzentration von
GIZ-Projekten auf Einsatzländer der Bundeswehr zwar nicht ganz so
stark, allerdings arbeitet die Organisation hier sogar in drei Staaten
mit dem Verteidigungsministerium zusammen: in Mali, Mauretanien und
Niger. Neben der Kooperation mit der Bundeswehr - von der oben schon
beschrieben wurde, wie sie aussehen kann - finden in diesen Staaten
auch andere Projekte statt, die von der GIZ angeleitet werden.

So sind Mauretanien und Niger zwei der Staaten, in denen das Projekt
"Polizeiprogramm Afrika" seit 2009 durchgeführt wird. Die Maßnahme, zu
der die GIZ durch das Auswärtige Amt beauftragt wurde, wird außerdem
in der Demokratischen Republik Kongo, der Elfenbeinküste, Kamerun,
Nigeria und in Tschad durchgeführt; zudem ist der Südsudan ein
Partnerland, in dem aber die Durchführung des Projektes auf Grund der
Sicherheitslage seit Mitte 2016 ausgesetzt ist.

Das Ziel des Projekts ist, laut GIZ-Website, die "institutionelle und
personelle Leistungsfähigkeit nationaler und regionaler
Polizeiinstitutionen in (Post-)Konfliktländern und fragilen Ländern
Afrikas" zu stärken und das "Vertrauen der ländlichen, städtischen und
in Grenznähe lebenden Bevölkerung in die Polizeiinstitutionen"[33] zu
steigern. Allerdings ist es wohl eher unwahrscheinlich, dass dieses
Ziel erreicht wird, wenn "die von der GIZ unterstützte Polizei Partei
in gewaltsam ausgetragenen, innergesellschaftlichen Konflikten auf
Seiten autoritärer Regime"[34] ist, wie das etwa im Bürgerkrieg, der
seit 2013 im Südsudan stattfindet, und in Konflikten in der DR Kongo,
der Elfenbeinküste und dem Tschad geschehen ist.[35]

Im Rahmen des "Polizeiprogramm Afrika" sollen Reformprozesse der
Polizei in den Partnerländern gefördert und "ausgewählte nationale und
regionale Polizeiinstitutionen, eine Immigrationsbehörde sowie die
Afrikanische Union und Regionalorganisationen"[36] unterstützt werden.
Beteiligte Regionalorganisationen, die der GIZ zufolge "eine immer
wichtigere und eigenverantwortlichere Rolle in der Afrikanischen
Friedens- und Sicherheitsarchitektur"[37] spielen, sind etwa die
Wirtschaftsgemeinschaft westafrikanischer Staaten (ECOWAS), aber auch
militärische Zusammenschlüsse wie das East African Standby Force
Secretariat (EASFSEC) oder die gemeinsame Einsatztruppe der
Afrikanischen Union, die ASF.

Auch bei Planung und Aufbau des African Union Mechanism for Police
Cooperation (AFRIPOL), das "sowohl als Koordinationsorgan für
kontinentale und regionale Polizeiarbeit als auch als
Verbindungsstruktur zu Interpol agieren"[38] soll, ist die GIZ durch
das Polizeiprogramm Afrika beteiligt. Damit wird es einfacher,
biometrische Daten zwischen afrikanischen Staaten und der
internationalen Polizeiorganisation Interpol auszutauschen: "Bei
Interpol-Fahndungen können im Falle eines Fahndungstreffers
biometrische Daten bilateral zwischen den betroffenen Staaten
ausgetauscht werden. Im Rahmen von Personenfeststellungsverfahren
können zur Ermittlung der Identität der betreffenden Person an den
jeweiligen afrikanischen Zielstaat biometrische Daten in Form von
Fingerabdruckblättern und Lichtbildern auf dem IP-Weg übersandt
werden."[39] Außerdem soll AFRIPOL auch im Bereich Migration tätig
werden: Einer Baseline-Studie zufolge, die im Rahmen des
Polizeiprogramms Afrika durchgeführt wurde, soll die
Polizei-Organisation "nach erfolgreicher Einrichtung über ein
operatives und ein Trainingsmandat in Bezug auf transnational
organisierte Kriminalität verfügen, das unter anderem die Themen
irregulare Migration und Schleppernetzwerke umfasst."[40]

Nützlich für die Migrationsabwehr sind auch die im Rahmen des
Polizeiprogramms Afrika ausgebildeten Polizist_innen und die
Infrastruktur, die im Zuge des Projekts aufgebaut wurde: So wurden in
Niger, dem wichtigsten Transitland für Migrant_innen auf dem Weg nach
Nordafrika, im Rahmen des Projekts elf Grenzstationen errichtet und,
allein im Jahr 2017, mit "Motorräder[n] im Wert von 7.927,23 Euro,
Fahrzeuge[n] im Wert von 240.553,44 Euro, Computer[n] und Zubehör im
Wert von 49.125,35 Euro und Bürpmöbel[n] im Wert von 11.868,90
Euro"[41] ausgestattet. Im Jahr 2018 sollte weiteres
"Ausstattungsmaterial für Polizeikommissariate (Möbel, Computer und
Motorräder" nach Niger geliefert werden. 2016, zu Beginn der dritten
Phase des Programms, kofinanzierte die EU die Unterstützung der
nigrischen Abteilung für Grenzsicherheit: "Sie erhielt Sachleistungen
(zum Beispiel Bau von Grenzstationen, Fahrzeuge) in Höhe von etwa
940.000 Euro und Beratungsleistungen (zum Beispiel Fortbildungen zur
Dokumentenprüfung an Grenzen, Architektenleistungen) in Höhe von etwa
155.000 Euro."[42]

Auch in anderen Staaten förderte das Polizeiprogramm Afrika die
Sicherung von Grenzen und das so genannte "Migrationsmanagement":
Ebenfalls zu Beginn der dritten Phase wurde in Kamerun die Abteilung
für Grenzsicherheit mit Beratungsleistung in Höhe von etwa 35.000 Euro
gefördert, die Immigrationsbehörde in Nigeria erhielt "Sachgüter wie
Einrichtungsmaterialien für Trainingsgebäude, Unterrichts- und
Büromaterialien, Grundausstattung für Grenzpatrouillen sowie Fahrzeuge
in Höhe von 170.000 Euro"[43]. Außerdem wurden in Nigeria weitere
345.000 Euro für Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen der Polizei
ausgegeben, die zumindest teilweise auch im Bereich Grenzmanagement
stattfinden sollen. Auch die Sachleistungen in Höhe von 28.000 Euro
und die Beratungsdienstleistungen in Höhe von 8.000 Euro, die in
diesem Zeitraum an den Tschad geliefert wurden[44], sind zu Teilen dem
Bereich der Grenzsicherheit gewidmet; in vorhergehenden Phasen des
Projektes wurde dort ein Posten an der Grenze zu Kamerun
errichtet.[45]


Unterstützung des Grenzprogramms der Afrikanischen
Union

Ein anderes Projekt ist die "Unterstützung des Grenzprogramms der
Afrikanischen Union" (Support of the African Union Border Programme,
SAUBP), zu der die GIZ durch das Auswärtige Amt beauftragt wurde. Es
wird in 18 Mitgliedsstaaten der Afrikanischen Union durchgeführt und
sieht vor, internationale Grenzen zwischen afrikanischen Staaten
festzulegen, zu markieren und zu verwalten, um Konflikten, die durch
unklare Grenzen entstehen könnten, vorzubeugen.[46] Allerdings führen
die neu verhandelten Grenzen mit ihren durch die GIZ mitfinanzierten
Grenzposten und den durch die GIZ geschulten Grenzbeamt_innen auch zu
einer Einschränkung der innerafrikanischen Freizügigkeit:
Arbeitsmigration, die in Westafrika Tradition hat, wird verhindert,
sofern die Reisenden die Grenzposten nicht von ihren Absichten
überzeugen können. "Wer im Verdacht steht, nach Europa zu wollen, für
den sei die Reise zu Ende."[47] Ohne gültigen Ausweis oder anonym die
Grenze zu überqueren wird schwieriger; die biometrischen Daten aller
Personen, die Grenzen überschreiten, werden in der EU-finanzierten
Zentraldatenbank "West Africa Police Information System" (WAPIS)
gespeichert und mit Interpol abgeglichen. Das bedeutet, dass es für
Menschen, die bisher mit geliehenen Pässen nach Europa ausreisen
konnten, weil sie selbst kein Visa erhielten, künftig noch schwerer
wird, ein Schlupfloch zu finden, und daher wahrscheinlicher, dass sie
bei der Reise ihr Leben in der Wüste oder auf See riskieren
müssen.[48]

In Mali kommt das Problem hinzu, dass es nicht überall und nicht für
alle Bevölkerungsgruppen auf einfache Weise möglich ist, einen der
neuen, biometrischen Reisepässe überhaupt zu beantragen, so dass die
betroffenen Personen jetzt faktisch keine - auch keine
innerafrikanischen - Grenzen mehr legal überschreiten können.[49]
Kritisch zu sehen ist die Biometrisierung des malischen Passwesens
auch, wegen dem "seitens der EU angestrebten Zugriff auf biometrische
Datenbanken der malischen Behörden, um diese Daten zur Identifizierung
und Abschiebung malischer Staatsangehöriger zu nutzen."[50]

Die Planmittel und Sachleistungen, die von der GIZ im Auftrag der
Bundesregierung im Rahmen dieses Projekts vergeben wurden, gingen -
wie auch beim "Polizeiprogramm Afrika" - zu einem großen Teil an das
Transitland Niger: In der letzten Phase des Programms (2016-2018)
lieferte die Bundesregierung "zwei Fahrzeuge [,...] für die nigrische
Grenzkommission, [...] zwei Satellitentelefone für die nigrische
Grenzkommission, [...] vermessungstechnische Instrumente (zehn Hand
GPS-Geräte, zwei Hochpräzisions-GPS-Geräte, zwei voll ausgestattete
[sic] topographische Vermessungsstationen) für das nigrische
Geographieinstitut, [...] Generator und Drucker für die nigrische
Antikorruptionsbehörde [...] Stühle und Tische für verschiedene
nigrische Schulen in den Grenzregionen Tillabéris und Dossos, [...]
drei Reisverarbeitungsmaschinen für Frauenverbände in den nigrischen
Grenzgemeinden Tounouga, Bana und Bengou (Region Dosso)."[51] Von dem
insgesamt 44,8 Millionen Euro hohen Budget für das Programm während
des gesamten Zeitraums seit 2008[52] fallen allein in der letzten
Phase 7 Millionen Euro an Niger, während die Kommission der
Afrikanischen Union, deren Grenzprogramm ja laut Titel unterstützt
werden soll, im Vergleich nur 2,255 Millionen Euro erhält.[53] Ob das
Programm noch weiterlaufen wird, ist derzeit noch nicht klar: "Bezogen
auf die Weiterführung des AUBP fudas AA derzeit Planungsgespramit der
GIZ, welche noch nicht abgeschlossen sind."[54]

Während die innerafrikanische Demarkation und die Biometrisierung
europäischen Interessen die irreguläre Migration einzudämmen zu Gute
kommen, sieht Olawale Maiyegun, Leiter der Abteilung für soziale
Angelegenheiten der Afrikanischen Union, einen Interessenskonflikt zu
den Zielen der AU: "Ein Deutscher hat es mit seinem Pass heute
leichter, innerhalb Afrikas umherzureisen, als ein Afrikaner", so
Maiyegun. Dabei sei Reisefreiheit gerade auch für Fortbildungen junger
Menschen unerlässlich.[55]


Better Migration Management

Ebenfalls der Regelung von Grenzen und Grenzübertritten verschrieben
ist das mit insgesamt 46 Millionen Euro finanzierte Regionalvorhaben
"Better Migration Management", das im Rahmen des Khartum-Prozesses
stattfindet. Es wird seit 2016 in Djibouti, Apien, Eritrea, Kenia,
Sudan, Sudan, Somalia und Uganda durchgeführt; regionale
Zusammenarbeit findet auch in Ägypten und Tunesien statt. Das Projekt
richtet sich, laut GIZ-Website, in erster Linie gegen Menschenhandel
und kriminelles Schleusertum: "An erster Stelle steht, die Rechte von
Migranten zu stärken und die betroffenen Menschen besser vor Gewalt,
Misshandlung und Ausbeutung zu schützen."[56] Die Migration in
Ostafrika soll durch dieses Projekt "erleichtert und sicherer
werden."[57] Tatsächlich warnen gerade bei diesem Projekt
zivilgesellschaftliche Organisationen davor, dass es Diktaturen
mitfinanziert, zudem wird "bereits in der Projektbeschreibung [...]
auf das Risiko verwiesen, dass zur Verfügung gestellte Ausrüstungen
und Trainings von nationalen Sicherheitskräften für repressive Ziele
genutzt werden können."[58] In der Kleinen Anfrage zur
EU-Sicherheitskooperation und Migrationsmanagement in Afrika der
Fraktion "Die Linke" betonen die Fragesteller_innen in der
Vorbemerkung: "Insbesondere das Engagement der GIZ beim
Migrationsmanagement im Sudan stoße bei Nichtregierungsorganisationen
auf Kritik. Amnesty International etwa warf der Regierung in Khartum
wiederholt Menschenrechtsverletzungen vor [...]. Es sei nicht
auszuschließen, dass sudanesische Sicherheitskräfte auch nach der
Ausbildung bzw. Ausstattung durch internationale Partner
Menschenrechtsverletzungen begingen."[59] Nach Angaben der
Bundesregierung von 2016 ist zwar der Bau der ursprünglich im Sudan
geplanten "Reception Center", die auch Inhaftierungszellen hätten
beinhalten sollen, mittlerweile ausgeschlossen worden[60], jedoch
erwähnt die Nachrichtenseite "euobserver" noch in einem Artikel von
2017 die Planung dieser Aufnahmeeinrichtungen.[61]

Die GIZ ist als Implementierungspartnerin auch diejenige Organisation,
die den größten Teil des Budgets verwaltet: Von den insgesamt 46
Millionen Euro des BMM-Programms fallen fast 16,7 Millionen Euro auf
die GIZ, einen ebenfalls hohen Anteil des Budgets verwaltet die
Internationale Organisation für Migration (IOM) mit über 10 Millionen
Euro.[62]


Sicherheit vs. Entwicklung?

Durch derartige Projekte der GIZ wird aber nicht nur direkt oder
indirekt die Migration in Afrika erschwert, auch der "gemeinsamen
Einsatztruppe" der G5-Sahel-Staaten kommen sie zu Gute. Dabei handelt
es sich um eine nicht zuletzt auf Betreiben Frankreichs und
Deutschlands ins Leben gerufene 5.000 Soldaten starke Eingreiftruppe,
die ebenfalls unter anderem der Migrationsbekämpfung dient. So
schreibt die Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der Linken: "Die
von der Bundesregierung finanzierten und durch die Gesellschaft für
Internationale Zusammenarbeit (GIZ) umgesetzten Vorhaben
'Unterstütrzung des Grenzprogramms der Afrikanischen Union',
'Integriertes Grenzmanagement Burkina Faso' und das 'Polizeiprogramm
Afrika' dienen in erster Linie der Gewährleistung der öffentlichen
Sicherheit und Ordnung sowie der Bekämpfung des grenzüberschreitenden
Terrorismus und der organisierten Kriminalität. Hierdurch können vor
allem in den Grenzgebieten zwischen Mali, Burkina Faso und Niger auch
Synergien für die 'gemeinsame Einsatztruppe' der G5-Sahel-Staaten
entstehen."[63]

In allen Fällen wird der lokale Sicherheitssektor gestärkt, welcher
oftmals in Menschenrechtsverletzungen involviert ist und sich
besonders im Falle der G5-Einsatztruppe für die Interessen der EU vor
Ort einbringt. Die Stärkung dieses Sektors fördert keine Entwicklung,
sondern blockiert diese, indem einerseits für nachhaltige
Entwicklungsprojekte benötigte Gelder nun vermehrt in die
Sicherheitsarchitektur fließen und andererseits somit auch der
Sicherheitsapparat gestärkt wird, der oftmals gegen
regierungskritische Stimmen vorgeht.


Fazit

Informationsaustausch mit der Bundeswehr und gemeinsame Nutzung
militärischer Infrastruktur, Finanzierung durch Ertüchtigungs-Gelder,
Korruptionsvorwürfe, Projekte, die Biometrisierung, und
Grenzabwehrsysteme einsetzen und deren Entwicklung vorantreiben und
der Vorwurf der Finanzierung von Diktaturen: Die Gesellschaft für
Internationale Zusammenarbeit ist bei weitem nicht die harmlose
Brunnenbau-Organisation, als die sie sich gerne nach außen darstellt;
vielmehr vertritt sie außenpolitische Interessen Deutschlands und der
EU - wenn nötig auch zum Nachteil von großen Teilen der Bevölkerung
der so genannten "Partnerstaaten".

Entwicklung und Sicherheit, die Politikfelder, die früher noch strikt
getrennt voneinander agierten, nähern sich immer mehr an und verbinden
sich miteinander. Sowohl bei den im vorigen Kapitel beispielhaft
aufgeführten Projekten der GIZ als auch in der Beschreibung der
Entwicklungshilfeorganisation als Dienstleisterin der Bundeswehr wird
deutlich, "dass die GIZ eine wichtige Rolle bei der Militarisierung
der [deutschen] Entwicklungshilfe spielt."[64] Eine militaristische
Lösung für soziale und politische Probleme wird damit immer normaler,
eine Entwicklung zu einer engen Verzahnung von militärischer Außen-
und Entwicklungspolitik, wie sie in den Niederlanden bereits etabliert
ist, ist wahrscheinlich.

So kritisch die klassische Entwicklungshilfe oder
Entwicklungszusammenarbeit aufgrund der Reproduktion kolonialer
Abhängigkeiten und Machtstrukturen auch betrachtet werden muss, so gut
ist trotzdem ihre Reputation in der Bevölkerung. Umso wichtiger ist es
also, Verstrickungen der GIZ mit militärischen Organisationen und die
Entwicklung in Richtung Militarisierung genau zu beobachten.
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2343: Die Proteste bei Amazon haben die USA erreicht


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 2 · Februar 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Steter Tropfen höhlt den Stein

Die Proteste bei Amazon haben die USA erreicht

von Violetta Bock



Seit fünf Jahren fordert die Gewerkschaft Ver.di Amazon in
Deutschland zu Tarifverhandlungen auf. Und weigert sich Jeff Bezos,
Gewerkschaften anzuerkennen. Nur ignorieren kann er sie immer
weniger.


Ver.di verfolgt bei Amazon eine langfristige Strategie. Niemand
hat damit gerechnet, dass Amazon sich schon nach ein paar Jahren einen
so prinzipiellen Standpunkt aufgibt. Erreicht wurde in dieser Zeit
dennoch sehr viel. Seit Beschäftigte dort gewerkschaftlich aktiv sind,
gab es Lohnerhöhungen (der Einstiegslohn liegt nun bei knapp über 11
Euro), Weihnachtsgeld, die Befristungsquote am Standort Bad Hersfeld
ist von 80 auf 20 Prozent gesunken, an allen Standorten gibt es
Betriebsräte und an fast allen eine gewerkschaftliche Verankerung.
Ebenso geändert hat sich an manchen Standorten das betriebliche Klima.
Die Standing ovations bleiben aus, wenn der General Manager den Raum
betritt, stattdessen wird er mit Fragen gelöchert. Die Ermächtigung im
Alltag, das Erhalten der eigenen Würde und der Wille, sich nicht mehr
alles gefallen zu lassen, sind ein nicht zu unterschätzendes Ergebnis
des bisherigen Arbeitskampfs.

Gerade in einem Unternehmen, das seine Beschäftigten gern wie kleine
Kinder behandelt und in sog. Safety-Tipps erklärt, wie man sich die
Hände zu waschen hat oder eine Treppe benutzt. Einem Unternehmen, in
dem erst kürzlich Beschäftigte aus den USA berichteten, dass sie
selbst im Winter drinnen ihr Hemd nass schwitzen und die trockene
Antwort des Managements auf die Forderung nach einer Klimaanlage
lautet: Die Roboter können bei kälterem Klima nicht arbeiten.

Die Dauer des Arbeitskampfs ermöglichte es, Streikphasen für
internationale Vernetzung zu nutzen. Inzwischen gibt es zwei
internationale Treffen, eines auf der offiziellen Gewerkschaftsebene
und ein selbstorganisiertes, bei dem Kolleginnen und Kollegen
zusammenkommen. Auch daraus resultierten schon gemeinsame Aktionen.
Am 23. November 2018, dem Black Friday - also dem einkaufsstärksten
Tag - fanden Streiks in Deutschland, Spanien, Italien sowie
Protestaktionen in Großbritannien statt. Kontakte bestehen inzwischen
nach Polen und inzwischen sogar nach China.

Nun hört man auch von ersten öffentlichen Aktionen im Herzen der
Bestie, den USA. Die Anzahl der Beschäftigten dort hat sich in den
letzten drei Jahren mehr als verdoppelt. Weltweit arbeiten nun 630.000
Menschen für Amazon, nicht mitgerechnet die 100.000 Befristungen zur
Weihnachtszeit.


Auch in den USA

Schon länger hatten Organizer versucht, in den USA Fuß zu fassen, doch
die Befristungen und die Hire-and-fire-Politik erschweren langfristige
Strategien. Erfolgreich war nun ausgerechnet eine Gruppe, die sich
nicht als Gewerkschaft, sondern mit dem Awood Center organisiert
hatte. Das Awood Center (Awood bedeutet Macht auf somalisch) ist eine
Community-Organisation in der Region Minneapolis mit dem Ziel, die
Bedingungen für ostafrikanische Beschäftigte zu verbessern.

Die Beschäftigten aus Ostafrika, teils geflüchtet aus Somalia,
Äthiopien, Djibouti und Kenya, haben vor etwa einem Jahr begonnen sich
zu organisieren. Anlass waren Kündigungen von Somalis, weil sie
aufgrund der muslimischen Gebetszeiten die geforderten Stückzahlen
nicht einhalten konnten. Sie müssen 240-400 Stück pro Stunde
bearbeiten, ein Päckchen alle 10-15 Sekunden. Wenn Beschäftigte diese
Zahlen nicht erfüllen, droht ihnen die Kündigung. Daraufhin begannen
sie sich zu organisieren und führten schließlich Kundgebungen vor dem
Lager durch.

Ende September und Oktober trafen sie sich, um mit Amazon über die
Arbeitsbedingungen zu reden, dabei waren Beschäftigte von fünf
Standorten. Gegenstand der Verhandlungen waren die Arbeitsbedingungen
der Lagerarbeiterinnen, der Auslieferer wie auch der Leads, also der
Teamleiter. Nachdem ihnen Zugeständnisse angeboten waren, riefen sie
zu einer Kundgebung am 14. Dezember auf.

Nur zwei Tage zuvor hatten Gewerkschaften in New York Forderungen an
Amazon gerichtet. Im Oktober 2018 eröffnete das Unternehmen in Staten
Island ein Fulfillment Center. Im Dezember kündigten Beschäftigte
gemeinsam mit der Retail, Wholesale and Department Store Union, der
Gewerkschaft für den Handel, einen Vorstoß an.

In Queens soll außerdem ein Standort des Headquarters gebaut werden.
Dafür wird es Steuergelder geben. Abgeordnete aus Seattle, dem
derzeitigen Headquarter, reisten daher nach New York, um vor den
Folgen zu warnen.

In Seattle sind die Wohnungspreise exorbitant gestiegen und
Arbeitsrechte werden weiterhin nicht akzeptiert. Es müssen daher
Festlegungen getroffen werden, bevor es zu spät ist. Die Gewerkschaft
macht dafür einen simplen Vorschlag für New York: Als Gegenleistung
für die Subventionen in Höhe von 3 Milliarden Dollar aus Steuergeldern
soll Amazon zugestehen, höhere Löhne zu zahlen und die
Arbeitsbedingungen zu verbessern. Diese Absicherung gehe nur mit einem
Tarifvertrag.

Die Beschäftigten von Whole Worker haben bereits ihre Solidarität
zugesagt. Sie organisierten sich im Sommer 2018 bei Whole Foods, einer
Supermarktkette, die 2017 von Amazon aufgekauft wurde. Die Mail wurde
an tausende Whole-Foods-Beschäftigte gesendet.

Damit ist es inzwischen auch in den USA erklärtes Ziel,
gewerkschaftlich etwas gegen Amazons Ausbeutung zu unternehmen.
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PREIS/2223: FairFilm Award 2019 im Rahmen der Berlinale für BR-Polizeiruf 110 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 8. Februar 2019

FairFilm Award 2019 im Rahmen der Berlinale

BR-Polizeiruf 110: "Tatorte" als "fairste Produktion 2018"
ausgezeichnet



Am 7. Februar 2019 ist der BR-Polizeiruf 110: "Tatorte" im Rahmen der
Berlinale als "fairste Produktion des Jahres 2018" ausgezeichnet
worden. Produziert wurde der Polizeiruf, in dem Matthias Brandt am 16.
Dezember 2018 seine Abschiedsvorstellung als Münchner Ermittler
gegeben hat, von Claussen+Putz Filmproduktion, Jakob Claussen und Uli
Putz, im Auftrag des Bayerischen Rundfunks. Die Redaktion lag bei
Cornelia Ackers. Die Preisverleihung wurde von der Branchenplattform
Crew United in Kooperation mit über 20 Branchenverbänden und
-institutionen präsentiert.

An der zugrunde liegenden Umfrage hatten sich mehr als 1.500
Filmschaffende beteiligt. Bereits zum dritten Mal gewann damit eine
Produktion des Bayerischen Rundfunks: 2015 ging der Preis an "Der Fall
Bruckner" und 2017 an den Polizeiruf 110: "Nachtdienst". Im Jahr 2016
waren der Polizeiruf 110: "Wölfe" und der Tatort aus Franken: "Das
Recht, sich zu sorgen" nominiert.

Leitbild des Votings zum FairFilm Award über die Plattform Crew United
ist ein gemeinsam mit Branchenverbänden entwickelter Kriterienkatalog
für faire Filmprojekte, der folgende Bereiche umfasst:
Chancengerechtigkeit, Gleichbehandlung und Diversität,
Vertragskonditionen, Gagenhöhe und Entgelte, Kommunikation und
Arbeitsklima, Arbeitszeiten und Arbeitsschutz, Professionalität und
Qualifizierung, Umweltschutz, Nachhaltigkeit, Solidarität und
Perspektiven.


Zum Inhalt von Polizeiruf 110: "Tatorte"

Eine Frau wird vor den Augen ihrer Tochter auf einem abgelegenen
Parkplatz hingerichtet. Für Nadja (Maryam Zaree), die
Kriminalhauptkommissar Hanns von Meuffels (Matthias Brandt) als
engagierte Assistentin zur Seite gestellt wird, scheint der Fall
offensichtlich. Ein Familiendrama um Sex, Erpressung und Sorgerecht.
Doch von Meuffels ist kein Freund voreiliger Theorien. Zu viele
Ungereimtheiten, die keinen Sinn ergeben. Er sucht den Austausch mit
Constanze (Barbara Auer), seiner ehemaligen Kollegin aus Hamburg, die
ihm schon zweimal bei einer Falllösung zur Seite stand. Mit ihr
verbindet von Meuffels eine über die berufliche Ebene hinausgehende,
ambivalente Beziehung. Und so kämpft er in seinem letzten Fall gleich
an zwei Fronten.


Informationen zum Film

Drehbuch und Regie: Christian Petzold

Darsteller: Matthias Brandt, Barbara Auer, Maryam Zaree, Bettina
Mittendorfer, Aurelia Schikarski, Stephan Zinner, Max Koch, Anna
Drexler, Wiebke Puls, Sascha Maaz, Michael Witte, Till Firit, Gabriele
Kastner, Anna Maria Sturm u.a.

Produktion: Claussen+Putz Filmproduktion (Jakob Claussen, Uli Putz) im
Auftrag des BR

Redaktion BR: Cornelia Ackers

Ausstrahlung: 16. Dezember 2018

Der Film ist noch bis 16. März 2019 in der Mediathek Das Erste zu
sehen unter: 

www.daserste.de/unterhaltung/krimi/polizeiruf-110/videos/tatorte-video-104.html

Informationen zu den Filmproduktionen des BR und zum Polizeiruf 110:
"Tatorte" finden Sie unter:

www.br.de/pressedossiers

 * 
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FILM/1625: ZDF - Das kleine Fernsehspiel "Familienbande" – sechs junge Kinofilme, 11.02.-18.03.2019 (ZDF)


Familienbande – sechs junge Kinofilme

Aus der Redaktion Das kleine Fernsehspiel

Ab Montag 11. Februar 2019, 0.15 Uhr

Inhalt:

– Die Sendetermine und -titel

– Freiheit

– Meine glückliche Familie

– Onkel Wanja

– König von Deutschland

– Die Familie

– Die Tochter



Die Sendetermine und -titel

Montag, 11. Februar 2019, 0.15 Uhr
Freiheit

Montag, 18. Februar 2019, 0.10 Uhr
Meine glückliche Familie

Montag, 25. Februar 2019, 0.20 Uhr
Onkel Wanja

Montag, 4. März 2019, 0.10 Uhr
König von Deutschland

Montag, 11. März 2019, 0.15 Uhr
Die Familie

Montag, 18. März 2019, 0.15 Uhr
Die Tochter

 * 

Montag, 11. Februar 2019, 0.15 Uhr
Freiheit
Drama, Deutschland / Slowakei 2017

Buch: Jan Speckenbach, Andreas Deinert
Regie: Jan Speckenbach
Kamera: Andreas Deinert
Schnitt: Jan Speckenbach
Szenenbild: Juliane Friedrich
Sounddesign: Marian Mentrup
Produzenten: Sol Bondy, Jamila Wenske
Produktion: One Two Films, in Koproduktion mit, ZDF/Das kleine Fernsehspiel, BFilm, Zak Film Productions, gefördert durch FilmFörderungsanstalt (FFA), Medienboard Berlin Brandenburg (MBB) sowie Kuratorium junger deutscher Film
Redaktion: Lucas Schmidt, Lucia Haslauer
Länge: 99 Minuten


Die Rollen und ihre Darsteller

Nora – Johanna Wokalek
Philip – Hans-Jochen Wagner
Monika – Inga Birkenfeld
Etela – Andrea Szabová
Tamás – Ondrej Koval'
und andere


Inhalt

Eines Abends geht Nora fort und lässt ihren Mann und ihre zwei Kinder in Ungewissheit zurück. Eine Kraft treibt sie an, der sie sich nicht entziehen kann. Sie will frei sein. Nora streift in Wien durch ein Museum, lässt sich auf einen Flirt ein, trampt weiter nach Bratislava. Hinter kleinen Lügen kaschiert sie ihre Herkunft. Sie ändert ihr Aussehen, findet Arbeit als Zimmermädchen und schließt Freundschaft mit der jungen Slowakin Etela, einer Stripperin, und deren Mann Tamás einem Koch. Indessen versucht Philip in Berlin, Familie, Beruf und seine Affäre mit Noras Freundin Monika zusammen zu halten. Er verteidigt als Jurist – gegen die eigene Überzeugung – einen ausländerfeindlichen Jugendlichen, hadert mit der Rolle des Alleinerziehenden und kann sich nicht auf Monika einlassen, da sein Alltag durch Noras Verschwinden an Sinn eingebüßt hat.

Philips Fessel ist die Freiheit, die Nora sucht.

Biografie Jan Speckenbach (Buch und Regie)

Jan Speckenbach ist 1970 geboren und wuchs in Münster auf. Nach dem Abitur 1990 studierte er Kunstgeschichte, Philosophie und Medienkunst in München, Karlsruhe und Paris. Seit 1999 arbeitet Jan Speckenbach als freier Videokünstler, besonders am Theater. Seine Kurzfilme laufen auf renommierten Festivals, z.B. in Cannes, und schafften es bis zur Qualifizierung für den Kurzfilm-Oscar. 2010 drehte Jan Speckenbach den abendfüllenden Abschlussfilm "Die Vermissten", der auf der Berlinale lief und für den Europäischen Filmpreis nominiert wurde.

Sein zweiter Spielfilm "Freiheit" feierte 2017 Weltpremiere im Wettbewerb von Locarno und lief danach unter anderen bei den Hofer Filmtagen im Wettbewerb und 2018 beim Fernsehfilmfestival in Baden-Baden im Wettbewerb um den MFG-Star.

Auszeichnung

"Die Familie" wurde 2017 von der Deutschen Film- und Medienbewertung Wiesbaden (FBW) mit dem Prädikat "besonders wertvoll" ausgezeichnet.

 * 

Montag, 18. Februar 2019, 0.10 Uhr
Meine glückliche Familie
Spielfilm, Deutschland/Georgien 2017

Buch: Nana Ekvtimishvili
Regie: Nana Ekvtimishvili und Simon Groß
Kamera: Tudor Vladimir Panduru
Schnitt: Stefan Stabenow
Ton: Andreas Hildebrandt, Paata Godziashvili
Sound Design: Medea Bakradze
Mischung: Andreas Hildebrandt
Szenenbild: Konstantine Japharidze
Kostümbild: Mediko Bagradze
Maske: Madona Tchanturia
Herstellungsleitung: Philipp Stendebach
Produzenten: Jonas Katzenstein, Maximilian Leo
Koproduzenten: Simon Groß, Guillaume de Seille
Produktion: augenschein Filmproduktion, in Koproduktion mit Polare Film LLC, Arizona Productions und ZDF – Das kleine Fernsehspiel, gefördert von Film- und Medienstiftung NRW, BKM, DFFF, Georgian National Film Center, Film in Georgia, Eurimages, CNC
Redaktion: Christian Cloos
Länge: 119 Minuten


Die Rollen und ihre Darsteller

Manana – Ia Shugliashvili
Soso (Mananas Ehemann) – Merab Ninidze
Lamara (Mananas Mutter) – Berta Khapava
Nino (Mananas Tochter) – Tsisia Qumsashvili
Vakho (Mananas Schwiegersohn) – Giorgi Khurtsilava
Lasha (Mananas Sohn) – Giorgi Tabidze
Otar (Mananas Vater) – Goven Cheishvili
Rezo (Mananas Bruder) – Dimitri Oragvelidze


Inhalt

Manana lebt mit ihrem Mann, ihren erwachsenen Kindern, nebst Schwiegersohn, und ihren Eltern in einer Drei-Zimmer-Wohnung in der georgischen Hauptstadt Tiflis. Am Abend ihres 52. Geburtstags verkündet die Literaturlehrerin ihrer völlig überraschten Familie, dass sie ausziehen wird. Nach 25 Jahren Ehe. Als Manana tatsächlich ihre Koffer packt, sind alle fassungslos: Wohin will sie denn gehen? Was oder wer ist der Grund dafür? Manana sei längst aus dem "Scheidungsalter" heraus und habe einen einwandfreien Ehemann, der weder trinke, Drogen nehme oder sie schlage – meint ihre Mutter. Doch Manana bleibt konsequent und tut das, was im patriarchalischen Georgien undenkbar ist. Sie zieht in eine kleine Wohnung, um alleine, frei und selbstbestimmt zu leben.

Die Geschichte einer Frau Anfang 50, die im Konflikt zwischen ihrer Familie und ihrer persönlichen Freiheit steht, entspricht dem Leben einer ganzen Generation von Frauen in Georgien, die nie die Möglichkeit hatten, wirklich eigene Entscheidungen zu treffen. Sie sind eng in ein Regelwerk eingebunden, das den Ansprüchen der Männer und der Familie Vortritt lässt. Der Film erzählt nah an seinen Figuren und zwischen Drama und Tragikomik. Am Beispiel von Mananas sanfter Emanzipation entwickelt sich die Beschreibung einer Gesellschaft im Übergang zwischen alten Rollenbildern und neuen Lebensentwürfen. Der archetypische Konflikt ist übertragbar auf viele andere Nationalitäten und Kulturen, auch vieler Menschen, die nach Europa fliehen.

Nana Ekvtimishvili und Simon Groß über ihren Film

In einer patriarchalischen Gesellschaft wie Georgien sind viele Menschen der Meinung, dass eine Frau schlechter dran ist ohne Mann. Sie hätte weniger Geld, weniger Schutz und genieße weniger Respekt. Tatsächlich stimmt das in der Regel, aber nicht, weil die Frau weniger Wert hat, sondern weil die Leute um sie herum so denken. Und dieses Denken ist es, das die Gesellschaft formt und die Normen bestimmt.

Nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion, in der Kirchen als Lagerhallen missbraucht wurden und der Glaube an Gott praktisch verboten war, kam die Religion wieder ans Licht, und die Menschen wandten sich nach siebzig Jahren Stillstand an die Kirche. Die heutige christlich-orthodoxe Kirche unterstützt, dass Frauen weniger Rechte, Respekt und Anerkennung in Familie und Gesellschaft haben. Die Predigten, an die sich viele Menschen fast blind halten, fördern den Mann als Kopf der Familie und verlangen von der Frau, sich ihm unterzuordnen. Oft wird auch die Situation der Frauen mit der Tradition und der Kultur gerechtfertigt. Solche Argumente tauchen in der öffentlichen Diskussion über Frauen in Georgien häufig auf.

Der Film behandelt auch das Verhältnis der Frauen verschiedener Generationen zueinander: Manana redet mit ihrer Tochter und animiert sie zu Dingen, die sie selbst nie tun konnte. Ganz anders ist wiederum das Verhältnis zwischen Manana und ihrer Mutter Lamara, die auch nicht tun konnte, was sie wollte, aber Manana niemals dazu ermutigt hat, es anders zu machen. Diese drei Frauen des Films repräsentieren die drei Frauengenerationen von heute in Georgien.

Der Film beschäftigt sich außerdem mit dem Gruppenphänomen der Familie. In Georgien fühlen sich die Menschen in der Regel glücklich, wenn sie in Gesellschaft ihrer Familie sind. Es ist wie ein Urinstinkt, mit den nahe stehenden Menschen zusammenzusein, einander zu beschützen und zu unterstützen. Dieses Zusammensein hat nicht nur eine ökonomische Seite, sondern auch eine soziale und kulturelle. Während die europäische Kultur zu einer Individualisierung des Menschen strebt, ist die georgische Kultur stärker von Gruppendynamik und dem Zusammenleben der Menschen geprägt. Allerdings macht dieses Zusammenleben auch einiges sehr kompliziert, weil man keine Privatsphäre hat und weil die Meinung einer Person auch schnell zur Meinung eines anderen Familienmitgliedes werden kann. Die verschiedenen Familienmitglieder haben einen starken Einfluss aufeinander.

In einer solchen Dynamik erfordert es großen Krafteinsatz, diesen Kreislauf zu durchbrechen und das Leben so zu leben, wie man es eigentlich will. Deswegen hat Manana ihr Leben in den letzten 25 Jahren auch nicht geändert. Aber ab einem bestimmten Moment beginnt sie nun, eine ganz andere Richtung in ihrem Leben einzuschlagen, und beschließt, alleine zu leben. Dadurch entsteht ein ungewohnt neuartiger Abstand zu ihrer Familie und ihrem Ehemann und eine neue Perspektive, auch im Betrachten von sich selbst.

Biografien

Nana Ekvtimishvili (Buch und Regie), geboren 1978 in Tbilisi/Tiflis, Georgien, studierte "Drama und Drehbuch" an der Filmhochschule Potsdam-Babelsberg. Zunächst arbeitete sie als Prosa- und Drehbuchautorin, 2011 führte sie erstmals Regie bei dem Kurzfilm "Waiting for Mum". 2012 gründete Nana Ekvtimishvili ihre eigene Produktionsfirma Polare Film zusammen mit Simon Groß in Georgien. Bei Nanas Spielfilmdebüt "Die langen hellen Tage" führten sie gemeinsam Regie und übernahmen die Produktion in Georgien. Der Film entstand bereits in Zusammenarbeit mit der ZDF-Redaktion Das kleine Fernsehspiel. "Meine glückliche Familie" ist der zweite Spielfilm von Nana Ekvtimishvili.

Simon Groß (Regie), 1976 in Berlin geboren, studierte Filmregie an der Hochschule für Fernsehen und Film München. Nachdem er bei mehreren Kurzfilmen Regie geführt hatte, drehte er 2006 seinen Debütfilm "Fata Morgana", für den er den "Förderpreis Deutscher Film" für die "Beste Regie" auf dem Filmfest München erhielt. Er gründete seine eigene Produktionsfirme Polare Film zusammen mit Nana Ekvtimishvili in Georgien. Simon Groß und Nana Ekvtimishvili führten schon bei "Die langen hellen Tage" gemeinsam Regie und übernahmen dessen Produktion in Georgien. "Meine glückliche Familie" ist der dritte Spielfilm von Simon Groß.

Preise und Auszeichnungen


	goEast-Festival des mittel- und osteuropäischen Films Wiesbaden 2017: FIPRESCI-Preis der Internationalen Filmkritik für den Besten Spielfilm

	goEast-Festival des mittel- und osteuropäischen Films Wiesbaden 2017: Preis der Landeshauptstadt Wiesbaden für die "Beste Regie"

	Hauptpreis "Transilvania Trophy" für den "Besten Film" beim Transilvania International Film Festival 2017 in Cluj (Rumänien) – Best Performance Award beim Transilvania International Film Festival 2017 in Cluj (Rumänien) an Ia Shugliashvili

	Preis für die "Beste Regie" beim Internationalen Film Festival 2017 in Sofia (Bulgarien)

	"Grand Jury Preis – Special Mention" beim Internationalen Film Festival 2017 in Seattle (USA)

	Internationales Film Festival 2017 Odessa (Ukraine)

	"Golden Duke" für "Die beste Regie" und "Die beste Schauspielerin/Den besten Schauspieler"

	Festival des Europäischen Kinos 2017 in Lecce "FIPRESCI Preis" für den "Besten Film" und "Beste Kamera" – Internationales Film Festival Hong Kong – "Golden Firebird Preis" in der Kategorie "Junges Kino"

	Eurasia International Film Festival in Astana (Kasachstan): Preis für "Die beste Schauspielerin/Den besten Schauspieler"



 * 

Montag, 25. Februar 2019, 0.20 Uhr
Onkel Wanja
Spielfilm, Deutschland 2017

Buch: Anna Martinetz
Regie: Anna Martinetz
Kamera: Jakob Wiessner, Frank Meyer, Denis Lüthi, Makito Kumazawa, Laura Schmidt
Schnitt: Anna Martinetz Musik Michael Kranz
Ton: Martial Kuchelmeister, Janek Kemter
Szenenbild: Anna Sophie Howoldt
Kostüm: Anna Sophie Howoldt
Produzenten: Toni Nottebohm, Anna Martinetz
Produktion: NoMa Filmproduktion UG in Koproduktion mit ZDF/Das kleine Fernsehspiel, gefördert vom FFF FilmFernsehFonds Bayern
Redaktion: Burkhard Althoff
Länge: ca. 129 Minuten


Die Rollen und ihre Darsteller

Wanja – Martin Butzke
Alexander – Wolfgang Hübsch
Sonja – Korinna Krauss
Elena – Julia Dietze
Astrow – Manuel Rubey
Telegin – Michael Kranz
Wanjas Mutter – Katalin Zsigmondy
Kinderfrau – Doris Buchrucker
Artistin – Marion Krawitz
Artist – Martin Wenzel
Bankvorstand – Karl Knaup
Arbeiter – Daniel Oeler


Inhalt

Eine Revolution bricht aus, als Finanzkrisen, Wirtschaftsintrigen und Naturkatastrophen die Welt erschüttern. Bankvorstand Alexander flieht aus der tobenden Stadt auf das Landgut von Onkel Wanja. Dort lebt auch Alexanders Tochter Sonja. Doch die Ankunft der Städter bleibt nicht ohne Konsequenzen. Auf dem Landgut entspinnt sich ein Kampf um Liebe und Anerkennung. Sonja, die seit Jahren heimlich in den Arzt Astrow verliebt ist, droht ihn an die schöne Elena zu verlieren. Wanja verliebt sich ebenfalls heillos in Elena. Zudem bricht ein Machtkampf zwischen Wanja und Alexander um die Gunst des Familienoberhaupts, Sonjas Großmutter, aus. Keiner arbeitet mehr, sondern alle kreisen um die Gäste aus der Stadt. Schließlich vertraut sich Sonja in einem schwachen Moment Elena an und wird von dieser überredet, Astrow auf die Probe zu stellen. Doch Elena spielt ein doppeltes Spiel. Statt Sonja zu helfen, verführt sie Astrow. Sonja ist zutiefst enttäuscht. Als der Streit zwischen Wanja und Alexander eskaliert, weil Alexander das Gut verkaufen will, versucht Wanja Alexander umzubringen. In diesem Moment erwacht Sonja aus ihrer Trauer. Sie befreit sich von den Erwartungen der anderen und durchschaut das Desaster, auf das Wanja und das Gut zurasen. Wird sie es schaffen, ihr Leben, ihre Liebe und das Gut vor dem Zugriff der Städter zu retten?

"Onkel Wanja" von Anna Martinetz ist eine moderne filmische Adaptation des gleichnamigen Theaterstücks von Anton Tschechow. Der Film hatte seine Premiere 2017 auf dem Kolkata International Filmfestival in Indien und lief auf der Diagonale 2018, Festival des österreichischen Films 2018.

Biografie von Anna Martinetz

Anna Martinetz wurde in Wien geboren, studierte Archäologie und Anthropologie an der Cambridge University und Dokumentarfilmregie an der Hochschule für Film und Fernsehen HFF München. Ihr Abschlussfilm "Fräulein Else", basierend auf Arthur Schnitzlers gleichnamiger Novelle, war ihr erster Spielfilm und wurde vielfach ausgezeichnet. "Onkel Wanja" ist ihr zweiter fiktionaler Langfilm.

Anna Martinetz über ihren Film

In "Onkel Wanja" werden die zwei Seiten der Weiblichkeit auf interessante Weise auf zwei Figuren aufgeteilt: Sonja und Elena. Sonja ist die Zurückhaltende, Unscheinbare, Fleißige, Unkörperliche und Elena die Flamboyante, Elegante, Offene, Sinnliche. Erst in der Begegnung mit beiden Seiten schafft es der Mann, sich auf die Frau körperlich und seelisch einzulassen. Tragisch ist die gesellschaftliche Entwertung beider weiblicher Aspekte in der durch Männer dominierten Welt, die von Naturkatastrophen, Finanzkrisen und wirtschaftlichen Problemen geplagt wird.

Auch die Männerfiguren Wanja und Astrow verkörpern im Film zwei Aspekte der Männlichkeit: ein empfindsamer, verletzlicher Mann und ein maskuliner, aktiver Mann, die durch Freundschaft miteinander verbunden sind. Der empfindsame Mann schafft es nicht, aus seiner unterstützenden Rolle herauszukommen, und wird von der Gesellschaft überfahren. Der aktive Mann stellt sich und droht in gesellschaftlichen Machtkämpfen unterzugehen.

Kultur und Liebe sind unterdrückte Qualitäten, die in gesellschaftlichen Systemen nicht gelebt werden können, außer sie werden durch Geld oder Konventionen legitimiert.

Weitsichtig erkennt Wanja die Absurdität der Welt und der Realität, die sich seit Jahrtausenden in den von Besitz und Macht geprägten Verhältnissen manifestiert. Wanja ist ein Träumer und erkennt die Bedürfnisse und Wünsche der Menschen und kämpft um Menschlichkeit jenseits konventionalisierter Regeln und gesellschaftlicher Machtsysteme.

Die Sprache und Originaldialoge Tschechows wurden beibehalten und mit zeitgenössischen Zeitungstexten ergänzt, die zu einem interessanten Stimmungsbild der Finanzkrise 2008 sowie gesellschaftlichen Denkens führen. Auch Notfallpläne, wie im Film gezeigt, gibt es immer wieder für größere Organisationen. Zu Tschechows Zeiten führten die wirtschaftlichen Schuldenverhältnisse, die die Menschen in leibeigenschaftsähnliche Situationen brachten, schließlich zur Revolution – einige Jahre nachdem Anton Tschechow "Onkel Wanja" geschrieben hatte.

Der Film ist sperrig und unbequem und doch liebevoll. Es gibt keine Bösen, es gibt keine Guten. Die Menschen auf Onkel Wanjas Gut sind wie Polarforscher, die sich gegen den Klimawandel und Probleme auflehnen und die einzige menschliche Forschungsstation vor Ort wachküssen, damit die Welt noch in tausend Jahren lebenswert bleibt.

 * 

Montag, 4. März 2019, 0.10 Uhr
König von Deutschland
Komödie, Deutschland 2013

Buch und Regie: David Dietl
Kamera: Felix Novo de Oliveira
Szenenbild: Oliver Meidinger
Kostümbild: Maria Schicker
Maske: Jana Schulze
Ton: Marc Meusinger
Schnitt: Robert Rzesacz
Produzenten: Alexander Bickenbach, Manuel Bickenbach, Khaled Kaissar
Produktion: Frisbeefilms in Koproduktion mit dem ZDF/Das kleine Fernsehspiel, Kaissar Film sowie der Deutschen Film- und Fernsehakademie Berlin und in Zusammenarbeit mit ARTE. Der Film wurde gefördert mit Mitteln der Mitteldeutschen Medienförderung, der FFA Filmförderungsanstalt, des Medienboard Berlin-Brandenburg, des Nordmedia Fonds und desDeutschen Filmförderfonds DFFF.
Redaktion: Milena Seyberth, Lucas Schmidt (ZDF) Anne Even, Andreas Schreitmüller (ARTE)
Länge: 89 Minuten


Die Rollen und ihre Darsteller

Thomas Müller – Olli Dittrich
Sabine Müller – Veronica Ferres
Stefan Schmidt – Wanja Mues
Ute – Katrin Bauerfeind
Alexander Müller – Jonas Nay
Mira – Jella Haase
Kurt Knister – Stephan Grossmann
Kai Licht – Mirco Reseg
Wolf Grimm – Wolfram Koch
Wallenstein – Hanns Zischler


Inhalt

Von einem spannenden, geschweige denn von einem aufregenden Leben kann bei Thomas Müller nicht die Rede sein. Seine Lieblingsspeise ist Schnitzel mit Pilzsoße, er schaut gerne Fußball, um 23.04 Uhr legt er sich schlafen, um 6.18 Uhr klingelt der Wecker, und bis zum Höhepunkt braucht er sieben Minuten. Auch sonst ist bei ihm alles vorhersehbar: Täglich schaut er vier Stunden Fernsehen, 37 Minuten liest er, und 15 Minuten redet er mit seiner Ehefrau.

Eines Tages wird Thomas Müller plötzlich gekündigt. Job verloren, Immobilienkredit am Hals, kriselnde Ehe – eine absolut neue Situation im Leben dieses Mannes. Von seiner Verzweiflung fast überwältigt, trifft Thomas auf den charismatischen Stefan Schmidt, der für all seine Sorgen Verständnis hat. Er bietet Thomas kurzerhand einen neuen Job bei "Industries Unlimited" an. Und plötzlich ist Thomas' Meinung zu allem und jedem gefragt. Als Thomas misstrauisch wird und herausfindet, warum ausgerechnet er auf einmal so wichtig geworden ist, versucht er sich mit Hilfe seines Sohnes Alexander, dessen Freundin Mira sowie seiner heimlichen Liebe Ute endlich aus der Durchschnittlichkeit zu befreien und über sich hinauszuwachsen.

Von der Idee zum Dreh
Zitat von Autor und Regisseur David Dietl

Zuerst hatte ich einen ganz anderen Filmstoff vor Augen. Eine Komödie, in der es um eine Midlife-Crisis gehen sollte, die kleine persönliche Geschichte eines Mannes, der sich und sein Leben hinterfragen muss. Er umkreist die Frage, ob er glücklich ist, ob er alles richtig gemacht hat. Es hat sich alles routinemäßig eingeschliffen, und so ist er ohne großes Zutun über die Jahre zum durchschnittlichsten Mann des Landes geworden… und damit zum Glücksfall für die Markt- und Meinungsforschung. Der Einfluss der Demoskopie auf Wirtschaft, Werbung und Politik hat mich immer schon fasziniert. Und auf einmal hatte ich die Geschichte, die ich eigentlich erzählen will.

Preise und Auszeichnungen


	First Steps Award, Nominierung, 2013

	Studio Hamburg Nachwuchspreis, Nominierung, 2013

	Filmfest München, Förderpreis Deutsches Kino, Nominierung, 2013

	New Faces Award, Regie, 2014



Biografie von David Dietl (Buch und Regie)

David Dietl wuchs in Los Angeles, Paris und München auf, wo er 1997 sein Abitur machte. Anschließend sammelte er in verschiedenen Funktionen Erfahrungen im Filmgeschäft, unter anderem als Kamera-, Cutter- und Regieassistent. 2001 ging er nach Berlin, um dort ein Regiestudium an der DFFB (Deutsche Film und Fernsehakademie Berlin) zu beginnen. Neben einigen Kurzfilmen und einer Dokumentation zu Bernd Eichingers Parsifal-Inszenierung an der Berliner Staatsoper realisierte David Dietl mit der ZDF-Redaktion "Das kleine Fernsehspiel" 2006 in der Reihe "Agenda 2020 – Wie werden wir leben", den Doku-Spielfilm "Auf Nummer sicher?". Anschließend verbrachte David Dietl längere Zeit in China. Dort wirkte er als Regieassistent bei dem Kinofilm "John Rabe" (Regie: Florian Gallenberger) mit, zu dem er auch die Dokumentation "Ein vergessener Held" drehte. Für "König von Deutschland" erhielt David Dietl 2014 den "New Faces Award" in der Kategorie "Regie". Seitdem realisiert er Kino-, TV- und Dokumentarfilme, zuletzt den Kinospielfilm "Rate Your Date".

 * 

Montag, 11. März 2019, 0.15 Uhr
Die Familie
Psychothriller, Deutschland, 2017

Regie: Constanze Knoche
Buch: Constanze Knoche, Leis Bagdach
Kamera: Andreas Bergmann
Schnitt: Kai Minierski
Musik: Felix Andriessens
Ton: Michal Krajczok
Produzenten: Leis Bagdach, Constanze Knoche, Holm Taddiken
Produktion: Neufilm GmbH in Koproduktion mit ZDF/Das kleine Fernsehspiel
Redaktion: Diana Kraus, Lucas Schmidt
Länge: ca. 91 Minuten


Die Rollen und ihre Darsteller

Einar – Godehard Giese
Isabell – Stephanie Amarell
Jule – Karin Hanczewski
Meret – Claudia Geisler-Bading
Tereza – Emma Drogunova
Saskia – Alma Leiberg
Toby – Leon Ullrich
Marie – Siir Eloglu
Susanne – Berit Künnecke
Gerd – Matthias Müller-Wurbs
Hardy – Mike Adiek
Inspektor – Mirosław Baka
Katja – Rozalia Mierzicka
und andere


Inhalt

Die notorische Schulschwänzerin Isabell, 16, wird in den Sommerferien von ihrer alleinerziehenden Mutter zu einem Selbstfindungsseminar im polnischen Eulengebirge verdonnert. Die psycho-esoterische Gruppe befindet sich in der Abgeschiedenheit der Natur und wird geleitet von Therapeut Einar und seiner Frau Meret. Die beiden gelten als Experten auf dem Gebiet der systemischen Familienaufstellungen. Hatte sich Isabell zunächst fest vorgenommen, höchstens als passive Zuschauerin an den eigenwilligen Gruppensitzungen teilzunehmen, kann sie sich dem Wir-Gefühl, das dabei entsteht, bald nicht mehr entziehen. Es ist vor allem der charismatische Einar, der es Isabell angetan hat. Dass auch umgekehrt Isabell auf den deutlich älteren Mann Eindruck macht, schmeichelt ihr.

Was als spannendes Abenteuer beginnt, kippt, als eine der Kursteilnehmerinnen den Verstand verliert und über Nacht spurlos verschwindet. Ist die junge Frau tatsächlich abgereist, wie Einar am nächsten Tag behauptet – oder wurde sie Opfer eines Gewaltverbrechens? Je mehr sich die Anzeichen dafür häufen, dass der Therapeut lügt, desto stärker gerät Isabell in dessen Bann. Der Aufenthalt im wildromantischen polnischen Eulengebirge wird bald zu einem Albtraum, aus dem Isabell nicht mehr erwachen kann. Höhepunkt ist ihre eigene Familienaufstellung, während der Einar regelrecht in ihren Kopf eindringt und Emotionen wachrüttelt, von deren Existenz sie bislang selbst nichts wusste – und auch nie wissen wollte.

Constanze Knoche (Buch und Regie) über ihren Film

"Die Familie" ist ein radikal subjektiv erzählter Psychothriller, der um die Orientierungslosigkeit eines 16-jährigen Mädchens kreist, das ohne Vater aufgewachsen ist. Isabells Begegnung mit dem machtbewussten Psychotherapeuten Einar ist der Katalysator dafür, dass sie immer tiefer in eine Spirale aus dunklen Ahnungen gerät. Schon bald glaubt Isabell das dunkle Geheimnis des Therapeuten, der in seinen Familienaufstellungen flirrend die Rollen wechselt, aufgedeckt zu haben. Sowohl Hauptfigur als auch Zuschauer werden dabei in ein packendes Wahrnehmungsspiel um Realität und Vorstellung verwickelt.

Bei ihrer Ankunft im polnischen Eulengebirge wird Isabell von gleißenden Sonnenstrahlen geblendet. Sie kneift die Augen zusammen, betrachtet die friedliche wirkende Landschaft. Doch spätestens als das "Familien"-Mitglied Saskia verschwindet und später tot aufgefunden wird, verlagert sich die Handlung mehr und mehr ins Halbdunkel, in den Bereich der unscharfen Wahrnehmung und der Schatten. Am Rande von Isabels Sehfeldes scheint sich immer wieder Einar aufzuhalten und sie zu beobachten. Doch sobald sie sich umdreht, ist er verschwunden. Besonders in Isabels Träumen, in denen sich sexuelle Fantasien mit der Angst vor einem körperlichen Übergriff vermischen, erscheint Einar bedrohlich und anziehend zugleich. Die Kamera – beweglich und buchstäblich auf Isas Fersen – macht diese Paranoia sichtbar. Sie fängt Blickwechsel ein und zeigt, wie Isabell Einars Begehren registriert. So wie sich die beiden Hauptfiguren gedanklich umkreisen, werden sie auch von der Kamera erforscht und umkreist.

Biografie von Constanze Knoche (Buch und Regie)

Constanze Knoche studierte Dramaturgie an der Hochschule für Musik und Theater in Leipzig. Es folgte das Studium der Regie an der Hochschule für Film und Fernsehen Potsdam sowie an der Filmakademie Wien und der Escola Superior de Teatro e Cinema Lissabon. Seit 2007 lebt sie als freie Regisseurin und Autorin für Film, Fernsehen und Theater in Berlin. Ihr Abschlussfilm "Teresas Zimmer" gewann 2007 den First-Steps-Award. Ihr Debütfilm "Die Besucher" (FBW-Prädikat "Wertvoll") wurde 2012 auf dem Filmfest München uraufgeführt und lief auf zahlreichen internationalen Festivals. Ihr Dokumentarfilm "Sad Songs of Happiness" (2014) entstand in Zusammenarbeit mit der ZDF-Redaktion Das Kleine Fernsehspiel und wurde ebenfalls international ausgewertet. Als Autorin schrieb sie gemeinsam mit Leis Bagdach zudem Drehbücher, unter anderem für "Ein Fall für zwei" und "Letzte Spur Berlin".

Biografie von Leis Bagdach (Buch und Produktion)

Leis Bagdach studierte nach dem Abitur Germanistik und Theaterwissenschaften an der Universität Leipzig. Seit 2000 lebt er in Berlin. Dort schrieb er für Theater, Fernsehen und Film ("Ein Fall für zwei", "Letzte Spur Berlin", "Fernes Land", "Die Besucher" und "Die Familie"). Seit 2014 ist er Teilhaber der Filmproduktionsfirma NEUFILM GmbH mit Sitz in Leipzig und Berlin.

 * 

Montag, 18. März 2019, 0.15 Uhr
Die Tochter
Spielfilm Deutschland 2017

Buch: Mascha Schilinski
Regie: Mascha Schilinski
Kamera: Fabian Gamper
Montage: Svenja Baumgärtner
Szenenbild: Madeleine Schleich
Musik: ANNAGEMINA
Sounddesign: Claudio Demel, Bernhard Köpke, Alexandra Praet
Producer: Anna Schmidt, Ruben Steingrüber
Associate Producer: Frank Christian Marx
Produktion: Filmakademie Baden-Württemberg in Kooperation mit der Filmuniversität Babelsberg Konrad Wolf, unterstützt von ZDF/ Das kleine Fernsehspiel und Ente Kross Film UG, gefördert durch die Norbert Janssen Stiftungen Landesbank Baden-Württemberg
Redaktion: Burkhard Althoff
Länge: ca. 103 Minuten


Die Rollen und ihre Darsteller

Luca – Helena Zengel
Hannah – Artemis Chalkidou
Jimmy – Karsten Antonio Mielke


Inhalt

Als Jimmy und Hannah endlich einen Käufer für ihr marodes Ferienhaus auf der griechischen Vulkan-Insel gefunden haben, kehrt das ehemalige Paar mit der gemeinsamen siebenjährigen Tochter Luca zum ersten Mal an jenen Ort zurück, an dem es sich vor genau zwei Jahren getrennt hat. Kaum angekommen, treten trotz aller Bemühungen alte Spannungen und Konflikte an die Oberfläche. Vor allen Dingen Hannah ist eifersüchtig auf das sehr innige Vater-Tochter-Verhältnis, an dessen Exklusivität sie nicht heran zu reichen vermag. Doch auch bei Jimmy löst der bevorstehende Verkauf des Hauses etwas aus: Es ist das unumstößliche Ende von einem einstigen Traum – der gemeinsamen Zukunft als Familie. Dem Berliner Alltag entrissen, geschieht etwas, womit keiner mehr gerechnet hätte. Hannah und Jimmy verlieben sich wieder ineinander. Vorsichtig wagen sie einen Neunanfang als Liebespaar.

Doch ausgerechnet ihre Tochter Luca setzt alles daran, genau dies zu verhindern. Luca reagiert eifersüchtig auf die für sie so ungewohnte Situation und fühlt sich vom Thron gestoßen. Die eigene Mutter wird für Luca zur Rivalin, die ihr den Papa wegnehmen will. Und so entspinnt sich vor der Kulisse eines Inselidylls ein bösartiger Machtkampf um die Familienkrone. Erschreckend berechnend verfolgt Luca ihr Ziel, um die Wiedervereinigung ihrer Eltern zu sabotieren. Geschockt müssen Hannah und Jimmy erkennen, wie tief sich über die Jahre ein perfider Rollentausch in ihr Familiensystem eingeschlichen hat: Luca ist die Königin an Vaters Seite und nicht mehr bereit, die Position des heimlichen Familienoberhaupts herzugeben. Mit kindlicher Cleverness spielt Luca die beiden gegeneinander aus und entlarvt ihre Eltern als bedürftige Kinder, die von der Gunst ihrer eigenen Tochter abhängig sind.

Mascha Schilinski über ihren Film

"Die Tochter" hat zwei Wurzeln. Letztes Jahr im Spätsommer saß ich in Berlin draußen auf der Terrasse eines Kreuzberger Restaurants und beobachtete folgende Szene: Ein ungefähr dreijähriger Junge rollte gelangweilt mit seinem Bobby Car um eine Eisenstange des Vorplatzes vom Café. Quengelnd versuchte er, die Aufmerksamkeit seiner Eltern zu erobern, die in ein lebhaftes Gespräch mit Freunden vertieft waren. Wütend über die Nichtbeachtung der Eltern, fing der Junge an, sein Bobby Car gegen die Eisenstange zu rammen, immer doller. Seine Eltern, lachend am erzählen, schauten nicht zu ihm. Zitternd vor Wut schmiss sich der Junge auf den Boden und kickte das Bobby Car zur Seite. Es fiel um. Laut begann er loszuheulen. Jetzt reagierten die Eltern. Die Mutter stand auf, ging zu ihrem Jungen hin, hockte sich neben ihn und wollte wissen, was ihm passiert sei. Der Junge zeigte heulend auf die Eisenstange und rieb sich den Kopf. Die Mutter pustete mitfühlend gegen seine Stirn, und der ganze Tisch schaute zu ihnen hinüber – alle raunten dem Jungen tröstende Laute zu. Die Mutter nahm ihr Kind auf den Arm und trug es zum Tisch. Der Junge schaute mich über die Schulter der Mutter hinweg an, und ich meinte, ihn ganz leise lächeln zu sehen. Jetzt hatte er die Aufmerksamkeit, die er wollte, obwohl in Wirklichkeit gar nichts passiert war.

Eine Art Schlüsselmoment für den Film war noch eine Situation: Kameramann Fabian Gamper und ich waren zur Vorbereitung unseres vorigen Filmes nach Ligurien gereist. Als wir in der Sonne vor der Eisdiele in Albenga saßen, trat ein Mann Anfang fünfzig mit einer attraktiven Frau Anfang zwanzig im Arm aus der Gelateria. Sie schleckten an ihrem Eis, und der Mann lachte verzückt, als die Frau versuchte, an seinem Eis zu lecken. Der enorme Altersunterschied fiel auf, aber die beiden wirkten wie ein glücklich verliebtes deutsches Urlauberpaar, das zusammen seine Ferien genießt. Da trat eine Frau im Alter des Mannes aus der Gelateria. Sie blieb im Schatten der Markise stehen und schaute zu dem turtelnden Paar in der Sonne. Ihr Blick war so ruhig und von so tiefer Traurigkeit, dass er mich im Innersten berührte. Die junge Frau drehte sich zur Gelateria um und rief der älteren Frau zu: "Mama, wo lang müssen wir?" Aufgereiht in einer Dreierreihe, liefen sie die Gasse entlang, und wir konnten ihnen nachsehen: links die Mutter mit einem halben Meter Abstand zu ihrem Mann, dann der Mann, der Arm in Arm mit seiner Tochter ging. Mutter, Vater, Kind. Aber es sah aus wie Ehefrau, Ehemann und Geliebte.

Wann beginnt Rollentausch innerhalb einer Familie? Wieso haben Eltern plötzlich Angst vor ihren Kindern? Mit dem Film "Die Tochter" möchte ich eine andere Wirklichkeit zeigen, als die allgemeingültige Annahme, alle Kinder würden wollen, dass ihre Eltern zusammen sind. Die Beziehung zum eigenen Kind stellt für Hannah und Jimmy die einzig konstante Bindung dar – die, die alle Paarbeziehungen überdauert. Sie sind sozusagen gleichermaßen abhängig von ihrem Kind, wie Luca von ihren Eltern. Luca bekommt durch ihre besondere Rolle in der Familienkonstellation eine Wichtigkeit für die Eltern, die ihr viel Macht verleiht. Und wie der Junge auf dem Bobby Car, nutzt Luca ihre Macht, um ihren Willen durchzusetzen. Das siebenjährige Mädchen ist bereit, bis zum Äußersten zu gehen. Um ihre Identität – die Königin an Vaters Seite – zu wahren und das Bindeglied der Familie, der Mittelpunkt, um den sich alles dreht, zu bleiben, wird sie zur Meisterin der Manipulation.

Biografie von Mascha Schilinski (Buch und Regie)

Mascha Schilinski wurde 1984 in Berlin geboren. Nach diversen Praktika quer durch die Filmlandschaft, reiste sie durch Europa, schrieb Kurzgeschichten und trat als Zauberin und Feuerschluckerin bei einem kleinen Wanderzirkus in Italien auf. 2008 absolvierte Mascha Schilinski die Autoren-Masterclass an der Filmschule Hamburg. Im Anschluss arbeitete sie als freie Autorin in Berlin. Seit Oktober 2012 studiert sie an der Filmakademie Baden-Württemberg Regie. Ihr Kurzfilm "Die Katze" wurde beim Festival du Cinéma de Brive mit dem European Award ausgezeichnet.

Preise und Auszeichnungen


	67. Berlinale – Perspektive Deutsches Kino, 2017 / Nominierung Best First Feature Award

	27. Filmkunstfest Mecklenburg-Vorpommern, Schwerin 2017 / Grand Jury Prize – Flying Ox – Best Music and Sounddesign

	12. Cyprus International Film Festival "Golden Aphrodite", Paphos 2017 / Best Actor in a feature film (Karsten Antonio Mielke)

	6. Evolution Mallorca Int’l Film Festival 2017 / Best Actor feature film: Karsten Antonio Mielke

	London Lift-Off Film Festival (Official Selection, London, United), 2017 / Best feature

	13th Vancouver International Women in Film Festival (Official Selection, Vancouver, Canada) 2018 / Winner – 'IATSE 891'-Award – Best feature

	"Directors Guild of Canada – AWARD" for Best direction in a feature: Mascha Schilinski

	Bron-Award' for Best screenplay: Mascha Schilinski

	CCE-Award for Best editing in a feature: Svenja Baumgärtner

	CFM-Award for Best musical score: Annagemina

	Jury-Special-Mention for Artemis Chalkidou  




– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
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FILM/1624: ZDF - Der Fernsehfilm der Woche "Vermisst in Berlin", am 11.02.2019 (ZDF)


Vermisst in Berlin

Der Fernsehfilm der Woche

Montag, 11. Februar 2019, 20.15 Uhr

Inhalt:

– In unserem Land

– Stab, Besetzung, Inhalt

– Statement der Drehbuchautorinnen Frauke Hunfeld und Silke Zertz

– Statement der Regisseurin Sherry Hormann

– Statements der Schauspieler



In unserem Land
Von Esther Hechenberger und Caroline von Senden, HR Fernsehfilm/Serie I

Was wünscht man sich für sein Kind? Dass es sicher ist und dass es eine Zukunft hat – in Frieden. 
Nichts anderes lässt die Eltern in Kriegs- und Krisengebieten ihre Kinder allein, ohne ihren elterlichen Schutz, eine ungewisse Reise ins ferne Deutschland antreten.

Davon, was einige dieser Kinder, die völlig auf sich gestellt sind, hier erwartet, erzählt unser Film: Die Drehbuchautorinnen Frauke Hunfeld und Silke Zertz haben umfassend recherchiert über jugendliche Flüchtlinge, die sich im Berliner Tiergarten prostituieren, über Kinder, die Drogen verkaufen, und auch, wie kriminelle Clans in Berliner Flüchtlingswohnheimen mit Menschen als Ware handeln.

Anfang 2018 wurden 5300 minderjährige Flüchtlinge in Deutschland vermisst. Und ja: Die schiere Zahl und der Mangel an zuständigen Mitarbeitern führt dazu, dass für keines dieser Kinder eine SOKO gebildet wird.

Gabriela Sperl ist die Produzentin, die Themen verhandelt, an die sich andere nicht heranwagen. Gemeinsam mit Regisseurin Sherry Hormann ("Wüstenblume", "3096 Tage") hat sie uns das Projekt vorgeschlagen. Erneut zeigt sich in dieser Zusammenarbeit Gabriela Sperls Credo, genau da hinzusehen, wo andere lieber wegschauen.

Wir sind froh, dass dieser Film im ZDF so gewünscht war und das Projekt auf das Schicksal dieser Kinder aufmerksam macht. Damit gibt der Film erneut Zeugnis von dem breiten erzählerischen Spektrum, das die Fiktion im ZDF auszeichnet.

 * 

Vermisst in Berlin
Der Fernsehfilm der Woche

Regie: Sherry Hormann
Buch: Silke Zertz, Frauke Hunfeld
Kamera: Armin Golisano
Ton: Andreas Mücke Niesytka
Szenenbild: Christiane Rothe
Schnitt: Sandy Saffeels
Musik: Jasmin Shakeri, Beathoavenz
Produktionsleitung: Solveig Jork
Produzenten: Gabriela Sperl, Max Wiedemann, Quirin Berg
Redaktion: Caroline von Senden, Esther Hechenberger
Länge: ca. 90 Min.

Eine Gabriela Sperl Produktion für Wiedemann & Berg Television im Auftrag des ZDF


Die Rollen und ihre Darsteller

Judith Volkmann – Jördis Triebel
Deniz Kovacevic – Edin Hasanovic
Evelyn Kraft – Natalia Wörner
Djamal – Lilien Batman
Jan Pollak – Florian Stetter
Amir – Skandar Amini
Issa – Neil Malik Abdullah
Maggie – Nina Gummich
und andere


Inhalt

Der ehemaligen Ermittlerin Judith Volkmann läuft nachts in Berlin ein zehnjähriger Junge vor das Auto. Was macht das Kind um diese Zeit nachts allein auf der Straße? Doch der Kleine läuft ihr davon. Sie ahnt, dass es ein Flüchtlingskind sein könnte, und forscht nach seiner Identität. Zunächst versucht sie, das Kind mit polizeilichen Mitteln aufzuspüren. Dabei gerät sie schnell an ihre Grenzen. "Ihr" gesuchter Junge, Djamal, ist nur einer von Zehntausenden, den Kriege und Armut nach Europa gespült haben. Und diese Kinder irren nun alleine durch Deutschland wie kleine Gespenster. Kleine Gespenster, mit denen man Geschäfte machen kann, illegal, aber auch hochoffiziell. Judith konfrontiert ihren damaligen Chef Deniz Kovacevic mit diesem Fall und ihren schlimmsten Befürchtungen, dem illegalen Prostitutionsring, an den Flüchtlinge verschachert werden.
Mehreren Kindern begegnet Judith dabei auf ihrem Weg: Eines hat Glück, wird gesucht und gefunden, eines liegt tot in einem Keller. Judith arbeiten die Behörden nicht schnell genug. Sind die Kinder in den Heimen der Stadt wirklich sicher? Sie mischt sich ein.

 * 

Ohnmacht auf allen Seiten
Statement der Drehbuchautorinnen Frauke Hunfeld und Silke Zertz

Sie sind durch die Wüste gerannt, sie haben das Meer überquert, sind unterwegs Schmugglern, Menschenhändlern, libyschen Schergen entkommen. Sie landeten in Deutschland. Hier sind sie endlich in Sicherheit.

Dachten wir. Doch mehr als 6000 unbegleitete minderjährige Flüchtlinge, die in Deutschland angekommen sind, wurden 2016 vermisst. Davon mehr als 800, die jünger sind als 14. Anfang 2018 sind es immer noch 5300. Als die Zahlen 2016 erstmals öffentlich wurden, war das für viele Menschen in Deutschland ein Schock.

Den meisten von diesen tausenden Kindern und Jugendlichen geht es vermutlich gut. Sie sind weitergereist, zu Verwandten und Freunden irgendwo in Europa. Sie sind wieder aufgetaucht. Sie sind doppelt registriert worden. Vermutlich. Man weiß es nicht.

Gleichzeitig aber sehen wir Jugendliche im Berliner Tiergarten, die sich prostituieren. Jungs, die unter Brücken schlafen, in der U-Bahn betteln. Jugendliche, die in einschlägig bekannten Moscheen ein Netzwerk finden. Kinder, die im Görlitzer Park Drogen verkaufen. Wir erfahren von Menschenhandel in Flüchtlingsheimen, organisiert durch kriminelle Clans. Wir haben mit Helfern, mit Flüchtlingen, mit Angehörigen, mit Polizisten gesprochen. Über ihre Hoffnungen, ihre Ängste, ihre Träume, ihre Wut.

Von der Ohnmacht auf allen Seiten und von denen, die daraus noch ein Geschäft machen, handelt unsere Geschichte.

 * 

"Weil es geschieht, während man dreht"
Statement der Regisseurin Sherry Hormann

Ein Kind kommt nicht zurück vom Fußball spielen. Es war einfach im Tiergarten um die Ecke. Tage später liegt dieses Kind in einem Keller. Sexuell in den Tod misshandelt. Ein Junge sitzt auf einer Bank. Auch im Tiergarten. Ist der Mann, der sich neben ihn setzt, ein Freund oder ein Mann, der seine pädophilen Fantasien gleich im nächsten Busch auslebt? Der Schauplatz ist mittendrin, am Tag. Es beginnt schon am frühen Morgen. Besonders voll wird es freitagnachmittags. Wenn die Büros schließen. Einen Steinwurf vom Regierungsviertel entfernt. Die Kinder sind Geflüchtete, die ohne Papiere. Sie sind "besonders billig" zu haben.

Ich wusste nichts davon, bevor ich das Drehbuch las, dann weiter recherchierte und die Fakten sich noch drastischer lasen. Es sind immer wieder die Kinder, die vergessen werden, man "braucht" sie ja nicht. Kinder, auf der Flucht gestrandet und jetzt in einem fremden Lebensvakuum. Das ist das eine.

Das andere ist: ein Glücksfall, wenn Jördis Triebel und Edin Hasanovic ungebremst in ihre Wut gehen und diese austesten wollen, wenn sie eben nicht dem Bild des abgeklärten Polizisten folgen wollen. Die Figur von Jördis hat selbst eine dysfunktionale Familie zuhause. Der andere, Edins Charakter, hat Stress mit sich selbst, weil er noch so erfolgreich sein kann und für die anderen doch immer der Kanake bleiben wird.
Es ist für einen Regisseur pure Freude, wenn eine Schauspielerin wie Jördis Triebel auf eine Schauspielerin wie Natalia Wörner trifft. Man vergisst für Momente, dass man ja mitfilmt.

"Ist es besser, sich hinter einem Busch für zehn Euro ficken zu lassen, als hier im Warmen zu schlafen und Essen zu bekommen?" Das ist die andere Perspektive, die Natalias Figur aus ihrer Wahrheit heraus formuliert. Nach den Erfahrungen, die Gabriela Sperl und ich bei "Jagdgesellschaft" machten, und dem überraschenden, großen Feedback von Betroffenen, war es wie ein Muss, weiter zu erzählen.
Auch wenn dieses "based on true facts" immer auch erzählerische Fallen oder, positiv ausgedrückt, Herausforderungen birgt, auch wenn man die Vielfalt, die in so einem Thema brodelt, in den zu lösenden "Fall" stecken muss, eben dem "Format" gemäß, so knallt die Realität manchmal härter ins Bewusstsein, als es einem lieb ist. Allen, die an diesem Film gearbeitet haben, erging das so – allen. Weil es geschieht, während man dreht: Mitten in Deutschland.

 * 

Statements der Schauspieler Jördis Triebel, Edin Hasanovic und Natalia Wörner

Jördis Triebel (Rolle: Judith Volkmann)

… warum die Rolle für sie ein Geschenk war:

"Judith Volkmann ist unkonventionell und folgt ihrer Intuition. Diese Rolle hat eine wunderbar widersprüchliche Persönlichkeit, die oft eher männlichen Charakteren zugesprochen wird. Sie ist anarchisch, leidenschaftlich, verbohrt, stur, humorvoll und unangepasst. Und dabei so wunderschön weiblich.
Diese Rolle zu spielen war ein Geschenk."

Edin Hasanovic (Rolle: Deniz Kovačević)

… über seine Distanz zu Drehbüchern und seine Rolle:

"Ich lese Drehbücher nie als Sachbücher und speichere sie deshalb auch nie als Informationen, die mein Leben verändern, sondern lese und bewerte sie eher aus künstlerischer Distanz. Egal, wie dramatisch und schlimm die Themen sind, die wir behandeln.
Dass der Tiergarten ein Hotspot für Freier ist, die nach Flüchtlingsjungen Ausschau halten, wusste ich vorher nicht. Mir hat der Dreh nochmal klar gemacht, dass ich in einer Metropole lebe, in der leider auch solch schlimme Szenen vorkommen (…)

Deniz Kovačević war eine meiner größten Herausforderungen. Das Anstrengende war, ihn auszuhalten. Ich habe selten jemanden gespielt, der in seinem Handeln weiter entfernt von dem privaten Edin ist, als er. Sein rationales, kalkuliertes Denken und das Zurückhalten seiner Gefühle und Impulse machten ihn wirklich zu einer harten Nuss, die geknackt werden musste. Mit Deniz könnte ich es nicht lange aushalten. Ich hoffe, der Zuschauer schließt ihn trotzdem genauso in sein Herz, wie ich das am Ende konnte."

Natalia Wörner (Rolle: Evelyn Kraft)

… über ihre Figur:

"Bevor ich mich moralisch über Evelyn Kraft emporhebe – was man als Darsteller nie tun darf, zumindest nicht im Gestaltungsprozess – muss ich sagen, dass ich diese Figur während der Dreharbeiten geliebt habe, obwohl sie eigentlich unmöglich ist. Ihre Motivation ist tatsächlich, "Gutes" zu tun, davon ist sie überzeugt, und in ihrer Welt ist das auch vollkommen stimmig. Dass dies manipulativ, verletzend, übergriffig und ausbeuterisch geschieht, steht auf einem anderen Blatt. Aber aus der Rolle heraus könnte ich das sofort, wenn nicht verteidigen, dann zumindest schlüssig erklären. Evelyn Kraft glaubt wirklich, diesen jungen Flüchtlingen zu helfen, und begleitet ihre Schützlinge mit einem ehrlichen mütterlichen Interesse.
Für mich als Natalia, die seit zwölf Jahren für die Kindernothilfe als Botschafterin tätig ist, ist Frau Kraft ein absoluter Alptraum."

… über ihren geschärften Blick auf den Alltag:

"Es gibt viele Erschütterungen, die ich aus diesem Film mitgenommen habe. Und an erster Stelle steht die Tatsache, dass diese Realitäten systematisch unter den Teppich gekehrt werden."
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
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MUSIK/2828: Deutschlandfunk - Vom Leben nach Opeth, 10.2.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Vom Leben nach Opeth

Martin Lopez und die schwedische Progressive-Metal-Band Soen

Von Kai Löffler

Rock et cetera

Sonntag, 10. Februar 2019, 15.05 - 16.00 Uhr, Deutschlandfunk



Von 1998 bis 2005 war Martin Lopez das rhythmische Rückgrat der
schwedischen Prog-Metaller Opeth und spielte auf Alben wie "Blackwater
Park" und "Ghost Revieries". Der Beitrag des in Uruguay aufgewachsenen
Schlagzeugers: technisch perfekte Death-Metal-Beats und
lateinamerikanisch angehauchte Rhythmen. Auch Lopez' aktuelle Band
Soen ist rhythmusdominiert. Mit dabei ist Bassist Steve DiGeorgio, der
zuvor bei den Bands Death und Testament spielte. Trotz der gemeinsamen
Herkunft aus harten Gefilden interessiert sich die Band Soen mehr für
atmosphärische bis kantige progressive Musik.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 29. Januar 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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MUSIK/2827: Deutschlandfunk - Neue Musik aus Japan, 11.2.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Maßlos frei

Das Kölner ensemble 20/21 spielt neue Musik aus Japan

Werke von Tôru Takemitsu, Suzuki Haruyuki, Mayako Kubo, Misato
Mochizuki, Doi Chieko, Toshio Hosokawa

Aufnahme vom 25.1.2019 aus dem Japanischen Kulturinstitut Köln

Musik-Panorama

Montag, 11. Februar 2019, 21.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Der Ton japanischer Instrumente sei im Augenblick des Erklingens
maßlos frei, notierte Altmeister Tôru Takemitsu, Vaterfigur der Neuen
Musik in Japan. Das Kölner Konzert stellt seine Musik Werken jüngerer
japanischer Komponistinnen und Komponisten gegenüber, die sich auf
verschiedene Weise im Spannungsfeld westlicher und östlicher
Musikkulturen positionieren.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 5. Februar 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FACHMEDIZIN





AUGEN/489: Augen-Screening mit dem Smartphone kann die Sehkraft retten (idw)


Deutsche Ophthalmologische Gesellschaft - 06.02.2019

Augen-Screening mit dem Smartphone kann die Sehkraft retten



München - Das Smartphone könnte in Zukunft augenärztliche Untersuchungen
ermöglichen. Aus einer Handykamera und bestimmten Aufsätzen haben
Wissenschaftler aus Bonn ein einfaches Untersuchungsgerät getestet, das
vor allem Menschen in Schwellen- und Entwicklungsländern zugutekommen
soll. Mit einer Forschungsförderung der DOG - Deutsche Ophthalmologische
Gesellschaft konnten die Forscher das Verfahren im Rahmen einer
Pilotstudie in Indien erfolgreich testen. Auch in Deutschland wäre ein
Einsatz denkbar, etwa in Pflegeheimen oder ländlichen Regionen.

Rund 250 Millionen Menschen weltweit sind blind oder sehbehindert. Viele
dieser Erblindungen wären durch regelmäßige Untersuchungen beim Augenarzt
vermeidbar. Vor allem in Entwicklungs- und Schwellenländern fehlt es
jedoch an ausreichender augenärztlicher Versorgung. Mithilfe einer
modifizierten Handykamera könnte geschultes ärztliches Personal zukünftig
Augenuntersuchungen vornehmen. Schwere Augenerkrankungen können so
frühzeitig erkannt und behandelt werden.

"Smartphones sind heutzutage allgegenwärtig und die Kameras vieler Geräte
sind so gut, dass sie sich prinzipiell für die medizinische Bildgebung
eignen", sagt Dr. med. Maximilian Wintergerst, der die Methode bei einer
Pilotstudie in Bangalore, Indien getestet hat. Dort untersuchte er mit
seinem Team 200 Menschen, die an Diabetes erkrankt waren. Mithilfe eines
speziellen Adapters ist es möglich mit der Smartphone-Kamera Bilder vom
Augenhintergrund aufnehmen konnten. Bei jedem fünften Patienten entdeckte
das Team Anzeichen einer diabetischen Retinopathie - eine Augenerkrankung,
die bei Menschen mit Diabetes häufig vorkommt und unbehandelt zur
Erblindung führen kann.

"Der große Vorteil dieser Methode sind die geringen Anschaffungskosten für
die Geräte und die hohe Mobilität", erklärt Wintergerst. Die mobilen
Untersuchungsteams benötigen ein Smartphone mit guter Kamerafunktion und
einen Adapter für einige 100 Euro. Eine sehr preiswerte Variante dieses
Adapters entwickelten die indischen Augenärzte aus Bangalore aus einem
LED-Lämpchen, einer Batterie und einem Klebeband. Die Smartphone-Aufnahmen
reichen qualitativ zwar nicht an die konventioneller Geräte in einer
Augenarztpraxis heran, "für Menschen in medizinisch unterversorgten
Regionen bieten sie aber eine leicht zugängliche, erschwingliche
Alternative", sagt Wintergerst. Ideal wäre die Kombination mit
Telemedizin, dass die Aufnahmen also von ärztlichem Hilfspersonal
angefertigt werden und an eine Augenklinik übermittelt werden, wo ein
Augenarzt sie ansehen und beurteilen kann. Denn das Problem in
Schwellen- und Entwicklungsländern ist, dass es meist nicht genügend Augenärzte gibt,
um all die notwendigen Untersuchungen zu machen.

"Denkbar wäre etwa ein mobiles Augenscreening für Menschen mit Diabetes
oder von Frühgeborenen, die häufig mit Augenproblemen zu kämpfen haben".
In Deutschland könnte die Methode möglicherweise in Pflegeheimen oder in
ländlichen Regionen zum Einsatz kommen. Dort leiden ebenfalls viele
Menschen an Sehproblemen, der Weg zum Augenarzt stellt aber oft ein großes
Hindernis dar. "Aber auch in bestens ausgerüsteten Universitätskliniken
gibt es Anwendungsmöglichkeiten, beispielsweise zur Dokumentation des
Augenhintergrundes von bettlägerigen Patienten", meint Wintergerst.


DOG: Forschung - Lehre - Krankenversorgung

Die DOG ist die medizinisch-wissenschaftliche Fachgesellschaft für
Augenheilkunde in Deutschland. Sie vereint unter ihrem Dach mehr als 7.200
Ärzte und Wissenschaftler, die augenheilkundlich forschen, lehren und
behandeln. Wesentliches Anliegen der DOG ist es, die Forschung in der
Augenheilkunde zu fördern: Sie unterstützt wissenschaftliche Projekte und
Studien, veranstaltet Kongresse und gibt wissenschaftliche
Fachzeitschriften heraus. Darüber hinaus setzt sich die DOG für den
wissenschaftlichen Nachwuchs in der Augenheilkunde ein, indem sie zum
Beispiel Stipendien vor allem für junge Forscher vergibt. Gegründet im
Jahr 1857 in Heidelberg ist die DOG die älteste augenärztliche
Fachgesellschaft der Welt und die älteste fachärztliche Gesellschaft
Deutschlands.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dog.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1286

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Ophthalmologische Gesellschaft - 06.02.2019
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RADIOLOGIE/321: Einstellung des Mammographiescreenings gefordert (Strahlentelex)


Strahlentelex mit ElektrosmogReport 

Unabhängiger Informationsdienst zu Radioaktivität, Strahlung und Gesundheit
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Medizinische Strahlenbelastung

Einstellung des Mammographiescreenings gefordert

Von Inge Schmitz-Feuerhake,[1] Gesellschaft für Strahlenschutz e.V.



Am 24. Oktober 2018 hatte das Bundesministerium für Umwelt,
Naturschutz und nukleare Sicherheit einen "Referentenentwurf einer
Verordnung über die Zulässigkeit der Anwendung ionisierender Strahlung
und radioaktiver Stoffe am Menschen zur Früherkennung nicht
übertragbarer Krankheiten" (Früherkennungsverordnung) vorgelegt und
die Fachverbände bis zum 12. November 2018 zur Stellungnahme
aufgerufen. Die Vizepräsidentin der Gesellschaft für Strahlenschutz
e.V., Frau Prof. Dr. Inge Schmitz-Feuerhake, übermittelte aus diesem
Anlass die Forderung der Gesellschaft, das Mammographiescreening zur
Früherkennung von Brustkrebs bei Frauen einzustellen. Denn die
Sterblichkeit an Brustkrebs wurde damit nicht gesenkt und die
offiziellen Angaben zum Strahlenrisiko gehen von falschen
Referenzwerten aus und ignorieren strahlenbiologische Fakten.

Strahlentelex dokumentiert nachfolgend die Stellungnahme der Gesellschaft für Strahlenschutz e.V.


Die Gesellschaft für Strahlenschutz lehnt den Einsatz von
Röntgen- oder radioaktiver Strahlung - und damit einer ihrerseits
kanzerogenen Methode - als Massenscreening zur Früherkennung
grundsätzlich ab.

Sie fordert deshalb die Einstellung des derzeit einzig zugelassenen
Verfahrens zur Brustkrebsfrüherkennung.

Das Strahlenrisiko beim Mammographiescreening wird von der
Strahlenschutzkommission mit der Behauptung gerechtfertigt, dass es
bei den gegebenen Standards vernachlässigbar sei. Vom Bundesamt für
Strahlenschutz wird es als "nicht der bestimmende Faktor" bei der
Evaluierung vom Nutzen im Vergleich zu Aufwand und Nebenwirkungen
gesehen.

Es gibt zwei Gründe, warum diese Standpunkte nicht geteilt werden
können, die im Folgenden dargelegt werden.


I Der Nachweis, dass das Mammographiescreening die Brustkrebssterblichkeit 
in Deutschland senkt, ist bislang ausgeblieben.

Die Strahlenschutzkommission hat im Jahr 2008 die strahleninduzierte
Erkrankungsrate an Brustkrebs durch das Mammographieprogramm (ab Alter
50 Jahre) zu 0,1-0,01 % beziffert. Eine neue Studie von Ali et al.
(2018), die verschiedene nationale Screening-Programme verglichen
haben, kommt für Deutschland auf eine zusätzliche Erkrankungsrate von
7 Fällen auf 100.000 Teilnehmerinnen. Das entspricht 0,007 %.

Das deutsche Screeningprogramm wurde 2005 begonnen mit der Behauptung,
die Brustkrebsmortalität bei Frauen könne dadurch um 30 % gesenkt
werden. Die Inzidenz von Brustkrebs ist seitdem ständig weiter
angestiegen. Die Mortalität zeigte bereits vorher eine leicht
abfallende Tendenz und letztere wird 2013/2014 zu 1,2 % pro Jahr
angegeben. Diese Abnahme wird auf verbesserte Therapie zurückgeführt.
Eine Kernaussage im Bericht zum Krebsgeschehen in Deutschland 2016 vom
RKI in Berlin (Gesamtkrebsregister) ist:

"Die Sterblichkeit an Brustkrebs ist bereits seit Anfang der 1990er
Jahre rückläufig. Ein Einfluss des Screenings auf die Sterblichkeit an
Brustkrebs ist erst für die kommenden Jahre zu erwarten."

Wenn sich aber bisher gar keine Sterblichkeitssenkung andeutet, dann
ist die Induktion von Brustkrebs bei Frauen, die ohne Screening gar
nicht erkranken würden, auch bei geringer Fallzahl ethisch nicht
vertretbar, auch wenn man im Denksystem der Befürworter verharrt.

Eine bekannte Tatsache, die auf jeden Fall beachtet werden müsste,
ist, dass sich innerhalb des Screeningkollektivs eine Untergruppe von
Frauen mit nachweisbarer genetischer Disposition zur
Brustkrebsentwicklung befindet. Ihr Anteil in der weiblichen
Bevölkerung beträgt nach DKFZ (2018) etwa 5-10 %. Bei ihnen ist nach
Erkenntnissen der molekulargenetischen Forschung eine extrem
gesteigerte Strahlenempfindlichkeit anzunehmen. Etwa 70 % von ihnen
erkranken im Laufe ihres Lebens tatsächlich an Brustkrebs. Bei
Strahlenexposition durch Screening muss man mit 100 %-iger Erkrankung
rechnen, da diesen Frauen zu intensiveren Früherkennungsmaßnahmen
geraten wird. Damit wären 30 % von ihnen, also 1,5-3 % der gescreenten
Frauen betroffen und die zusätzliche Neuerkrankungsrate beträgt
1.500-3.000 Fälle auf 100.000 Teilnehmerinnen.

Daher muss seriöser als bisher der Frage nachgegangen werden, ob nicht
der gleichzeitige Anstieg der Inzidenz die Sterblichkeitssenkung
verhindert und möglicherweise mit der Methode selbst zusammenhängt.


II Die offiziellen Strahlenrisikoangaben für das
Mammographiescreening gehen von ungeeigneten Referenzwerten aus und
vernachlässigen strahlenbiologische Fakten.

Die offiziellen Angaben zur strahleninduzierten Induktionsrate von
Brustkrebs durch das Massenscreening sind Abschätzungen, die auf Grund
anzunehmender Dosiswerte für die Brust und Referenzwerte für den
Dosiswirkungszusammenhang berechnet werden. Dabei werden
Vereinfachungen vorgenommen und verschiedene strahlenbiologische
Unterschiede zum Fall der Mammographietechnik nicht beachtet. Daher
muss man von einer weiteren erheblichen Unterschätzung des Risikos
ausgehen.

a) SSK und BfS gehen von einer Dicke der komprimierten Brust von 4 cm
aus und einer Brustdosis von 4 mGy (2 Aufnahmen) pro Untersuchung. Ali
et al. nehmen in kraniokaudaler Position 5,3 cm Brustdicke an und
mediolateral 5,8 cm. Als Dosis erhalten sie 2 mGy pro Untersuchung.
Frauen in Deutschland haben aber häufig eine dickere Brust. Nach einer
Untersuchung von Schneider (1992) sind weniger als 25 % der Mammae auf
4 cm komprimierbar,der Mittelwert liegt bei 5,3 cm. Bei 2 cm größerer
Dicke steigt die Dosis um den Faktor 2,2. Jede 10. Aufnahme muss
schätzungsweise wiederholt werden.

b) Die SSK bezieht sich bezüglich des Dosiswirkungszusammenhang
ausschließlich auf die japanischen Atombombenüberlebenden, bei denen
sich früher ein sehr starker Rückgang der Brustkrebsmortalität in der
Altersgruppe der Frauen ab 50 Jahre gezeigt hatte. BFS und Ali et al.
berufen sich auf BEIR VII von 2006, in dem diese Gruppe ebenfalls eine
große Rolle spielt. Ostasiatinnen haben aber durchschnittlich einen
zierlicheren Körperbau als Europäerinnen und verfügen über sehr viel
weniger Brustgewebe. Entsprechend lag die Brustkrebsinzidenz von
Ostasiatinnen im Jahr 2012 nur etwa bei 25 Fällen pro 100.000
gegenüber 120 Fällen in Deutschland, also nur bei 29 % der deutschen
Rate (Angaben aus RKI 2016). Wegen der sehr unterschiedlichen
Inzidenzen auch innerhalb Europas kann man daher weder das relative
noch das absolute Risiko von den Atombombenüberlebenden sinnvoll auf
die deutsche Situation übertragen. Neuere Daten aus dem Berufsmilieu,
aus Weissrussland und der Ukraine nach Tschernobyl, nach
Röntgendiagnostik und von weiblichem Flugpersonal bestätigen, dass das
Strahlenrisiko der Brust sehr viel höher anzusetzen ist.

c) Die Strahlungsenergie beim Mammographiescreening beträgt ≤30 keV
und ist daher vergleichsweise extrem niedrig. Bei den
Atombombenexplosionen lagen die Strahlungsenergien hingegen extrem
hoch, hauptsächlich im Bereich 0,8 bis 1 MeV. Während nach ICRP alle
Röntgen- und Gammastrahlen mit dem Strahlungswichtungsfaktor 1
versehen werden, ist die Relative Biologische Wirksamkeit RBE für
stochastische Schäden jedoch umso höher, desto weicher die Strahlung
ist. Der Unterschied macht etwa einen Faktor 8 aus. Dieser müsste beim
Bezug auf die Atombombenüberlebenden auf die Risikozahlen angewendet
werden, bei anderen Vergleichskollektiven ist ein Faktor 2-4
anzusetzen.

d) Auf den Beitrag der Frauen mit genetischer Disposition zur Neuinduktionsrate haben wir bereits hingewiesen.


1) Prof. Dr. Inge Schmitz-Feuerhake, ingesf@uni-bremen.de
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FORSCHUNG/3991: Es geht auch ohne Arrestin (idw)


Universitätsklinikum Jena - 05.02.2019

Es geht auch ohne Arrestin



In einem Modell der Zellmigration von Interneuronen konnten Pharmakologen
des Universitätsklinikums Jena zeigen, dass dieser von
G-Protein-gekoppelten Rezeptoren gesteuerte vorgeburtliche Zellwanderungsprozess
nahezu unverändert abläuft, auch wenn kein Beta-Arrestin gebildet werden
kann. Entscheidend ist vielmehr, dass weder zu wenig noch zu viel des
Chemokins vorliegt, das den Wanderungsprozess steuert. Mit ihrer jetzt im
Fachjournal Cell Reports veröffentlichten Studie rütteln die
Wissenschaftler an der Lehrmeinung, dass das Adapterprotein Beta-Arrestin
unentbehrlich ist für die Rezeptorfunktion.

Um ihre Funktion im Körper zu erfüllen, müssen sich manche Zellen von
einem Ort zum anderen bewegen, zum Beispiel um bei einer Immunreaktion
mitzuwirken oder bei der Neubildung von Blutgefäßen nach einer Verletzung.
Sie werden von Botenstoffen, den Chemokinen, an ihren Einsatzort gelockt.
Das Zusammenspiel dieser kleinen Signalproteine mit hochspezifischen
Rezeptoren in den Zellmembranen wirkt wie ein Navigationssystem für die
Zellwanderung.

Die Arbeitsgruppe von Professor Ralf Stumm am Institut für Pharmakologie
und Toxikologie des Universitätsklinikums Jena erforscht die Wanderung
hemmender Nervenzellen in der Großhirnrinde. Dieser Prozess ist ein
wichtiger Bestandteil der vorgeburtlichen Hirnreifung. Als Wegweiser für
die Interneuronen fungiert dabei das Chemokin CXCL12, das vom Rezeptor
CXCR4 erkannt und in ein Signal für die Zellbewegung übersetzt wird.
Dieser Rezeptor gehört zur großen Gruppe der G-Protein-gekoppelten
Rezeptoren, die ihre Signale über die namensgebenden G-Proteine in die
Zelle weitergeben. Die mehr als 800 Mitglieder zählende Rezeptorfamilie
spielt eine zentrale Rolle bei der Zellkommunikation und der Verarbeitung
von Schmerz- und Sinnesreizen. Etwa 30 Prozent aller Medikamente, zum
Beispiel Opioide, Betablocker oder Neuroleptika, zielen auf diese
Rezeptoren, die deshalb im besonderen Fokus der Arzneimittelforschung
liegen.

Rezeptorenpaar steuert Zellwanderung

"Das Besondere an der Wanderung der Interneuronen ist, dass für die
richtige Funktion ihres Navigationssystems ein zweiter Rezeptor notwendig
ist", erklärt Ralf Stumm. Dieser mit ACKR3 bezeichnete Rezeptor gehört
wegen seiner chemischen Struktur zwar mit zur Großfamilie, kann aber keine
G-Proteine aktivieren und ist deshalb atypisch. Er transportiert das
Chemokin ins Zellinnere und räumt quasi hinter dem Interneuron auf. Damit
sorgt er für den Unterschied in der Konzentration des Chemokins, der die
Richtung der Zellwanderung bestimmt. Ralf Stumm: "Aus Zellkulturversuchen
weiß man, dass die Ankopplung von Phosphatgruppen an G-Protein-gekoppelte
Rezeptoren für deren Regulation wichtig ist. Ob dies auch auf die neu
entdeckten atypischen Rezeptoren wie ACKR3 zutrifft, war bislang
unbekannt. Es wird vermutet, dass das Adapterprotein Beta-Arrestin sich an
diese Gruppen heftet und so die Aufnahme des Rezeptormoleküls ins
Zellinnere ermöglicht. Zudem soll es unabhängig vom G-Protein Signale ins
Zellinnere leiten". Für den atypischen Rezeptor müsste Beta-Arrestin also
entscheidend sein. Aber auch für die G-Protein-gekoppelten Rezeptoren gilt
Beta-Arrestin vielen Wissenschaftlern neben dem G-Protein als wichtigster
Signalpartner.

In einer jetzt im Fachjournal Cell Reports veröffentlichten Studie, die im
Rahmen des Transregio "ReceptorLight" von der DFG gefördert wurde,
analysierten die Jenaer Pharmakologen die Steuerung der
Interneuronen-Wanderung erstmals im lebenden Organismus - und zeigten, dass es ohne
beta-Arrestin geht. Dazu untersuchten sie die vorgeburtliche
Hirnentwicklung von Mäusen, die kein Beta-Arrestin bilden konnten. "Die
Interneuronen waren ähnlich verteilt wie in der Großhirnrinde von
Wildtyp-Tieren, und beide Rezeptoren CXCR4 und ACKR3 funktionierten in den Zellen
fast normal", so Friederike Saaber, die Erstautorin der Studie.

Unbekannte Adapterproteine?

Um das Zusammenspiel der beiden Rezeptoren näher zu beleuchten, nahmen die
Wissenschaftler weitere Veränderungen vor. Sie modifizierten den
atypischen Rezeptor so, dass er keine Phosphatgruppen aufnehmen konnte.
"Dadurch konnte das Chemokin nicht mehr in die Zellen geschleust werden,
es reicherte sich im Gewebe an und überreizte den anderen Rezeptor CXCR4,
so dass dieser in der Zelle abgebaut wurde und gar nicht mehr auf den
Botenstoff reagieren konnte", beschreibt Friederike Saaber die erheblichen
Funktionsstörungen. In der Folge häuften sich die Neuronen in den falschen
Schichten der Großhirnrinde an. Ganz ähnlich sahen die Störungen aus, wenn
kein Chemokin oder zu viel davon gebildet wurde.

Die richtige Menge des Botenstoffs ist also entscheidend für die von
Chemokinen gesteuerte Zellwanderung. Ralf Stumm: "Es ist erstaunlich, dass
ein derart komplexer Prozess von den Phosphatgruppen des atypischen
Rezeptors abhängt, aber ohne Beta-Arrestin funktioniert. Unsere Arbeit
eröffnet die Suche nach bislang unbekannten Adapterproteinen, die an den
Phosphatgruppen der Rezeptoren regulatorisch angreifen."


Originalpublikation:

Saaber F, et al. ACKR3 regulation of neuronal migration requires ACKR3
phosphorylation but not beta-arrestin. Cell Rep. 2019

DOI: 10.1016/j.celrep.2019.01.049

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1461
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Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Jena - 05.02.2019
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AUSLAND/2514: Jemen - Angriff auf medizinische Einrichtung. Falschbeschuldigungen erneut prüfen (ÄoG)


Ärzte ohne Grenzen - 6. Februar 2019

Angriff auf medizinische Einrichtung im Jemen: 

Ärzte ohne Grenzen bestürzt über Falschbeschuldigungen



Berlin, 6. Februar 2019. Ärzte ohne Grenzen protestiert gegen falsche
Anschuldigungen eines Untersuchungsteams zur Bombardierung eines
Cholera-Behandlungszentrums der Hilfsorganisation in der Stadt Abs im
Jemen am 11. Juni 2018. Die Vorwürfe wurden auf einer Pressekonferenz
der Ermittlungskommission am 16. Januar geäußert. Die Kommission war
von der von Saudi-Arabien und den Vereinigten Arabischen Emiraten
geführten Militärallianz ernannt worden. Ärzte ohne Grenzen fordert,
dass die Ergebnisse erneut überprüft und die fehlerhaften Behauptungen
zurückgezogen werden.

Der Untersuchungsbericht erkennt an, dass die Militärallianz teilweise
für die Bombardierung verantwortlich ist. Ärzte ohne Grenzen wird aber
eine Mitschuld zugewiesen, weil die Organisation keine geeigneten
Maßnahmen zur Vermeidung des Luftangriffs getroffen habe. In dem
Bericht wird unter anderem behauptet, Ärzte ohne Grenzen habe es
unterlassen, das Gebäude mit einem eindeutigen Symbol als medizinische
Einrichtung zu kennzeichnen. Ebenso habe die Organisation nicht
ausdrücklich darum gebeten, das Behandlungszentrum in eine Liste nicht
anzugreifender Einrichtungen aufzunehmen. Tatsächlich hatte Ärzte ohne
Grenzen das Gelände des Cholera-Behandlungszentrums mit drei markanten
Logos gekennzeichnet und seinen Standort mindestens zwölfmal
schriftlich den zuständigen Behörden der Militärallianz mitgeteilt.

"Nach dem humanitären Völkerrecht sind medizinische Einrichtungen
geschützt und dürfen nicht angegriffen werden. Das gilt selbst dann,
wenn sie nicht gekennzeichnet sein sollten oder die Standorte nicht
den Kriegsparteien mitgeteilt wurden", sagt Teresa Sancristoval,
Leiterin der zuständigen Projektabteilung von Ärzte ohne Grenzen. "Es
liegt in der alleinigen Verantwortung der Konfliktparteien, proaktiv
alle notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, um sicherzustellen, dass
geschützte Einrichtungen nicht angegriffen werden. Die Verantwortung
darf nicht bei den Zivilisten und dem medizinischen Personal liegen."

Bei dem Angriff wurden glücklicherweise keine Mitarbeiter oder
Patienten getötet. Doch das neu errichtete Cholera-Behandlungszentrum
wurde zerstört und war nicht mehr funktionsfähig. Die Einrichtung wäre
für ein Gebiet mit mehr als einer Million Einwohner zuständig gewesen.


Seit März 2015 sind fünfmal Einrichtungen von Ärzte ohne Grenzen
bei Luftangriffen der Militärkoalition getroffen worden. Ohnehin ist
nur die Hälfte der Gesundheitseinrichtungen im Jemen voll
funktionsfähig. Laut dem UN-Büro für die Koordinierung humanitärer
Angelegenheiten sind mehr als 11 Millionen Jemeniten in akuter Not.
Cholera und andere leicht vermeidbare Krankheiten brechen regelmäßig
aus. Der Zugang zu den medizinischen Einrichtungen von Ärzte ohne
Grenzen ist für die Bevölkerung deshalb von entscheidender Bedeutung.

 * 

Quelle:

Ärzte ohne Grenzen e. V. / Medecins Sans Frontieres

Pressemitteilung vom 6. Februar 2019

Am Koellnischen Park 1 - 10179 Berlin - Germany

Pressestelle: Telefon: + 49 (30) 700 130 - 230

Fax: + 49 (30) 700 130 - 340

E-Mail: office@berlin.msf.org

Internet: www.aerzte-ohne-grenzen.de
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INTERNATIONAL/043: Geburten in jedem Land unterschiedlich schwer (idw)


Universität Wien - 06.02.2019

Geburten in jedem Land unterschiedlich schwer

ForscherInnen zeigen, wie ökonomische Veränderungen die Kaiserschnittrate
beeinflussen



Der Kaiserschnitt ist einer der häufigsten und zugleich umstrittensten
chirurgischen Eingriffe. In Österreich kommt jedes dritte Kind mit dieser
Form der Entbindung zur Welt, obwohl die WHO eine "ideale
Kaiserschnittrate" von zehn bis fünfzehn Prozent empfiehlt. Weltweit
variieren Kaiserschnittraten enorm: von nur wenigen Prozent in den meisten
afrikanischen Länder südlich der Sahara, bis zu 50 Prozent in Ägypten,
Türkei und Brasilien. In Europa reichen Kaiserschnittraten von etwa 15
Prozent in Skandinavien bis zu über 35 Prozent in Portugal, Rumänien, und
Italien. Diese Unterschiede werden meist auf sozioökonomische, rechtliche
und kulturelle Ungleichheiten zurückgeführt. In einem aktuellen Artikel in
der Fachzeitschrift Proceedings of the Royal Society B zeigt der
Evolutionsbiologe und Anthropologe Philipp Mitteröcker von der Universität
Wien, dass auch die tatsächliche Schwierigkeit der Geburt global variiert
- bedingt durch sich verändernde Lebensbedingungen.

In vielen Ländern haben sich die Lebensbedingungen in den letzten 100
Jahren stark verbessert. Das führte zu einer kontinuierlichen
Größenzunahme der Menschen, die sich auch auf Föten und Neugeborene
auswirkt. "Nachdem aber der Fötus gegenüber der Mutter eine Generation
voraus ist, erfährt dieser im Schnitt noch bessere Umweltbedingungen als
die Mutter", erklärt Evolutionsbiologe Philipp Mitteröcker von der
Universität Wien. Der Fötus ist im Durchschnitt überproportional groß -
und damit größer als die optimalen Dimensionen für den mütterlichen
Geburtskanal. Paradoxerweise können so stark verbesserte Umweltbedingungen
Geburten erschweren und damit auch die Kaiserschnittrate erhöhen.

Doch Lebensbedingung und Körpergröße haben sich nicht in allen Ländern
gleichermaßen verändert. Anhand von globalen Daten zeigt Mitteröcker, dass
in vielen Industrieländern die Zunahme von Körpergröße und Geburtsgewicht
bereits abgeflacht ist und in vielen afrikanischen Ländern Größe und
Gewicht seit den 1970er-Jahren sogar kontinuierlich abnahmen. "Wir haben
daher die Hypothese aufgestellt, dass die umweltbedingte Veränderung der
Körpergröße während der letzten Jahrzehnte die aktuelle Kaiserschnittrate
eines Landes beeinflusst", so Mitteröcker. Anhand der aktuellen Analysen
konnten er und sein Team diesen Zusammenhang nachweisen: Selbst unabhängig
von Unterschieden in ökonomischer Entwicklung, Gesundheitssystem und
medizinischen Risikofaktoren, erklärt die durchschnittliche
Körpergrößenveränderung von 1971 bis1996 etwa ein Drittel der globalen
Unterschiede in der aktuellen Kaiserschnittrate.

Zusätzlich zu den vielen soziokulturellen und demographischen Faktoren,
die den Geburtsmodus beeinflussen, variiert tatsächlich auch die
Schwierigkeit der Geburt. Je stärker die Zunahme der Körpergröße durch
verbesserte Lebensbedingungen, umso größer ist der Fötus relativ zur
Mutter. Dieser Zusammenhang verknüpft menschliche Reproduktion und Geburt
eng mit lokalen sozioökonomischen Entwicklungen und Umweltveränderungen.

In seinen vergangenen Arbeiten zeigte Mitteröcker bereits, dass die
regelmäßige Anwendung lebensrettender Kaiserschnitte in den letzten 60
Jahren zu einer evolutionären Zunahme von Geburtsproblemen geführt hat.
Die aktuelle Studie zeigt nun, dass Umweltveränderungen einen noch viel
stärkeren Effekt haben können. Eine durchschnittliche Körpergrößenzunahme
von einem Millimeter pro Jahr, wie sie in vielen Länder typisch für das
19. und 20. Jahrhundert war und wie sie auch heute noch in vielen
Schwellenländern auftritt, erhöht die Kaiserschnittrate im Schnitt um ca.
zehn Prozent. Dies erklärt nicht nur einen Teil der Zunahme an
Kaiserschnitten in vielen Ländern, sondern stellt auch den WHO-Vorschlag
für eine globale "ideale Rate" in Frage. "Menschliche Biologie und
Gesundheit sind nicht statisch, sondern im Fluss, und können sich,
beeinflusst durch sozioökonomische und medizinische Veränderungen, lokal
unterscheiden", so Mitteröcker.


Originalpublikation:

Publikation in "Proceedings of the Royal Society B"

"Secular changes in body height predict global rates of caesarean
section"

Philipp Mitteröcker, Eva Zaffarini

DOI: 10.1098/rspb.2018.2425

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution84
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Universität Wien - 06.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





AIDS/1076: Gynäkologie kann Aids verhindern (DAH)


Deutsche AIDS-Hilfe e.V. (DAH) - 6. Februar 2019

Gynäkologie kann Aids verhindern



Berlin - HIV bleibt bei Frauen oft lange unbemerkt. Gynäkologen können
viel zu einer frühen Diagnose und Behandlung beitragen. Die Deutsche
AIDS-Hilfe veröffentlicht einen Leitfaden für die Praxis.

Alle 11.000 frauenärztlichen Praxen in Deutschland erhalten in diesen
Tagen Post von der Deutschen AIDS-Hilfe. Inhalt: Die Broschüre "HIV
früh erkennen in der gynäkologischen Praxis". Der Leitfaden soll
Frauenärzt_innen dabei unterstützen, HIV zu thematisieren und im
richtigen Moment einen HIV-Test anzubieten. Die Broschüre ist Teil der
Kampagne "Kein Aids für alle - bis 2020!".

Das Anliegen ist dringlich: Von rund 700 jährlichen HIV-Diagnosen bei
Frauen in Deutschland erfolgt jede dritte erst im Stadium Aids
beziehungsweise wenn bereits ein schwerer Immundefekt eingetreten ist.
Insgesamt erkranken in Deutschland jedes Jahr mehr als 1.000 Menschen,
weil sie nichts von ihrer HIV-Infektion wissen und deswegen nicht
behandelt werden können.

Oft haben diese Menschen vorher mit vielfältigen Symptomen, die auf
einen Immundefekt hinweisen, verschiedene Arztpraxen aufgesucht, ohne
dass ein HIV-Test durchgeführt wurde. Bereits im letzten Jahr hat die
Deutsche AIDS-Hilfe darum eine Broschüre an alle hausärztlichen Praxen
in Deutschland verschickt.

Präsident des Frauenärzteverbandes unterstützt die Aktion

Dr. Christian Albring, Präsident des Berufsverbandes der Frauenärzte,
unterstützt die Aktion der Deutschen AIDS-Hilfe:

"Wir Gynäkologen können eine Schlüsselrolle einnehmen, indem wir offen
über sexuelle Gesundheit sprechen und herausfinden, ob ein HIV-Test
angebracht ist. Denn die große Mehrheit der Frauen kommt regelmäßig zu
uns, sei es für Vorsorgeuntersuchungen, in Sachen Verhütung oder zur
Familienplanung."

Frühe Diagnose ermöglicht Behandlung

Armin Schafberger, Medizinreferent der Deutschen AIDS-Hilfe, erklärt:

"Späte Diagnosen betreffen oft Menschen, bei denen man nicht mit HIV
rechnet. Gerade bei Frauen wird HIV häufig lange übersehen, wenn sie
zu keiner besonders stark von HIV betroffenen Gruppe gehören. Das hat
verschiedene Gründe: HIV ist im Praxisalltag selten. Die Symptome
einer HIV-Infektion können auch andere Ursachen haben. Das Gespräch
über Sexualität kann heikel sein. Wir brauchen die fachärztliche
Unterstützung, damit in Zukunft niemand mehr an Aids erkrankt. Eine
frühe Diagnose ermöglicht eine optimale Behandlung."

Dr. Annette Haberl vom HIVCENTER des Universitätsklinikums Frankfurt
hat die Broschüre mitentwickelt. Sie betont:

"Die Kolleginnen und Kollegen in der Gynäkologie sind die Profis, wenn
es um sexuell übertragbare Infektionen bei Frauen geht. So ist der
HIV-Test im Rahmen der Schwangerschaftsvorsorge ein wichtiger
Standard. Außerhalb der Familienplanung kommt das Thema HIV allerdings
oft noch zu kurz. Manchmal wird so die Chance für eine frühe Diagnose
verpasst. An diesem Punkt setzen wir an: Hier geben Fachleute Tipps
für Fachleute."

Tipps für Diagnostik und Gesprächsführung

Die Broschüre rückt HIV als mögliche Krankheitsursache ins Bewusstsein
und informiert pointiert über:


	Symptome frischer und verschleppter HIV-Infektionen

	Gesprächsführung in der Anamnese und vor dem HIV-Test

	Mitteilung der HIV-Diagnose

	Fragen zu HIV und Schwangerschaft

	HIV-Testverfahren und ihr Einsatz

	Abrechnung außerhalb des Laborbudgets



Gemacht von Gynäkologie- und HIV-Spezialist_innen

Die Deutsche AIDS-Hilfe hat den Leitfaden in Zusammenarbeit mit
Gynäkolog_innen und HIV-Spezialist_innen entwickelt. Sie greift dabei
auf umfassende Erfahrungen aus dem Fortbildungsangebot "Let's talk
about Sex" zurück, das in Kooperation mit der Bundeszentrale für
gesundheitliche Aufklärung und den zuständigen Fachgesellschaften
durchgeführt und vom Verband der Privaten Krankenversicherung
finanziert wird. Die Broschüre wurde finanziell unterstützt durch den
MAC AIDS Fund. Druck und Versand wurden von der Firma MSD ermöglicht.

Aids ist heute vermeidbar

Mit der Kampagne "Kein Aids für alle!" arbeitet die Deutsche
AIDS-Hilfe darauf hin, dass in Deutschland im Jahr 2020 kein Mensch
mehr an Aids erkranken muss.

Zurzeit leben mehr als 11.000 Menschen unwissentlich mit HIV - also
mit der Gefahr einer vermeidbaren schweren Erkrankung. Wenn die
Infektion hingegen rechtzeitig diagnostiziert und behandelt wird,
können Menschen mit HIV heute alt werden und leben wie alle anderen.
HIV ist unter einer gut wirksamen Therapie auch nicht mehr
übertragbar.


Die Deutsche AIDS-Hilfe ist der Dachverband von rund 120 Organisationen
in Deutschland.

 * 

Quelle:

Deutsche AIDS-Hilfe e.V. (DAH)

Pressemitteilung vom 6. Februar 2019

Presse- & Öffentlichkeitsarbeit

Wilhelmstr. 138, 10963 Berlin

Telefon: 030 /69 00 87-16, Fax: 030 / 69 00 87-42
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FORSCHUNG/786: Überschießende Knochenbildung bei seltener Krankheit FOP - Protein für mehr Bewegungsfreiheit entdeckt (idw)


Universitätsklinikum Carl Gustav Carus Dresden - 06.02.2019

Dresdner Forscher entdecken Protein für mehr Bewegungsfreiheit



Nur Wenige kennen die extrem seltene Krankheit FOP: Wie in einem Alptraum
verwandeln sich Muskeln und Bindegewebe in Knochen - und die Betroffenen
werden buchstäblich lebendig eingemauert. So werden die Patienten quasi zu
Gefangenen ihres eigenen Körpers. Wissenschaftler der Medizinischen
Fakultät Carl Gustav Carus der TU Dresden haben nun ein Protein entdeckt,
welches die überschießende Knochenbildung bei FOP hemmt. In Zukunft könnte
das ein Therapieansatz sein. Die Ergebnisse der Untersuchung wurden im
Fachjournal "Nature Metabolism" (www.nature.com/natmetab/,
https://doi.org/10.1038/s42255-018-0005-8) veröffentlicht und die
Entdeckung patentiert.

Insgesamt vier Millionen Kinder und Erwachsene in Deutschland sind von
einer der mehr als 6.000 seltenen Erkrankungen betroffen. Viele dieser
Erkrankungen sind noch nahezu unerforscht und es gibt für die Mehrzahl der
Erkrankungen noch keine passende Therapie.

Eine dieser seltenen Erkrankungen ist die Fibrodysplasia Ossificans
Progressiva (FOP). Für die Patienten bedeutet die Diagnose die
fortschreitende Verknöcherung des Binde- und Stützgewebes. Gesunde
Muskeln, Bänder und Sehnen verwandeln sich in Knochen - alles am falschen
Ort - was zu Steifheit und dauerhafter Unbeweglichkeit führt, als ob man
dauerhaft in ein Gipskorsett eingezwängt wäre. Das Wachstum dieser
Extraknochen kann ohne Vorwarnung ausgelöst werden oder Folge eines
leichten Stoßes sein. Die Ursache liegt in einer fehlerhaften
Erbinformation. Dabei kommt es zu einem Defekt im Bauplan für den
ACVR1-Rezeptor.

Wissenschaftler des Forschungslabors "Bone-Lab" des Universitätsklinikums
an der TU Dresden haben nun ein Protein entdeckt, das zwei augenscheinlich
unverwandte Systeme mit einander verknüpft. Transferrinrezeptor-2 (Tfr2),
verantwortlich für den Eisenstoffwechsel, wurde als neue Komponente im
Knochenstoffwechsel entdeckt. Tfr2 bindet sogenannte BMPs, welche für die
Mineralisierung des Knochens verantwortlich sind. Gemeinsam mit einem
interdisziplinären Team an internationalen Forschern hat das "Bone Lab"
nun herausgefunden, dass die Bindungsregion von Tfr2 auch zur
Neutralisation von BMPs zur Vermeidung von fehlplatzierter Knochenbildung
eingesetzt werden kann. Prof. Martina Rauner und ihre Kollegen waren
überrascht: "Als wir gesehen haben, wie potent die Bindungsregion von Tfr2
die ungewünschten Ossifikationen, also das Knochenwachstum im Tiermodell
der FOP hemmte, war uns klar, dass diese Entdeckung Potenzial für die
klinische Weiterentwicklung hat." Martina Rauner, Biotechnologin und
wissenschaftliche Laborleiterin des "Bone Lab" hat ihre Karriere dem
Studium von Knochenkrankheiten gewidmet. Bis es soweit war das Potenzial
der Therapie zu erkennen, hat es jahrelange, intensive Zusammenarbeit
erfordert.

Bislang gab es für die etwa 700 Patienten weltweit bzw. 30 in Deutschland
keine passende Therapie. Jetzt könnte sich das relativ rasch ändern, sagt
Dr. Ulrike Baschant, "die Firma Kymab in Cambridge will auf der Basis
unserer Entdeckung in Dresden die klinische Entwicklung von Tfr2
vorantreiben."

Die wegweisende Entdeckung ist, nicht nur für die Patienten mit FOP,
sondern auch für diejenigen mit bekannteren Skeletterkrankungen,
bedeutend. Die beiden Hauptautoren, Martina Rauner, PhD und Ulrike
Baschant, PhD berichten darüber im Fachjournal Nature Metabolism. Die
Entdeckung des Proteins war das Ergebnis internationaler Zusammenarbeit
u.a. mit Wissenschaftlern von der Universität Turin in Italien über viele
Jahre hinweg. Unterstützt von einem Dutzend Wissenschaftlern, arbeiteten
sie im Labor daran, ein weiteres Rätsel der Wissenschaft zu lösen.

Martina Rauner ist glücklich, dass das "neu entstandene Wissen neuartigen
Therapien dient, die das Leben von Kindern und Erwachsenen mit
Knochenkrankheiten verbessern könnten". Ulrike Baschant ergänzt, "Es ist
ein entscheidender Weg für körperliche Unabhängigkeit und persönliche
Freiheit!"


Originalpublikation:

Transferrin receptor 2 controls bone mass and pathological bone formation
via BMP and Wnt signalling, in: Nature Metabolismvolume 1, pages111-124
(2019)

 doi.org/10.1038/s42255-018-0005-8

https://www.nature.com/articles/s42255-018-0005-8

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.sfb655.de/START/projekte/bereich-b/b13-hofbauer-platzbecker

https://www.kymab.com/

https://www.bone-lab.de/

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment70905

Pressemitteilung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1564
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COMPUTER/595: Mit Informatik Krankheitserreger identifizieren (idw)


Friedrich-Schiller-Universität Jena - 06.02.2019

Mit Informatik Krankheitserreger identifizieren

Friedrich-Schiller-Universität Jena erhält über 1,3 Mio. Euro Förderung
für die Digitalisierung der Lebenswissenschaften



Eine Lungenentzündung ist auch heute noch eine gefährliche Erkrankung -
zumal wenn die Erreger nicht bekannt sind. Derzeit noch unbekannte Erreger
bei Patienten mit Lungenentzündung (Pneumonie) mit Methoden des
maschinellen Lernens zu identifizieren, ist eines der Ziele eines
interdisziplinären Forschungsprojekts an der
Friedrich-Schiller-Universität Jena. Das Projekt "Digitalisierung der Lebenswissenschaften:
Wege in die Zukunft" (DigLeben) wird mit 1,35 Mio. Euro aus dem neuen
Landesprogramm "ProDigital" gefördert, wie das Thüringer
Wissenschaftsministerium heute bekanntgab. Das Projekt soll nach weiteren
Vorarbeiten 2020 starten und ist zunächst auf fünf Jahre angelegt. An der
Universität Jena und ihrem Klinikum arbeiten Forschende aus vier
Fakultäten mit Partnern aus außeruniversitären Forschungsinstituten und
der Wirtschaft zusammen.

Meilensteine in der Entwicklung der Digitalisierung

Das Gesamtziel der Jenaer Initiative ist es, mit Hilfe der Informatik neue
Methoden und Programme zu entwickeln, um zum einen die Digitalisierung an
der Jenaer Universität interdisziplinär voranzutreiben und damit auch das
universitäre Forschungsprofil im Bereich "Life" zu stärken. Zudem sollen
in konkreten Projekten belegt werden, wie die immensen Datenmengen, die in
Wissenschaft und Wirtschaft entstehen, zunehmend durch maschinelles Lernen
und Künstliche Intelligenz bearbeitet werden können. "Die innovativen
Anwendungen dieser Methoden in Biologie und Medizin sollen im vorliegenden
Projekt Beispiele für die Zukunft darstellen und so Meilensteine in der
Entwicklung der Digitalisierung in den Lebenswissenschaften setzen", sagt
die Jenaer Bioinformatikerin Prof. Dr. Manja Marz als Sprecherin des neuen
Forschungsverbundes.

Sei es personalisierte Medizin und Diagnostik, Ökologie,
Wirkstoffforschung und Pharmazie oder die "klassische" Analyse von
Sequenzdaten - in der gesamten Bandbreite der Lebenswissenschaften lassen
sich Methoden des Maschinellen Lernens sinnvoll integrieren. Die
Bioinformatik ist die ideale Schnittstelle, um die Informatik mit den
Anwendungen aus der Wissenschaft zu verzahnen. Daher ist es übergreifendes
Ziel des neuen Vorhabens, durch Kombination von Bioinformatik und
Maschinellem Lernen Forschende in den Lebenswissenschaften bei der
Datenauswertung und der Generierung neuer Einsichten zu unterstützen. Dies
umfasst viele "klassische" Bereiche der Bioinformatik (Genomik,
Transkriptomik, Metabolomik, Bildverarbeitung), die sich seit Jahrzehnten
mit den entsprechenden Fragestellungen (Datenauswertung,
Hypothesengenerierung) befassen. Die Integration von Bioinformatik und
insbesondere Tiefem Maschinellen Lernen eröffnet die Möglichkeit, diesen
Prozess weiter zu beschleunigen.

Fragestellungen aus Biomedizin und Maschinellem Lernen

Das Projekt gliedert sich in sieben Teilprojekte. Fünf davon haben
unterschiedliche biomedizinische Fragestellungen: Sie reichen von der
digitalen Identifikation unbekannter Erreger von Lungenentzündungen bis
hin zum Einsatz von Künstlicher Intelligenz für die Vorhersage von
Wirkstoffen und Biomarkern. Darüber hinaus sollen in zwei Projekten
Methoden des Maschinellen Lernens weiterentwickelt werden, die in den
anderen Projekten eingesetzt werden sollen. "Nur die enge Verzahnung von
"theoretischer" und "angewandter" Forschung im Maschinellen Lernen erlaubt
es, für die Praxis relevante Fortschritte zu erzielen", betont Sprecherin
Manja Marz.

Dass die Fördermittel besonders dem wissenschaftlichen Nachwuchs
zugutekommen werden, ist ein weiterer Vorteil des Jenaer Projekts: Ein
Postdoc und sechs Doktorandinnen und Doktoranden werden in den Projekten
zusätzlich zu den renommierten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern
arbeiten. Und die Ergebnisse aus dieser Initiative werden explizit auch an
den wissenschaftlichen Nachwuchs vermittelt, um ihn auf den
anwendungsorientierten Einsatz der neuen Datenanalyse vorzubereiten.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution23
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AKTION/982: Berlin - Öffentliche Anhörung. Nationale und Internationale Impfstrategien, 21.02.2019


Akademie für Ethik in der Medizin (AEM) - 31. Januar 2019

Öffentliche Anhörung 

Nationale und Internationale Impfstrategien



Öffentliche Anhörung

Nationale und Internationale Impfstrategien

Zeit: Donnerstag, 21. Februar 2019, 10:00-13:00 Uhr

Ort: Berlin-Brandenburgische Akademie der Wissenschaften, Leibniz-Saal, Markgrafenstraße 38, 10117 Berlin (U2 Hausvogteiplatz, U6 Französische Straße oder Stadtmitte)

Anmeldung erforderlich bis 19. Februar 2019.

Für Hörgeschädigte steht während der Veranstaltung eine Simultanmitschrift zur Verfügung.


Thema

Impfungen gehören zu den erfolgreichsten Vorsorgemaßnahmen der
Medizin. Vor allem gegen viele durch Viren verursachte, auch heute
noch nur symptomatisch behandelbare Infektionskrankheiten sind
Impfungen die wichtigste Präventionsmöglichkeit. Auch wenn sich die
Impfquoten im Kindesalter in den letzten zehn Jahren kontinuierlich
erhöht haben, bestehen immer noch Defizite sowohl beim Impfschutz von
Kindern als auch beim Impfschutz von Jugendlichen und Erwachsenen. Ein
Grund für diese Defizite sind Vorbehalte in der Bevölkerung gegen
Impfungen, die vor allem von der Furcht vor gravierenden
Nebenwirkungen bestimmt sind. Solche Vorbehalte können in Verbindung
mit individueller Nachlässigkeit bei der Sorge um den eigenen
Impfschutz oder den von Kindern internationalen Anstrengungen zur
Eindämmung von Infektionskrankheiten entgegenstehen. So ist zum
Beispiel die Zahl der gemeldeten Masernfälle in Deutschland in den
vergangenen Jahren tendenziell wieder leicht angestiegen. Vor diesem
Hintergrund erarbeitet der Deutsche Ethikrat derzeit eine
Stellungnahme zum Thema "Impfen als Pflicht?".

Der Deutsche Ethikrat wird im Rahmen einer öffentlichen Anhörung am
21. Februar 2019 mit den geladenen Sachverständigen diskutieren, warum
nationale und internationale Impfprogramme teilweise ihre Ziele nicht
erreichen und welche regulatorischen Maßnahmen zur Durchsetzung von
Impfzielen ethisch und rechtlich akzeptabel beziehungsweise sinnvoll
sind.

Programm

10:00

Begrüßung

Prof. Dr. Peter Dabrock · Vorsitzender des Deutschen Ethikrates

10:05

Nationale Strategien der Impfprävention

PD Dr. Ole Wichmann · Fachgebiet 33: Impfprävention, Robert Koch-Institut

10:35

Internationale Strategien der Impfprävention

Prof. Dr. Claude Muller · Infectious Diseases Research Unit, Luxembourg Institute of Health

11:05

Fragen der Governance im Zusammenhang mit Schutzimpfungen

Dr. Katharina Paul · Institut für Politikwissenschaft, Universität Wien

11:35

Befragung der Sachverständigen durch den Deutschen Ethikrat

Moderation: Prof. Dr. Wolfram Henn · Mitglied des Deutschen Ethikrates

12:55

Schlusswort

Prof. Dr. Peter Dabrock · Vorsitzender des Deutschen Ethikrates

Weitere Informationen unter: 

https://www.ethikrat.org/anhoerungen/nationale-und-internationale-impfstrategien.

 * 

Quelle:

[AEM-AKTUELL:3357] vom 31. Januar 2019

Herausgeber: Akademie für Ethik in der Medizin (AEM)

Georg-August-Universität Göttingen

Humboldtallee 36, 37073 Göttingen
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LABEL/5053: Sony Music Press Relations Newsletter - KW06/2019 (Sony Music)


SONY MUSIC PRESS RELATIONS NEWSLETTER KW06/2019

München, 8. Februar 2019



Kommunikation ist alles - Am 19. April kommt mit "Social Cues"
ein neues Album von Cage The Elephant

Cage The Elephant veröffentlichen am 19. April ihr neues Album
"Social Cues". Produziert wurde der Dreizehntracker von John Hill,
der unter anderem auch schon Portugal. The Man sowie Santigold zu
ihrem Sound verhalf. Als Gastmusiker konnte das US-amerikanische
Sextett die Multiinstrumentalisten-Ikone Beck für sich gewinnen, der
beim Song "Night Running" mitmischt.

2015 erschien mit "Tell Me I'm Pretty" das letzte reguläre
Studioalbum der Indie-Rocker, das einen Grammy-Award für die beste
Rockplatte einheimsen konnte.

Tracklist:

  1. "Broken Boy"

  2. "Social Cues"

  3. "Black Madonna"

  4. "Night Running" (feat. Beck)

  5. "Skin And Bones"

  6. "Ready To Let Go"

  7. "House Of Glass"

  8. "Love's The Only Way"

  9. "The War Is Over"

10. "Dance Dance"

11. "What I'm Becoming"

12. "Tokyo Smoke"

13. "Goodbye"


Neu zurechtgezimmert - Hans Zimmers neu-arrangierte
Werkschau "A Symphonic Celebration" erscheint am 15. März

Für "The World Of Hans Zimmer - A Symphonic Celebration" hat Hans
Zimmer seine größten Hits neu arrangiert und klanggewaltige
Konzertsuiten für Orchester, Chor und das beeindruckende Line-up von
Solisten seiner Band gestaltet. Am 15. März erscheint das
Doppelalbum, das auf CD, Vinyl sowie digital erhältlich sein wird.

Die Aufnahme des Albums fand mit dem ORF-Radio-Symphonieorchester
Wien und dem Chor Neue Wiener Stimmen, dirigiert von Martin Gellner,
im Konzerthaus Wien im Rahmen des "Hollywood In Vienna" Festivals
statt. "The World Of Hans Zimmer - A Symphonic Celebration"
beinhaltet weiterhin Konzertsuiten der Filmscores von "King Arthur",
"Pearl Harbor", "Rush", "Madagascar", "Spirit", "Kung Fu Panda", "The
Holiday", "Hannibal", "Gladiator" und "Inception".


Ein Klang mit der Natur - Hauschka veröffentlicht "A
Different Forest" am 8. Februar

Am 08. Februar erscheint das Album "A Different Forest" des
Oscar-nominierten Komponisten und Pianisten Hauschka. Es ist das
erste Solo-Album von Hauschka, für das er gänzlich auf die
Präparation seines Pianos verzichtet. Das zentrale Thema der Platte
lautet: Das Erleben der Natur als Grundlage für sein Verständnis des
Lebens und der Komposition von Musik. Versinnbildlicht ist die
Naturerfahrung für Hauschka durch das Bild des Waldes.


Kommende Alben-Veröffentlichungen

08.02. LCD Soundsystem - Electric Lady Sessions

08.02. Ward Thomas - Restless Minds

01.03. Tom Walker - What A Time To Be Alive

08.03. Remoe - Smalltalk

15.03. Joanne Shaw Taylor - Reckless Heart

15.03. Roland Kaiser - Alles oder dich

15.03. Adesse - Berlin Dakar

22.03. Reezy - Teenager Forever

29.03. Annett Louisan - Kleine große Liebe

19.04. Cage The Elephant - Social Cues

10.05. Lukas Rieger - Justice


On Tour

Ozzy Osbourne

Support: Judas Priest

abgesagt

Joanne Shaw Taylor

26.02. Köln - Yard Club

27.02. Aschaffenburg, Colos-Saal

28.02. München - Ampere

02.03. Reichenbach - Die Halle

03.03. Dortmund - Piano

04.03. Berlin - Frannz-Club

06.03. Bremen - Lagerhaus

07.03. Osnabrück - Rosenhof

08.03. Hamburg - Markthalle

Nao

11.03. Köln - Luxor

14.03. Hamburg - Mojo

15.03. Berlin Kesselhaus

Revolverheld

14.03. Emden - Nordseehalle

15.03. Hannover - TUI-Arena

16.03. Hamburg - Barclaycard-Arena

18.03. Bremen - ÖVB-Arena

19.03. Leipzig - Arena

20.03. Frankfurt - Festhalle

22.03. Stuttgart - Schleyer-Halle

23.03. Nürnberg - Arena Nürnberger Versicherung

24.03. München - Olympiahalle

27.03. Köln - Lanxess-Arena

29.03. Oberhausen - König-Pilsener-Arena

30.03. Berlin - Mercedes-Benz-Arena

Backstreet Boys

21.05. Hannover - TUI-Arena

25.05. Mannheim - SAP-Arena

27.05. München - Olympiahalle

29.05. Berlin - Mercedes-Benz-Arena

20.06. Köln - Lanxess-Arena

Mariah Carey

02.06. Hamburg - Barcleycard-Arena

P!nk

05.07. Köln - Rhein-Energie-Stadion

06.07. Köln - Rhein-Energie-Stadion

08.07. Hamburg - Volksparkstadion

10.07. Stuttgart - Mercedes-Benz-Arena

12.07. Hannover - HDI-Arena

14.07. Berlin - Olympiastadion

22.07. Frankfurt - Commerzbank-Arena

26.07. München - Olympiastadion

27.07. München - Olympiastadion

09.08. Gelsenkirchen - Veltins-Arena

Tash Sultana

24.07. München - Zenith

26.07. Köln - Tanzbrunnen

27.07. Berlin - Zitadelle

 * 

Quelle:

Sony Music Entertainment Germany GmbH

Balanstraße 73, Haus 31 - 81541 München

Telefon: 089 - 54 02 22-0

E-Mail: kontakt@sonymusic.com

Internet: www.sonymusic.de
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LABEL/5052: Glitterhouse Mail-Order-Mail 08.02.19 (glitterhouse)


GLITTERHOUSE MAIL-ORDER-MAIL (08.02.2019)



Nicht weniger - mehr ist mehr

Mercury Rev - Bobbie Gentry's The Delta Sweete Revisited

LP/CD - EUR 24,95/14,95

Ein in vieler Hinsicht bemerkenswertes Zusammentreffen von ebenso
eigensinnigen wie einzigartigen Kreativ-Köpfen, ein über die
Jahrzehnte hinweg fruchtbares kongeniales gemeinsames Wirken von
wahren Ausnahme-Artisten unter den Musikschaffenden. Und ganz
nebenbei eine ausgesuchte gelungene Versammlung beeindruckendster
Stimmen der weiblichen Sangeskunst des aktuellen Musikgeschehens.
Nicht nur, dass das seit Jahrzehnten im eigenen Klangkosmos
aufspielende, häufig prägend wirkende Pionier-Projekt von Jonathan,
Grasshopper und Jesse Chandler sich mit The Delta Sweete Revisited
einem fast vergessenen, seiner Zeit weit vorauseilenden
Psyche-Folk-Rock-Edelstein widmet und seiner Schöpferin ein
klingendes Denkmal setzt, es gelingt den dreien zudem, die 12 Weisen
behut- und einfühlsam, mal nah am Original, mal ganz ins eigene
Phantasie-Idiom übersetzt in die zauberreiche Zeitlosigkeit des Hier
& Jetzt zu übertragen. Den finalen Segen erhält das oft orchestral
herrlich ausschweifende Tribut durch die vielfältige vokale Veredlung
durch die ausgewählte Schar von 12 einzigartigen Sängerinnen, die
dieser beispielhaften Song-Kollektion aus Gentry-Originalen (obwohl
auf dem 1968 veröffentlichtem Ursprungswerk nicht dabei, wurde Ode To
Billy Joe als angemessener Albumausgang gewählt) und auserlesenem
Fremdwerk (Big Boss Man/Dixon, Parchman Farm/Mose Allison, Tobacco
Road/Loudermilk) ihre jeweils eigenen Namen und Noten verleihen, um
so ein vor allem auch stimmlich vielfarbig schillerndes Kunstwerk
entstehen zu lassen. Jede für sich weiß den oft wehmütigen Weisen den
individuell-intensiven Gesangsstempel aufzudrücken, sodass nur die
Aufzählung sämtlicher Stimmen diesem respekt- und kunstvollen,
vokal-vielfarbigen Psyche-Country-Kaleidoskop gerecht werden kann -
mit dabei: Norah Jones, Hope Sandoval, Rachel Goswell, Carice van
Houten, Laetitia Sadier, Margo Price, Susanne Sundfor, Vashti Bunyan
(w/ Kaela Sinclair), Phoebe Bridgers, Marissa Nadler, Beth Orton und
Lucinda Williams!!! (gestattet mir die drei Rufzeichen/cpa)


Mittelhochtief

Ein ebenso kundenfreundlicher wie werkwürdigender Gedanke kommt jetzt
aus München: Da hat die Sony beschlossen, aktuellen wie dauerhaft
werten Alben recht früh einen dauerhaften Sonderpreis zu verleihen,
der gleichermaßen die Brieftasche schont, wie er das Werk davor
bewahrt, schon wenige Wochen nach Veröffentlichung mit dem
Mittpreis-Makel entwertet zu werden. Drum gibts die folgenden
CD- Alben ab sofort zum Dauer-Mitthochtief-Preis:

Je 1-CD:

A Tribe Called Quest - We Got It From Here - 11,95

Christina Aguilera - Liberation - 11,95

Arcade Fire - Everything Now (Day Version) - 11,95

Ray Davies - Americana - 11,95

Ray Davies - Our Country: Americana Act 2 - 11,95

Fatboy Slim - The Fatboy Slim Collection - 11,95

First Aid Kit - Ruins - 11,95

Foo Fighters - One By One - 11,95

Foo Fighters - There Is Nothing Left To Lose - 11,95

Foo Fighters - Wasting Light - 11,95

Dave Gahan - Hourglass - 11,95

Dave Gahan - Paper Monsters - 11,95

Martin L. Gore - Counterfeit - 11,95

Martin L. Core - Counterfeit 2 - 11,95

Buddy Guy - The Blues Is Alive And Well - 11,95

Jimi Hendrix - Both Sides Of The Sky - 11,95

Jayhawks - Back Roads And Abandoned Motels - 11,95

Johnny Cash: Forever Words - The Music/Various Artists - 11,95

Willie Nelson - Last Man Standing - 11,95

Joe Satriani - What Happens Next - 11,95

Paul Simon - Graceland: The Remixes - 11,95

Carrie Underwood - Storyteller - 11,95

Van Morrison & Joey DeFrancesco - You're Driving Me Crazy - 11,95

Roger Waters - Amused To Death - 11,95


Der Mailorder-Katalog im Netz

Unerwartet pünktlich: Die rein digitale Februar-Ausgabe Eures
geliebten Mailorder-Kataloges, mit allerhand Entdeckenswertem
gefüllt.


Auserwählte Pretiosen zum unerbittlich nahenden
Wochenende

Botschaft - Musik verändert nichts

LP/CD - EUR 17,95/14,95

Neu auf Tapete: Botschaft sind eine Band nach meinem Geschmack. Beim
Label sagt man: "Keine deutsche Band macht momentan Musik, die auch
nur entfernt an Botschaft erinnert." Das liegt daran, dass sich die
Allstar-Truppe (Ex-Station 17, The Robocop Kraus, Thai Wolf,
Saboteur, Tusq) aus Hamburg an neuerdings wieder hippem
Soft/Yachtrock orientiert. Und das mit dem größten Erfolg, wie ich
finde. Mit sanftem Keyboardteppich im Hintergrund, dazu kommen gleich
drei lässige Gitarren in klassischem Creation-Format. Also entspannt
jangelnd wie einst bei Weather Prophets und Felt (auch ein bisschen
The Smiths). Gediegen und leicht slick produziert, was dann auch
angenehm an aktuelle Genregrößen wie Young Gun Silver Fox erinnert.
Die deutschen Texte fließen unaufdringlich dahin, der elegante Gesang
von Malte Thran ebenso. Eine Band fällt mir dann aber doch noch ein,
die tatsächlich ein direkter Vorläufer von Botschaft sein könnte: die
späten Blumfeld in der "Verbotene Früchte"-Phase. (Joe Whirlypop)


Michael Chapman - True North

LP/CD - EUR 17,95/13,95

Wer gedacht hat, dass der "Elder Statesman des britischen
Songwritings" nach seinem 2017er Dienstjubiläum "50" mit 78 Jahren
womöglich in Rente geht, hat sich getäuscht. Auch 2019 ist Michael
Chapman wieder mit einem neuen Album da. Gemeinsam mit dem ebenso
jungen wie aufregenden Producer Steve Gunn (auch als Musiker wieder
dabei) war er wieder in Wales im Studio, wo sich auch Bridget St.
John, die Cellistin Sarah Smout und der führende britische Pedal
Steeler BJ Cole einfanden. Mit dem späten Herbst seiner Karriere geht
Chapman nach wie vor recht spielerisch um: "Youth Is Wasted On The
Young" heißt einer seiner neuen Songs. Stilistisch reicht das
zweifellos reife Album von deutlichen Syd Barrett-Anklängen (sogar
frühe, folky Pink Floyd) bis zu elegischem Kammerfolk mit schwebenden
Cello-Passagen (Marke Nick Drake). Noch schöner ist aber die
atmosphärische Pedal Steel von Cole, dem sogar in zwei Instrumentals
Raum für cineastische Tiefe gegeben wird. Chapmans Stimme klingt
verwittert, mal ein wenig erschöpft, teils aber auch in knarziger Tom
Waits-Nähe. Insgesamt ein beeindruckend archaisches Songwriter-Werk
mit leicht psychedelischem Americana-Einschlag. Würde mich nicht
wundern, wenn Michael Chapman uns noch eine Weile erhalten bliebe.
(Joe Whirlypop)


Jesse Dayton - On Fire In Nashville

CD - EUR 9,95

Ich mag ja Live-Alben generell nicht allzu sehr, es gibt aber
durchaus überzeugende Ausnahmen wie dieses absolut passend betitelte
Album von Jesse Dayton. Den kennt man in erster Linie als
Gitarren-Koryphäe für Country-Helden wie Johnny Cash, Waylon Jennings
und Willie Nelson, aber auch für Kollaborationen mit Rob Zombie
(Soundtrack für "The Devil's Rejects"), John Doe (X) und den
Supersuckers (ihr Country-Album "Must've Been High"). Hier gibt er im
kompakten Trio mal richtig Gas und erweist sich auch als kraftvoller
Sänger und souveräner Performer. Kurz: den Laden in Nashville hat er
aber sowas von im Griff, das entfesselte Publikum frisst ihm hörbar
aus der Hand. Seine Gitarre ist schon super: blues- und
twanggetränkt, aber zumindest latent auch punkgeschult. Guter Typ von
kernigem Gemüt, der erkennbar Spaß an seinen eigenen Konzerten hat.
So zollt er seinem - britischen - Helden Nick Lowe ebenso Tribut wie
Neil Young und Joe Strummer. Genau genommen ist das Werk ein
Mini-Album mit nur sieben Songs, dafür aber mit längeren, launigen
und anekdotenreichen Ansagen (macht Spaß!). Dayton steht für
Countyrock mit Rock'n'Roll-Gitarre und repräsentiert so die derbere
Seite von Nashville. Wie gesagt: ein Live-Album nach meinem
Geschmack! (Joe Whirlypop)


Flesh Eaters - I Used To Be Pretty

2-LP/CD - EUR 24,95/14,95

Nahezu ungebremst kehrt die beste Besetzung der Flesh Eaters 38
Jahren nach ihrem ersten rüden Höhenflug zurück an den Tatort, um als
eine der auch heute noch denkbar packendsten L.A.-Punk-Bands noch
einmal die satte Sau rauszulassen. Als Chris D. 1981 das Werk A
Minute to Pray, A Second to Die ins laute Leben holte, rekrutierte er
seine Mannschaft aus Blasters- und X-Mannen, und kaum vier Jahrzehnte
später prescht das Sextett Desjardins, Dave Alvin, John Doe, Bill
Bateman, Steve Berlin und DJ Bonebrake wieder durch elf roh-reife
Punk-Attacken, die bei aller Kraft deutlich erkennen lassen, dass die
Beteiligten zwischenzeitlich an kreativer Reife gewonnen haben.
Dennoch lassen sie sich vom artifiziellen Überbau nicht zu sehr den
reinen Spaß verderben und so erlebt man eine gut abgehangene
Mischung aus Band-Klassikern, Frischwerk und Fremd-Federn, die von
Druck, Kraft und Spiellust, rauh verzerrten Rock'n'Roll-Riffs und
polternd-preschendem Schlagwerk angetrieben werden, nicht nur in
Ehren ergrauten The Clash- und The Stooges-Jüngern in die Ohren
gehen, und nicht zuletzt ihre Energie Chris D.'s lose taumelnder
Stimme und dem markant strahlendem Saxophon verdanken. Packendes
Stück reiner Punk-Energie, durch Jahrzehnte der Erfahrung zur Reife
getragen und laut und lustvoll ins Hirn getrieben. (cpa)


Sonderangebot der Woche 

Flesh Eaters - Drag Strip Riot

2-LP - EUR 5,95

91er Doppel-LP auf SST. Das kalifornische Heavy-Desert Rock Quartett
um den charismatischen Frontman Chris D. und den späteren Hawkwind
Gitarristen Wayne James gehörte zu den Urgesetienen des LA
Undergrounds, Chris D. als Produzent zeichnete für solch epochale
Veröffentlichungen wie Gun Club's "Fire of Love", Dream Syndicate's
"Days of Wine and Roses" oder Green On Red's "Gravity Talks"
verantwortlich. All diese 'Bands haben auch umgekehrt Einfluß auf den
Sound der Flesh Eaters, der nichts desto trotz tief im MC 5
Fahrwasser bleibt. 15 Songs, davon zwei Coverversionen (Mott The
Hoople, Foghat). Kleines Cut-Out. (lrm)


Eric Gales - The Bookends

LP (+MP3)/CD - EUR 21,95/15,95

Warum man dieses Gottesgeschenk an das gehobene (Groove-)
Gitarrenspiel immer noch kreuz & brav unter Blues Rock
abschubladiert, wird mir ein immer größeres Rätsel. Na gut, er ist
die ewigen (auch der Güte wegen weiterhin durchaus berechtigten)
Hendrix-Vergleiche müde, er schwimmt auch mit dem 2019er
Bookends-Album im Provogue-Labelhafen, da bleibt ja nur noch
Blues-Rock ... Und natürlich gibt's hier auch feinsten (Akustik-)
Blues und prachtvoll glänzenden Mitternachts-Großstadt-Blues-Rock,
aber diese elf Saiten-Sahnestücke bieten so viel mehr, vereinen
packenden Highway-Hard Rock, stählern-schimmernde Metal-Passagen,
gospel-gesegnete Soul-Seele und gnadenlos groovenden Funk in einer
saftig-knackigen Produktion, die das enorm vielseitige, stets
gefühlssatte Spiel des magischen Meisters derart präsent in den
Mittelpunkt stellt, dass es die Saitensüchtigen sabbernd in den
Sessel drückt. Auch wenn er meist seine Gitarre für sich auf alle
erdenklichen Arten, in allen Lautstärken und Gangarten winseln und
weinen, sprechen, schreien und singen lässt, so weiß Gales auch mit
seinem beseelten Gesang ins Herz zu treffen, und B Slade und Beth
Hart (letztere in einem mitreißenden With A Little Help From My
Friends-Duett) machen sich perfekt als Gales-Gaststimmen. Und wenn
der nicht nur elektrisch elektrisierende Eric mithilfe seines
herzhaft bis an den Rand ausgereizten Lieblingsinstrumentes die
Stücke bis an die 9-Minuten-Grenze schwelgt, ist das
Gitarren-Paradies endgültig erreicht. Ein saftiges Stück von der
Saiten-Sahnetorte. (cpa)


Gemini 4 - Gemini 4

CD - EUR 12,95

Nur auf den ersten Hörgang nahezu rein elektronisch wirkendes
Klänge-Experiment des stilungebundenen Hugo Race, erst bei mehrfachem
Erleben sich aufspaltendes, entfaltendes Elf-Epen-Ereignis der
emotionstiefen Art. Gemeinsam mit seinen musikalischen Mitstreitern
Michelangelo Russo, Julitha Ryan und Andrew Hehir entwickelte und
kreierte der dunkle Fürst des Drone-Deserts auf vielzähligem
Tasten-Equipment diesen für seine Verhältnisse vergleichsweise licht
leuchtenden, vielschichtig wabernden, über weite Strecken schwebend
arrangierten, aber mitunter auch rhythmisch zum Mitschwingen ladenden
Klang-Kosmos, der in der grenzenlosen, phantasievollen Freiheit
zwischen melancholischen Mollton-Wolken und klassischen Tangerine
Dream-Teppichen das Ohr auch des Nicht-Elektronikers zu erreichen und
zu fesseln versteht, dem musikalischen Tiefen-Gefühl und -Geist des
prägenden Meisters sei Dank. Lebendige, bewegt-bewegende, bisweilen
nahezu dramatische Musik-Meditationen, prächtig geeignet, um die
Gedanken in die Ferne fließen zu lassen. (cpa)


Anneke van Giersbergen & Arstidir - Verloren Verleden

CD - EUR 8,95

Auch wenn ich ihr Wirken bislang nur aus gewisser Werk-Ferne
begleitete, so ist der Beitrag der Niederländerin mit der
engelsgleichen Stimme zum sonst eher männerdominierten
Progressive-Kosmos ein einzigartiger. Durch feste und lose
Bandbeteiligungen (u.a. The Gathering, Gentle Storm, Vuur, um nur
einige zu nennen), Collaborationen und Gastbeteiligungen, seit
einigen Jahren auch unter ihrem eigenen guten Namen sorgt sie für
eine ganz besondere weibliche Note im artifiziellen Rock-Feld, wobei
sie auch Seitensprünge in Metal- und düstere Wave-Gefilde nicht
scheut. Die vorliegende 2015er Zusammenarbeit mit dem isländischen
Progressive-Folk-Projekt aber zählt für mich zu den Sternstunden der
musikalischen Grenzwanderung und -überschreitung, wird hier doch
beeindruckende instrumentale wie vokale Kunst ganz in den Dienst des
Liedes, genauer: des Kunstliedes, gestellt, wobei mit dieser Sammlung
von zehn Gesangsstücken zeitliche wie räumliche Schranken allein mit
der Kraft der Musik eingerissen werden. Mit einer vor allem in den
hohen und höchsten Lagen unvergleichlich betörenden Stimme zieht
Anneke, begleitet von wohlgesetztem Instrumentalhandwerk auf Gitarre,
Klavier, Geige, Bratsche und Cello, durch vier Jahrhunderte des
artifiziellen Liedschaffens, singt die Worte der Weisen aus
Deutschland, Norwegen, Holland, Amerika, Island, England und
Frankreich in den jeweiligen Herkunftssprachen und verleiht der
Liedersammlung damit eine weitere, weltenverbindende Ebene. Aber es
ist die einzigartige Symbiose von kunstvoll dargereichter, oft in
barocken Farben gehaltener Musik und einer unvergleichlich
engelhaften Stimme, die diese zutiefst berührende, von Renaissance
und Barock über Romantik bis in die heutigen Tage reichende
Liederkette zu einer akustischen Ausnahmesituation machen, wenn
zwischen Trauer, Tragik und herzwunder Melancholie bekannte Weisen
(Solveig's Liebeslied/Edvard Grieg, Pavane/Gabriel Fauré, A Simple
Song/Leonard Bernstein) und weniger geläufige Melodien gleichermaßen
tief in die Hörerseele hinabgesenkt werden, wo durch ungewohnte
Harmonie-Wendungen sogar ein Traditional wie Danny Boy wieder zu
einem bleibend bewegenden Moment wird. Zu den gefühlstiefsten
düsteren Glanzmomenten zählen dabei die vielstimmig a capella
vorgetragene Arstidir-Komposition Per Eg Unni (100 Sekunden von
finaler sakral-vokaler Schönheit), der Jean Ferrat-Song Het Dorp und
Gottfried Stölzels Barock-Ballade Bist Du Bei Mir, welche für mich -
gerade in dieser schmerzend schönen, unendlich verletzlichen Version -
 zu dem Ergreifendsten zählt, was die Musikgeschichte hervorgebracht
hat. Ein herzbewegendes Hohelied auf die Kunst der gesungenen Weise,
zeitlos-zaubrische Reise durch die Jahrhunderte, ewig berührende
Musik, die verwässernde Vergleiche verbietet, schmerzhaft ergreifend,
zum Weinen schön. (cpa)


Die Goldenen Zitronen - More Than A Feeling

LP/CD - EUR 16,95/13,95

Auf das 13. Zitronen-Album im 35. Bandjahr war ich dann doch
gespannt. "Flogging A Dead Frog" stammt bereits von 2015, ansonsten
nimmt man die zentralen Akteure Schorsch Kamerun und Ted Gaier
inzwischen ja eher im Theater-Kontext war - warum auch nicht. Als
Band klingen die Hamburger heute erfreulich modern. Textlich wie
immer spannend, provokativ, schräg. Natürlich politisch, Trump und
AFD bieten reichlich Angriffsfläche. Musikalisch ist der Punk ja
schon längst verblasst, auch der zuletzt dominante HipHop-Vibe
befindet sich auf dem Rückzug. Heute geht es tendenziell in Richtung
Electro-Clash, Gitarren treffen auf Sequencer-Beats. Samples auf
Sprechgesang (nicht Rap). Manchmal hört man den Einfluss von Sleaford
Mods ("Heimsuchung") und Kate Tempest ("Es nervt" mit Gastvocals von
Peaches'), einmal auch so etwas wie zeitgemäßen Dubstep-Pop ("Bleib
bei mir"), oder wie man das heute nennt. Also digitaler Dreampop mit
Bass. Und "20x20" ist dann tatsächlich richtiger Punkrock mit
Hundegeheul und dreckiger Fuzzguitar. Die Vocals sind kontrastreich,
teils schrill und theatralisch, oft aber auch intensiv und fesselnd.
Der Theater-Background zeigt eben Präsenz. Die Punk-Vergangenheit
aber auch - zumindest latent. Die Goldenen Zitronen erweisen sich
also erneut als "Sprachorgan des linken Diskurs, Feuilletonlieblinge
und Analytiker einer demoralisierten Gesellschaft" (Promolyrik, aber
wahr). (Joe Whirlypop)


Martyn Joseph - Here Come The Young

LP/CD - EUR 17,95/15,95

Sein 22. Album in gut 30 Jahren Karriere - kein Wunder, dass man
Martyn Joseph auch den "walisischen Springsteen" nennt. Wobei er es
auch diesmal wieder überwiegend ruhig angeht. Martyn Joseph ist ein
klassischer Singer/Songwriter, der britische und amerikanische Roots
erkennen lässt. Die meisten Songs sind sparsam arrangiert, mit
akustischer Gitarre und kleinen Streichern, was seine sonore, leicht
verwitterte und ein bisschen an Paul Weller erinnernde Stimme bestens
zur Geltung bringt. An Springsteen gemahnt auch der sozialkritische
Content, interessant auch, dass er vor einigen Jahren ein komplettes
Springsteen-Tribute-Album eingespielt hat. Hier gelingen ihm gewohnt
hochwertige Songs in angenehm abwechslungsreicher Instrumentierung,
mal eher konservativ- kammerfolkig (mit Cello und Piano), mal
moderner - sogar mit kleinen elektronischen Tricks oder
geschmackssicher mit cineastischen Breitwand-Effekten, die aber nur
selten wirklich dominant geraten. Überwiegend aber ganz im Dienst der
Sache, nämlich zeitloser bis traditioneller Songschmiedekunst,
komponiert und eingespielt von einem zu selten besungenen
Genre-Helden, der im Februar auch wieder durch Deutschland tourt. Für
Freunde konservativer Wertarbeit zwischen Mark Knopfler und Richard
Thompson. (Joe Whirlypop)


Manu Katché - The Scope

LP/CD - EUR 21,95/16,95

2019er Studioalbum des stilreisenden Schlagwerkers, der seit seiner
Gabriel-Begleitung in den 80er Jahren seine ganz eigene Weltmusik aus
Jazz-, Soul-, Reggae-, R&B-, Dub- und Pop-Elementen kreiert. Der
ebenso professionelle wie phantasievolle Perkussionist stärkte schon
rhythmisch den Rücken von Joni Mitchell, Tori Amos, Jeff Beck, Jan
Garbarek, Sting, Al Di Meola oder Youssou N'Dour, kein Wunder, dass
auch seine aktuelle Begleitband (incl. Jerome Regard/Bass, Patrick
Manouguian/Gitarre und Jim Henderson/Keyboards) und die Liste seiner
vokalen Gäste (u.a. Rapper Jazzy Bazz, der senegalesische Sänger
Faada Freddy und Singer-Songwriterin Jonatha Brooke) mit werten Namen
nicht geizt.


Kaia Kater - Grenades

LP/CD - EUR 24,95/14,95

18er, eine kanadische Singer-Songwriterin mit z.T. Vorfahren aus
Grenada (was man 1,2 Mal in Form von Karibik-Flair hört) und einer so
souveränen wie einfühlsamen ausdrucksvollen Stimme, sie gewann
diverse Auszeichnungen, ihre 3. LP. Sehr feinfühlig/äußerst apart
auch die Saitenbegleitung (akust. wie elektr. Gitarre, Pedal Steel,
von Haus aus spielt sie aber ein ausgezeichnetes Banjo - auch wenn
sie hier manchmal drauf verzichtet - wie in einigen Miniaturen auf
jegliche Begleitung, zusätzlich z.T. auf Drums). Stilistisch deckt
sie ein etwas größeres Feld ab (wobei der Gesamteindruck homogen
bleibt): Ganz schön bestechende gefühlsstarke balladeske multiple
Roots-Songs, im Kern relativ old-fashioned (die Blues-, Country-,
Soul-, von weiter Ferne sogar Jazz-Einflüsse beinhalten können).
Songwriter-Folk mit dezenten Country-Anleihen (in sich versunken,
schwerelos, doch ausdrucksstark) oder einer kleinen Prise 70er Laurel
Canyon/Joni Mitchell (ganz relaxt) oder zart und feinziseliert.
Country Rock (dezent aber flott, distinguiert/pointiert) im Wechsel
mit leicht dräuendem atmosphärischem Folk. Irgendwie mysteriöser
Roots Pop von heute mit Anspruch (variabel, detailreich, edel). Eine
leise Melange aus Folk, Country und einem Hauch Jazz, nahtlos
verbunden, unter gewisser Spannung ... Ausgezeichnet! (dvd)


The Lemonheads - Varshons 2

LP (+DLC)/CD - EUR 23,95/12,95

Evan Dando scheint seine harten Drogenjahre gut überstanden zu haben.
Nachdem bereits 2014 sein erstes Cover-Versions-Album "Varshons"
erschien, folgt jetzt die Fortsetzung, produziert von Matthew Cullen
(London Fields, Pacific Rim). Wohl wieder eher ein Soloalbum, über
die Mitspieler konnte ich keine Informationen finden. Er singt
hervorragend, reifer, sonorer. Die Band kompakt, auch mal mit Tasten,
die Gitarrenarbeit durchgehend vorzüglich. Mehrfach auch mit zarten
Girl-Harmonies. Stilistisch reicht das Spektrum von folky
Singer/Songwritertum über (Dub-) Reggae bis zu harschem Punkrock -
kann er eben alles. Entscheidend ist aber natürlich die exquisite
Songauswahl: Nick Cave ("Straight To You"), John Prine ("Speed Of The
Sound Of Loneliness"),Lucinda Williams ("Abandoned"). Dazu
geschmackssicher ausgewählte Nummern von Bevis Frond (!),Yo La Tengo,
Paul Westerberg, NRBQ. Meine persönlichen Highlights: "Settled Down
Like Rain" - für mich ja der allerschönste Jayhawks-Song ever. Und
als stilsichers Finale schließlich "Take It Easy", der allererste Hit
der noch jugendlich-frischen Eagles. Wow, tolles Album, dem ich
gleich mehrere Hördurchgänge nacheinander gönne. Im März sind The
Lemonheads auch wieder für drei Termine in Deutschland unterwegs.
(Joe Whirlypop)


Bob Mould - Sunshine Rock

LP (+DLC)/Ltd. LP (+DLC)/CD - EUR 16,95/18,95/12,95

Vom ersten Moment an packende, herzhaft-rauhe Rock-Attacke, getragen
und getrieben von liebe- & lustvoll verzerrten Gitarren-Akkord-Wogen
und -Wällen, gesegnet mit einem untrüglichen Hang zu hymnischen
Hochphasen, die die prall schillernde Punk-Energie immer wieder in
die Nähe von Petty's Heartland-Highway rückt. Neben den alles
überschallend schimmernden Saiten-Salven ist es das
polternd-preschende, unbarmherzig treibende Schlagwerk, das seinen
gehörig gewaltigen Anteil zur nahezu pausenfreien Atemlosigkeit
dieser Wucht- und Wut-Welle beischlägt, doch wohlgesetzte
Background-Chöre und ein gleich mehrfach gezielt eingesetztes
18-köpfiges Streichorchester sorgen mit Süßigkeit und Drama für die
attraktiven Zwischenebenen im rohen, rüden Rock-Palast, dessen
Krönung die von rauher Stimme ins Gehör gebellten mitreißenden
Melodien sind, die mitunter gar zum Mitröhren einladen. Von
verlockendem Klang-Zuckerwerk und deftiger Punk-Peitsche
gleichermaßen bestimmte, von nur wenigen Ruheinseln unterbrochene
Achterbahnfahrt der riff-griffigen Gefühle, die herrlich heftige
Noise-Ausgabe herzinfarkt-intensiver Heartland-Hymnen, mit Emotion
und Energie, Können und Kraft in Hirn und Herz geprügelt. Ein Dutzend
sonnenenergiedurchfluteter Ohrwürmer, die bleibende Löcher reissen.
(cpa)


Panda Bear - Buoys

LP (+MP3)/CD 21,95/14,95

19er. Unvergessen ist das grandiose "Person Pitch" des Animal
Collective-Members. Nun seine 6. Solo-LP, eine ganz andere Sache. Die
Vocals oft effektunterstützt, die Synthies säuselnd, glucksend,
schillernd, schleifend, zischend, "schießend", massiv "strange", im
beständigen Verein mit Akustikgitarre (!), plus elektronische (oder
akustische verfremdete?) sparsamste Beats (teils definitiv
ungewöhnliche!). Und eine ganze Reihe Songs kommen melodisch sehr
sehr einnehmend, man kennt das ja von ihm! Durch die Gitarre stellt
sich manchmal eine fast folkige Note ein, generell ist's sowas wie
moderner Pop, mal auch von (eher neuartigen) psychedelischen Inhalten
ergänzt, sporadisch dezente zeitgenössische R'n'B-Elemente, aber auch
ein paar deutliche 60s-Einflüsse, unterschwellig - was dann doch eher
zeitlos wirkt (bis sogar nur klanglich upgedatet). Mal zurückhaltend
und ziemlich minimalistisch, mal in sich ruhend, mal ein
spielerisches "leichtes" Flair, mal etwas repetitiv, tendenziell
meist recht luftig klingend. Und trotz des Elektronik-Einsatzes
komplett songorientiert, in origineller Form. (dvd)


Jessica Pratt - Quiet Signs

LP/ltd. LP/CD 18,95/21,95/15,95

Mit mädchenhafter, mitunter fast kindlich wirkender Stimme zieht die
Singer-Songwriterin auf ihrem dritten Album (passenderweise auf City
Slang) liebreizend verträumte Bahnen durch eine zart-zerbrechliche,
absolut zeitlose Musik-Wolken-Landschaft, aufs filigranste kunstvoll
aus allerlei akustischem Webwerk gesponnen, wobei die sanft gezupften
Akustik-Gitarren-Akkorde die instrumentale Haupt-Feinarbeit leisten.
Unter der sanft-betörenden Herrschaft der hauchzart-hohen Stimme,
gern auch in mehreren Harmonielagen gereicht, entfaltet sich eine
verzaubernde Mischung aus 60's Psyche Folk, farbfrohem 70's Flower
Pop, leisen Latin-Anleihen und französisch-chansonesker
Feder-Leichtigkeit, höchst ohrenfreundliche Melodien schweben über
durchschimmernd-fragil, dennoch vielfarbig gestalteten Arrangements
aus akustischen Gitarren, Klavier, Orgel und fliegenden
Tastenwerk-Teppichen, auch eine Querflöte hinterlässt ihre bleibenden
Spuren, aber es ist der erst bei hingebungsvollem Hinhören sich
gefällig zeigende Gesang, der diesem aus dem Zeitrahmen gefallenen
Liederwerk seinen ganz speziellen Zauber verleiht. (cpa)


Prince - Musicology

2-LP/CD - EUR 37,95/12,95

2019er Legacy-Reissue des 2004er Columbia-Albums, welches uns damals
mehr als erfreute: Mit überraschend ungebremster Frische und Kraft
nahezu im Alleingang eingespieltes Prachtwerk, mit einigen
Volle-Kraft-Knack-Funk-Glanzlichtern gespickt. Der Meister glänzt
vorwiegend an satten Synths und Keyboards, als schneidiger Sänger
ohnehin, und sein Gitarrenspiel ist wie immer jenseits jeder
weltlichen Kritik. Zwischen den Hochdruck-Groovern gibt's wehmütig
tiefgehende, melodieverliebte, Harmoniegesang-beleckte Soul-Balladen
(Call My Name, On The Couch), eine mit dem Rock (und den Charts)
liebäugelnde Stampf-Pop-Nummer (Cinnamon Girl), auch eine kunstvolle
Verschränkung von Groove, Pop und rhythmischem Wagnis in The Marrying
King; der Hauptdruck aber weist Richtung knackigem Funk-Optimismus,
der für ein seliges Dauerlächeln sorgt. Als hätte er uns nie mit
seinen Namens- und Veröffentlichungseskapaden in den Wahnsinn
getrieben: Gut, dass er wieder da ist. (cpa)

Ebenfalls via Legacy wieder lieferbar:

Prince - 3121 2-LP/CD - 37,95/12,95

Prince - Planet Earth LP/CD - 34,95/12,95


Hank Shizzoe - Steady As We Go

LP (+DLC)/CD - EUR 18,95/14,95

Das mittlerweile 16. Album des Saitenmeisters (und gelassenen
Sängers) ist - trotz der eindeutigen Fokus-Position des großartigen
Gitarristen und seines herrlich bedienten Handwerkszeugs - ein
gediegenes, gewachsenes Band-Produkt geworden, derart perfekt findet
die beteiligte Mannschaft unter Shizzoe's Regie zueinander. Dennoch
stehen Song, Sänger und Saitenwerk gleichermaßen im Mittelpunkt des
gereiften Geschehens, wobei es Meister Hank fast egal ist, aus
welcher Quelle die wohlgewählten Wurzelweisen stammen ("... passen
einfach gut zusammen!"). Aus Traditionals wie On Top Of Old Smokey,
Standards wie Careless Love, Fremdsongs und drei eigenen Liedern
formt er einen beeindruckend natürlichen Song-Fluss, der von
Besetzung und Spiellaune her ebenso gut zur Mitte des vergangenen
Jahrhunderts hätte zu Band gebracht werden können, derart meisterlich
spielt Chief Shizzoe mit den amerikanischen Wurzel-Mitteln der 50er
und 60er Jahre, mischt gekonnt Rhythm'n'Blues, Folk-Blues,
Country-Blues, Delta-Blues, Country-Swing, frühen Rock'n'Roll und
rollenden Roots Rock, serviert die sonnige Melange in Gangarten
zwischen entspannten Backporch-Sinnen und wiegendem Midtempo. Hier
gibt es schlicht keine Eile, hier zählen Melodie und
seelenvoll-sonorer Gesang, vielsaitige Spielkunst und spürbarer
Band-Geist, und bleibendes Liedgut von u.a. Washboard Sam (I Been
Treated Wrong), Mississippi John Hurt (Make Me A Pallet On Your
Floor), Bob Nolan (Cool Water), Tammy Wynette (Stand ByYour Man),
Randy Newman (Days Of Heaven) und Tom Petty (California).


Charlene Soraia - Where's My Tribe

LP/CD - EUR 17,95/15,95

Zweites Voll-Filigranwerk der Singer-Songwriterin aus dem Süden
Londons, komplett im Alleingang ersonnen, entwickelt und im
heimischen Stunde realisiert, und beseelt von einer nahezu mystischen
Magie. Die ebenso versierte wie vielseitige Gitarristin benötigt
nicht viel mehr als ihre kunstvoll-kreative, mal sanft-fließende, mal
deutlich rhythmisch pointierte Saitenarbeit (meist akustisch,
seltener auch elektrifiziert), um für die weich-voluminöse
Mehr-Oktavenstimme den perfekten Klangraum auszugestalten, ohne dabei
das meisterlich behandelte Instrument dabei auf eine reine Nebenrolle
zu reduzieren - längere reine Spiel-Passagen künden von ihrer nie
aufdringlichen, stets Song-dienlichen Handwerkskunst. Ihre
berauschend bewegliche Stimme lässt sie meist solistisch, aber auch
in mehrlagigen Chören leuchten, dabei die betörenden Melodien mit
allerlei vokalem Zierrat ausgestaltend, ihre auf
Singer-Songwriter-Folk fußende Liedkunst um allerlei fachfremde
Elemente aus Soul, Jazz und Latin belebend und bereichernd. Und so
erschafft sie in dem weltfern verhallendem Schallraum ganz allein
einen stilreich strahlenden, soul-beseelten Song-Schatz, der Nähen zu
Marissa Nadler und Leonard Cohen, zu A Fine Frenzy und Feist erkennen
lässt, aber allein durch die bemerkenswerte kreative Kraft dieser
entdeckenswerten Künstlerin von innen her leuchtet. (cpa)


Tiny Ruins - Olympic Girls

LP/CD - EUR 14,95/13,95

Obwohl mitunter berauschend voll instrumentiert, gern auch in die
luxuriöse Klangwelt der späten 60er/frühen 70er gleitend, ist und
bleibt das 2019er Songwerk von Hollie Fullbrook ein Zelebrieren des
Zarten, Sanften, Wolkenweichen. Mit ihrer mädchenhaften Charme
verströmenden, bewegend natürlichen, seelenrührend sanften Stimme
verwandelt die neuseeländische Singer-Songwriterin elf Eigenweisen
in Zauberstunden zartesten Zuckerwerks, wobei die inzwischen zur
festen Besatzung zählenden Mitstreiter Cass Basil (Bass) und
Alexander Free (Schlagwerk) das ihre dazu beisteuern, die
Song-Architektur mit allerhand bunter Farbe zu füllen. Und so bleibt
es nicht bei - immer mal wieder aufschimmernden - leise fließendem
Folk-Pop, allerhand akustische (und elektrische), saitenflirrende und
perkussive Artigkeiten und schillernde Ideen beleben die flirrend
luftigen Arrangements, wobei nie das Tempo eine tragende/treibende
Rolle spielt, sondern stets das intensive Gefühl vorherrscht. Und in
der Mitte des derart delikat dargereichten Wohlklangs thront eine
Stimme, deren wohlige Wärme irgendwo in der Mitte zwischen der jungen
Suzanne Vega und der ewig betörenden Rosie Thomas ihre ganze grazile,
seelentröstende Wirkung entfaltet. Feinster Folk-Pop der
intelligent-ideensprühenden, herzwärmenden Art. (cpa)


Mark Turner/Ethan Iverson - Temporary Kings

LP/CD - EUR 23,95/16,95

18er auf ECM. Etwas verspätet auf Rat eines Bekannten gehört, mit
spontaner Begeisterung! Ein Duo, Sax (von Coltrane wie dem Cool
Jazzer Warne Marsh beeinflußt) und Piano (von Bad Plus bekannt). Kein
offen spektakulärer Jazz, aber ganz enorm attraktiver, spannender,
von beständig hohem melodischem Gehalt, dabei stilistisch schwer zu
fassen, von individueller Qualität. Einige Balladen, teils
ultra-langsam und tropfend in dunkler sanfter Einsamkeit freigeistig
tastend/suchend oder beschleunigend, samt sich umeinander
schlingendem Zusammenspiel; oder spielerisches Umkreisen, anfangs
impressionistisch bzw. fast romantisch, später harmonisch reizvoll
avanciert, um (in Avantgarde-Nähe) in schwerer Dramatik zu münden.
Mehrfach auch lebhaft-leichtfüßig-flüssige melodische Eleganz (hier
kommt Cool Jazz-Inspiration mal stärker zur Geltung), mit schnellen
Linien, in einem ähnlichen Track dezent sprunghaft (und melodisch
ungeheuer reich); kurz ein bischen a la Lee Konitz. Anderswo folgen
auf bedächtiges Unisono-Spiel etwas komplexere/freisinnige
Call/response-Phasen - das Ganze auch in slowest motion, harmonisch
gewagt, teils düster grollend. Einmal wird's bluesig, in den 50ern
verwurzelt, mit Bedacht straight marschierend, nicht ohne schmückende
Girlanden. Sie agieren ausgesprochen fantasie- und ideenreich,
zuweilen kontrolliert freudvoll, doch nie überschäumend. Mit
herausragendem Ergebnis! Dicke Empfehlung! (dvd)


Waterboys - The Waterboys (exp.)

CD - EUR 11,95

Erweiterte 2019er Edition des 1983er Debütalbums, kommt im Digipak,
mit Linernotes von Mike Scott versehen und 7 Songs länger als das
Original.


Waterboys - A Pagan Place (exp.)

CD - EUR 11,95

2019er Digipak-Ausgabe des 1984er Waterboys-Werks, verlängert um
sechs Bonustracks.


Demnächst in diesem Theater...

15.02.

Motorpsycho - The Crucible

Ryan Bingham - American Love Song

Hold Steady - Stay Positive

Cat Stevens - Back To Earth (Anniversary Edition)

Minor Majority - Napkin Poetry

Gemma Ray - Psychogeology

Yann Tiersen - All

Long Ryders - Psychedelic Country Soul

William The Conqueror - Bleeding On The Soundtrack

Dan Navarro - Shed My Skin

Millencolin - SOS

22.02.

The Strange - Echo Chamber

James Yorkston - The Route To The Harmonium

Better Oblivion Community Center - Better Oblivion Community Center

Susanna & The Brotherhood Of Her Lady - Garden Of Earthly Delights

Michael Rother - Solo (Box-Set)

John Mayall - Nobody Told Me

Curtis Mayfield - Keep On Keeping On: Studio Albums 1970-1974 4-LP/4-CD

Dickey Betts & Great Southern - Live At Rockpalast 1978 & 2008 2-DVD+3-CD

OVE - Abruzzo

Flamin' Groovies - Gonna Rock Tonight: Complete Recordings 1969-71 (3-CD)

Stiff Little Fingers - The Albums 1971-1997 (4-CD)

01.03.

XIXA - The Code (ltd.)

Robert Forster - Inferno

The Unthanks - Lines Part 1 - 3

Royal Trux - White Stuff

Van Morrison - The Healing Game (20th Anniversary Edition)

The Seeds - Pushin' Too Hard

08.03.

Fiddler's Green - Heyday

Townes van Zandt - Sky Blue

Bill Pritchard - Midland Lullabies

15.03.

Cinematic Orchestra - To Believe

22.03.

Lambchop - This (Is What I Wanted To Tell You)

Matt Andersen - Halfway Home By Morning

Jack Bruce - Live At Rockpalast 1980, 1983 & 1990 2-DVD+5-CD

The Schramms - Omnidirectional

29.03.

Keith Richards - Talk Is Cheap (ca. fünf 30th Anniversary Editionen)

19.04.

Ryan Adams - Big Colors

Russ Tolman - Goodbye El Dorado


LIVE!!! LIVE!!! LIVE!!!

Derzeit und baldigst sind viele Glitterhouse-Künstler in Europa
unterwegs. Ein Konzert empfehlenswerter als das andere. Also bitte:
Vollversammlung.

DBUK

08.02.2019 NL - Deventer - Burgerweeishuis

09.02.2019 BE - Waardamme - Cowboy Up

10.02.2019 RU - Moscow - Powerhouse

11.02.2019 RU - St Petersburg - Serdce

13.02.2019 ES - Barcelona - Rocksound

14.02.2019 ES - Valencia - Loco Club

15.02.2019 ES - Madrid - Café Berlin

16.02.2019 ES - Hondarribia - Pslilcybenea

18.02.2019 DE - Mannheim - Altes Volksbad

19.02.2019 BE - Liege - Le Hangar

20.02.2019 DE - Oberhausen - Druckluft

21.02.2019 CH - Luzern - Jazzkantine

22.02.2019 CH - Schaffhausen - Tap Room

23.02.2019 CH - Zurich - El Lokal

24.02.2019 AT - Wien - Chelsea

26.02.2019 CZ - Brno - Kabinet Muz

27.02.2019 CZ - Prague - Kastan

28.02.2019 PO - Warsaw - Klub Hydrozagadka

01.03.2019 DE - Berlin - Privatclub

DIE NERVEN

dienerven

17.02.2019 DE - Freiburg - Waldsee

18.02.2019 DE - Karlsruhe - Kohi

19.02.2019 DE - Mainz - Schon Schön

20.02.2019 DE - Essen - Zeche Carl

21.02.2019 DE - Bielefeld - Forum

22.02.2019 DE - Kiel - Kieler Schaubude

23.02.2019 DK - Copenhagen - Loppen

24.02.2019 DE - Rostock - Mau Club

25.02.2019 DE - Berlin - Berghain Kantine (Zusatzkonzert)

27.02.2019 DE - Berlin - SO36

28.02.2019 DE - Nürnberg - Z-Bau

02.03.2019 DE - Passau - Passau Zauberberg

03.03.2019 DE - Regensburg - Alte Mälzerei

04.03.2019 DE - München - Münchner Kammerspiele

STEINER & MADLAINA

steinermadlaina

08.02.2019 DE - Ludwigshafen - Das Haus

15.06.2019 DE - Ellingen - Gutsfestival

21.06.2019 DE - Neuhausen ob Eck- Southside Festival

21.06.2019 DE - Scheeßel - Hurricane Festival

02.08.2019 DE - Böblingen - Böblinger Songtage

03.08.2019 DE - Luhmühlen - A Summer's Tale

09.08.2019 DE - Bergfunk Open Air - Königs Wusterhausen


Alle guten Wünsche für Euch & die Euren!

 * 

Quelle:

Glitterhouse Records, Label & Mailorder

Grüner Weg 25, D-37688 Beverungen

Telefon: 05273/36 36 36, Fax: 05273/36 36 37

E-Mail: mailorder@glitterhouse.com

Internet: www.glitterhouse.com



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Februar 2019 
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Warner Music Medien Newsletter KW 06

Hamburg, 7. Februar 2019



Beim 53. Super Bowl in den USA am vergangenen Wochenende standen sich
nicht nur die New England Patriots und die Los Angeles Rams
gegenüber, sondern auch unzählige Marken, die mit ihren Spots um
Aufmerksamkeit buhlten. Zum meistgeklickten TV-Spot des Super Bowls
wurde letztlich der neue Werbespot [1] der App Bumble mit Serena
Williams in der Hauptrolle und Rita Oras Track "Soul Survivor" aus
ihrem aktuellen Album "Phoenix" als Titelsong. Und auch am kommenden
Wochenende (10.02.) steht in den USA mit den 61. GRAMMYs wieder ein
Großevent an. Die Liste der Warner-Nominierten führt in diesem Jahr
die Singer/Songwriterin Brandi Carlile mit ganzen sechs Nominierungen
an, dicht gefolgt von Cardi B mit 5 Nominierungen, die auch live
performen wird. Je zweifach nominiert sind Janelle Monáe, Bebe Rexha,
"The Greatest Showman", Charlie Puth sowie Dan + Shay, die ebenfalls
performen werden. Außerdem dürfen u.a. noch Weezer, Kelly Clarkson,
twenty one pilots, Mac Miller (posthum), Anderson .Paak und David
Byrne auf einen Award hoffen.

Alle weiteren Warner-Highlights der aktuellen Kalenderwoche nun im
Überblick:


AKTUELLES

WALLOWS

Die südkalifornische Alternative-Band Wallows veröffentlicht am
22.03. ihr bereits ungeduldig erwartetes Debütalbum "Nothing Happens"
und schickt daraus nun die erste Single-Auskopplung "Are You Bored
Yet? (feat. Clairo)" ins Rennen, die hier [2] im offiziellen
Musikvideo zu sehen ist.

Seit mehr als zehn Jahren machen die Kindheitsfreunde Dylan Minnette
(Clay aus der Serie "13 Reasons Why"), Braeden Lemasters und Cole
Preston gemeinsam Musik und präsentierten 2017 ihre Songs erstmalig
der Öffentlichkeit. Es folgte die EP "Spring" mit den Hymnen
"Pictures Of Girls" und "These Days".

Diesen Sommer geben sie nicht nur ihren Auftakt beim Coachella,
sondern spielen am 03.07. auch im Hamburger Molotow.


FRIZZO

Nachdem Frizzo Mitte Januar seine Warner-Debütsingle "Paranoia (feat.
Antifuchs)" veröffentlichte, legt der DJ/Producer mit einem neuen
Brett nach. Im "Maybach" [3] geht es nun weiter und auf dem
Beifahrersitz das feurige Feature des Generation-Azzlack-Rappers
Soufian.

Mindestens ebenso viel Power wie die Luxuskarosse hat Frizzos satter,
bedrohlicher Bassbeat, der den Weg für Soufians Reime pflastert. Und
der nimmt für gewöhnlich kein Blatt vor den Mund: Sex, Drogen,
Bargeld und ein Lifestyle, wie ihn sich viele nur erträumen können.

"Nein, nein man, ich hänge auf Jay-Z-Vibe, Vibe, Vibe / Bin so
high wie Amy Wi-Wi-Winehouse / Yo, verbrenne das Geld / Du fragst,
wieso? Ja, weil's mir gefällt!", versichert Soufian im Refrain.


WIZ KHALIFA

In Folge seines 2018 veröffentlichten Albums "Rolling Papers 2", war
Wiz Khalifa Ende letzten Jahres nochmal im Video [4] zur Single "What
I Know Now" des Grunge-Hiphop-Duos THEY. zu sehen und brachte seine
Raps gewohnt lässig über die Bühne.

Am vergangenen Freitag meldete er sich nun mit seiner brandneuen
Single "Alright" zurück, die hier [5] im offiziellen Audio-Clip zu
hören ist - im Feature Trippie Redd & Preme.

Der Track besticht durch einen Uptempo-Club-Beat und souveränen Parts
von Wiz und Preme, während Trippie Redd die eingängige Hook liefert.
Wir dürfen also wieder gespannt sein, welchen Hit Wiz Khalifa als
Nächstes aus dem Ärmel zaubert.


GALANTIS

Nach zwei riesigen ausverkauften Silvester-Shows im berühmten
Chicagoer Aragon Ballroom startet nun auch das weltweit erfolgreiche
schwedische Duo Galantis ins neue Jahr und präsentiert seine neue
Single "Bones" - eine Kollaboration mit der Grammy-nominierten Band
OneRepublic.

"Bones" [6] erschien am vergangenen Donnerstag und wird bei Fans
beider Formationen sicher Anklang finden. "Es war eine unglaublich
tolle Erfahrung mit OneRepublic und [Frontmann] Ryan Tedder an diesem
Song zu arbeiten. Seine Stimme ist legendär und wir sind schon lange
Fans seines Songwritings", schwärmen Galantis.

Fest steht, "Bones" ist 2019 für Galantis nur der Anfang eines
weiteren, ereignisreichen Jahres.


BHAD BHABIE

Vor Kurzem erst hatte die junge US-Rap-Sensation Danielle Bregoli,
alias Bhad Bhabie, mit ihrem basslastigen neuen Hitsong "Babyface
Savage (feat. Tory Lanez)" [7] (über 16 Mio. Views) erneut Aufsehen
erregt. "Explosiv", urteilte Billboard.

Vergangene Woche enthüllte sie dann den ebenso vielversprechenden
Nachfolger "Bestie" mit Feature von Kodak Black, der hier [8] im
Lyric Video zu hören ist und von bester Freundschaft handelt. Das
offizielle Musikvideo ist derzeit in Arbeit.

Im letzten Jahr hatte Bhad Bhabie ihr Debüt-Mixtape "15"
veröffentlicht mit Hits wie "Trust Me (feat. Ty Dolla $ign)", "Yung &
Bhad (feat. City Girls)" sowie den Gold-zertifizierten Singles "Hi
Bich" und "Gucci Flip Flops (feat. Lil Yachty)".


KOKAB & BEATCHILD

2017 beeindruckte Kokab international mit seiner Debüt-Single "Got U
(Ready Or Not)" [9] und tatsächlich gab es vor dem Track kein
Entkommen, denn "Got U" ist mittlerweile in mehreren Ländern
Platin-dekoriert und wurde bis heute 1,8 Mio. Mal shazamt.

Nach gefeierten Festivalauftritten rund um den Globus ist der
portugiesische Producer nun zurück mit seiner zweiten Single "Bottom
of You" (Vö 08.02.) und serviert einmal mehr eine herausragende
Mixtur aus organischen Sounds, treibenden Beats und einem erhebenden
Dancefloor-Vibe.

Kokab kollaborierte auf "Bottom Of You" mit dem Singer/Songwriter und
Producer Beatchild, der u.a. bereits mit Künstlern wie Drake
zusammenarbeitete und auf "Bottom Of You" die Lyrics beisteuert.


DAN + SHAY

#1-Platzierungen in den Charts, Grammy-Nominierungen, begeisterte
Fans: An Dan + Shay ist in den USA derzeit kein Vorbeikommen.

Ihr Song "Tequila" [10] wurde weltweit bereits 144 Mio. Mal gestreamt
und eroberte kürzlich Platz #1 der Billboard 'Hot Country
Songs'-Charts, nur um mit "Speechless" eine andere Single der beiden
an der Spitze abzulösen, die ebenfalls aus ihrem aktuellen,
selbstbetitelten dritten Album (USA: Gold) stammt.

Das 2012 gegründete Duo aus Nashville versteht es, persönliche Texte
mit guten Hooks und eingängigen Melodien zu kombinieren. 2014 schon
landeten Dan + Shay mit ihrem Gold-Debütalbum "Where It All Began"
auf Platz #1 der US-Billboard 'Country Albums'-Charts - als erstes
Album eines Newcomer Country-Duos überhaupt.


grandson

Der in L.A. beheimatete 23-jährige Alternative-Künstler grandson
veröffentlichte am vergangenen Freitag seinen neuen Track
"apologize", [11] als ersten Vorgeschmack auf seine am 22.02.
erscheinende EP "a modern tragedy vol. 2".

Die fünf Tracks starke EP folgt auf seine 2018 erschienene Debüt-EP
"a modern tragedy vol. 1" und beschäftigt sich mit gesellschaftlichen
Themen wie Liebe, Sucht und Desillusionierung.

"apologize" ist ein klingendes Plädoyer dafür, sich so zu akzeptieren
wie man ist: "Never been a perfect soul / But I will not apologize
/ I'm imperfect". grandson, der ursprünglich aus Toronto stammt,
ist derzeit als Durchbruchskünstler des Jahres in Kanada für einen
JUNO Award nominiert.


TRACK OF THE WEEK • Ally Brooke - "Low Key (feat.
Tyga)"

Die mehrfach mit Platin ausgezeichnete Singer/Songwriterin Ally
Brooke enthüllte letzte Woche ihre Debüt-Solo-Single "Low Key (feat.
Tyga)", inklusive eines ebenso betörenden Musikvideos. [12] "Low Key"
ist der erste Vorbote ihres Debüt-Soloprojektes, das noch in diesem
Jahr erscheinen wird. "Die Leute haben bisher nie wirklich mein
wahres Ich zu Gesicht bekommen", kommentiert sie. "Nun als Künstlerin
meine eigenen Freiheiten zu haben, ist das unglaublichste Gefühl auf
der Welt." Mit "Low Key" legt Ally Brooke feinsten Throwback-Pop vor,
der sowohl ihre Latina-Wurzeln als auch eine zutiefst persönliche
Botschaft zum Vorschein bringt. Bekannt wurde die Powerhouse-Sängerin
als Rückgrat der preisgekrönten Girl-Group Fifth Harmony.


WARNER MUSIC ON STAGE - HAYLEY KIYOKO

Bereits im vergangenen November verzauberte Hayley Kiyoko im Rahmen
ihrer Europatour zu ihrem aktuellen vierten Studioalbum
"Expectations" das Publikum in Deutschland bei zwei ausverkauften
Konzerten in Hamburg und Berlin.

Auch Billboard zeigte sich von ihrer Show in New York City
überwältigt und lobte ihre "high-energy Performance" sowie die
"spürbare Liebe im Raum". Hier [13] ist die begnadete, als "lesbian
Jesus" bekannte Singer/Songwriterin im Video zu ihrer Single "What I
Need (feat. Kehlani)" zu sehen.

Aufgrund der riesigen Nachfrage kehrt Hayley Kiyoko diesen Monat zu
fünf Terminen zurück nach Deutschland, Österreich und in die Schweiz:

15.02. Hamburg, Grosse Freiheit 36

17.02. München, Tonhalle

22.02. Köln, Carlswerk Victoria

25.02. Zürich (CH), Kaufleuten

26.02. Wien (AT), Ottakringer Brauerei


WEITERE VERÖFFENTLICHUNGEN


	
ALBUM 



	
VÖ

15.02.2019

15.02.2019

15.02.2019

22.02.2019

22.02.2019

22.02.2019

22.02.2019

22.02.2019

22.02.2019

01.03.2019

08.03.2019

08.03.2019

15.03.2019

22.03.2019

22.03.2019

19.04.2019

26.04.2019

03.05.2019

10.05.2019


	
KONFIGURATION

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Digital

Physisch

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital


	
ARTIST

Disarstar

One Ok Rock

SWMRS

grandson

Anderson.Paak

Gary Clark Jr.

Adia Victoria

Yola

Yola

Rudimental

FiNCH ASOZiAL

Paul Weller

Angel Du$t

Jenny Lewis

Jenny Lewis

The Kiez

Josh.

Nie und Nimmer

Alexa Feser


	
TITEL

Bohemien

Eye Of The Storm

Berekeley's On Fire

a modern tragedy vol. 2

Oxnard Vinyl

This Land

Silences

Walk Through Fire

Walk Through Fire

Toast To Our Differences Vinyl

Dorfdisko

Other Aspects, Live At The Royal Festival Hall

Pretty Buff

On the Line

Wasted Youth

Hi, We Are The Kiez

Von Mädchen und Farben

Laute Stille

A!









  [1] http://click.email.artistarena.com/?qs=cc013155c20b1d9918849f3f62afb662eae859e99c7cd178aeef79ade0c05d0a5e48c6eeda1de0d5952a6ee9a982a7e3

  [2] http://click.email.artistarena.com/?qs=cc013155c20b1d99061c6f677106af87d26c61891a331d0935d7637ec9f6adc21d2588edee211c9ef8568ce929af224b

  [3] http://click.email.artistarena.com/?qs=cc013155c20b1d990986a8c7fd97e63b406aecc7fbe2ec06b065dfa57a9cd300b6dc03e596aa875407f2425e047d182e

  [4] http://click.email.artistarena.com/?qs=cc013155c20b1d99db2eb7fd7c0aeaced40b881debf9c95d738218d3fd87f88638d10bac7197822deeba1fe9a8a47085

  [5] http://click.email.artistarena.com/?qs=cc013155c20b1d99114eced47be7bb96020c360e5b0c831934de7b4ce56034d3ebc2f6eaee0e74b35ea276f8f2c786b5

  [6] http://click.email.artistarena.com/?qs=cc013155c20b1d99b13234835108292266615c42882e233efd715c6d880f9219dad2c4bfc5eaba3c6a2a7eaa757c7fc0

  [7] http://click.email.artistarena.com/?qs=cc013155c20b1d99b13234835108292266615c42882e233efd715c6d880f9219dad2c4bfc5eaba3c6a2a7eaa757c7fc0

  [8] http://click.email.artistarena.com/?qs=cc013155c20b1d999f924b74c0a0b9197bf60c73e15062fefd3512fc83bdb42efee7d2e224f221dcc5b870da8a840aab

  [9] http://click.email.artistarena.com/?qs=cc013155c20b1d9945b242484633d076b9df9c7fc74dde685b3fe7dc5056bbc0d002c991a8a56fc97d4fdbf2d7608854

[10] http://click.email.artistarena.com/?qs=cc013155c20b1d99fe0e887af336eb22607fe1ae83e1d2556058dc99fbeab3546b773f3b8a7c5736fdc9abc3deeb9377

[11] http://click.email.artistarena.com/?qs=cc013155c20b1d99f8f4b55931f5e3ebed8e6f51bbeaa9cdc8e0a0c37303feca68c1ea568ffbb35218e1fd896bc6bcd7

[12] http://click.email.artistarena.com/?qs=cc013155c20b1d99021330a733a6b336022183a99c070f3e445d419b8f90bbe78fb366e9a8cb371d76097a8ebbf423ba

[13] http://click.email.artistarena.com/?qs=cc013155c20b1d9995fd08af573413cdf67a50c9a72b03f4aa1cfd849b94bfa038aa54c5a9cee15cc9dd3652a669efac

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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AUSLAND/8971: Aus aller Welt - 08.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Zwei Tote bei Protesten gegen Haitis Regierung

Tausende Haitianer haben am Donnerstag gegen Armut, Hunger und
Korruption in ihrem Land protestiert. Die größten Proteste gab es in
der Hauptstadt Port-au-Prince. Die Teilnehmer forderten den Rücktritt
des seit zwei Jahren amtierenden Staatschefs Jovenel Moïse. Dabei
kam es zu Auseinandersetzungen zwischen Demonstranten und
Sicherheitskräften. Nach Informationen der Nachrichtenagentur AFP gab
es mindestens zwei Tote.

8. Februar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8971: Kriminalität und Rechtsprechung - 08.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Kanzlerin Merkel weiht neue Geheimdienstzentrale in Berlin ein

Die neue Zentrale des Bundesnachrichtendienstes (BND) in Berlin ist
heute offiziell von Bundeskanzlerin Angela Merkel eröffnet worden.
Als in der Mitte der Gesellschaft angekommen bezeichnet der BND seine
neue Dienststelle. In dem etwa 36 Fußballfelder besetzenden Neubau
mitten in der Hauptstadt sollen nach offiziellen Angaben künftig
4.000 Agenten arbeiten. Linken-Fraktionsvize André Hahn, der auch
Mitglied in dem für die Geheimdienste zuständigen Parlamentarischen
Kontrollgremium (PKGr) ist, kritisierte in einem Gespräch mit dem SWR
den Verbleib der umstrittenen Abteilung Technische Aufklärung im
bayerischen Pullach sowie die hohen Baukosten, die bei 1,1 Milliarden
Euro liegen, ursprünglich geplant waren 720 Millionen Euro.

8. Februar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8968: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 08.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Kompletter Abzug der US-Streitkräfte aus Syrien bis Ende April

Zwei Monate nach dem von US-Präsident Donald Trump in Aussicht
gestellten Truppenabzug aus Syrien bereitet sich das US-Militär
offenbar auf einen schnellen Abmarsch aus dem Bürgerkriegsland vor.
Sollte sich Trump nicht noch anders entscheiden, werde ein
wesentlicher Teil der 2.000 US-Soldaten das Land bereits Mitte März
verlassen und der komplette Abzug bis Ende April abgeschlossen sein,
berichtete die in New York erscheinende Tageszeitung The Wall Street
Journal unter Verweis auf amtierende und ehemalige
Regierungsvertreter.

8. Februar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8970: Aus Parlament und Gesellschaft - 08.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Ex-Parteichef Gabriel: SPD sollte Regierung platzen lassen

Der ehemalige Außenminister und frühere SPD-Vorsitzende Sigmar
Gabriel rät seine Partei zu einem Ausstieg aus der großen Koalition.
Wenn die Union einen nötigen Kurswechsel nicht mitmachen wolle, müsse
die SPD prüfen, ob der Koalitionsvertrag "ausreichend auf die
Herausforderungen von morgen ausgerichtet ist", sagte Gabriel in
einem Gespräch mit dem Spiegel-Magazin. Seinem Gefühl nach sei er
das nicht. Kursierende Spekulationen, er könne Parteichefin Andrea
Nahles ablösen, wehrte er ab. Über Ämter und Positionen denke er
nicht nach, so Gabriel. Die SPD-Spitze trifft sich am Sonntag zu
ihrer Jahresauftaktklausur im Willy-Brandt-Haus in Berlin. Der
Parteivorstand will über eine Reihe von Reformvorschlägen zum
Sozialstaat beraten.

8. Februar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8969: Tragisches und Kurioses - 08.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Fünf Tote bei Wohnhausbrand in Rheinland-Pfalz

In der Stadt Lambrecht im Pfälzerwald sind fünf Menschen bei einem
Brand in einem Mehrfamilienhaus umgekommen. Das Feuer war in der
Küche einer Wohnung im Dachgeschoß des Hauses ausgebrochen. Die
restlichen 18 Mieter, darunter zwei Familien mit Kindern, konnten
sich unverletzt aus dem brennenden Gebäude retten. Eine Obduktion der
Leichen wurde angeordnet. Die genaue Brandursache soll ein
Sachverständiger klären. Das vierstöckige Haus ist derzeit
unbewohnbar.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8054: Aus Forschung und Technik - 08.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



ESA-Marsrover auf den Namen Rosalind Franklin getauft

Ein Jahr vor Beginn der zweiten Etappe der ExoMars-Mission, die von
der europäischen Weltraumagentur ESA zusammen mit der russischen
Raumfahrtbehörde Roskosmos durchgeführt wird, hat der Forschungsrover
den Namen der britischen Wissenschaftlerin und Mitentdeckerin der DNA
Rosalind Franklin erhalten. Das teilte die ESA am Donnerstag in Paris
mit. Der Name war aus mehr als 36.000 Einsendungen im Rahmen eines
Wettbewerbs ausgewählt worden. Der Rover soll im Juli 2020 mit einer
russischen Proton-Trägerrakete starten und im März 2021 mit einer
russischen Landeplattform auf dem Roten Planeten landen. Seit 2016
befindet sich die Sonde ExoMars Trace Gas Orbiter in einer
Marsumlaufbahn. Die ESA plant, den Orbiter als Relaisstation für die
Kommunikation des Rovers mit der Erde zu nutzen.

8. Februar 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8067: Aus aller Welt - 08.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Internationale Kontaktgruppe fordert Neuwahlen in Venezuela

Die Europäische Union und mehrere lateinamerikanische Staaten fordern
von Venezuela vorgezogene und fair durchgeführte
Präsidentschaftswahlen, die zur Entmachtung des gewählten
sozialistischen Amtsinhabers Maduro führen sollen. Die EU,
Deutschland, Frankreich, Italien, die Niederlanden, Portugal,
Spanien, Schweden und Großbritannien sowie Costa Rica, Ecuador,
Uruguay und Bolivien hatten zusammen eine Internationale
Kontaktgruppe für Venezuela (IGC) eingerichtet, nachdem sich dort der
Oppositionsführer Guaidó zum Interimspräsidenten erklärt hatte.
Bolivien hat sich der ersten Erklärung der IGC nicht angeschlossen.
Die EU-Außenbeauftragte Mogherini betonte nach einem Treffen der IGC
in Montevideo, die Lösung für die derzeitige Krise in Venezuela müsse
aus dem venezolanischen Volk kommen. Man unterstütze eine friedliche
und demokratische Lösung der Krise durch freie, transparente und
glaubwürdige Präsidentschaftswahlen. Demokratie einschließlich
Rechtsstaatlichkeit, Gewaltenteilung und Respekt vor den
Institutionen, besonders der demokratisch gewählten
Nationalversammlung, müßten in Venezuela wiederhergestellt werden.

8. Februar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8026: Medizin und Gesundheitswesen - 08.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Herz-Kreislauf-Erkrankungen Todesursache Nummer 1

Es bleibt dabei. Herz-Kreislauf-Erkrankungen bleiben weiterhin vor
Krebs mit Abstand die Todesursache Nummer eins in Deutschland. Das
teilte laut Deutschem Ärzteblatt die Deutsche Gesellschaft für
Thorax-, Herz- und Gefäßchirurgie und die Deutsche Gesellschaft für
Kardiologie in ihrem Deutschen Herzbericht 2018 mit. Nach diesem
starben 2016 rund 2,1 Prozent weniger Patienten an kardiovaskulären
Erkrankungen als 2014. Offenbar ein Erfolg einer verbesserten
Therapie. Trotzdem gingen 37,2 Prozent aller Todesfälle auf
Herzerkrankungen zurück.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8055: Kriminalität und Rechtsprechung - 08.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Hessen darf Gefährder in die Türkei abschieben

Ein 22jähriger in Deutschland geborener Türke soll in die Türkei
abgeschoben werden, weil er laut hessischem Landesinnenministerium
als Gefährder gilt. Seine Klage gegen die Abschiebung wurde vom
Bundesverwaltungsgericht Leipzig abgewiesen. Der Mann war im Dezember
2017 auf dem Frankfurter Flughafen festgenommen worden, bevor er über
die Türkei nach Syrien reisen konnte, um sich dort an der Waffe
ausbilden zu lassen. In einem anschließenden Verfahren vor dem
Amtsgericht Frankfurt unter dem Vorwurf der Vorbereitung einer
schweren staatsgefährdenden Gewalttat wurde er im Juni 2018 in erster
Instanz freigesprochen. Das Bundesverwaltungsgericht verwies in
seiner Entscheidungsbegründung darauf, daß der Kläger seit längerem
zur salafistischen Szene in Deutschland gehört und sich z. B. an
Koran-Verteilaktionen beteiligt hat. Außerdem fanden sich auf seinem
Rechner zahlreiche Dateien dschihadistischen Inhalts. Davon abgesehen
drohen ihm in der Türkei weder Folter noch eine unmenschliche oder
erniedrigende Behandlung oder Bestrafung, so das Gericht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7978: Sprache, Kunst und Medium - 08.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Späte Rehabilitierung von George Orwell

Vor fast 70 Jahren hatte das British Council bei dem
Journalisten und Schriftsteller George Orwell ein Essay über die
englische Lebensart bestellt, den dieser "In Defence of English
Cooking" titelte. Stilistisch hatte das Council die Arbeit gelobt,
dann aber die Abnahme zurückgewiesen.

Wie die Einrichtung, die hierzulande vielleicht mit den Aufgaben des
Goethe-Instituts verglichen werden kann, 1946 schrieb, könnte das
darin enthaltene Rezept für Orangen-Marmelade Lesern und Besuchern vom
Kontinent als zu einfach, schwerverdaulich und barbarisch erscheinen.
Kurz gesagt wollte das Londoner Kulturinstitut mit dem Artikel keine
Werbung für die britische Lebensart machen.

Der 1950 verstorbene Orwell, der häufig mit seiner Meinung aneckte,
hatte die Zurückweisung möglicherweise längst abgehakt, nicht aber die
Kultureinrichtung, die nach wie vor für die Förderung britischer
Kultur im Ausland zuständig ist: Sie veröffentlichte den Essay zur
Verteidigung des englischen Küche sowie das "unglückliche
Ablehnungsschreiben" von damals, wie die Osnabrücker Zeitung schrieb.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8045: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 08.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Kampfeinheiten sollen jemenitische Hafenstadt Hudaida freigeben

Im Bürgerkriegsland Jemen haben sich Vertreter der Exil-Regierung und
der Huthi-Rebellen unter Vermittlung der Vereinten Nationen auf einen
Abzug ihrer Kampfeinheiten aus der für die Versorgung der Bevölkerung
wichtigen Hafenstadt Hudaida verständigt. Die Stadt soll ein
humanitärer Korridor ins Land werden. Auch die Hafenstädte Saleef und
Ras Issa werden freigegeben. Das meldete der Uno-Sprecher Dujarric
nach tagelangen Verhandlungen auf einem vor Hudaida liegenden Schiff
am Donnerstag in New York. Den Angaben zufolge wollen die
Konfliktparteien die im Dezember für Hudaida ausgehandelte Waffenruhe
einhalten. In Hudaida lagert zur Zeit Getreide, mit dem 3,7 Millionen
Menschen einen Monat lang ernährt werden können, meldete der
Uno-Nothilfekoordinator Mark Lowcock am Donnerstag. Zwei
Getreidesilos waren im Januar von Mörsergranaten getroffen worden.
Jetzt droht das Getreide zu verrotten. Bislang hatten die Rebellen
Uno-Mitarbeiter nicht in das von Regierungstruppen kontrollierte
Gebiet, wo die Silos stehen, hineingelassen. Im Jemen herrscht die
aktuell schwerste humanitäre Krise der Welt. Millionen Menschen
erhalten nicht genug Nahrung, Hunderttausende drohen zu verhungern.
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POLITIK/8059: Aus Parlament und Gesellschaft - 08.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Deutsch-französischer Kompromiß zur EU-Gasrichtlinie

Die EU-Staaten haben am Freitag einen Vorschlag Deutschlands und
Frankreichs für die Revision der europäischen Gasrichtlinie nahezu
einstimmig akzeptiert. Das teilte die rumänische Ratspräsidentschaft
über Twitter mit. Diplomaten in Brüssel bestätigten das hart
erkämpfte Verhandlungsergebnis. Die Niederlande, Belgien und
Österreich stimmten nur unter Vorbehalt einer Abstimmung in ihren
nationalen Parlamenten zu. Im Kern ist vorgesehen, daß die Regeln für
innereuropäische Gaspipelines nicht eins zu eins auf Gasleitungen
anzuwenden sind, welche von außerhalb der EU zu einem Mitgliedsstaat
führen. Statt dessen ist das Land zuständig, in dem das Gas ankommt.
Im Fall der neuen Ostseepipeline Nord Stream 2 ist das Deutschland
bzw. die Bundesnetzagentur. Noch am Donnerstag hatte es geheißen, die
französische Regierung werde einem Entwurf der Gasrichtlinie
zustimmen, der unter anderem eine Zuständigkeit der EU-Kommission für
die externen Pipelines vorgesehen hatte. In dem Fall hätten Gegner
von Nord Stream 2, zu denen Polen und die Slowakei gehören, die
Verwirklichung des Projekts erheblich erschweren können.

Nord Stream 2 verläuft parallel zur Ostseepipeline Nord Stream. Ein
Viertel der neuen Leitung liegt bereits. Bis Ende des Jahres soll die
Pipeline fertiggestellt werden. Künftig soll die Leitung jährlich bis
zu 55 Milliarden Kubikmeter Erdgas von Rußland nach Deutschland
leiten, von wo es weiter in Europa verteilt wird. Nord Stream 2 wird
federführend vom russischen Energiekonzern Gazprom realisiert, der
zudem auch das Erdgas fördert. An dem Pipeline-Projekt sind die
deutschen Unternehmen Uniper und Wintershall sowie OMV, Shell und
Engie beteiligt.
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SONSTIGES/8028: Tragisches und Kurioses - 08.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Suche nach Ursache für Gestank in Hamburg ohne Erfolg

Wie bereits einige Male zuvor fühlten sich gestern Abend vor allem in
Hamburgs Mitte und im Osten der Stadt wieder viele Anwohner durch
einen beißenden Geruch belästigt und riefen die Feuerwehr an. Die
rückte gegen 20 Uhr zwar für sechs Stunden mit fünf Meßwagen aus,
konnte die Quelle aber auch dieses Mal weder lokalisieren noch
bestimmen. Der Gestank soll an Altöl oder auch Hafen erinnern.

Vorsorglich forderte die Feuerwehr die Bevölkerung auf, Türen und
Fenster geschlossen zu halten. Da die Ursache nicht auszumachen war,
geht eine Vermutung nun dahin, daß sich die Industriedünste bei
bestimmten Wetterlagen unter der dichten Wolkendecke sammeln und nicht
abziehen können. Eine Gesundheitsgefahr soll angeblich nicht bestanden
haben.
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SOZIALES/8056: Arbeit, Soziales und Familie - 08.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Ab nächster Woche Warnstreiks im öffentlichen Dienst der Länder

Die Dienstleistungsgewerkschaft Verdi startet Mitte kommender Woche
in Berlin mit nahezu bundesweiten Warnstreiks. Die
Arbeitsniederlegungen werden unter anderem Verwaltungen, Schulen und
Unikliniken betreffen. Die zweite Verhandlungsrunde von Verdi und dem
Deutschen Beamtenbund (dbb) für die Beschäftigten im öffentlichen
Dienst der Länder hat kein Ergebnis gebracht, weil die
Tarifgemeinschaft der Länder (TdL) in Potsdam kein eigenes Angebot
vorgelegt hatte. Die Gewerkschaften fordern für mehr als 800.000
Angestellte der Länder sechs Prozent mehr Gehalt monatlich bzw.
mindestens 200 Euro zusätzlich bei einer Tariflaufzeit von einem
Jahr.

Der TdL gehören alle Bundesländer außer Hessen an, das mit den
Gewerkschaften eigene Verhandlungen führt. Die Warnstreiks, zu denen
Verdi und dbb aufrufen, werden von der Gewerkschaft der Polizei
(GdP), der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) und der IG
BAU unterstützt. Die nächste Runde der Tarifverhandlungen wurde für
Ende Februar, Anfang März angesetzt. Ein positives
Verhandlungsergebnis soll Blaupause für die Tarifverträge von 2,3
Millionen Beamten und Versorgungsempfängern in Ländern und Kommunen
werden.
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UMWELT/8037: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 08.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Weniger Schlachtungen in Deutschland

Die Bundesbürger verzichten zunehmend auf Fleisch. Wie aus einer
Mitteilung des Statistischen Bundesamtes in Wiesbaden hervorgeht,
ging die Fleischerzeugung in gewerblichen Unternehmen im Vergleich
zum Vorjahr um 1,5 Prozent auf insgesamt acht Millionen Tonnen
zurück. So wurden im vergangenen Jahr 56,6 Millionen Schweine
geschlachtet, was einen Rückgang um drei Prozent bedeutet. Auch die
Masse an Rindfleisch sank um 2,4 Prozent. Zwar gab es beim
Geflügelfleisch eine entgegengesetzte Entwicklung, doch lag diese
deutlich unter den Zahlen der Rückgänge bei den Vierbeinern.
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WIRTSCHAFT/8044: Märkte und Finanzen - 08.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Weltgrößtes LNG-Bunkerschiff Kairos in Hamburg in Dienst gestellt

Die Firma Nauticor, eine Tochtergesellschaft des Linde-Konzerns, hat
am Freitag in Hamburg das LNG-Bunkerschiff Kairos in Dienst gestellt.
Das Hamburger Unternehmen hat das Schiff langfristig vom Reeder
Bernhard Schulte gechartert. Das staatliche litauische
Energieunternehmen Klaipedos Nafta ist an dem Chartervertrag
beteiligt. Das weltgrößte Tankschiff für flüssiges Erdgas (LNG) soll
künftig auf hoher See in Nord- und Ostsee andere Schiffe mit
Flüssiggas betanken. Außerdem können Schiffe mit Flüssiggasantrieb im
Hamburger Hafen sowie kleinere lokale LNG-Terminals versorgt werden.
Letztere können dann importiertes Flüssiggas für die Wärme- und
Stromproduktion anbieten. Die 120 Meter lange Kairos wurde in
Südkorea auf Kiel gelegt. Ihre LNG-Tanks haben ein Fassungsvermögen
von 7500 Kubikmetern. Das verflüssigte Erdgas wird an LNG-Terminals
in Rotterdam und in der Ostsee gebunkert. LNG ist beim Einsatz in
Schiffsantrieben weit weniger umweltschädlich als konventionelles
Schweröl. Der Ausstoß von Feinstaub und Schwefeldioxid kann um über
90 Prozent und von Kohlendioxid um rund ein Drittel reduziert werden.
Das unter Energieeinsatz verflüssigte Erdgas stammt z. B. aus den
umweltschädlichen Fracking-Bohrungen in den USA, aus den Gasfeldern
der Niederlande oder aus Rußland, von wo es künftig über die
Ostsee-Pipelines Nord Stream und Nord Stream 2 nach Deutschland
geliefert wird.
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WISSENSCHAFT/8060: Aus Forschung und Technik - 08.02.2019 (SB)




VOM TAGE



USA wollen noch dieses Jahr zurück ins All

Die Geschichte der US-amerikanischen Raumfahrt ist voll von Triumphen 
und so manchen Tragödien. Allerdings schien sie in den letzten Jahren 
von ihrem Erfolgsweg abgekommen zu sein. Immer wieder mußten Start 
abgesagt oder verschoben werden, weil technische Mängel sie unmöglich 
machten. Doch jetzt soll die Zeit von Pleiten, Pech und Pannen 
ein Ende haben. Zumindest US-Präsident Donald Trump ist offenbar fest 
entschlossen, noch dieses Jahr US-Astronauten mit US-Raketen ins All 
zu schicken. Dies kündigte er zumindest in seiner Rede zur Lage der 
Nation an. So in Zugzwang gebracht, setzen die US-amerikanische 
Raumfahrtbehörde NASA zusammen mit dem Raumfahrtunternehmen SpaceX von 
Tesla-Chef Elon Musk sowie dem Flugzeughersteller Boeing alles daran, 
eine US-amerikanische Raumkapsel namens Dragon Crew ins All schicken 
zu können. Am 2. März soll der erste, unbemannte Versuch gestartet 
werden. Gelingt dieser, sollen im Juli zwei Astronauten einen Testflug 
absolvieren. Es wäre das erste Mal seit 2011, daß US-Astronauten 
mit eigenen, amerikanischen Raketen von der Erde aus in den Weltraum 
geschossen werden. Veraltetes Material sowie eine Vielzahl von Pannen 
hatten dafür gesorgt, daß die USA in der Raumfahrt auf russische 
Raketen zurückgreifen mußten.
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STERN/391: Blasen von brandneuen Sternen (idw)


Max-Planck-Institut für Astronomie, ESO Science Outreach Network -
06.02.2019

Blasen von brandneuen Sternen



Diese beeindruckende Region neu gebildeter Sterne in der Großen
Magellanschen Wolke (GMW) wurde vom Multi Unit Spectroscopic Explorer
Instrument (MUSE) am Very Large Telescope der ESO eingefangen. Die relativ
geringe Staubmenge in der GMW und das scharfe Sehvermögen von MUSE
ermöglichten es, kleinste Details der Region im sichtbaren Licht zu
erfassen.




[image: Bild: © ESO, A. McLeod et al]

Diese beeindruckende Region neu gebildeter Sterne in der Großen
Magellanschen Wolke (GMW) wurde vom Multi Unit Spectroscopic Explorer
Instrument (MUSE) am Very Large Telescope der ESO eingefangen.

Bild: © ESO, A. McLeod et al.



In diesem Bild, das vom Multi Unit Spectroscopic Explorer (MUSE)
Instrument am Very Large Telescope (VLT) der ESO aufgenommen wurde,
leuchtet diese Region der Großen Magellanschen Wolke (GMW) in markanten
Farben. Das Gebiet, das als LHA 120-N 180B - kurz N180 B - bekannt ist,
gehört zu einer Sorte von Nebeln, die als H II-Regionen (ausgesprochen "H
zwei") bezeichnet werden und in deren Umgebung neue Sterne entstehen.

Die GMW ist eine Satellitengalaxie der Milchstraße, die hauptsächlich von
der südlichen Hemisphäre aus sichtbar ist. Nur etwa 160 000 Lichtjahre von
der Erde entfernt, liegt sie praktisch vor der Haustür. Der einzige
Spiralarm der GMW erscheint nicht nur nah an der Heimat, sondern auch fast
frontal, so dass wir Bereiche wie N180 B problemlos inspizieren können.

H II-Regionen sind interstellare Wolken aus ionisiertem Wasserstoff - den
freien Kernen von Wasserstoffatomen. Diese Gebiete sind die Kinderstuben
der Sterne - und die neu gebildeten massereichen Sterne sind für die
lonisierung des umgebenden Gases verantwortlich, die ein spektakuläres
Schauspiel ermöglicht. Die markante Form von N180 B besteht aus einer
gigantischen Blase aus ionisiertem Wasserstoff, die von vier kleineren
Blasen umgeben ist.

Tief in dieser glühenden Wolke hat MUSE einen Jet entdeckt, der von einem
jungen Stern ausgesandt wird - ein massereiches, junges stellares Objekt
mit einer Masse, die 12-mal größer ist als unsere Sonne. Der Jet - genannt
Herbig-Haro 1177, kurz HH 1177 - ist in diesem Bild im Detail abgebildet.
Dies ist das erste Mal, dass ein solcher Jet im sichtbaren Licht außerhalb
der Milchstraße beobachtet wird, da er normalerweise durch seine staubige
Umgebung verdeckt wird. Die relativ staubfreie Umgebung der GMW ermöglicht
es jedoch, HH 1177 bei sichtbaren Wellenlängen zu beobachten. Mit fast 33
Lichtjahren Länge ist er einer der längsten Jets, die je beobachtet
wurden.

HH 1177 erzählt uns vom frühen Leben der Sterne. Der Strahl ist stark
gebündelt; er weitet sich während seiner Reise kaum auf. Jets wie diese
sind mit den Akkretionsscheiben ihres Sterns verbunden und können
Aufschluss darüber geben, wie junge Sterne Materie sammeln. Astronomen
haben herausgefunden, dass sowohl massereiche als auch massearme Sterne
kollimierte Jets wie HH 1177 über ähnliche Mechanismen ausstoßen - was
darauf hindeutet, dass massereiche Sterne auf die gleiche Weise entstehen
können wie ihre massearmen Gegenstücke.

MUSE wurde kürzlich durch die Erweiterung um die Adaptive Optics Facility
erheblich verbessert, deren Wide Field-Modus 2017 erstmals zum Einsatz
kam. Adaptive Optik ist das Verfahren, mit dem die Teleskope der ESO die
verzerrenden Effekte der Atmosphäre kompensieren und funkelnde Sterne in
scharfe, hochauflösende Bilder verwandeln. Seitdem diese Daten gewonnen
wurden, hat der Narrow Field-Modus MUSE eine fast so scharfe Sicht wie das
Hubble-Weltraumteleskop der NASA/ESA verschafft - und ihm das Potenzial
gegeben, das Universum detaillierter als je zuvor zu erforschen.


Weitere Informationen

Diese Forschung wurde in einem Artikel mit dem Titel "An optical
parsec-scale jet from a massive young star in the Large Magellanic Cloud"
vorgestellt, der in der Zeitschrift Nature erschien.

Das Forschungsteam bestand aus A. F. McLeod (die diese Forschung während
ihres Aufenthalts an der University of Canterbury, Neuseeland, durchführte
und nun dem Department of Astronomy, University of California, Berkeley,
und dem Department of Physics and Astronomy, Texas Tech University, USA,
angeschlossen ist), M. Reiter (Department of Astronomy, University of
Michigan, Ann Arbor, USA), R. Kuiper (Institut für Astronomie und
Astrophysik, Universität Tübingen, Deutschland), P. D. Klaassen (UK
Astronomy Technology Centre, Royal Observatory Edinburgh, UK) und C. J.
Evans (UK Astronomy Technology Centre, Royal Observatory Edinburgh, UK).

Die Europäische Südsternwarte (engl. European Southern Observatory, kurz
ESO) ist die führende europäische Organisation für astronomische Forschung
und das wissenschaftlich produktivste Observatorium der Welt. Die
Organisation hat 16 Mitgliedsländer: Belgien, Dänemark, Deutschland,
Finnland, Frankreich, Großbritannien, Irland, Italien, die Niederlande,
Österreich, Polen, Portugal, Spanien, Schweden, die Schweiz und die
Tschechische Republik. Hinzu kommen das Gastland Chile und Australien als
strategischer Partner. Die ESO ermöglicht astronomische Spitzenforschung,
indem sie leistungsfähige bodengebundene Teleskope entwirft, konstruiert
und betreibt. Auch bei der Förderung internationaler Zusammenarbeit auf
dem Gebiet der Astronomie spielt die Organisation eine maßgebliche Rolle.
Die ESO verfügt über drei weltweit einzigartige Beobachtungsstandorte in
Chile: La Silla, Paranal und Chajnantor. Auf dem Paranal betreibt die ESO
mit dem Very Large Telescope (VLT) das weltweit leistungsfähigste
Observatorium für Beobachtungen im Bereich des sichtbaren Lichts und zwei
Teleskope für Himmelsdurchmusterungen: VISTA, das größte
Durchmusterungsteleskop der Welt, arbeitet im Infraroten, während das VLT
Survey Telescope (VST) für Himmelsdurchmusterungen ausschließlich im
sichtbaren Licht konzipiert ist. Die ESO ist außerdem einer der
Hauptpartner bei zwei Projekten auf Chajnantor, APEX und ALMA, dem größten
astronomischen Projekt überhaupt. Auf dem Cerro Armazones unweit des
Paranal errichtet die ESO zur Zeit das Extremely Large Telescope (ELT) mit
39 Metern Durchmesser, das einmal das größte optische Teleskop der Welt
werden wird.

Die Übersetzungen von englischsprachigen ESO-Pressemitteilungen sind ein
Service des ESO Science Outreach Network (ESON), eines internationalen
Netzwerks für astronomische Öffentlichkeitsarbeit, in dem Wissenschaftler
und Wissenschaftskommunikatoren aus allen ESO-Mitgliedsländern (und
einigen weiteren Staaten) vertreten sind. Deutscher Knoten des Netzwerks
ist das Haus der Astronomie in Heidelberg.

Originalpublikation:

McLeod et al.,

"A parsec-scale optical jet from a massive young star in the Large
Magellanic Cloud",

Nature 554, pages 334, 2018

https://www.doi.org/10.1038/nature25189

Weitere Informationen unter:

https://www.eso.org/public/germany/news/eso1903/ 

- Webversion der Pressemitteilung mit weiteren Links, Videos und Bildern

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1413

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Astronomie, ESO Science Outreach Network, 06.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Februar 2019 
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SEISMIK/147: Tiefsee offenbart Zusammenhang zwischen Erdbeben und Kohlenstoffkreislauf (idw)


Universität Innsbruck - 07.02.2019

Tiefsee offenbart Zusammenhang zwischen Erdbeben und Kohlenstoffkreislauf



Um den globalen Kohlenstoffkreislauf zu verstehen, ist die Erforschung
der Tiefsee unerlässlich. Zu diesem Schluss kam ein internationales Team
unter der Leitung von Innsbrucker Geologen. Erstmals gelang es ihnen, die
Menge an organischem Kohlenstoff zu quantifizieren, die durch ein einziges
tektonisches Ereignis, dem Tohoku-oki-Erdbeben im Jahr 2011, in die
Tiefsee transportiert wurde. Die Ergebnisse wurden kürzlich in Scientific
Reports veröffentlicht.

Ein internationales Team unter der Leitung der Innsbrucker Geologen Arata
Kioka, Tobias Schwestermann, Jasper Moernaut und Michael Strasser konnte
erstmals das Gesamtvolumen an Sediment quantifizieren, das durch das
Erdbeben in Japan 2011 aufgewirbelt und in den bis zu 8 km tiefen
Japangraben transportiert wurde. Dazu wurden in einem durch den
Wissenschaftsfonds FWF finanzierten Projekt, und in Zusammenarbeit mit
Wissenschaftlern aus Japan, den USA, Deutschland und der Schweiz Proben
und Daten analysiert und ausgewertet, welche in mehreren Expeditionen
zwischen 2012 und 2016 vor der Küste Japans gesammelt wurden. Durch die
Messung des Kohlenstoffgehalts im Sediment konnten sie die
Gesamtkohlenstoffmasse, welche ausgelöst durch dieses Erdbeben der
Magnitude 9 in die Tiefsee umgelagert wurde, auf >1 Teragramm (106 Tonnen)
schätzen. "Die Ergebnisse haben uns und unsere Kollegen überrascht", sagt
Tobias Schwestermann, Doktorand am Institut für Geologie der Universität
Innsbruck. "Das ist viel höher als erwartet, wenn man die
Kohlenstoffflüsse in anderen Tiefseegrabensystemen weltweit beobachtet",
so der Geologe weiter. Ein Beispiel verdeutlicht das Ausmaß des
Ergebnisses: Das Flusssystem des Ganges-Brahmaputra, eines der größten
Flusssysteme der Welt, transportiert jährlich etwa 4 Tg Kohlenstoff ins
Meer. Die Tatsache, dass nur ein einziges tektonisches Ereignis rund ein
Viertel dieser Menge an Kohlenstofffluss verursachen kann, unterstreicht
die Relevanz für den Kohlenstoffkreislauf in der Tiefsee. "Die Ergebnisse
zeigen, dass wir in Zukunft auch an die tiefsten und am wenigsten
erforschten Tiefseegräben unserer Weltmeere denken müssen, wenn wir über
den globalen Kohlenstoffkreislauf sprechen", sagt Michael Strasser,
Professor am Institut für Geologie.

Erstmalige Quantifizierung der organischen Kohlenstoffmasse im
Japangraben

Weltweit gibt es nur sechzehn Regionen mit Wassertiefen von mehr als 6 km.
"Alles in allem ist die Tiefsee wohl noch weniger erforscht als der Mond.
Genau das fasziniert uns", sagt Arata Kioka, Postdoc am Institut für
Geologie. Die erste großflächige Quantifizierung der organischen
Kohlenstoffmasse in solchen Wassertiefen wurde durch verschiedene
Messmethoden ermöglicht. Einige davon wurden zum ersten Mal in der Tiefsee
eingesetzt. "Besonders das deutsche Forschungsschiff Sonne war
entscheidend für die Ergebnisse. Es ist eines der technisch am besten
ausgestatteten Forschungsschiffe, die derzeit verfügbar sind", sagt Arata
Kioka. Zunächst führte das Team hochauflösende bathymetrische
Untersuchungen und Strukturaufnahmen unter dem Meeresboden durch, um die
Sedimente sichtbar zu machen. Der Kohlenstoffgehalt wurde anhand neuer
Sedimentkerne aus dem Japangraben analysiert.


Weiterführendes Projekt

Die neuesten Ergebnisse motivieren die Geologen zu weiteren
Forschungsexpeditionen, um die Tiefsee noch weiter zu erkunden.
Gelegenheit dazu bietet ihnen das "International Ocean Discovery Program"
(IODP), eine internationale Meeresforschungskooperation. Das IODP
untersucht die Geschichte und Dynamik der Erde, indem marine
Forschungsplattformen genutzt werden, um Daten, die in Sedimenten und
Gesteinen des Meeresbodens aufgezeichnet wurden, zu gewinnen und die
Prozesse unter dem Meeresboden zu studieren. Michael Strasser ist derzeit
für den IODP-Forschungsantrag verantwortlich, der 2020 umgesetzt wird und
neue, lange Sedimentkerne aus dem Japangraben sammelt, um vergangene
Erdbeben und ihre Auswirkungen auf die Entwicklungen und die Prozesse in
Tiefseegräben zu untersuchen.

Originalpublikation:

Megathrust earthquake drives drastic organic carbon supply to
the hadal trench.

A. Kioka, T. Schwestermann, J. Moernaut, K. Ikehara, T. Kanamatsu,
C. M. McHugh, C. dos Santos Ferreira, G. Wiemer, N. Haghipour, A. J. Kopf,
T. I. Eglinton & M. Strasser.

Scientific Reports
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ASTRO/390: Rotationsdynamik von Galaxien - Physiker analysieren Einfluss der Photonmasse (idw)


Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 06.02.2019

Rotationsdynamik von Galaxien: Physiker analysieren Einfluss der
Photonmasse

Ist es möglich, dass die Wirkung der Photonenmasse auf die gasförmigen
Komponenten in Galaxien so stark ist wie die der Dunklen Materie?



Die Rotation von Sternen in Galaxien wie beispielsweise unserer
Milchstraße ist rätselhaft. Denn eigentlich sollte die
Umlaufgeschwindigkeit zum Rand der Galaxie hin abnehmen. Tatsächlich aber
bleibt die Geschwindigkeit der Sterne in den mittleren und äußeren
Bereichen der Galaxien konstant. Der Grund für dieses Phänomen könnte
unsichtbare Materie sein, die eine Schwerkraft ausübt. Aber obwohl
verschiedene Forschungseinrichtungen seit Jahrzehnten danach suchen, wurde
die "Dunkle Materie" bisher nicht gefunden und es ist nicht bekannt, aus
was sie besteht. Vor diesem Hintergrund sind die Physiker Dmitri Ryutov,
Dmitry Budker und Victor Flambaum Überlegungen nachgegangen, ob vielleicht
andere Einflüsse die Rotationsdynamik von Galaxien erklären könnten. Sie
untersuchten dazu, welche hypothetische Wirkung die Masse von Photonen,
also Lichtteilchen, ausüben würde.




[image: Foto: © NASA/JPL-Caltech]

Spiralstruktur unserer Galaxie, der Milchstraße (künstlerische
Darstellung)

Foto: © NASA/JPL-Caltech



Prof. Dr. Dmitri Ryutov, vor Kurzem am Lawrence Livermore National
Laboratory in den Ruhestand getreten, ist Experte der Plasmaphysik und hat
für seine Verdienste auf diesem Gebiet 2017 den Maxwell-Preis für
Plasmaphysik der American Physical Society (APS) erhalten. Auf Ryutov geht
die in der Fachwelt allgemein akzeptierte obere Grenze für die Masse des
Photons zurück. Weil diese Masse extrem klein ist, wird sie bei der
Betrachtung von Atom- und Kernprozessen normalerweise ignoriert. Aber
selbst eine verschwindend kleine Photonmasse könnte, so die Überlegungen,
eine Wirkung auf große, astrophysikalische Phänomene ausüben.

Bei einem Aufenthalt in Mainz haben Ryutov, sein Gastgeber Prof. Dr. Dmitry
Budker vom Helmholtz-Institut Mainz (HIM) und Prof. Dr. Victor Flambaum,
Fellow am Gutenberg Forschungskolleg der Johannes Gutenberg-Universität
Mainz (JGU), diesen Ansatz verfolgt. Wie kann die extrem
geringe Photonmasse Einfluss auf Galaxien nehmen? Der grundlegende
Mechanismus für die Überlegungen bezieht sich auf die zusätzlichen
Zentripetalkräfte, die durch elektromagnetische Feldstärken infolge des
sogenannten Proca-Mechanismus zustande kommen.

Effekte vergleichbar stark wie die der Dunklen Materie?

"Der Effekt, den wir hier theoretisch untersuchen, ist also nicht ein
Effekt aufgrund zusätzlicher Schwerkraft", erklärt Dmitry Budker. Der hier
diskutierte Effekt könnte parallel zu den Wirkungen der Dunklen Materie
auftreten. Er könnte sogar - bei gewissen Annahmen - die Notwendigkeit von
Dunkler Materie für die Beschreibung von Rotationskurven vollständig
überflüssig machen. Die Rotationskurven geben die Beziehung zwischen der
Umlaufgeschwindigkeit der Sterne zu ihrer Entfernung vom Zentrum der
Galaxie wieder. "Wir gehen von einer bestimmten Photonmasse aus und können
zeigen, dass diese Masse ausreichen würde, um in einer Galaxie zusätzliche
Kräfte zu erzeugen, die in etwa groß genug sind, um die Rotationskurven zu
erklären", so Budker. "Das war für uns ein außerordentlich spannendes
Ergebnis."

Die Physiker gingen aber noch weiter. Sie haben sich die Bildung von
Protosternen angeschaut und bemerkt, dass ihre Theorie noch andere
Implikationen hat. Langlebige, leichte Sterne mit einer Masse von wenigen
Sonnenmassen - also auch unsere Sonne - hätten nach dieser Theorie hoch
elliptische Umlaufbahnen. "Diese Vorhersage stimmt offensichtlich nicht
mit den Beobachtungen überein, das heißt wir können nicht alles erklären."
Der Effekt der Proca-Kräfte kann nur für einen Teil der Besonderheiten,
die bei den Rotationskurven zu sehen sind, verantwortlich gemacht werden.
"Wir sehen die Photonmasse derzeit nicht als die Lösung für das
Rotationskurven-Problem. Aber sie könnte ein Teil der Lösung sein", fasst
Budker zusammen. "Wir möchten eine offene Geisteshaltung bewahren, solange
wir noch nicht wissen, was die Dunkle Materie wirklich ist."


Weiterführende Links:

https://www.hi-mainz.de/

- Helmholtz-Institut Mainz

Lesen Sie mehr:

http://www.uni-mainz.de/presse/aktuell/7316_DEU_HTML.php

- Pressemitteilung "GFK-Fellowship für Victor Flambaum verlängert:
Kooperation mit Arbeitsgruppen der Physik wird fortgesetzt (13.12.2018)

http://www.uni-mainz.de/presse/aktuell/6963_DEU_HTML.php

- Pressemitteilung "Meilenstein bei Erforschung der atomaren
Paritätsverletzung erreicht" (07.11.2018)

http://www.uni-mainz.de/presse/aktuell/6769_DEU_HTML.php

- Pressemitteilung "Erdmagnetfeld in etwa 90 Kilometer Höhe mithilfe von
künstlichen Sternen vermessen" (25.10.2018)

http://www.uni-mainz.de/presse/75388.php

- Pressemitteilung "Mainzer Experimentalphysiker Dmitry Budker erhält ERC
Advanced Grant" (12.05.2016)

http://www.magazin.uni-mainz.de/2452_DEU_HTML.php

- JGU-Magazin-Beitrag "Nicht alles ist symmetrisch im Universum"
(09.01.2015)
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FORSCHUNG/1569: Ultrakurzzeit-Experimente im Schnelldurchlauf (idw)


Max-Planck-Institut für Quantenoptik - 07.02.2019

Ultrakurzzeit-Experimente im Schnelldurchlauf

Laserforscher der MEGAS-Kooperation verkürzen die Dauer von Messkampagnen
zur Beobachtung von Elektronenbewegungen um den Faktor 1000



Wer den Mikrokosmos erforschen will, braucht Ausdauer. Experimente, die
Ultrakurzzeit-Untersuchungen von Elektronendynamiken beinhalten, dauern
oft mehrere Wochen. Wenn man die Bewegungen der Elementarteilchen mit
Lichtblitzen mit Attosekunden-Dimensionen erkunden will, werden in der
Regel aufwendige Messreihen erstellt und riesige Datensätze generiert.
Jetzt haben Laserphysiker des Labors für Attosekundenphysik (LAP) am
Max-Planck-Institut für Quantenoptik (MPQ), der
Ludwig-Maximilians-Universität (LMU) und der Fraunhofer-Gesellschaft im
Projekt MEGAS eine Technologie entwickelt, die die Dauer von
Experimentierzeiten für Ultrakurzzeit-Messkampagnen deutlich verkürzt.




[image: Bild: © Thorsten Naeser]

Ultrakurzzeitmesskampagnen dauern künftig deutlich kürzer.

Bild: © Thorsten Naeser



Ultraschnelle Photonenspektroskopie verschafft uns seit rund zwei
Jahrzehnten Einblicke in die Bewegungen von Elektronen in Atomen,
Molekülen und Festkörpern in einer zeitlichen Auflösung von Attosekunden.
Eine Attosekunde ist ein Milliardstel einer milliardstel Sekunde. Bisher
limitieren lange Messzeiten viele Experimente, besonders dann, wenn bei
Elektronen, deren Energie, ihr Impuls und ihr Emissionsort in der Materie
erkundet werden soll. Denn Elektronen stoßen sich gegenseitig ab. Und für
präzise Messungen, möchte man nur wenige Elektronen pro Laserschuss aus
der Probe lösen.

Das Problem haben nun Wissenschaftler des Max-Planck-Instituts für
Quantenoptik, der Ludwig-Maximilians-Universität München sowie der zwei
Fraunhofer-Institute für Lasertechnik und für Angewandte Optik und
Feinmechanik im Projekt MEGAS, im Rahmen der Kooperation zwischen der
Max-Planck- und der Fraunhofer-Gesellschaft gelöst. Sie haben eine neue
Quelle für Attosekunden-Lichtblitze im extremen ultravioletten Bereich (XUV)
des elektromagnetischen Spektrums entwickelt, die sich rund 18,4 Millionen
Mal in der Sekunde wiederholen und damit die Experimentierzeiten deutlich
verkürzen. Mit Attosekunden-Lichtblitzen "filmen" die Forscher die
Elektronen in den Experimenten. "Mit der neuen Technologie ist es möglich,
rund 1000 Mal höhere Pulswiederholungsraten zu erzeugen, als es bisher
möglich war, wodurch die Messzeit um denselben Faktor verkürzt wird",
erklärt Ioachim Pupeza, der Leiter des Projekts.

Herzstück der Technologie ist eine Weiterentwicklung eines
Überhöhungsresonators. In ihm werden Laserpulse zwischen Spiegeln so lange
verstärkt bis sie Attosekunden-Lichtblitze erzeugen, die über rund 500.000
Photonen (25 bis 60 eV) pro XUV-Blitz verfügen. Bei einer
Wiederholungsrate von rund 18,4 Millionen Blitzen pro Sekunde (18,4 MHz)
ist dies eine bisher nicht erreichte Energiedichte. Diese Lichtblitze,
konfiguriert als Attosekunden-Pulszüge, ließen die Forscher in einem
Demonstrationsexperiment auf einen Wolframkristall auftreffen. Die Blitze
schlugen aus dem Wolfram wiederum Elektronen (Photoelektronen) heraus,
deren Eigenschaften die Physiker analysierten (Photonenspektroskopie).

"Während man bei derartigen Experimenten bisher mit niedriger
Wiederholungsrate lange auf den nächsten Laserpuls warten musste, werden
bei unserem Aufbau praktisch ununterbrochen Photoelektronen aus dem
Wolfram detektiert", erklären Stephan Heinrich und Tobias Saule, beide
Erstautoren der Studie. So ist es nun möglich, Messzeiten in
ultraschnellen Photoelektronen-Experimenten, die auch eine räumliche
Auflösung beinhalten, von mehreren Tagen auf einige Minuten zu reduzieren.
"Die Entwicklung ist von großer Bedeutung für die Materialforschung und
eröffnet neue Möglichkeiten für die Untersuchung von lokalen elektrischen
Feldern in Nanostrukturen, zum Beispiel für künftige Anwendungen in der
Informationsverarbeitung mit Lichtwellen", ergänzt Pupeza. (Thorsten
Naeser)

Originalpublikation:
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ENERGIE/1621: Hochtemperatur-Brennstoffzelle erreicht mehr als 11 Jahre Lebensdauer (idw)


Forschungszentrum Jülich - 07.02.2019

Hochtemperatur-Brennstoffzelle erreicht mehr als 11 Jahre Lebensdauer



Die 100.000 Stunden Lebensdauer hatten sie noch abgewartet, dann leiteten
Wissenschaftler vom Forschungszentrum Jülich vor einigen Tagen
schrittweise das Ende ihres Langzeitversuchs ein. Mehr als elf Jahre lang
hatten sie eine von ihnen entwickelte Brennstoffzelle bei einer Temperatur
von 700 Grad betrieben. Über zehneinhalb Jahre lang lieferte die
Hochtemperatur-Brennstoffzelle während dieser Zeit Strom, so lange wie
noch keine andere Hochtemperatur-Brennstoffzelle zuvor. Der Nachweis einer
derart langen Lebensdauer gilt als wichtiger Schritt für die Entwicklung
von Hochtemperatur-Brennstoffzellen, die höchste Wirkungsgrade erzielen.

"Anfangs hätte kaum jemand gedacht, dass es möglich ist,
Hochtemperatur-Brennstoffzellen über so einen langen Zeitraum zu betreiben",
erklärt Prof. Ludger Blum vom Jülicher Institut für Energie- und
Klimaforschung (IEK-3). "Der äußerst erfolgreich verlaufene Test hat nun
gezeigt, dass die in Jülich entwickelte Variante dieses Brennstoffzellentyps
der Anwendungsreife einen großen Schritt näher gekommen ist", so Blum, der
das Langzeitexperiment seit Beginn begleitet.

Keramische Hochtemperatur-Brennstoffzellen erreichen die höchsten
Wirkungsgrade und gelten als besonders wartungsarm. Die hohe
Betriebstemperatur stellt aber auch große Anforderungen an die verbauten
Materialien. Mögliche Anwendungsgebiete sind die dezentrale Strom- und
Wärmeversorgung im Haushalt, in größeren Wohngebieten oder in der
Industrie sowie Systeme für Züge oder Schiffe. 5 bis 10 Jahre oder
umgerechnet 40.000 bis 80.000 Stunden müssen Hochtemperatur-Brennstoffzellen
dabei laufen, damit der Einsatz wirtschaftlich werden kann.

Die Jülicher "Solid Oxide Fuel Cell" (SOFC), was übersetzt
Festoxid-Brennstoffzelle heißt, hielt sogar noch deutlich länger durch. Mit
dem Langzeitexperiment wiesen die Forscher weltweit erstmalig eine
Lebensdauer von 100.000 Stunden nach. Seit dem Start des Versuchs am 6.
August 2007 lieferte der aus zwei Zellen bestehende Zellstapel über 93.000
Stunden kontinuierlich Strom, insgesamt ca. 4.600 kWh. Zum Vergleich: Das
entspricht in etwa der Strommenge, die ein Einfamilienhaushalt in einem
Jahr verbraucht.

Mit dem Abschalten der SOFC kommen nun neue Aufgaben auf die Forscher zu.
Äußerlich haben sich die metallischen Bauteile im Laufe der Jahre
erkennbar verändert. Die metallisch-silbrig glänzende Oberfläche ist
deutlich dunkler geworden, fast schwarz. Doch abgesehen von dieser
unvermeidlichen oberflächlichen Oxidation sind von außen keine negativen
Veränderungen festzustellen.

"Wir sind schon ganz gespannt, wie es im Innern aussieht", verrät Dr.
Norbert Menzler vom Institut für Energie- und Klimaforschung (IEK-1),
zuständig für die Entwicklung der keramischen Zellen. "In welchem Zustand
sich die Zelle befindet, ist im laufenden Betrieb kaum ersichtlich.
Bislang hat weltweit noch niemand eine Zelle nach 100.000 Betriebsstunden
bei so hohen Temperaturen untersuchen können."

Mit unterschiedlichen Methoden werden die Forscher in den kommenden Wochen
und Monaten nun genau analysieren, wie sich die jahrelange extreme
thermische Belastung auf die keramischen Komponenten, Glaslot-Dichtungen
und metallische Verbindungsstücke, die sogenannten Interkonnektoren,
ausgewirkt hat. Die Erkenntnisse fließen in die Entwicklung neuer
Materialien und Designansätze ein, um die Alterungsbeständigkeit weiter zu
verbessern.

Aktuell testen die Wissenschaftler um Luder Blum eine reversibel
betreibbare Version der SOFC. Diese liefert nicht nur Strom, sondern kann
in einem umgekehrten Betriebsmodus auch Wasserstoff und Sauerstoff durch
Wasserelektrolyse erzeugen. Auch diese Weiterentwicklung hat schon erste
sehr gute Ergebnisse erzielt. Sie ist die erste
Hochtemperatur-Brennstoffzelle, die im Wasserstoffbetrieb mit 62 Prozent
einen Wirkungsgrad von über 60 Prozent erreicht.


Jülicher Forschung zur SOFC

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Forschungszentrums arbeiten
schon seit 25 Jahren an der SOFC, für deren Entwicklung sie 95 Patente
erhalten haben. An der Forschung zur SOFC sind verschiedene Bereiche des
Instituts für Energie- und Klimaforschung (IEK-1, IEK-2, IEK-3, IEK-9)
sowie das Zentralinstitut für Engineering, Elektronik und Analytik (ZEA-1)
beteiligt. Auch der Rekord-Stapel besteht größtenteils aus
selbstentwickelten Komponenten. Dazu zählen etwa die keramischen Zellen,
die Kontaktschichten und eine spezielle Glaskeramik, die wegen der hohen
Temperaturen zur Abdichtung zum Einsatz kommt. Das Material für die
Zwischenplatten, die auch als Interkonnektoren bezeichnet werden, mit
denen sich die Zellen zu einem "Stack" (englisch für "Stapel)
zusammensetzen lassen, stammt von der österreichischen Firma Plansee SE in
Reutte.

Weitere Informationen unter:

http://www.fz-juelich.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/UK/DE/2019/2019-02-07-sofc.html

- Pressemitteilung des Forschungszentrums Jülich
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ENERGIE/1620: Windenergie liefert fast drei Viertel des erwarteten Stroms (idw)


Max-Planck-Institut für Biogeochemie - 06.02.2019

Windenergie liefert fast drei Viertel des erwarteten Stroms

Alterung und Windschatten-Effekte schmälern den tatsächlichen Ertrag - 20
Prozent der Differenz bleiben ungeklärt.



Die Energiewende in Deutschland hat gerade einen neuen Rekord erreicht.
Fast 40 Prozent des erzeugten Stroms kamen im Jahr 2018 aus erneuerbaren
Quellen, allein 17 Prozent aus Windkraft. Damit trägt die Windenergie etwa
in dem Maße zum Strommix bei, wie unter den Windbedingungen in Deutschland
zu erwarten ist. Das haben Forscher des Max-Planck-Instituts für
Biogeochemie festgestellt, indem sie die mögliche mit der tatsächlich
gewonnenen Energie der Windturbinen verglichen.

Der Blick auf manchen Windpark macht skeptisch: Oft stehen einzelne
Turbinen still. Dieser Eindruck passt nicht zu der Maßgabe, dass die
Windenergie intensiv genutzt werden soll, um den Anforderungen der
Energiewende zu genügen. Vor dem Hintergrund fragen auch Wissenschaftler
in den vergangenen Jahren zunehmend, ob der zu erwartende Beitrag der
Windenergie zum Strommix nicht überschätzt wird. Sonja Germer und Axel
Kleidon, die am Max-Planck-Institut für Biogeochemie in Jena forschen,
haben jedoch festgestellt, dass Windturbinen in Deutschland gut 73 Prozent
der theoretisch möglichen Energie liefern. "Unserer Untersuchung zufolge
nutzen die Turbinen den Wind bislang größtenteils effektiv und tragen so
zum Erfolg der Energiewende bei", sagt Axel Kleidon.

In ihrer Studie, die den Zeitraum 2000 bis 2014 umfasst, kombinierten die
Forscher Daten des Deutschen Wetterdiensts (DWD) zu Windfeldern mit
Angaben zu den Standorten und technischen Eigenschaften der Windräder. So
bestimmten sie, wieviel Strom die Turbinen bei den gegebenen
Windverhältnissen idealerweise erzeugen sollten. Demnach beträgt die im
besten Fall zu erwartende Effizienz der Windturbinen, also das Verhältnis
von tatsächlicher Strommenge zur Fähigkeit der Generatoren, Strom zu
erzeugen, etwa 25 Prozent oder rund 2300 Vollaststunden pro Jahr. "Diese
erwartete Effizienz scheint vergleichsweise niedrig", sagt Axel Kleidon.
"Sie ergibt sich aber aus der ungleichen Verteilung von
Windgeschwindigkeiten." Während der Hälfte der Zeit wehen Winde in
Deutschland mit weniger als 20 Kilometern pro Stunde, sodass Turbinen
während dieser Zeit höchstens 10 Prozent ihrer Kapazität nutzen können.

2014 lag der Anteil der Windkraft an der Stromerzeugung bei 9,1
Prozent

Den unter diesen Bedingungen zu erwartenden Stromertrag verglichen die
Forscher für etwa ein Viertel der Anlagen, für die Daten zur erzeugten
Leistung zugänglich waren, mit der tatsächlichen Strommenge. Die Forscher
untersuchten zudem, welche Faktoren die real von aus der Windenergie
erzeugte Strommenge reduzieren. Demnach schmälerte das Altern der
Windkraftanlagen den Ertrag in 2014 immerhin um knapp sieben Prozent. Das
liegt auch daran, dass im Zeitraum von 2000 bis 2014 das mittlere Alter
der Windkraftanlagen in Deutschland von 3,8 Jahren auf 10,8 Jahre stieg.
Da Turbinen in Windparks oft im Windschatten anderer Anlagen stehen,
verringert sich die Ausbeute um weitere etwa zwei Prozent. Die
Wissenschaftler beobachten allerdings auch eine konstante Differenz
zwischen tatsächlichem und prognostiziertem Ertrag von bis zu 20 Prozent,
die sie nicht erklären können. Die einzelnen Beiträge, mit denen die
Forscher die Differenz zwischen erwartetem und tatsächlichem Stromertrag
begründen, lassen sich jedoch nicht einfach summieren, da der Zusammenhang
zwischen den Faktoren nicht linear ist.

Den Unterschied zwischen erwartetem und tatsächlichem Stromertrag
berücksichtigten die Forscher, um auf der Basis der erzeugten Strommenge
den tatsächlichen Ertrag aller Windkraftanlagen in Deutschland zu
ermitteln. Die erzeugte Strommenge ist demnach zwischen 2000 und 2014 von
9,1 auf 58,9 Terawattstunden pro Jahr gestiegen. Das entspricht einem
Anteil von 1,6 Prozent der bundesdeutschen Stromerzeugung im Jahr 2000 und
9,1 Prozent in 2014. Diese Zahlen decken sich sehr gut mit den Daten des
Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie zur Leistung der
Windkraftanlagen in Deutschland.

Reduzierte Windgeschwindigkeiten machen sich noch nicht bemerkbar

In früheren Studien hatten die Wissenschaftler berechnet, dass die
Effizienz von Windrädern sinken sollte, je mehr Turbinen in einem Gebiet
errichtet werden. Denn bei einer so intensiven Nutzung sollten die
Windgeschwindigkeiten abnehmen, weil jede Turbine dem Wind einen Teil
seiner Energie entzieht. "Wir haben erwartet, dass wir einen solchen Trend
in einigen Regionen Deutschlands finden würden", meint Axel Kleidon,
Arbeitsgruppenleiter am Max-Planck-Institut für Biogeochemie in Jena.

Die Forscher wählten daher für die neue Studie den Zeitraum zwischen 2000
und 2014, in dem die Zahl der Windräder in Deutschland von knapp 9000 auf
mehr als 25.000 zunahm. Da die Turbinen im selben Zeitraum deutlich
leistungsfähiger wurden - so vergrößerte sich der Rotordurchmesser im
Schnitt von 42 auf 66 Meter -, wuchs die durchschnittliche Kapazität von
611 auf 1453 Kilowatt. Die installierte Kapazität nahm damit von 5,7
Gigawatt auf 37,6 Gigawatt zu. "Die Differenz zwischen dem zu erwartenden
und dem tatsächlichen Stromertrag ist über die Jahre relativ konstant
geblieben", sagt Sonja Germer, wissenschaftliche Mitarbeiterin in der
Arbeitsgruppe. Die Forscher stellten also keinen Rückgang der Effizienz im
Zusammenhang mit der gestiegenen Anzahl der Turbinen fest. "Wahrscheinlich
nutzen wir einfach noch nicht genug Windenergie, um den Einfluss
reduzierter Windgeschwindigkeiten deutlich genug sehen zu können", so
Sonja Germer.


Originalpublikation:

Sonja Germer and Axel Kleidon (2019)

Have wind turbines in Germany generated electricity as would be expected
from the prevailing wind conditions in 2000-2014?

PLOS ONE.

doi:10.1371/journal.pone.0211028

Weitere Informationen unter:

http://journals.plos.org/plosone/article?id=10.1371/journal.pone.0211028 

- Weblink zur Veröffentlichung

https://www.bgc-jena.mpg.de/index.php/BTM/Home

- Webseiten der Forschungsgruppe

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1377

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Biogeochemie, 06.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





WIRTSCHAFT/2802: Gesunde Kinderernährung braucht wissenschaftliche Grundlagen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. Februar 2019

Gesunde Kinderernährung braucht wissenschaftliche Grundlagen

Neues Forschungsinstitut des Bundes eröffnet



Am heutigen Freitag, den 8. Februar 2019, eröffnet das Max
Rubner-Institut (MRI), das neue Institut für Kinderernährung mit
einem wissenschaftlichen Symposium in Karlsruhe. Dazu erklären die
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag, Gitta Connemann, sowie der Vorsitzende der Arbeitsgruppe
Ernährung und Landwirtschaft, Albert Stegemann:

Gitta Connemann: "Das neue Institut für Kinderernährung ist ein
Meilenstein. Der Bund zeigt damit: Kinderernährung ist für uns
Hauptsache. Wir wissen: die Gesundheit von Kindern steht und fällt
mit der Ernährung. Ursachen für Krankheiten, auch für chronische,
werden zum Teil schon in der Schwangerschaft gelegt. In den ersten
1.000 Tagen werden Weichen für die Gesundheit gestellt. Durch
falsche, Mangel- oder Überernährung werden die Risiken für chronische
Erkrankungen erhöht. Hier muss angesetzt werden - nicht mit Emotionen
sondern auf der Grundlage von Daten und Fakten.

Wir setzen deshalb auf die wissenschaftliche Erforschung gerade von
Präventionsmaßnahmen. Diese müssen sich direkt an Kinder und
Jugendliche richten. Das neue Institut für Kinderernährung muss
darüber hinaus die Umsetzung der Nationalen Reduktions- und
Innovationsstrategie für Zucker, Fette und Salz in
Fertignahrungsmitteln wissenschaftlich begleiten. Zentraler Baustein
dieser Strategie ist bis Ende des Jahres 2019 das Verbot gesüßter
Säuglings- und Kleinkindertees. Damit stärken wir die nachhaltige
Gesundheit der Kleinsten."

Albert Stegemann: "Als Politiker sind wir bei unseren Entscheidungen
auf objektive, wissenschaftliche Erkenntnisse angewiesen. Mit dem
neuen Institut für Kinderernährung erhalten wir wissenschaftlich
fundierte Grundlagen, um unsere Ernährungspolitik noch besser auf die
speziellen Bedürfnisse von Kindern und Jugendlichen auszurichten. Der
interdisziplinäre Ansatz des neuen Institutes ist eine große Chance.

Wir müssen uns fragen, welche sozialen, psychologischen und
physiologischen Einflussfaktoren die Ess- und Trinkgewohnheiten von
Kindern und Jugendlichen wirklich prägen. Nur dann können wir
wirklich etwas im Sinne einer gesunden Ernährung erreichen. Hierfür
müssen wir den Familien, Kitas und Schulen aber insbesondere den
Kindern und Jugendlichen selbst stärker als bisher wissenschaftlich
geprüfte, verständliche und relevante Informationen über einen
gesunden Lebensstil vermitteln."


Hintergrund:

Das Max Rubner-Institut (MRI) ist ein Bundesforschungsinstitut im
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung und
Landwirtschaft (BMEL). Das MRI hat seinen Forschungsschwerpunkt im
gesundheitlichen Verbraucherschutz insbesondere im Ernährungsbereich.

Das neue Institut für Kinderernährung soll die Wissensbasis zur
Ernährung von Kindern und Jugendlichen verbessern und erweitern. Es
wird als interdisziplinär arbeitendes Fachinstitut aus einem
naturwissenschaftlichen und einem sozialwissenschaftlichen
Forschungsbereich bestehen. Zu den Aufgaben gehört, die komplexen
Einflussfaktoren auf das Ess- und Trinkverhalten von Kindern und
Jugendlichen zu erforschen.

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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WIRTSCHAFT/2801: Soziale Wohnraumförderung nach dem Urteil des Bundesgerichtshofs


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 8. Februar 2019

Soziale Wohnraumförderung nach dem BGH-Urteil



Zum heutigen Urteil des Bundesgerichtshofes, wonach eine unbegrenzte
Investorenbindung im öffentlich geförderten sozialen Wohnungsbau
unwirksam ist, können Sie den bau- und wohnungspolitischen Sprecher
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Kai Wegner, wie folgt zitieren:

"Nach dem Urteil des BGH muss es darum gehen, den Spielraum, den der
BGH bei der Länge der Bindungsfristen eröffnet, bestmöglich zu
nutzen. Auch künftig werden jedoch Wohnungen aus der Bindung fallen.
Der Bundesrat muss auch deshalb den Weg frei machen für die bereits
vom Bundestag beschlossene Grundgesetzänderung. Dann kann der Bund
die Länder zielgerichtet dabei unterstützen, dass mehr neue
Sozialwohnungen fertiggestellt werden.

Zur Sicherung des bezahlbaren Wohnens brauchen wir mehr Neubau und
einen breiten Instrumentenmix. Auch die Wohngeldreform muss jetzt
schnell vorangebracht werden, um Geringverdiener bei den Wohnkosten
zu entlasten."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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BILDUNG/901: Geschlechter- und regionales Gefälle in den Hochschulleitungen beenden


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 7. Februar 2019

Geschlechter- und regionales Gefälle in den Hochschulleitungen beenden



"Die Ergebnisse der Hochschulstudie sind keine Erfolgsmeldungen. Ein
Frauenanteil von nur 25 Prozent in Führungspositionen an den
Hochschulen und keine einzige Führungskraft mit ostdeutschen Wurzeln
sind ein Armutszeugnis", erklärt Nicole Gohlke, hochschul- und
wissenschaftspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, mit Blick
auf die aktuellen Auswertungen des Gütersloher Centrums für
Hochschulentwicklung (CHE). Gohlke weiter:

"Es zeigt sich in diesen Ergebnissen deutlich, dass der vom Bund
forcierte Wettbewerb zwischen Hochschulen und Bundesländern faule
Früchte trägt: Das politisch in Kauf genommene ökonomische
Auseinanderdriften der Bundesländer sowie in der Wissenschaft hat auch
zur Folge, dass Top-Führungskräfte in die Regionen abwandern, in denen
die Hochschulen besser ausgestattet sind.

Auch der Anteil an Frauen in Hochschulleitungen ist trotz des
erfreulichen Anstiegs mit einem Viertel immer noch viel zu gering.
Über die Hälfte aller Studienabschlüsse werden von Frauen erbracht,
und im Bereich der Promotionen wird seit Jahrzehnten
fächerübergreifend ein Drittel bis 40 Prozent der Promotionen von
Frauen vorgelegt. Diese Zahlen müssen endlich auch in den
Hochschulleitungen erreicht und verbindliche Zielvorgaben für eine
geschlechterparitätische Besetzung verankert werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 7. Februar 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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KOMMUNALES/026: Hamburg-Eimsbüttel - Schimmelhaus zum Abriss gereift (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Bezirksversammlung Hamburg-Eimsbüttel

Pressemitteilung vom 7. Februar 2019

Osterstraße 162: Wie ein Haus entmietet, vergammelt und dann abgerissen wird:

Schimmelhaus zum Abriss gereift!



Exemplarisch für Wohnraumvernichtung gut erhaltener Häuser zeigt das
Beispiel Osterstraße 162 in Hamburg-Eimsbüttel. Als sogenanntes
"Schimmelhaus" machte es 2016 Schlagzeilen in der Hamburger Presse,
was zu einem Antrag der Linksfraktion führte: "... das Amt für
Wohnungspflege (ist) anzuweisen, schnellstmöglichst aktiv zu werden,
um die skandalösen Zustände in dem Haus umgehend zu beenden ..."
(Drucksache 20-1863, vom 04.11.2016).

Nach der Überweisung an den zuständigen Ausschuss Grün, Umwelt,
Wirtschaft und Verbraucherschutz (GUWV) erklärte das zuständige
Fachamt am 23.11.2016:

"Das Fachamt für Verbraucherschutz, Gewerbe und Umwelt hat eine
Ortsbesichtigung vorgenommen. Der Eigentümer hat zwischenzeitlich
bereits erste Abhilfemaßnahmen durchführen lassen. Die Arbeiten sind
noch nicht abgeschlossen. Das Fachamt für Verbraucherschutz, Gewerbe
und Umwelt wird den Eigentümer in den kommenden Tagen zur freiwilligen
Abhilfe weiterer Mängel auffordern, insb. Erneuerung von
Fensterdichtungen, Wiederherstellung der Entwässerung,
Instandsetzungsmaßnahmen im Treppenhaus. Eine Anweisung der
Bezirksamtsleitung ist folglich nicht erforderlich."

Das war offensichtlich eine grobe Fehleinschätzung. Wiederum nur durch
die Presse erfuhr die Öffentlichkeit am 23.01.19, dass das Haus nun
abgerissen werde. Dem Abriss wurde, nach Angaben des Pressesprechers
der Bezirksverwaltung, im September 2018, in einem "Vereinfachten
Verfahren" nach § 61 der Hamburger Bauordnung, stattgegeben. Wahr
ist allerdings, dass die Abrissgenehmigung bereits ein Jahr vorher,
also 2017 erfolgte und sogar bereits am 28.11.16 beantragt wurde,
genau fünf Tage nach der Überprüfung durch das Fachamt. Alles vorbei
an den Abgeordneten der Bezirksversammlung Eimsbüttel und unbemerkt
von der Öffentlichkeit, obwohl das "Schimmelhaus" im öffentlichen
Fokus stand.

In der erneuten Anfrage der Linksfraktion, nach welchen Kriterien die
Abrissgenehmigung erteilt wurde, erklärte das Bezirksamt nun am
06.02.19, "zentrale Fragestellungen waren dabei die wirtschaftliche
Zumutbarkeit der Erhaltung des Gebäudes und die städtebauliche
Qualität".

Dazu erklärt Peter Gutzeit, Sprecher des Verkehrs- und
Kerngebietsausschusses der Linksfraktion Eimsbüttel: "Es ist nicht
hinzunehmen, dass gut erhaltener Wohnraum durch Verwahrlosung und
Entmietung gezielt zur Erlangung einer Abrissgenehmigung führt.

Völlig unverständlich ist, dass ein Wohnhaus, das 2016 noch für gut
befunden wurde, nur ein Jahr später abgerissen werden darf. Ursachen
sind u. a. die völlig unzureichenden Stellenbesetzungen in den
Fachämtern Eimsbüttels.

Noch vor Kurzem erklärte der damalige Finanzsenator Peter Tschentscher
bei einem Besuch der Bezirksversammlung Eimsbüttel, es gäbe keine
Personalprobleme. Der ehemalige Bezirksamtsleiter Torsten S.
stimmte dem vehement zu. Das war schon damals nicht glaubwürdig.

Es muss endlich für einen ausreichenden Personalbestand im Bezirksamt
Eimsbüttel gesorgt werden. Mir ist bekannt, dass noch viele Häuser und
Wohnungen in Eimsbüttel leerstehen und zwecks Erlangung einer
Abrissgenehmigung vor sich her vergammeln, um an deren Stelle dann
profiträchtige Luxuswohnungen zu bauen. Besonders in den 'beliebten
Vierteln', versteht sich."

 * 

Quelle:

Fraktion Die LINKE. in der Bezirksversammlung Eimsbüttel

Pressemitteilung vom 7. Februar 2019

Kieler Straße 689, 22527 Hamburg

Telefon: 040/30 22 71 77, Fax: 040/30 22 71 78

E-Mail: buero@linksfraktion-eimsbuettel.de

Internet: http://www.die-linke-eimsbuettel.de
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PRESSEKONFERENZ/1817: Regierungspressekonferenz vom 6. Februar 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift Pressekonferenz - Mittwoch, 6. Februar 2019

Regierungspressekonferenz vom 6. Februar 2019

Themen: Kabinettssitzung (Gesetzentwurf zur Verbesserung der
Information über einen Schwangerschaftsabbruch, Klimaschutzbericht 2018 zum
Aktionsprogramm Klimaschutz 2020), "Strategic Level Report", Brexit,
Sicherheit des 5G-Netzes, Diskussion um die Einführung einer Grundrente,
Verfahren vor dem EuGH zur geplanten Infrastrukturabgabe, deutsche
Beteiligung an der Mission Sophia, geplante Nahost-Konferenz in Warschau,
Ansprache des US-Präsidenten zur Lage der Union, geplante Konferenz des AA
zum Thema der Rüstungskontrolle, Entscheidung der EU-Kommission gegen eine
Fusion der Eisenbahntechniksparten von Siemens und Alstom/geplante
Initiative zur Weiterentwicklung des EU-Wettbewerbsrechts


Sprecher: StS Seibert, Fähnrich (BMVg), Schwamberger (BMF), Breul
(AA), Zimmermann (BMJV), Audretsch (BMFSFJ), Berve-Schucht (BMG), Zerger
(BMU), Ruwwe-Glösenkamp (BMI), Wagner (BMWi), Buser (BMVI), Schneider
(BMAS)



Vorsitzender Feldhoff eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Guten Tag, meine Damen und Herren! Im Kabinett ging es um zwei
wichtige Themen.

Das eine ist der Gesetzentwurf zur Verbesserung der Information über einen
Schwangerschaftsabbruch, den das Kabinett heute beschlossen hat. Sie
wissen: Diesem Gesetzentwurf sind längere Beratungen unter Beteiligung
verschiedener Minister vorausgegangen. Die Justizministerin, die das heute
im Kabinett vorgestellt hat, sprach von einem sehr vernünftigen Kompromiss,
und sie lobte die gute Zusammenarbeit auf dem Weg zu diesem Kompromiss.

Drei Ziele galt es zu erreichen, und sie werden erreicht, nämlich erstens,
dass Frauen in Schwangerschaftskonfliktlagen besser Informationen erhalten,
und zweitens, dass Ärzte, Ärztinnen, Krankenhäuser und andere
Einrichtungen, die Schwangerschaftsabbrüche durchführen, eine höhere
Rechtssicherheit bekommen. Drittens soll das Verbot der Werbung für den
Schwangerschaftsabbruch bestehen bleiben, um das Rechtsgut des ungeborenen
Lebens zu schützen.

Im Einzelnen: § 219a wird um einen Absatz ergänzt, wonach Ärzte,
Krankenhäuser und Einrichtungen künftig öffentlich ohne Risiko der
Strafverfolgung darüber informieren dürfen, dass sie
Schwangerschaftsabbrüche durchführen. Sie sollen darüber hinaus auf
entsprechende Informationsangebote neutraler Stellen hinweisen dürfen. Die
Bundesärztekammer soll künftig zentral eine Liste über Ärztinnen und Ärzte
führen, die Schwangerschaftsabbrüche durchführen, einschließlich Angaben zu
den jeweils angewandten Methoden. Diese Liste soll monatlich aktualisiert
und im Internet veröffentlicht werden. Die Bundeszentrale für
gesundheitliche Aufklärung wird diese Liste der Bundesärztekammer zusammen
mit weiteren Informationen zur Durchführung von Schwangerschaftsabbrüchen
veröffentlichen. Zudem werden das bundesweite Hilfetelefon "Schwangere in
Not" und die Schwangerschaftsberatungsstellen und -konfliktberatungsstellen
Auskunft über die Angaben in den Listen erteilen. Ergänzend soll die
Altersgrenze für Frauen, die Anspruch auf von der Krankenkasse bezahlte,
verschreibungspflichtige Verhütungsmittel haben, vom vollendeten 20. auf
das vollendete 22. Lebensj
ahr heraufgesetzt werden. - So viel zu diesem Thema.

Dann hat das Bundeskabinett den Klimaschutzbericht 2018 zum Aktionsprogramm
Klimaschutz 2020 zur Kenntnis genommen. Warum gibt es überhaupt einen
jährlichen Klimaschutzbericht? Sie wissen: Wir haben uns zum Ziel gesetzt,
Deutschlands Treibhausgasemissionen bis 2020 gegenüber dem Jahr 1990 um 40
Prozent und bis 2030 um 55 Prozent zu reduzieren. Um diese Ziele zu
erreichen, beschloss die Bundesregierung im Dezember 2014 das
Aktionsprogramm Klimaschutz 2020 und den Nationalen Aktionsplan
Energieeffizienz. Gleichzeitig wurde damals, im Dezember 2014, festgelegt,
dass das kontinuierlich begleitet werden solle und dass jährlich in einem
Klimaschutzbericht über den Umsetzungsstand, die aktuelle Entwicklung der
Emissionen usw. zu berichten sei. Genau um diesen nunmehr vierten Bericht
ging es heute.

Ausgangspunkt für das Aktionsprogramm Klimaschutz 2020 war ja, dass man im
Jahr 2014 eine sogenannte Handlungslücke in Höhe von 5 Prozentpunkten bis 8
Prozentpunkten gegenüber dem Ziel der Reduzierung um 40 Prozent, das man
bis 2020 erreichen will, identifiziert hat. Nun zeigt der vorliegende
Bericht, dass die Maßnahmen des Aktionsprogramms wirken. Auch der
europäische Emissionshandel, in dessen Rahmen die Zertifikatspreise
gestiegen sind, hat eine deutlich stärkere Wirkung erzielt. Dennoch ist
absehbar, dass der ursprünglich erwartete Beitrag des Aktionsprogramms
nicht vollständig erreicht wird, sondern nur eine Reduktion von 43
Millionen bis 56 Millionen Tonnen der sogenannten CO2-Äquivalente. Das
heißt, dass die aktuell erwartete Lücke trotz dieses Beitrags nach einer
Studie des Bundesumweltministeriums bei etwa 8 Prozentpunkten liegen wird.

Die Bundesregierung bekräftigt die Notwendigkeit, das Minderungsziel von 40
Prozent so schnell wie möglich zu erreichen. Sie wird die Umsetzung der
Maßnahmen kontinuierlich begleiten. Im Rahmen der Umsetzung des
Klimaschutzplans 2050 wird ein erstes Maßnahmenprogramm 2030 erarbeitet.
Wir haben im Koalitionsvertrag vereinbart, ein Gesetz zu erarbeiten, das
gewährleisten soll, dass wir die Klimaziele 2030 einhalten. - So viel dazu.

Frage: Herr Fähnrich, wir wissen - das bestätigt inzwischen auch die Nato -
, dass die Bundesregierung nun doch, wenn auch verspätet, bei der Nato ihre
Festlegung für den "Strategic Level Report" angemeldet hat. Können Sie uns
erläutern, welche Festlegungen da getroffen wurden?

Fähnrich: Sie wissen, dass es sich bei diesem Papier um ein vertrauliches
Papier handelt. - Wie alle Nationen haben wir uns verpflichtet, in der Nato
transparent mit unseren Zielsetzungen umzugehen. Sie kennen die zwei großen
Eckpunkte: Wir haben uns mit der Erklärung von Wales dazu verpflichtet, die
Verteidigungsausgaben in Richtung 2 Prozent zu bewegen - das wurde hier
schon oft diskutiert und erklärt -, und haben uns die 1,5 Prozent bis 2024
als politisches Ziel auf die Fahnen geschrieben. Sie werden in diesem
Schreiben keine grundsätzlichen Abweichungen von genau dieser Zielrichtung
finden.

Es ist einfach nur eine Aufarbeitung, vor allen Dingen nach den
Gesichtspunkten "Cash", "Capabilities" und "Commitments"; denn Geld ist
nicht das Einzige, was für die Nato zählt. Es geht vielmehr darum,
Fähigkeiten bereitzustellen. Mit anderen Worten: Es kommt darauf an, dass
die Nato in der Lage ist, ihren Auftrag zu erfüllen, ihre Leistungen zu
erbringen.

Für uns ist es wichtig, dass die dort beschriebenen Fähigkeiten auf das
Fähigkeitsprofil der Bundeswehr abgestimmt sind. Auch dort werden Sie keine
Überraschungen erleben; das liegt genau auf dieser Linie.

Der zweite Punkt sind die "Commitments", die Vereinbarungen, die
mandatierten Einsätze, die VJTF, dieser Beitrag Deutschlands zur Nato, und
dafür brauchen wir das letzte "Cash", um das zu gewährleisten.

Zusatzfrage: Ich würde gerne wissen - denn auch darüber wird berichtet -,
welche Aussage für den Zeitraum nach 2024 getroffen wird. Ich möchte auch
wissen, wie man das 1,5-Prozent-Ziel, das politisch verbindlich festgelegt
wurde, erreichen will. Das würde ja bedeuten, dass der
Verteidigungshaushalt in den nächsten Jahren möglicherweise auf über 60
Milliarden Euro steigt.

Fähnrich: Ich habe bereits erklärt, dass das 2-Prozent-Ziel verpflichtend
ist beziehungsweise wir uns dem verpflichtet haben. Auch über das Jahr 2024
hinaus, bevor das berichtet wurde, ist das genau in dieser Linie weiter
fortgeschrieben. Zu der Frage, wie wir uns dem annähern, würde ich gerne
auf die Zeitpunkte verweisen, zu denen die aktuellen Finanzplanungen zur
Disposition stehen. Die Erfahrung zeigt: Je mehr wir uns der
Haushaltsplanung nähern, umso konkreter werden die Zahlen. Weil wir nicht
in die Zukunft schauen können, möchte ich das eine oder andere Beispiel aus
der Vergangenheit nennen: Als der Haushalt 2018 im Jahr 2014 erstmalig
aufgerufen wurde, waren 33 Milliarden Euro für den Verteidigungsetat
vorgesehen; im Ergebnis lagen wir bei 38,5 Milliarden Euro. 2015 waren es
35 Milliarden Euro beim ersten Aufruf; in diesem Jahr, für 2019, sind es 43
Milliarden Euro. Natürlich lässt sich das nicht eins zu eins kopieren; ich
habe auch keine Glaskugel. Aber die Richtung und die Ziele haben wir uns
bereits auf die Fahnen geschrieben.

Frage: Gab es schon Reaktionen zu diesem Plan - von Herrn Stoltenberg oder
von den Nato-Partnern? Glauben Sie, dass Sie den Plan gegenüber den USA mit
Blick auf die Forderungen gegenüber Deutschland rechtfertigen können?

Fähnrich: Der Sinn dahinter, die Planungen jedes einzelnen Nato-Mitglieds
zu offenbaren, war ja, dass man sich - zum Beispiel in der nächsten Woche
beim Verteidigungsministertreffen in Brüssel - über sie unterhalten kann,
dass das also als Grundlage dient, dort darüber zu reden.

Breul: Keinen unserer Partner - erst recht nicht in der Nato - wird
überraschen, was Herr Fähnrich gerade gesagt hat. Wir haben uns zu Wales
"commited". Auch die Zahlen, die jetzt im Raum stehen, haben wir nach
Abstimmung innerhalb der Bundesregierung bereits im letzten Jahr unseren
Partnern kommuniziert.

Frage: Herr Fähnrich, da Sie betont haben, dass Zahlungen das eine sind und
das Fähigkeitsprofil das Zweite ist: Das kann meinem Verständnis nach auch
bedeuten, dass, da es sich um Verteidigungsausgaben handelt, diese auch in
die Verstärkung von Fähigkeiten für Einsätze fließen, die nicht unbedingt
dem entsprechen, was etwa Herr Trump oder Herr Stoltenberg gerne als
Schwerpunkte von Nato-Einsätzen sähen. Die Hoheit über die Verwendung der
Mittel bleibt also in Deutschland, und es können auch Einsätze, Missionen
sein, die nicht direkt als Erhöhung der Ausgaben an die Nato zu rechnen
wären, richtig?

Fähnrich: Wir müssen zwischen den Fähigkeiten, die wir der Nato im Rahmen
der mandatierten Einsätze zur Verfügung stellen, und den Fähigkeiten im
Rahmen beispielsweise der "Enhanced Forward Presence", den sogenannten
einsatzgleichen Verpflichtungen, unterscheiden. Das ist anzurechnen. Die
Entscheidung über die Anmeldung zu diesen Einsätzen und Vorhaben innerhalb
der Nato geschieht natürlich im Rahmen einer großen Gruppe, und jeder ist
verpflichtet, allein zu entscheiden, was er jeweils dazu beitragen kann.

Zusatzfrage: Welchen Charakter haben die 2 Prozent von Wales? Ist das eine
Absichtserklärung oder eine tatsächliche Verpflichtung?

Fähnrich: Ich glaube, diese Frage wurde hier schon hinreichend beantwortet.
Es ist eine Richtung; es heißt "in die Richtung" - "towards 2 %". Und in
diese Richtung bewegen wir uns, das zeigt die Entwicklung der letzten
Jahre.

Frage: Ich habe dazu eine Frage an Frau Schwamberger. Da wir nun der Nato
diese Zusage gegeben haben, gehe ich davon aus, dass auch der
Finanzminister dem zugestimmt hat. Anfang der Woche haben wir erfahren, wie
groß unsere Haushaltsnöte sind - es geht um knapp 25 Milliarden Euro. Ist
das, was gegenüber der Nato zugesagt wurde, in diesen Planungen enthalten,
oder verstärkt das die Haushaltsnöte?

Schwamberger: Um das etwas zu sortieren: Der Kollege hat mit Blick auf die
politische Zielsetzung, die auch den Nato-Partnern gemeldet wurde, den
Stand genannt. Das ist auch gemeinsamer Beschlussstand der Bundesregierung.

Zur Haushaltsaufstellung - es beginnen ja gerade die Planungen für den
Haushalt 2020 und den dann bis 2023 geltenden Finanzplan - muss man sagen,
dass wir da noch am Anfang stehen. Der Kollege hat ganz klar gesagt, dass
rückblickend bei den Verteidigungsausgaben eine klare Trendwende erfolgt
ist. In dieser Legislaturperiode sind die Verteidigungsausgaben deutlich
angestiegen, in diesem Jahr werden 4 Milliarden Euro mehr in diesem Bereich
veranschlagt. Wie der Haushalt 2020 aussehen wird, wissen wir, wenn die
Haushaltsplanungen beendet sind und der Haushaltsgesetzgeber den Haushalt
beschlossen hat. Da stehen wir erst am Anfang.

Zusatzfrage: Ich fragte nach der Periode bis 2023/2024. Da wurden diese
Haushaltsnöte von knapp 25 Milliarden Euro identifiziert, Frau
Schwamberger. Wenn sich Deutschland gegenüber der Nato verpflichtet, seine
Verteidigungsausgaben auf 1,5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts zu
steigern, reden wir nicht über 43 Milliarden Euro, sondern über eine Summe
von mehr als 60 Milliarden Euro im Verteidigungshaushalt. Das ist eine
Differenz von 17 Milliarden Euro. Wenn schon eine Lücke von 25 Milliarden
Euro besteht und nun noch eine Steigerung um 17 Milliarden Euro allein im
Verteidigungsetat erfolgt, frage ich mich, wo dieses Geld herkommen soll
und ob dafür Vorsorge getroffen ist.

Schwamberger: Wie gesagt, ich kann dem Haushaltsaufstellungsverfahren nicht
vorgreifen. Aber ich möchte noch einmal deutlich machen, was auch der
Minister gestern deutlich gesagt hat und was wir hier am Montag in der
Bundespressekonferenz deutlich gemacht haben: Was heißt es, wenn wir hier
am Beginn des Haushaltsaufstellungsverfahrens stehen? Die Lage ist - das
ist bekannt, darauf ist schon Anfang des Jahres vom Minister persönlich
hingewiesen worden - auch mit Blick auf die Steuereinnahmen weiterhin gut;
der Bundeshaushalt und die Einnahmen werden auch in den kommenden Jahren
weiter wachsen. Das wird aber nicht mehr so dynamisch geschehen, wie wir
das in der Vergangenheit vielleicht angenommen haben. Es gibt also durchaus
ein Volumen.

Nun stellt sich die Frage, wie diese Haushaltsplanungen zusammengeführt
werden, welche Prioritäten im Rahmen der Haushaltsplanungen gesetzt werden.
Klares Ziel ist, auch im kommenden Jahr einen ausgeglichenen Haushalt ohne
neue Schulden aufzustellen. Wir stehen am Anfang dieser Planungen, und all
diese Fragen - dazu gehört die Höhe der Verteidigungsausgaben genauso wie
viele andere Fragen - betreffen genau die politischen Prioritäten, die man
im Rahmen des Haushaltsaufstellungsverfahrens klärt.

Zusatz: Aber Sie haben mit der Meldung an die Nato ein fixes Datum, eine
Zahl gesetzt. Da können Sie doch nicht so tun, Frau Schwamberger, als sei
das alles noch im Fluss, und auf die Haushaltsberatungen und die Beratungen
über die Finanzplanung bis 2023 verweisen. Da kommen Sie doch an dieser
Festlegung, die offenbar mit Zustimmung des Finanzministers getroffen
wurde, nicht herum.

Schwamberger: Man muss schon sagen: Es gibt eine politische Verpflichtung,
die die Bundesregierung den Nato-Partnern bis zum Jahr 2024 gemeldet hat.
Es gibt zweitens den Haushalt, den wir für das nächste Jahr aufstellen, mit
der Finanzplanung bis zum Jahr 2023. Wir stehen am Beginn dieser Planungen,
und ich kann das Ende dieses Planungsverfahrens hier nicht vorwegnehmen.

Frage: Herr Fähnrich, ich stoße mich hinsichtlich des 2-Prozent-Ziels von
Wales etwas an der Frage der Verbindlichkeit dieser Verpflichtung. Das
macht ja nur Sinn, wenn man auch festlegt, bis zu welchem Zeitpunkt man das
Ziel erreicht haben will. Jetzt wurde die politische Verpflichtung
verkündet, bis 2024 1,5 Prozent zu erreichen. Wann sind denn die 2 Prozent
anvisiert? Können Sie mir das einmal durchrechnen? In diesem Jahr sind es
43,2 Milliarden Euro. Wie viel Prozent des BIP macht das aus?

Fähnrich: Das sind die 1,34 Prozent, die wir an Verteidigungsausgaben
haben.

Zu Ihrer ersten Frage: Ich habe am Anfang zu erklären versucht, dass wir
uns innerhalb der Bundesregierung darauf geeinigt haben, zu vereinbaren,
diese 1,5 Prozent bis zu diesem Jahre zu erzielen.

Zusatzfrage: Bis wir bei 1,5 Prozent sind, brauchen wir etwa sieben bis
acht Jahre. Dann fehlt noch ein halber Prozentpunkt; also brauchen wir 10
bis 15 Jahre, bis wir bei 2 Prozent sind, nach 2024? Ist das eine
Milchmädchenrechnung, oder gehen Sie da mit?

Fähnrich: Nein, das ist wieder der Blick in die Glaskugel. Wir sprechen
immer von einem prozentualen Anteil am Bruttoinlandsprodukt. Das ist nicht
starr, das ist keine Gerade, sondern entwickelt sich. Wie Frau Schwamberger
sagte: Wir stehen am Anfang des Prozesses, das für den nächsten Haushalt zu
berechnen beziehungsweise uns zu verständigen. Diesen Konsultationen
sollten wir nicht vorweggreifen.

Frage: Herr Seibert, sind diese 2 Prozent also etwas wie die Klimaziele
2020 - kann man erreichen, muss man aber nicht?

Herr Fähnrich, gibt es für den Fall, dass Deutschland dieses Ziel nicht
erreicht, Sanktionsmaßnahmen seitens der Nato?

StS Seibert: Ich halte es nicht für sinnvoll, da zwei Dinge
zusammenzuwerfen. Wir können über die Klimaziele nachher noch getrennt
reden. Ich habe bereits gesagt, dass die Bundesregierung dazu steht, die
Klimaziele zu erreichen, und deswegen in dieser Legislaturperiode auch ein
Klimagesetz erarbeiten will. Das ist schwierig und ambitioniert, aber wir
werden es tun. Das gewährleistet, dass wir die Klimaziele 2030 erreichen.

Jetzt zum vollkommen anderen Thema des Verteidigungshaushalts: Die Nato ist
eine feste Säule unserer Sicherheit als Land und als Bürger - für jeden
Einzelnen. Wir haben wie alle anderen Nato-Mitglieder eine Verpflichtung
auf uns genommen, nämlich bis 2024 den nationalen Verteidigungshaushalt in
Richtung des 2-Prozent-Ziels zu entwickeln - "move towards", heißt es,
glaube ich, in der Originalfassung. Wir haben als Bundesregierung - auch
den internationalen Partnern gegenüber - angekündigt, dass wir bis 2024 1,5
Prozent erreicht haben wollen. Wir liegen jetzt bei 1,34 Prozent, das
heißt, es war in den letzten Jahren bereits eine ganze Menge Zuwachs
möglich, der im Übrigen nicht als Aufrüstung zu verstehen ist, sondern so
zu verstehen ist, dass unseren Soldaten und Soldatinnen eine moderne, den
Aufgaben angepasste Ausrüstung zukommt, die es ihnen ermöglicht, die
Aufgaben wahrzunehmen.

Zu dieser politischen Absichtserklärung stehen wir natürlich. Zum Verfahren
der Haushaltsaufstellung hat die Kollegin alles gesagt. Das beginnt gerade
erst; wir werden Ende März Eckpunkte beschließen und können das alles nicht
hier vorwegnehmen.

Fähnrich: Ich kann eigentlich nur wiederholen: Die Ziele von Wales waren
zum einen, den Trend der sinkenden Verteidigungsausgaben umzukehren, und
zum anderen, wie mehrfach betont wurde, die Verteidigungsausgaben den 2
Prozent anzunähern und das zu erreichen. Deswegen kann ich hinsichtlich der
Maßnahmen, von denen Sie sprechen, jetzt auch nicht von Kenntnis berichten.

Zusatz: Die Frage bezog sich auf Sanktionen, glaube ich.

Breul: Vielleicht kann ich kurz etwas dazu sagen; denn mir scheinen einige
Missverständnisse vorzuherrschen, was die Erklärung gegenüber der Nato
angeht, dass damit in irgendeiner Form vertragliche Verpflichtungen oder
Ähnliches einhergehen würden.

Herr Seibert hat es gerade sehr treffend auf den Punkt gebracht: Das sind
politische Absichtserklärungen, denen sich die Bundesregierung verpflichtet
fühlt. Für zukünftige Bundesregierungen können wir nicht sprechen. Aber wir
sind dieses Ziel eingegangen, wir stehen dazu und wollen es umsetzen.
Genauso gilt das übrigens in allen anderen Nato-Staaten. Das
Haushaltsverfahren läuft im Bundestag, der Haushalt wird vom Bundestag
verabschiedet - wie auch in den anderen Nato-Mitgliedstaaten die Haushalte
von den Parlamenten beschlossen werden. Daran ändert eine Anmeldung bei der
Nato nichts.

Zusatzfrage: Wenn das für die nächsten Regierungen nicht gilt - diese
Regierung ist ja nur bis 2021 offiziell im Amt -, warum machen Sie dann
schon Aussagen für danach? Die nächste Regierung kann also sagen: "Wir
halten uns nicht daran."

Breul: Wie immer empfiehlt es sich, den Wortlaut genau anzugucken. Diese
Bundesregierung hat sich verpflichtet, an dem Ziel mitzuwirken, die
Ausgaben bis 2024 so zu steigern, wie es skizziert worden ist.
Selbstverständlich - im Übrigen liegt das im Wesen der Demokratie - kann
diese Regierung zukünftige Regierungen und insbesondere den zukünftigen
Bundestag nicht verpflichten, einen bestimmten Haushalt zu beschließen. Das
wäre nicht konform mit dem Grundgesetz.

StS Seibert: Die Kontinuität unseres Engagements innerhalb des
Nato-Bündnisses allerdings ist auch ein hoher Wert.

Frage: Vielleicht sind manchmal die einfachsten Fragen die schwierigsten.
Herr Seibert, sind denn 2 Prozent aus Sicht der Bundesregierung überhaupt
noch ein Ziel, das für die Bundesrepublik Deutschland - wann auch immer -
erreicht werden sollte?

StS Seibert: Wenn Sie das für eine einfache Frage halten! - Ich kann nur
sagen: Wir haben uns wie alle anderen Nato-Partner auf das Ziel verständigt
und dazu verpflichtet, bis 2024 den Verteidigungsbeitrag in Richtung 2
Prozent zu entwickeln. Wir haben das dann im Rahmen unserer nationalen
Ambitionen auf 1,5 Prozent bis 2024 konkretisiert. Andere haben ihre
nationalen Ziele erklärt, und das ist das, was erst einmal zählt. Besonders
zählt, was an wirklichen zusätzlichen Mitteln über die letzten Jahre
unserer Bundeswehr zur Verfügung gestellt werden konnte; das ist ein
Aufwuchs, von dem wir überzeugt sind, dass er weiter andauern sollte.

Zusatzfrage: Herr Fähnrich, ein Haushalt ist das eine, der Mittelabfluss
das andere. Können Sie uns sagen, wie es um den Mittelabfluss aus den
vergangenen Bundeshaushalten bestellt war? Sie können sich zwar theoretisch
1,5 Prozent aufschreiben; wenn aber nur 1,0 Prozent abfließen, nutzt das
auch niemandem.

Fähnrich: Darauf kann ich die relativ einfache Antwort geben, dass in den
letzten fünf Jahren nahezu eine Vollausgabe erreicht wurde.

Frage: (ohne Mikrofon; akustisch unverständlich) Es geht vor allem darum,
Fähigkeiten aufzubauen, und die entwickeln sich ja auch. Ich wollte gern
vor dem Hintergrund, dass Russland und die USA den INF-Vertrag aufgekündigt
haben, wissen, ob in Ihrem Hause Szenarien durchgespielt werden, dass man
beispielsweise Raketenabwehrsysteme oder andere Abwehrmaßnahmen ins Auge
fassen, jetzt schon planen und aufbauen müsste.

Fähnrich: Was INF betrifft, verweise ich darauf, dass die Ministerin
gestern und vorgestern in den baltischen Staaten zu Besuch war, unsere
Truppe vor Ort besucht und auch zu diesem Thema Antworten gegeben hat.

Frage: Herr Seibert, jetzt muss ich doch auf die Frage eines Kollegen
zurückkommen: "In Richtung" bedeutet doch etwas anderes als "Ziel". Wenn
ich in Berlin losgehe und sage, mein Ziel ist Paris, gehe ich davon aus,
dass ich dieses Ziel erreiche. Wenn ich sage, ich gehe in Richtung Paris,
bedeutet das nicht dasselbe.

Da Sie "in Richtung" ins Spiel gebracht haben, wiederhole ich die Frage:
Geht die Bundesregierung davon aus, dass das 2-Prozent-Ziel für sie
erreichbar ist und erreicht werden soll?

StS Seibert: Ich habe nicht "in Richtung" ins Spiel gebracht, sondern aus
der konkreten Textfassung dessen, worauf sich alle Nato-Partner
verpflichtet haben, zitiert. Das sollte die Basis all unserer Betrachtungen
sein. Dazu habe ich deswegen auch nicht mehr zu sagen.

Zusatz: Die Frage, ob das Ziel, in dessen Richtung man sich entwickelt,
erreicht werden kann und soll, bleibt damit unbeantwortet.

Frage: Ich habe zum § 219a eine Frage an das BMJV. Im Gesetzentwurf
geht es um Rechtssicherheit. Wie wird künftig definiert, was auf der
Webseite einer Ärztin stehen darf? Gibt es dafür einen Katalog mit
Formulierungen beziehungsweise ist ein solcher vorgesehen? Sind Webseiten
wie die von Frau Hänel, an der sich die ganze Debatte entzündet hat,
weiterhin strafbar?

Zimmermann: Da Sie nach der konkreten gesetzlichen Formulierung fragen,
hoffe ich, dass ich sie mitgebracht habe; das hatte ich nämlich vor. Ich
finde sie aber im Moment nicht. Ich muss mich nur sortieren; dafür bitte
ich um Nachsicht. - In der Sache kann ich Ihnen aber sagen, dass es eben
darum geht, dass die Ärzte und die betreffenden Einrichtungen auf ihrer
Seite auf den Umstand hinweisen können, dass sie Schwangerschaftsabbrüche
vornehmen. Was weitergehende Informationen angeht - das hat Herr Seibert
schon angesprochen -, geht es darum, dass sie diese zugänglich machen
können, indem sie auf entsprechende Informationen dieser Stellen verweisen.
Das ist die Regelung, die das Gesetz vorsieht. Dadurch wird
Rechtssicherheit für die Ärzte und beteiligten Einrichtungen geschaffen.

Ihre zweite Frage betraf einen konkreten Einzelfall. Da muss ich Sie wie
immer um Verständnis dafür bitten, dass wir einzelne rechtliche Fälle nicht
bewerten können; das gilt auch in diesem Fall.

Frage: Wurde der Entwurf für den § 219a im Kabinett einstimmig
beschlossen?

An das Familienministerium: Wie bewertet die Gleichstellungs- und
Frauenbeauftragte, Frau Rose-Möhring, den Entwurf? Sind Frauen jetzt
gleichgestellt, haben sie die Rechte, die sie grundgesetzlich verdienen?

StS Seibert: Der Entwurf wurde vom gesamten Kabinett gebilligt. Es ist ihm
ja eine lange, intensive Beratung unter verschiedenen Ministern
vorausgegangen. Für diese Beratungen, den Geist des Kompromisses, die
Ernsthaftigkeit hat die Bundesjustizministerin heute im Kabinett auch
gedankt.

Zusatz: Ich hatte gefragt, ob es einstimmig beschlossen wurde.

StS Seibert: Und ich habe meine Antwort gegeben: das ganze Kabinett - was
soll ich denn noch sagen? Das ganze Kabinett.

Zusatz: Es könnte ja auch sein, dass es mehrheitlich war und einer dagegen
war.

StS Seibert: Es hat sich keine Stimme dagegen erhoben. Das ganze Kabinett.
Es gab auch keine Protokollerklärungen oder Sonstiges.

Audretsch: Ich spreche für das Bundesfamilienministerium insgesamt, für die
Bundesfrauenministerin, und nicht für die Gleichstellungsbeauftragte bei
uns im Haus. Mir ist dazu keine Stellungnahme bekannt; insofern kann ich
dazu keine nähere Auskunft geben. Sie können natürlich gerne bei uns
anfragen. Wir haben es in der Vergangenheit auch so gehandhabt, dass wir
der Gleichstellungsbeauftragten keine Vorgaben gemacht haben.

Zusatzfrage: Das heißt, damit ist noch zu rechnen? Denn es gibt jede Menge
Frauenverbände und Oppositionsparteien, die mit diesem Kompromiss überhaupt
nicht zufrieden sind. Daher wäre es spannend, zu wissen, ob, wenn schon die
Familienministerin diesen Kompromiss mitträgt, die Frauenbeauftragte das
auch tut.

Audretsch: Aus meiner Sicht habe ich dazu alles gesagt. Ich bin nicht hier,
um innerhalb des Bundesfamilien- und -frauenministeriums bestimmte
Positionen einzelner agierender Personen herauszugreifen. Ich spreche für
das Bundesfrauenministerium insgesamt und für die Ministerin. Die Haltung
der Ministerin kann ich gerne darlegen; das hat in den Grundzügen schon
Herr Seibert getan. Wenn Sie dazu Nachfragen haben, sehr gerne.

Frage: Herr Seibert, haben sich neben Frau Barley noch andere
Kabinettsmitglieder zu dem Thema geäußert? Gab es eine Aussprache dazu?

StS Seibert: Nein, aber ich verweise noch einmal darauf, dass dieses Thema
unter Beteiligung verschiedener Ministerinnen und Minister über viele
Monate sehr intensiv besprochen worden ist.

Frage: Ich habe in dem Zusammenhang eine Frage an das
Bundesgesundheitsministerium. Wenn ich es richtig in Erinnerung habe,
wollte Herr Spahn parallel zu diesem Gesetz eine Studie auf den Weg
bringen, um die seelischen Folgen von Schwangerschaftsabbrüchen zu
untersuchen. Das war nicht unumstritten. Ist das mit der heutigen
Kabinettsbefassung geschehen? Wenn nicht: Wird das noch passieren, und wie
ist der Zeithorizont für diese Untersuchung?

Berve-Schucht: Danke für die Frage. Dass diese Studie in Auftrag gegeben
werden soll, ist Teil des Einigungspapiers vom Dezember. Das
Gesundheitsministerium wird diese Studie in Auftrag geben. Im Moment sind
wir aber noch bei den Vorarbeiten, bereiten das vor; da sind eine Menge
Fragen zu klären. Insofern kann ich Ihnen noch keinen Zeitpunkt nennen.

Frage: Ich habe eine Rechtsfrage an Herrn Zimmermann, weil ich das nicht
ganz verstehe. Der § 219a enthielt bislang das Werbeverbot. Sie haben
in dem auf Ihrer Homepage veröffentlichten Gesetzentwurf - Datum: 6.
Februar - zwar Ausnahmen von § 219a definiert. Wenn die Bundeszentrale
für gesundheitliche Aufklärung die Informationen, die bislang Ärztinnen
online gestellt haben, veröffentlicht, stellt sich mir die Frage nach einer
Bereichsausnahme für die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung -
diese sehe ich hier nicht. Ich sehe auch keine Definition, dass die
Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung das tun soll. Straffrei
gestellt wird ausschließlich der Link auf diese Informationen. Ist es so
geregelt, dass dann nicht Anzeigen gegen die Bundeszentrale für
gesundheitliche Aufklärung kommen?

Zimmermann: Sie fragen mich erneut nach einer Auslegung des Gesetzes in
einem bestimmten Fall. Dazu kann ich mich nicht äußern. Ich glaube, dass
unsere Juristen sich sorgfältig überlegt haben, wie die Regelung
funktioniert, und dass die Zentrale dementsprechend nicht von dem Verbot
betroffen ist.

Zusatzfrage: Ich kann das aus dem Gesetz nicht herauslesen. Es steht hier
nicht explizit als Ausnahme drin. Bei aller Liebe: Wir haben schon viele
Gesetzentwürfe gesehen - Sie auch -, und nicht alle davon waren zu dem
Zeitpunkt, als sie durchs Kabinett gingen, perfekt. Aber Sie können dazu
nichts sagen?

Zimmermann: Es geht um eine technische Frage der Auslegung dieses Gesetzes.
Da muss ich schon insofern zurückhaltend sein, als wir keine rechtliche
Bewertung von Einzelfällen vornehmen dürfen. Wenn es aber darum geht, wie
die Vorschrift genau - systematisch, technisch - aufgebaut ist, ist das
vielleicht eher etwas, was wir schriftlich klären sollten - nicht mündlich,
wo vielleicht Ungenauigkeiten passieren.

Audretsch: Ich kann ergänzen, dass es zusätzlich eine Regelung im
Schwangerschaftskonfliktgesetz gibt, die die Bundesärztekammer
verpflichtet, eine Liste mit Ärztinnen und Ärzten, Krankenhäusern,
Einrichtungen zu führen, wo Schwangerschaftsabbrüche vorgenommen werden
können, und dort werden auch umfassende Informationen zu Methoden und
Ähnlichem zur Verfügung gestellt.

Zusatz: Das habe ich gefunden; das ist nicht die Frage. Die Frage ist, ob
für die BZgA an der Stelle eine Sonderregelung getroffen wurde.

Audretsch: Zum § 219a hatte der Kollege, glaube ich, alles gesagt.

Zusatz: Sie reichen das also nach.

Frage: Es geht um die Finanzierung von Kontrazeptiva. Der Zugang zu und die
Finanzierung von empfängnisverhütenden Mitteln sind ja wesentlich, um
Schwangerschaftsnotlagen zu verhindern. Jetzt ist das Alter, bis zu dem die
Pille von der Krankenkasse finanziert wird, von 20 auf 22 Jahre erhöht
worden. Das ist zwar ein Fortschritt, aber warum ist bei 22 Jahren Schluss
und nicht etwa bei 25 Jahren? Oder: Warum sagt man nicht, solange Frauen
Kontrazeptiva brauchen, wird das von der Kasse finanziert? Gibt es eine
sachliche Begründung für die Grenze bei 22 Jahren?

Berve-Schucht: Die Begründung ist im Grunde dieselbe, die schon hinter der
Altersgrenze bei 20 Jahren stand: In dem Alter sind viele Frauen noch in
der Ausbildung oder im Studium und wirtschaftlich nicht unbedingt in der
Lage, das selbst zu bezahlen; deswegen gibt es da eine Kostenerstattung.

Zusatzfrage: Aber wenn die alte Begrenzung für zu niedrig befunden wurde,
frage ich mich: Warum hat man sich für 22 Jahre entschieden, wo es doch -
gerade im Studium - auch viele Frauen in dieser Lage gibt, die 23, 24 oder
25 Jahre alt sind?

Berve-Schucht: Ich kann Ihnen zu den Überlegungen nicht mehr sagen als das,
was ich eben gesagt habe.

Frage: Vielleicht kann das federführende Ministerium die Frage beantworten,
warum es jetzt nur bis 2022 und nicht für immer gezahlt werden soll.

Zimmermann: Wir sind für den strafrechtlichen Teil des Gesetzes zuständig.

Berve-Schucht: (ohne Mikrofon, akustisch unverständlich) Dafür sind wir
zuständig.

Frage: Gibt es im Klimaschutzbericht Hinweise darauf, was die Gründe dafür
waren, dass die 8-Prozent-Lücke entstanden ist?

Zerger: Es gibt verschiedene Gründe. Grundsätzlich kann man sagen, dass
nicht alle Maßnahmen mit der Schnelligkeit umgesetzt worden sind, in der
das geplant war. Es gibt auch externe Gründe wie die, dass das
Wirtschaftswachstum größer ist, als zum ursprünglichen Zeitpunkt angenommen
wurde, und dass die Bevölkerungsentwicklung eine andere ist, als zu dem
Zeitpunkt angenommen wurde.

Grundsätzlich kann man sagen, dass es Fortschritte gibt, insbesondere im
Energiebereich. Herr Seibert hat ja eben auch schon erwähnt, dass der
Emissionshandel eben noch stärker dazu beigetragen hat, als ursprünglich
geplant war. Aber gerade im Verkehrs- und im Gebäudebereich haben die
Maßnahmen aber eben nicht die Wirkung entfaltet, die wir uns damals
vorgestellt hatten.

Zusatzfrage: Da wir hier über Regierungshandeln sprechen: An welchen
Stellen war Regierungshandeln ungenügend und ursächlich dafür, dass die
Ziele nicht erreicht werden können?

Zerger: Was jetzt externe Faktoren sind und was Regierungshandeln ist, kann
man, glaube ich, nicht in diesem Maße auseinanderdividieren. Die Schlüsse,
die wir daraus ziehen - das hat Herr Seibert ja eben auch schon
angesprochen -, sind, dass wir eben mehr Verbindlichkeit in der
Klimaschutzgesetzgebung brauchen - deshalb werden wir ein Klimaschutzgesetz
auf den Weg bringen -, und zum Zweiten, dass wir eben weitergehende
Maßnahmen brauchen. Genau deshalb werden wir ein
Klimaschutzmaßnahmenprogramm anstoßen, hinsichtlich dessen innerhalb der
Bundesregierung vereinbart worden ist, dass die einzelnen Ressorts für ihre
Sektoren Beiträge liefern werden und auf dieser Basis dann eben ein
Maßnahmenprogramm verabschiedet werden soll. Das ist jetzt im Bereich des
Kohleausstiegs für den Energiesektor geschehen, und bezüglich der anderen
Ressorts und Bereiche muss jetzt eben noch nachgeliefert werden.

Frage: Haben Sie also in Sachen Klimaziele 2020 keine Fehler gemacht? Das
war ja gerade die Frage des Kollegen.

Zerger: Das habe ich so nicht gesagt. Ich habe die Frage so verstanden,
dass die Frage war, welchen Effekt quasi diese externen Faktoren wie
Wirtschaftswachstum und Bevölkerungsentwicklung hatten und welchen Effekt
das weniger ambitionierte oder spätere Umsetzen von nackten Maßnahmen
hatte.

Zusatzfrage: Ich frage jetzt konkret: Welche Fehler haben Sie bezüglich der
Klimaziele 2020 gemacht, die jetzt zum Beispiel für 2030 nicht mehr
wiederholt werden dürfen?

Zerger: Das habe ich ja, denke ich, in meiner Antwort eben beantwortet.

Zuruf: Nee!

Zerger: Frau Schulze hat sich so geäußert: Wir brauchen mehr Mut und mehr
Verbindlichkeit. Das heißt, wir brauchen eine stärkere Verbindlichkeit der
Klimaschutzziele, und wir brauchen weitergehende Maßnahmen, insbesondere in
den Bereichen, in denen sich die Emissionen nicht so entwickeln.

Zusatzfrage: Entschuldigung, aber zu wenig Mut ist ja kein Fehler. Ich
wollte konkrete Fehler des Regierungshandelns genannt bekommen. Vielleicht
kann uns Herr Seibert etwas dazu sagen. Ich meine, keine Regierung ist
perfekt.

StS Seibert: Ich habe dem, was die Kollegin gesagt hat, nichts
hinzuzufügen.

Frage: Ich habe eine Frage an Herrn Seibert zum Thema Brexit. Heute gibt es
- ich glaube, in der "Irish Times" - einen Bericht, laut dem die Kanzlerin
angeblich versucht, den Brexit-Plan von Frau May in letzter Minute zu
retten, indem sie Irland zu einem Einlenken in dieser Backstop-Frage
bewegt. Meine Frage wäre erst einmal, ob da etwas dran ist. Können Sie das
in irgendeiner Form bestätigen?

Dann hatte sie selbst in Tokio - ich glaube, gestern oder vorgestern - auch
noch einmal von kreativen Lösungen und einer technischen Lösung gesprochen,
die man in dieser Backstop-Frage finden könne. Könnten Sie erläutern, was
das genau sein soll? Würde genau diese Operation vielleicht auch die
Backstop-Frage noch einmal neu aufwerfen?

StS Seibert: Ich werde hier nicht auf einzelne Medienberichte eingehen. Ich
will Ihnen vielleicht einfach noch einmal die Position erklären. Die
Bundeskanzlerin hat sich ja bei ihrer Japan-Reise auch zweimal dazu
geäußert. Es ist unser Verständnis und es ist das gemeinsame Verständnis
der gesamten EU-27, dass der Backstop, der im Austrittsabkommen verankert
ist, wie der Name schon sagt, eine Rückversicherung ist und als eine
Rückversicherung zu verstehen ist. Er wird nur dann greifen, wenn es nicht
gelingen sollte, innerhalb der Übergangszeit einen endgültigen Vertrag über
die künftigen Beziehungen auszuhandeln, der Grenzkontrollen an der
inneririschen Grenze, die sogenannte harte Grenze, überflüssig macht. Es
ist ja unsere Absicht, dass wir einen solchen Vertrag aushandeln.

Jemand hat diesen Backstop einmal mit einer Feuerversicherung verglichen,
und ich will das durchaus aufnehmen. Wenn Sie eine Feuerversicherung
abschließen, dann hoffen Sie auch nicht, dass es brennt, sondern Sie
verlassen sich einfach nicht auf Ihr Glück und schützen sich vor einem
Risiko, von dem Sie aber natürlich hoffen, dass es nicht eintreten wird und
gegen das Sie auch anarbeiten. So muss man das verstehen.

Wir haben immer gesagt, und das ist auch in der politischen Erklärung
verankert, dass wir mit Großbritannien künftige Beziehungen entwickeln
wollen, die gewährleisten, dass auf der irischen Insel dauerhaft keine
harte Grenze besteht. Die Bundeskanzlerin hat betont - mehrfach und auch
zuletzt wieder -, dass die Europäische Union alles daransetzt, dass die
EU-27 alles daransetzen, einen Austritt Großbritanniens ohne Abkommen - den
berühmten No-Deal-Brexit - zu verhindern. Es ist noch Zeit, um zu einer
Einigung zu kommen. Aber natürlich müssen wir, damit es zu dieser Einigung
kommt, von Großbritannien erfahren, wie es sich den weiteren Weg vorstellt.
Die britische Premierministerin wird am Donnerstag, also morgen, in Brüssel
sein und dort Kommissionspräsident Juncker treffen. Wir gehen davon aus,
dass sie dort ihren Standpunkt auch erläutern wird.

Sie sprachen von "kreativ", weil das das Wort war, das die Bundeskanzlerin
benutzt hat. Ich sage es noch einmal: Wir, die EU und Großbritannien, haben
in der politischen Erklärung bekräftigt, dass wir künftige Beziehungen
entwickeln wollen, die gewährleisten, dass auf der irischen Insel keine
harte Grenze besteht. Wenn man das erreichen will, wenn man also konkret
die Ausgestaltung dieser künftigen Beziehungen ins Auge fasst, dann muss
man kreativ sein; das versteht sich von selbst. Zu dieser Kreativität sind
wir bereit, aber wir erwarten natürlich mit dem gleichen Anspruch auch,
dass uns die britische Seite jetzt sagt, in welche Richtung sie das
entwickeln will.

Zusatzfrage: Erwarten Sie denn diese Kreativität auch von der irischen
Seite?

StS Seibert: Die irische Seite ist ein Teil der EU-27. Wir haben das
besondere irische Interesse, eine harte Grenze zwischen der Republik Irland
und Nordirland zu vermeiden, natürlich von Anfang an in diesen
Austrittsverhandlungen als EU-27 im Kopf und auch als Leitgedanken gehabt.

Frage: Der Bericht kreiste ja darum, dass diese Kreativität eben nicht nur
von den Briten, sondern auch von den Iren als denjenigen, die auf der
anderen Seite dieser Grenze sitzen, gewünscht wird. Habe ich Sie also
richtig verstanden, dass Sie jetzt von den Iren keine eigenen Ideen
erwarten, wenn sie Teil der 27 sind, oder sieht die Bundeskanzlerin auch
eine Verantwortung auf der irischen Seite dafür, diese Kreativität genauso
wie die Briten zu zeigen?

StS Seibert: Es verhandelt weiterhin Großbritannien mit den
Verhandlungsführern der EU-27, also mit Herrn Barnier und seinem Team. Noch
einmal: Die Bundeskanzlerin hat betont, dass wir als EU-27 alles
daransetzen, dass es keinen ungeregelten Austritt Großbritanniens geben
wird. Es ist noch Zeit, um zu einer Einigung zu kommen.

Sie hat ebenso klargemacht: Es steht nicht auf der Tagesordnung, das
Austrittsabkommen zu öffnen. Es gab unter den EU-27 von Anfang an Einigkeit
hinsichtlich dieser Nordirland-Frage, und die ist ganz klar: Eine harte
Grenze zwischen Nordirland und Irland muss vermieden werden. Das
Karfreitagsabkommen und der Frieden in der Region dürfen keinesfalls
gefährdet werden.

Frage: Es geht um das Thema Huawei. Insofern sind, glaube ich, mehrere
Ministerien betroffen. Wenn ich Medienberichten Glauben schenke, dann hat
heute ein Treffen auf Ministerebene zu genau diesem Thema stattgefunden.
Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung, um zu verhindern, dass
möglicherweise Daten oder Informationen aus einem 5G-Netz in Richtung China
abfließen?

StS Seibert: Ich will vielleicht ganz kurz anfangen. Die Kollegen werden
das sicherlich ergänzen. Zunächst einmal gibt es innerhalb der
Bundesregierung immer wieder Beratungen und Besprechungen einzelner
Minister und auch mehrerer Minister über bestimmte Themen. Es dient der
Arbeit, dass solche Beratungen vertraulich und intern sind. Deswegen habe
ich zu diesem Thema nichts hinzuzufügen.

Wir haben es mehrfach erklärt: Es geht uns darum, Sicherheitsrisiken zu
minimieren und, wo erforderlich, auch Maßnahmen zu ergreifen. Die Kanzlerin
hat sich dazu ja auch bei ihrer Japan-Reise geäußert. Es ist für uns von
enormer Bedeutung, dass die Sicherheit des künftigen 5G-Netzes und die
Sicherheit der Produkte, die Telekommunikationsausrüster anbieten und die
dabei vielleicht zum Einsatz kommen, gewährleistet sind. Wir achten eben
ganz besonders beim Betrieb und beim Aufbau solcher relevanten
Infrastrukturen auf die Sicherheit.

Zu konkreten Maßnahmen: Die Beratungen innerhalb der Bundesregierung - die
Willensbildung, wenn Sie so wollen - sind noch nicht abgeschlossen.

Zusatzfrage: Ich habe noch eine Frage zu den Äußerungen von Bundeskanzlerin
Merkel in Japan. Ich habe die für mich so interpretiert, dass man ja
einerseits am Telekommunikationsgesetz arbeiten kann, wie das ja auch in
vielfacher Hinsicht schon berichtet worden ist, aber dass man auf der
anderen Seite sicherlich auch das Gespräch mit der chinesischen Seite
suchen kann, um gegebenenfalls auch Änderungen des Gesetzes zu erwirken,
das es ermöglicht, dass der Staat Zugriff auf Informationen von Huawei hat.
Herr Seibert, was ist denn der präferierte Weg der Bundesregierung, oder
werden beide Wege beschritten?

StS Seibert: Ich kann Sie nur noch einmal auf das verweisen, was die
Bundeskanzlerin gesagt hat: Es kann nicht sein, dass eine Firma, die hier
beim Aufbau einer Infrastruktur zum Einsatz kommt, Daten an den Staat
abgibt. Man braucht natürlich Sicherheiten. Darüber hat sie gesprochen, und
dafür müsse ein Weg gefunden werden.

Jetzt komme ich trotzdem noch einmal auf das zurück, was ich gesagt habe:
Wir sind innerhalb der Bundesregierung dabei, unsere Meinung zu diesem
komplexen Thema abzustimmen, und diese Willensbildung ist noch nicht
abgeschlossen.

Frage: Es ist ja schön, dass Sie uns hier so klar das Arkanum aufzeigen,
dass die Beratungen noch nicht abgeschlossen sind. Dennoch können wir
natürlich auch ganz allgemein fragen: Wie ist denn der aktuelle
Meinungsstand bei den betroffenen Ministerien hinsichtlich der Frage, ob
zum Beispiel chinesische Anbieter an dieser Stelle in irgendeiner Form
ausgeschlossen werden sollten? Ich schaue natürlich in Richtung von Herrn
Wagner. Ich schaue natürlich in Richtung von Herrn Breul. Ich schaue in
Richtung von Herrn Ruwwe-Glösenkamp und natürlich auch in Richtung von Frau
Buser. Gibt es inzwischen eine Meinung der jeweiligen Minister dazu, wie
damit umgegangen werden soll oder ob Konzessionen der chinesischen Seite
zum Beispiel dafür sorgen können, dass Huawei und vielleicht auch ZTE daran
beteiligt werden können?

Ruwwe-Glösenkamp: Wir haben ja in der Vergangenheit unsere Position zu
diesem Thema schon ausführlich dargestellt. Herr Seibert hat sie gerade
noch einmal dargestellt. Weiteres habe ich dem nicht hinzuzufügen.

Wagner: Für das Wirtschaftsministerium habe ich dem auch nichts
hinzuzufügen. Ich glaube, Herr Seibert hat das noch einmal ausführlich
dargestellt. Sie fragten nach der Meinung der Bundesministerien, und ich
glaube, auch dazu hat Herr Seibert sehr klar gesagt, dass die Meinung ist,
dass wir bei dem Ausbau der 5G-Netz-Infrastruktur einen sehr hohen
Sicherheitsstandard brauchen. Das ist, glaube ich, eine ganz einheitliche
Linie.

Buser: Ich kann mich dem ebenfalls nur anschließen.

Breul: Ich habe auch nichts hinzuzufügen.

Zusatzfrage: Erlauben Sie mir dann die Nachfrage, was denn "hoher
Sicherheitsstandard", den Sie gerne hätten, nach Ihrem heutigen Stand
bedeutet?

Wagner: "Hoher Sicherheitsstandard" bedeutet, dass hinsichtlich der
Datensicherheit natürlich ein ganz hohes Niveau erreicht wird. Aber
hinsichtlich der Details laufen ja gerade die Abstimmungen, und ich bitte
um Verständnis dafür, dass wir aus den laufenden Abstimmungen heraus nicht
berichten können.

Frage: Mich würde interessieren, ob es bei der Diskussion über diese
5G-Ausbautechnologie auch um andere ausländische Technologieanbieter geht,
nicht nur aus China. Ich meine, es ist ja seit Snowden bekannt, dass die
Amerikaner "backdoors" in Server und ihre Technologien einbauen. Wird also
mit der gleichen Vorsicht beispielsweise auch amerikanische Technologie
geprüft? Haben wir jetzt nur China im Blick?

Wagner: Es geht dabei um einen hohen Sicherheitsstandard, und das betrifft
jeden Anbieter. Man hat dabei nicht einen konkreten Anbieter oder ein
konkretes Land im Blick, sondern es geht darum, einen hohen
Sicherheitsstandard zu erreichen. Diesen Sicherheitsstandard muss am
Schluss jedes Unternehmen, das am Ausbau der Infrastruktur beteiligt ist,
erreichen, egal, aus welchem Land es kommt.

Zusatzfrage: Sie haben amerikanische Spionage also im Blick?

Wagner: Ich habe das gesagt, was ich gesagt habe: Der Sicherheitsstandard,
der definiert wird, gilt selbstverständlich für jeden Anbieter aus jedem
Land.

Frage: Ich weiß nicht, ob Herr Seibert oder sonst jemand aus den
betroffenen Ministerien die Frage beantworten kann: Wenn Sie sagen, man
brauche da Sicherheiten, dann würde mich interessieren, wie diese
Sicherheiten aussehen sollen. Muss Huawei das also erklären, oder müssen da
irgendwelche technischen Vorkehrungen dafür getroffen sein, dass ein
Datentransfer ausgeschlossen ist? Wie muss man sich also als Laie
vorstellen, wie diese Sicherheiten auszusehen haben?

Wagner: Ich weiß nicht, ob Sie mit "Sicherheiten" jetzt speziell die
Äußerungen der Kanzlerin ansprechen. Insoweit würde ich an den
Regierungssprecher verweisen.

Wenn es um die Sicherheiten geht, kann ich Ihnen jetzt, wie gesagt,
hinsichtlich der einzelnen Umsetzungen noch von keinen Details berichten.
Das ist ja gerade Gegenstand der Abstimmungen zwischen den beteiligten
Ministerien und dem Bundeskanzleramt. Diese Gespräche laufen. Wenn das
besprochen ist und es dann ein Ergebnis gibt, dann wird das entsprechend
umgesetzt, und dann werden wir Sie natürlich darüber informieren.

Zusatz: Entschuldigung, aber Sie müssen doch irgendwelche Vorstellungen
davon haben, wie Sie den Datenabfluss in Richtung China verhindern wollen!

Wagner: Ich habe ja nicht gesagt, dass es innerhalb der Bundesregierung
keine Vorstellungen dazu gibt, sondern, dass jetzt gerade über die
konkreten Maßnahmen gesprochen wird und wir zum jetzigen Zeitpunkt bloß
noch nicht darüber berichten können, weil das laufende Abstimmungen sind
und wir - das wissen Sie ja auch schon aus vielen anderen Vorgängen - aus
laufenden Abstimmungen heraus nicht berichten können.

Frage: Herr Seibert, hat es denn seitens der chinesischen Regierung
eigentlich eine Reaktion auf diese Formulierung der Kanzlerin gegeben, die
ja im Grunde genommen, wenn ich mich recht entsinne, drei Konditionen in
Richtung Huawei beziehungsweise chinesischer Regierung enthalten hat?

Sind jetzt irgendwie auch direkte Gespräche zwischen der Bundesregierung
und der chinesischen Regierung geplant? Die Erwartung war nämlich wohl die,
dass es möglicherweise in China eine Gesetzesänderung beziehungsweise die
feste Zusage geben wird, dass es diesen Datenabfluss eben nicht geben wird.

StS Seibert: Erstens kann ich Ihnen hier von einer solchen Reaktion nicht
berichten. Zweitens stehen wir ja mit Vertretern der chinesischen Regierung
immer wieder hinsichtlich verschiedener Themen im Gespräch, auch zum
Beispiel hinsichtlich des Themas der Cybersicherheit.

Frage: Herr Wagner, ganz konkret noch einmal die Frage zur TKG-Novelle: Wie
schaut es aus? Gibt es da schon irgendetwas, dass Sie in absehbarer Zeit
präsentieren könnten? Die Zeit bis zur Versteigerung läuft ja jetzt ein
bisschen.

Frau Buser, zum Zeitpunkt der Versteigerung: O2 hat jetzt per Eilverfahren
beantragt, die Frequenzauktion zu verschieben. Was würde das aus Ihrer
Sicht vielleicht auch für diese Sicherheitsdebatte bedeuten? Können wir uns
dann auf einige Monate mehr dieser Freude einstellen?

Wagner: Vielleicht zunächst zum TKG, und das ist genau der Punkt, auf den
ich jetzt auch noch einmal verweisen muss: Wie das im Einzelnen umgesetzt
wird, wird am Ende der Beratungen feststehen. Dann werden wir auch sagen,
wie wir das umsetzen, ob das gesetzlich passieren muss oder ob das
untergesetzlich passieren wird, und dann werden wir Sie auch darüber
informieren, innerhalb welches Zeitrahmens wir das machen wollen.

Buser: Zur Klage von Telefónica kann ich Ihnen Folgendes sagen:
Grundsätzlich sieht das geltende Recht, also das Telekommunikationsgesetz,
als Grundregel vor, dass Vergabeverfahren trotz Klagen weiter durchgeführt
werden können. Klägern steht jedoch die rechtsstaatliche Möglichkeit zu,
einen Eilantrag zu stellen und eine Aussetzung des Verfahrens zu
beantragen. Davon hat also auch Telefónica Gebrauch gemacht.

Die Entscheidung des VG Köln, also der Beschluss des Gerichts, steht noch
aus. Das heißt, zu inhaltlichen Fragen laufender Verfahren kann ich mich
nicht äußern. Details zur eingereichten Klage liegen uns nicht vor.

Zusatzfrage: Aber die Rückwirkung, die es gegebenenfalls gäbe, wäre ja eine
Verzögerung. Das würde höchstwahrscheinlich sowohl Ihre Breitbandmittel
beschneiden als eben auch die Antwort auf die hier jetzt im Raum stehenden
Fragen später ermöglichen. Ist das aus Ihrer Sicht also eigentlich gut oder
sehr schlimm?

Buser: Das sind Fragen, die Sie an die Bundesnetzagentur, die ja für diese
Auktion verantwortlich ist, stellen müssen.

Zusatzfrage: (akustisch unverständlich)

Buser: Jetzt ist, wie gesagt, erst einmal abzuwarten, wie der Beschluss des
Gerichts aussehen wird. Deswegen kann ich zum jetzigen Zeitpunkt zum
Ausgang natürlich noch nichts sagen.

Frage: Herr Wagner, ich hätte gerne gewusst, ob das
Bundeswirtschaftsministerium bei dieser Debatte um 5G auch an eine
europäische Autarkie denkt. Es gibt ja auch europäische Netzwerkausrüster.
Man könnte ja sagen, die sollten bevorzugt behandelt werden. Wäre das eine
Position, die Ihr Ministerium und Ihr Minister vertreten?

Herr Seibert, vielleicht können Sie sagen, ob das Thema auch im
Koalitionsausschuss in der nächsten Woche angesprochen werden soll, damit
man dann dort auf höchster Ebene eine Einigung innerhalb der
Bundesregierung erreicht.

Wagner: Zu der Frage, wie das genau umgesetzt werden soll: Das ist jetzt
dieselbe Frage, noch einmal etwas anders gestellt. Aber dazu hatten wir
gerade berichtet, dass wir darüber, wie das umgesetzt werden wird, dann
informieren werden, wenn die Ressortgespräche dazu beendet sein werden.
Dann werden wir das darlegen.

Ziel ist, und das habe ich ja schon gesagt, ein hoher Sicherheitsstandard
in den Telekommunikationsanlagen und den -einrichtungen. Das ist immer das
hohe Ziel. Es ist nicht primär darauf ausgerichtet, bestimmte Länder oder
eine Gruppe von Ländern auszuschließen.

StS Seibert: Der Koalitionsausschuss ist ja eine Veranstaltung der
Parteien, die diese Koalition tragen. Deswegen bin ich grundsätzlich nicht
der Richtige, um Ihnen über die verschiedenen Themen, die da in der
nächsten Woche vorliegen werden, vorher Auskunft zu geben.

Zusatzfrage: Darf ich noch einmal kurz in Richtung des
Wirtschaftsministeriums nachfragen? Ist es zumindest eine Option, dass man
nur europäische Anbieter berücksichtigt? Das Ergebnis ist ja noch einmal
etwas anderes als eine Optionsfrage. Ist das also eine Option?

Wagner: Ich möchte jetzt, wie gesagt, Details dazu nicht kommentieren, auch
nicht, indem ich jetzt verschiedene Vorschläge ausschließe. Ich möchte da
jetzt, wie gesagt, weder etwas bestätigen noch etwas ausschließen. Die
Gespräche, wie gesagt, laufen. Deshalb will ich jetzt auch nicht einzelne
Vorschläge, die Sie unterbreiten, ausschließen.

Frage: Die ganzen Optionen liegen ja schon länger auf dem Tisch. Es wurde
ja auch schon über einiges berichtet. Das klingt jetzt ein bisschen so, als
ständen die Beratungen dann tatsächlich kurz vor einem Abschluss. Ist die
Annahme richtig, dass das Ganze vielleicht in der nächsten Woche zum
Abschluss kommen wird, oder müssen vielleicht noch einmal die Netzbetreiber
zurate gezogen werden? Vielleicht können Sie noch ein bisschen zum
zeitlichen Rahmen sagen.

StS Seibert: Wenn die Frage an mich ging, muss ich Ihnen sagen, dass ich
Ihnen nicht mit einem Zeitplan helfen kann.

Zusatz: Das geht dann eher an die betroffenen Ressorts, zunächst an Herrn
Wagner.

Wagner: Auch ich kann nicht über einen Zeitplan berichten. Wir arbeiten mit
Hochdruck daran. Aber einen bestimmten Zeitplan kann ich Ihnen leider
ebenfalls nicht mitteilen.

Frage: Bleibt es dabei, dass Sie ausschließlich über den Bereich der
Netzwerkinfrastrukturen sprechen und nicht über die zunehmende Zahl an
chinesischen Endgeräten, die sich auf den Märkten befinden?

Wagner: Jetzt geht es um die Infrastruktur, den Ausbau des 5G-Netzes. Die
Frage ist jetzt, wie die Sicherheitsanforderungen dafür definiert werden.

Zusatzfrage: Ist das andere für Sie derzeit kein Thema, auch nicht für
Herrn Ruwwe-Glösenkamp?

Wagner: Jetzt laufen die Gespräche über den Ausbau der

Sicherheitsinfrastruktur.

Frage: Eine Frage an Frau Schwamberger zum Thema Grundrente: Herr Scholz
hat sich gestern, wenn ich ihn richtig verstanden habe, voll hinter das
Konzept von Herrn Heil gestellt, auch in der Version, die über das, was im
Koalitionsvertrag steht, hinausgeht. Wie verträgt sich das mit den vorhin
schon angesprochenen Tücken bei der Haushaltsplanung und den
Milliardenlücken, die da bestehen?

Wie bewerten Sie vor diesem Hintergrund die Forderung aus der Union, dass
es so etwas wie einen Kassensturz geben müsse, bevor man weitere Dinge
dieser Art beschließt?

Schwamberger: Die gestrigen Äußerungen des Ministers zum Thema Grundrente
sind bekannt. Sie stehen für sich, und ich möchte sie hier nicht
interpretieren.

Mit Blick darauf, dass wir jetzt vor Beginn der kommenden
Haushaltsaufstellung stehen - ich kann das leider nur noch einmal
wiederholen -, hat der Minister gestern und auch vorgestern deutlich
gemacht, dass jetzt mit Blick darauf, dass die Einnahmen zwar sprudeln,
aber nicht mehr so kräftig wie davor, man aber durchaus noch über hohe
Einnahmen verfügt, die politische Debatte darüber beginnt, welche
Prioritäten man setzt. Diese politische Diskussion hat begonnen, und man
führt sie jetzt.

Zusatzfrage: Heißt das, dass er diesen Vorschlag vorbehaltlos unterstützt
oder nicht?

Schwamberger: Er hat das gesagt, was er gesagt hat. Sie kennen seine
Aussagen, und sie sind völlig klar.

StS Seibert: Wenn ich darf, will ich zum Thema Grundrente auch noch etwas
sagen. Denn das ist ja ein ganz wichtiges Thema. Wir sprechen dabei über
ein ganz wichtiges Thema. Es ist der Bundesregierung insgesamt ein
Anliegen, die Gefahr der Altersarmut zu bekämpfen und die Lebensleistung
all derjenigen zu honorieren, die ihr Leben lang gearbeitet haben, die
Kinder erzogen haben, die Angehörige gepflegt haben.

Deswegen haben wir im Koalitionsvertrag vereinbart, eine Grundrente
einzuführen. Wir haben vereinbart, dass diejenigen sie erhalten sollen, die
Anspruch auf Grundsicherung haben, und dass diese Grundrente zehn Prozent
über der Grundsicherung liegen soll. Voraussetzung ist, dass man genau wie
bei der Grundsicherung prüft, ob die Maßnahme die Richtigen erreicht und
wie die Lebensumstände des Einzelnen sind.

Im Übrigen ist im Koalitionsvertrag auch berücksichtigt, dass künftige
Grundrentnerinnen und Grundrentner in ihrem selbst genutzten Wohneigentum
bleiben können sollen. Wir wollen dafür die Gesetze zur Vermögensverwertung
und zum sogenannten Schonvermögen überarbeiten.

Noch ist nicht konkret dargelegt, wie der Vorschlag von Minister Heil, der
jetzt im Raume steht, finanziert werden soll. Das heißt, jetzt muss man
darüber reden. Die Koalitionspartner müssen sich sowohl auf ein gemeinsames
Modell verständigen als auch über die Finanzierung einigen. Darüber wird
gesprochen werden müssen. Innerhalb der Bundesregierung hat sich auch eine
Bund-Länder-Arbeitsgruppe mit dem Thema beschäftigt.

Schneider: Da es um den Vorschlag aus unserem Ministerium geht und auch der
Koalitionsvertrag angesprochen wurde, kann ich für das Arbeitsministerium
noch ergänzen. Ich möchte betonen, dass der Minister einen Vorschlag
vorgelegt hat, der dem im Koalitionsvertrag vereinbarten übergeordneten
Ziel, Lebensleistung anzuerkennen, aus seiner Sicht tatsächlich gerecht
wird.

Frage: Ich habe eine Frage an das Verkehrsministerium zum Urteil, das sich
jetzt beim EuGH so langsam abzeichnet. Wie bewerten Sie das? Welches
Startdatum ist für die Maut geplant?

Buser: Dazu kann ich gern den Minister zitieren. Er hat sich dazu heute
schon geäußert:

"Erleichterung und Bestätigung! Der Generalanwalt beim Europäischen
Gerichtshof hat uns in Sachen Infrastrukturabgabe - auch als Pkw-Maut
bezeichnet - recht gegeben. Ein nächster wichtiger Schritt. Wir wollen das
System im Oktober 2020 zum Laufen bringen. Die Nutzerfinanzierung durch
alle, die unsere Infrastruktur benutzen, ist richtig und schafft
Gerechtigkeit. Der Generalanwalt bestätigt damit klar unsere
Rechtsauffassung: Es gibt keine Diskriminierung aus Gründen der
Staatsangehörigkeit. Die Maut ist europarechtskonform. Wer fährt, der
zahlt. Die Gesamteinnahmen werden zweckgebunden wieder in die Straßen
investiert."

Frage: Dazu habe ich zum einen die Frage an Herrn Seibert, ob es dazu auch
eine Meinungsäußerung von Frau Merkel gibt.

Zum anderen habe ich zwei Lernfragen an Frau Schwamberger:

Ist eigentlich ein Gesetz beschlossen, dass die Kfz-Steuer gleichzeitig mit
der Einführung der Pkw-Maut gesenkt wird, oder muss das noch passieren?

Ist es richtig, dass die Autofahrer dann zwei Bescheide erhalten, zum einen
vom Finanzamt über die Senkung und zum anderen vom Zoll über die Pkw-Maut?

StS Seibert: Ich habe der Kollegin aus dem Verkehrsministerium in Sachen
der Pkw-Maut und des europäischen Verfahrens dagegen nichts hinzuzufügen.

Buser: Natürlich liegt das Thema der Kfz-Steuer in der Zuständigkeit des
BMF, aber ich kann gern noch allgemein etwas dazu sagen. Um eine
Doppelbelastung beim Übergang zur nutzerbasierten Infrastrukturfinanzierung
von in Deutschland steuerpflichtigen Pkw oder Wohnmobilen zu vermeiden,
wurden in das Kraftfahrzeugsteuergesetz bereits Steuerentlastungsbeträge
aufgenommen. Das Ganze wurde schon in der vergangenen Legislaturperiode
festgelegt.

Vorsitzender Feldhoff: Frau Schwamberger, wollen Sie noch etwas ergänzen?

Schwamberger: Wenn ich noch etwas zu ergänzen haben sollte, dann müsste ich
das nachliefern.

Frage: Meine Frage richtet sich an Herrn Fähnrich oder Herrn Breul. Die
Fregatte "Augsburg" hat heute ihren letzten Einsatztag bei der Mission
Sophia. Herr Breul, was ist denn jetzt noch die Verhandlungsmasse in
Brüssel, um die Mission Sophia möglicherweise noch zu retten? Denn Ende
März läuft das Mandat ja aus. Italien ist ein wenig der Problembär in der
ganzen Sache. Gibt es noch Möglichkeiten - wenn ja, welche? -, oder ist das
eigentlich schon gescheitert?

Breul: Die Frage, wie wir mit der Mission weitermachen, wird diskutiert.
Ich würde allerdings den Eindruck zurückweisen, dass wir Fregatten als
Verhandlungsmasse nutzen würden. Die Bundesrepublik ist weiterhin an der
Mission beteiligt. Wir hatten von Anfang an - Herr Fähnrich, korrigieren
Sie mich, wenn ich Quatsch erzähle - eine Beteiligung mit Schiffen. Das ist
im Moment nicht der Fall. Von daher würde ich empfehlen, keine voreiligen
Schlüsse zu ziehen. Wir sind daran interessiert, dass die wichtige Arbeit
der Mission fortgesetzt wird, und sind mit unseren EU-Partnern und mit dem
EAD im Gespräch darüber, wie das gelingen kann.

Fähnrich: Ich kann nur ergänzen, dass wir mit dem Heimtransit
beziehungsweise mit der Rückkehr der Fregatte den Einsatz nicht beenden,
sondern wir, wie Herr Breul es dargestellt hat, immer noch mit Personal
sowohl im Hauptquartier als auch auf dem Führungsschiff beteiligt sind, um
diese Mission weiterhin zu unterstützen. Jetzt ist es an Brüssel, zu
entscheiden, wie die Mission weitergeht.

Zusatzfrage: Ich hatte ja nur erwähnt, dass heute der letzte Einsatztag
ist. Mich würden die inhaltlichen Punkte interessieren. Es ist ja schon -
vielleicht wollen Sie diesen Eindruck widerlegen - relativ verschärft, und
es gibt ja Gründe, warum die Mission nicht so durchgeführt werden kann, wie
sie eigentlich nach Wunsch zum Beispiel der deutschen Regierung
durchgeführt werden sollte.

Breul: Ich weiß nicht, ob man von einer verschärften Lage sprechen kann. In
der Tat verändert sich das Mandat der Mission natürlich auch mit der Lage.
Im Mittelmeer haben wir mittlerweile eine andere Lage als noch vor einem
oder vor zwei oder erst recht vor drei Jahren. Dem muss die
Weiterentwicklung der Mission natürlich Rechnung tragen. Darüber wird
intensiv beraten. Dabei hat natürlich auch die Hohe Vertreterin im Rahmen
ihres Mandats Vorschlagsrechte. Wir sind im Gespräch mit ihnen. Aus diesen
internen Gesprächen möchte ich jetzt gerade nichts berichten.

Wir sind der Meinung, dass diese Mission weiterhin sinnvolle Aufgaben hat,
und arbeiten daran, dies in einem vernünftigen Mandat umzusetzen.

Frage: Gab es eigentlich von der Menschenrechtsbeauftragten ein Statement
zum Rückzug, dazu, dass Deutschland ab morgen zum Beispiel nicht mehr auf
dem Mittelmeer hilft?

Breul: Ich empfehle Ihnen unsere Website. Dort finden Sie alle Äußerungen
von Frau Kofler. Ich kann sie Ihnen jetzt nicht auswendig vortragen.

Frage: Herr Breul und Herr Seibert, nächste Woche findet in Warschau eine
Konferenz zum Iran statt, zu der auch hohe Vertreter aus den USA - Herr
Pence, Herr Pompeo - und Herr Netanjahu kommen werden. Wer wird aus
Deutschland anreisen? Wird es eine offizielle Vertretung geben?

Herr Seibert, können Sie sagen, wie Frau Merkel die gestrige Rede von Herrn
Trump bewertet hat? Darin gab es durchaus versöhnliche Akzente nicht nur in
die USA, sondern auch ins Ausland.

StS Seibert: Ich kann Ihnen dazu nichts sagen. Es ist grundsätzlich nicht
so, dass wir auf State-of-the-Union-Ansprachen amerikanischer Präsidenten
hier reagieren. Sie werden, denke ich, im Wesentlichen an ein
amerikanisches Publikum gehalten.

Breul: Zur Frage der Teilnahme in Warschau kann ich Sie nur um ein bisschen
Geduld bitten. In der Regel äußern wir uns mit kurzem zeitlichen Vorlauf,
wer an solchen Terminen teilnehmen wird.

Frage: Das Auswärtige Amt plant eine Konferenz im März zum Thema
Rüstungskontrolle. Ich wüsste gern, wie viel Raum der INF-Vertrag dabei
einnehmen wird und ob schon feststeht, wer an der Konferenz teilnehmen
wird.

Breul: Es wäre ein Missverständnis, wenn Sie dem Eindruck unterlägen, die
Konferenz widme sich dem INF-Vertrag. Der INF-Vertrag ist ein Vertrag
zwischen den USA und Russland. Bei der Konferenz, die wir im März in
Deutschland veranstalten wollen, geht es darum, neue Denkanstöße für eine
wirksame Rüstungskontrolle zu liefern. Wir wollen auf neue Risiken
aufmerksam machen, die sich mit der militärischen Verwendung neuer
Technologien auftun. Diese können die Kriegsführung nachhaltig verändern
und wurden bisher von Überlegungen der Rüstungskontrolle in keiner Weise
erfasst. Dabei wird es eine Diskussion mit Diplomaten, Militärs und
Wissenschaftlern geben, um Optionen für eine wirksamere
rüstungskontrollpolitische Einhegung dieser Technologien zu entwickeln.
Dabei geht es uns insbesondere um die sogenannten letalen autonomen
Waffensysteme, neue Trends der Raketentechnologie, Cyberinstrumente und
auch den möglichen Missbrauch von Biotechnologie.

Zusatzfrage: Teilnehmer?

Breul: Kerngruppe der Teilnehmer sind insbesondere unsere EU- und
Nato-Partner. In diesem Kreis muss die Abstimmung über den Umgang mit
Zukunftstechnologie für uns natürlich in erster Linie erfolgen. Darüber
hinaus sollen aber auch Vertreter von Ländern eingeladen werden, die als
Technologieführer oder Impulsgeber für die Abrüstung relevant sind. Das
sind zum Beispiel Indien, Japan oder auch Russland.

Zusatzfrage: Ist auch China eingeladen? Gab es schon eine Reaktion auf die
Einladung?

Breul: Es wurde noch niemand eingeladen. Ich habe Ihnen den Stand der
Überlegungen vorgestellt.

Ich möchte auch um etwas Geduld werben. In Rüstungskontrollfragen und
allgemein in Fragen des Völkerrechts arbeiten die Mühlen nicht von heute
auf morgen. Die Konferenz im März soll ein Auftakt zu einem Prozess sein.
Wir wollen einen Impuls geben. Wir wollen in der Rüstungskontrolle
sozusagen in erster Reihe marschieren. Es ist nicht so, dass am Ende des
Tages ein Vertrag unterschrieben werden wird.

Frage: Die Wettbewerbsbehörde in Brüssel hat heute die Fusion von Siemens
und Alstom untersagt. Der Wirtschaftsminister hat sich dazu schon geäußert.
Ich habe, Herr Wagner, eine Nachfrage zur Initiative Wettbewerbsrecht.
Können Sie zeitlich präzisieren, wann Deutschland und Frankreich einen
Vorschlag vorlegen werden, um das europäische Recht zu verändern?

Herr Seibert, vielleicht können Sie das auch kommentieren. Wie enttäuscht
ist die Bundeskanzlerin, dass die EU-Kommission diesen Deal untersagt hat,
hinter den sich die Bundesregierung genauso wie die französische Regierung
gestellt hatte?

StS Seibert: Ich sage für die Bundesregierung noch einmal, dass wir diese
Entscheidung der Europäischen Kommission mit Bedauern zur Kenntnis nehmen.
Die Europäische Kommission ist die Behörde, die das wettbewerbsrechtlich zu
beurteilen hatte. Für uns galt in der Vergangenheit und gilt auch generell
weiter, dass eine global wettbewerbsfähige Bahnindustrie ein wichtiges
industriepolitisches Anliegen für Deutschland und für Europa ist.

Ganz unabhängig von der aktuellen Entscheidung will ich sagen, dass sich
die Bundesregierung dafür einsetzt, das Kartellrecht mit Blick auf die
Globalisierung und mit Blick auf die Digitalisierung und ihre
Herausforderungen zu modernisieren. Wir haben die Kommission
Wettbewerbsrecht 4.0 eingesetzt. Sie ist ein Expertengremium, das bis
Herbst dieses Jahres Vorschläge erarbeiten soll, wie das europäische
Wettbewerbsrecht weiterentwickelt werden kann.

Wagner: Der Minister hat sich, wie Sie gesagt haben, dazu schon geäußert.
Gestern hat er die Industriestrategie vorgestellt. Die Entscheidung heute
zeigt und bestätigt die Wichtigkeit dieser Industriestrategie und eines
Industriekonzeptes sowohl in Deutschland als auch in Europa.

In der Industriestrategie hat der Minister ausdrücklich dargelegt, dass wir
das Wettbewerbsrecht - das gilt sowohl für das nationale als auch für das
europäische Wettbewerbsrecht - weiterentwickeln und daraufhin überprüfen
müssen, ob es den aktuellen Herausforderungen noch genügt.

Ein Punkt dabei ist, inwieweit wir in einer heute so globalen Welt, in der
die großen Player in allen Regionen miteinander konkurrieren,
gegebenenfalls einen breiteren Horizont im Wettbewerbsrecht brauchen und
die Regeln anpassen müssen, um es in Zukunft globalen Playern zu
ermöglichen, mit ihren Konkurrenten in China und in den USA schlagkräftig
zu konkurrieren. Er hat angekündigt - das hat auch sein Amtskollege Le
Maire aus Frankreich gesagt -, dass sie gemeinsam eine Initiative starten
wollen, um die Anpassung des Wettbewerbsrechts in Europa voranzubringen.
Ganz konkret geht es natürlich darum, zu prüfen, welche Anpassungsgründe
und Anpassungsbedarfe es mit Blick auf die Digitalisierung, die
Globalisierung und weitere Aspekte im Wettbewerbsrecht gibt.

Zum genauen Zeitpunkt kann ich Ihnen jetzt allerdings noch nichts sagen.

Mittwoch, 6. Februar 2019

 * 
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AUSSEN/1877: Technische Aufklärung des BND darf nicht in Pullach bleiben


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 8. Februar 2019

THOMAE: Technische Aufklärung des BND darf nicht in Pullach
bleiben



Zur Eröffnung der neuen Zentrale des Bundesnachrichtendienstes
erklärt der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Stephan Thomae:

"Der Neubau hat doppelte Symbolkraft: Er steht sinnbildlich für die
großen Aufgaben, die der BND in einer unsicherer werdenden Welt zu
stemmen hat. Und gleichzeitig dafür, dass der Dienst nicht länger in
Pullach fernab von Politik und demokratischer Kontrolle arbeiten
soll. Es darf aber nicht nur bei einem Ortswechsel bleiben. Aus den
Skandalen der Vergangenheit müssen die richtigen Konsequenzen gezogen
und der Dienst reformiert werden. Es ist falsch, dass die technische
Aufklärung weiterhin in Pullach bleiben soll. Gerade sie muss eng an
die Leitungsebene angebunden sein. Deshalb fordert die FDP-Fraktion,
den Standort Pullach aufzugeben und alle Abteilungen des BND komplett
nach Berlin umzuziehen."

 * 
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WIRTSCHAFT/3028: Maas und Merkel haben bei Nord Stream 2 versagt


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 8. Februar 2019

LAMBSDORFF: Maas und Merkel haben bei Nord Stream 2 versagt



Zur Debatte über Nord Stream 2 erklärt der stellvertretende
FDP-Fraktionsvorsitzende Alexander Graf Lambsdorff:

"Das drohende Votum Frankreichs gegen Nord Stream 2 ist nicht nur ein
Versagen der deutschen Diplomatie, sondern der ganzen
Bundesregierung. Durch ihr amateurhaftes Vorgehen hat sie sich
innerhalb der EU völlig isoliert und Deutschland in eine
katastrophale Verhandlungsposition manövriert. Das angeblich
'privatwirtschaftliche Projekt' fliegt der Kanzlerin um die Ohren,
auch weil ihr Außenminister nicht bemerkt hat, dass sich unser
wichtigster Verbündeter umorientiert. Die Lehre aus diesem Debakel
muss sein, dass Deutschland wichtige Energieinfrastrukturprojekte
künftig auf europäischer Ebene abstimmt.

Wer will Frankreich seine Haltung angesichts dieses deutschen
Alleingangs verdenken? Anderthalb Jahre lang hat die Bundeskanzlerin
eine Antwort auf die große Europa-Rede Macrons verweigert, ihn in
Brüssel am ausgestreckten Arm verhungern lassen und so auch
innenpolitisch geschwächt. Daran können auch große Gesten aus Anlass
historischer Gedenktage nichts ändern. Merkel muss jetzt verhindern,
dass die Causa Nord Stream dauerhaft einen Keil zwischen Deutschland
und Frankreich treibt. Sie und Außenminister Maas müssen alle Kanäle
nutzen, um vor der heutigen Abstimmung endlich eine Verständigung mit
Frankreich herbeizuführen."

 * 

Quelle:
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WIRTSCHAFT/3027: Große Koalition ist größte Wachstumsbremse für Tourismus


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 8. Februar 2019

KLINGE: Große Koalition ist größte Wachstumsbremse für
Tourismus



Zu den Zahlen zum Inlandstourismus 2018 erklärt der
tourismuspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Marcel Klinge:

"Das Gastgewerbe ist mit einem Plus von vier Prozent bei den
Gästeübernachtungen weiterhin auf Rekordkurs. Das aber nicht wegen,
sondern trotz der Politik der Großen Koalition, die die Sorgen dieser
Branche völlig ignoriert. Damit ist sie die größte Wachstumsbremse:
Betriebe werden weiterhin mit Bürokratie überhäuft und leiden nicht
nur unter Fachkräftemangel, sondern finden selbst für einfache
Aufgaben keine Arbeitskräfte mehr. Bundeswirtschaftsminister Altmaier
legt einfach die Hände in den Schoß und lässt die Betriebe mit 13
Stunden Bürokratieaufwand pro Woche im Regen stehen. Die FDP-Fraktion
fordert bessere Rahmenbedingungen: Dazu gehört ein
Einwanderungsgesetz mit Punktesystem, eine Flexibilisierung des
Arbeitszeitgesetzes und der effektive Abbau überflüssiger
Dokumentationspflichten."

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1081: Bildungsausschuss unterstützt Stiftungslösung für islamischen Religionsunterricht (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 16/2019

Ausschuss für Kultus, Jugend und Sport

Lösch: Bildungsausschuss unterstützt Stiftungslösung für
Islamischen Religionsunterricht



Stuttgart - Der Bildungsausschuss stützt einvernehmlich die
Landesregierung darin, den islamischen Religionsunterricht zum
Schuljahr 2019/20 über eine neu zu gründende Stiftung unter dem Dach
des Landes zu organisieren. "Das Ziel muss sein, den Unterricht aus
den Moscheen an die Schulen zu holen, deshalb ist aus Sicht des
Ausschusses eine Lösung mit nur zwei Verbänden besser als keinen
islamischen Religionsunterricht", fasste die Vorsitzende Brigitte
Lösch (Grüne) die Diskussion zusammen. Ministerin Susanne Eisenmann
hatte zuvor betont, die Tür bleibe auch für den Verband Ditib
weiterhin offen für eine Mitarbeit. Das Fundament bleibe jedoch
zwingend die Verfassungstreue der teilnehmenden Verbände auf Basis der
Freiheitlich Demokratischen Grundordnung. Das Ministerium sicherte zu,
dem Ausschuss weitere Informationen über die Stiftung öffentlichen
Rechts wie Satzung und Besetzung der Gremien nachzureichen.

Grundlage der Behandlung war ein Antrag der FDP/DVP-Fraktion, der
durch die Beschlusslage der Landesregierung etwas überholt war,
andererseits aber den Fachpolitikern der Fraktionen Gelegenheit bot,
sich aktuell mit der noch in der Umsetzung befindlichen
Stiftungslösung zu befassen. Ministerin Eisenmann referierte im
Ausschuss die Fakten: Die Stiftung öffentlichen Rechts werde beim
Kultusministerium angesiedelt und mit 300 000 Euro pro Jahr auf fünf
Jahre finanziert.

Das Ziel: Alle muslimischen Kinder ab Klasse 1 flächendeckend ein
Angebot zu machen, kann nur stufenweise erfolgen. "Wir wollen in die
Fläche kommen, was zurzeit wegen des Lehrkräftemangels nicht möglich
ist", so die Vorsitzende Lösch. Die Bewerberzahlen für ein
entsprechendes Studium der islamischen Religion seien zu niedrig. Laut
Ministerium wollten 50 weitere Schulen islamischen Religionsunterricht
einführen, könnten aber nicht mit einer Lehrkraft versorgt werden.
Durch die Einrichtung einer Stiftung wird das Studienfach attraktiver
gemacht, weil hierdurch die bisher fehlende Verlässlichkeit gegeben
sein wird. "Die zur Verfügung stehenden Lehrkräfte stellen das
Nadelöhr dar." Die Ministerin nahm die Anregung auf, mehr für das
Studienfach zu werben und sich dabei verstärkt an Lehramtsstudierende
mit multinationalem Hintergrund zu wenden.

Derzeit nehmen laut Kultusministerium rund 6.000 Schülerinnen und
Schüler an 86 Schulen an einem Islamischen Religionsunterricht
sunnitischer Prägung teil. Die derzeit 110 Lehrkräfte sind
Beschäftigte des Landes Baden-Württemberg, die ihre Lehrbefähigung an
den Hochschulen des Landes erworben haben. Seit 2005 wird der
islamische Religionsunterricht im Südwesten im Rahmen eines
Modellprojekts erteilt. dieser darf rechtlich aber nicht dauerhaft
laufen, deshalb die Suche nach einer Anschlusslösung. Zwar sieht
Artikel 7, Absatz 3 Landesverfassung eine Vereinbarung nur mit einem
von der Religionsgemeinschaft anerkannten Träger vor. Dies sei im
Bereich des Islams, der keine Zählung oder Mitgliedschaft wie die
christlichen Kirchen kenne, nicht absehbar.
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1080: Sozialausschuss fordert Landesregierung auf, Beschäftigungsquote schwerbehinderter Menschen zu erfüllen (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 15/2019

In seiner Sitzung am 7. Februar:

Sozialausschuss fordert Landesregierung auf, Beschäftigungsquote
schwerbehinderter Menschen zu erfüllen



Stuttgart. In seiner Sitzung am Donnerstag, 7. Februar, hat der
Ausschuss für Soziales und Integration die Landesregierung
aufgefordert, ihre Anstrengungen zur Beschäftigung schwerbehinderter
Menschen in der Landesverwaltung zu verstärken und künftig die Quoten
zu erfüllen. Dies teilte der Ausschussvorsitzende Rainer Hinderer
(SPD) mit. Anlass war eine Mitteilung der Landesregierung zur
Beschäftigung schwerbehinderter Menschen in der Landesverwaltung in
den Jahren 2015 bis 2017.

Der Ausschussvorsitzende erläuterte, dass die Beschäftigungsquote
schwerbehinderter Menschen in der Landesverwaltung in den Jahren 2015
bis 2017 stetig gesunken sei. So hätten 2015 noch 4,98 Prozent der
Beschäftigten einen Schwerbehindertenausweis gehabt, 2017 seien es im
Jahresdurchschnitt nur noch 4,62 Prozent gewesen. Die
Pflichtbeschäftigungsquote läge jedoch bei fünf Prozent. Das
Ministerium für Kultus, Jugend und Sport, sowie das Ministerium für
Wissenschaft, Forschung und Kunst hätten im Jahr 2017 die Quote
deutlich nicht erfüllt. Auch die Beträge der Aufträge, die an
Werkstätten für Menschen mit Behinderung vergeben wurden, seien von
2015 bis 2017 rückläufig gewesen.

Hinderer zufolge wurde eine ministeriumsübergreifende Arbeitsgruppe
eingesetzt, die sich mit den Ursachen und möglichen Maßnahmen, die
durchschnittliche Beschäftigungsquote zu erhöhen, beschäftigt. Ein
erster Bericht sei derzeit in Arbeit. "Die Berufsperspektiven junger
Menschen mit Behinderung müssen generell verbessert werden, nicht nur
in der Landesverwaltung", erklärte der Ausschussvorsitzende. Die
Landesverwaltung habe jedoch gegenüber anderen Arbeitgebern eine
Vorbildfunktion. Der Ausschuss für Soziales und Integration forderte
die Landesregierung daher dazu auf, ihre Anstrengungen zur
Beschäftigung schwerbehinderter Menschen in der Landesverwaltung zu
verstärken und die Quote künftig zu erfüllen.

Die Fraktionen von Grünen und CDU stellten den Antrag, bis zum 31. Mai
2019 über die Ergebnisse der Arbeitsgruppe zu berichten und geeignete
Maßnahmen zur Erhöhung der Beschäftigungsquote vorzustellen und
künftig Stellungnahmen der Ministerien einzufordern, sollten die
Pflichtbeschäftigungsquoten nicht erfüllt werden. Der Antrag wurde
einstimmig angenommen. Ein weiterer Antrag der SPD-Fraktion, der
darüber hinaus unter anderem vorsah, an Schulen und Ausbildungsstätten
für Jugendliche mit Behinderung für Beschäftigungsmöglichkeiten in der
Landesverwaltung zu werben, wurde mehrheitlich abgelehnt.

 * 
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HAMBURG/4656: Störfeuer gegen gewähltes Handelskammer-Präsidium beenden (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 8. Februar 2019

Störfeuer gegen gewähltes Handelskammer-Präsidium beenden



Das Plenum der Handelskammer hat entschieden, bis 2020 keine Neuwahl
des Präses mehr durchzuführen. Stephan Jersch, wirtschaftspolitischer
Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft,
findet das richtig: "Die deutliche Mehrheitsentscheidung des Plenums
macht allen Unkenrufen zum Trotz klar, dass die Funktionsfähigkeit der
Handelskammer nicht gefährdet ist. Ohne einen drohenden hausinternen
Wahlkampf kann die Umsetzung der notwendigen Reformen endlich wieder
in den Vordergrund treten."

Jetzt sollten auch diejenigen, die bei der letzten Wahl des Plenums
erdrutschartig abgestraft wurden, von ihrer Obstruktionspolitik
ablassen und sich konstruktiv einbringen, meint Jersch: "Die
Handelskammer darf nicht weiter zum Spielball von machtpolitischen
Egoismen Außenstehender werden, die die Legitimation der gewählten
Wirtschaftsvertretung Hamburgs in Frage stellen."

 * 

Quelle:
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3265: Linke übt sich lieber im Kritisieren als im Gestalten (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 7. Februar 2019

Linke übt sich lieber im Kritisieren als im Gestalten



Anlässlich Kritik der Linksfraktion zum Thema "Jugendbeteiligung"
erklärt die SPD-Landtagsabgeordnete Martina Tegtmeier:

"Das Wahlalter mit 16 wird von vielen Jugendlichen seit Jahren
gefordert. Wir wollen dazu eine Volksbefragung durchführen. Die Linke
blockiert allerdings die notwendige Änderung der Landesverfassung.
Stattdessen kritisiert die Linke lieber Antworten der Landesregierung
und wirft ihr Untätigkeit vor, obwohl vieles schon existiert und
derzeit gerade bearbeitet wird. Wenn die Linke wirklich mehr
Jugendbeteiligung will, dann sollte sie der Verfassungsänderung
zustimmen. An diesem Punkt kann die Linke gestalten und nicht nur
kritisieren."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





RHEINLAND-PFALZ/5057: Der Radschnellweg muss schnell kommen (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 08.02.2019

Der Radschnellweg muss schnell kommen



Zur nun beim rheinland-pfälzischen Verkehrsministerium vorliegenden
Machbarkeitsstudie zur Pendlerradroute Schifferstadt - Ludwigshafen
äußert sich Dr. Bernhard Braun, Fraktionsvorsitzender der GRÜNEN im
Landtag Rheinland Pfalz:

"Die Diskussion um Fahrverbote, Grenzwerte und saubere Luft in den
Städten zeigt, wie wichtig alternative Verkehrsmittel für die
Mobilität der Zukunft sind. Umso erfreulicher ist es, dass die nun
vorgelegte Machbarkeitsstudie für die Pendlerradroute Schifferstadt -
Ludwigshafen ein großes Potenzial nachweist. Mit
Radschnellverbindungen können insbesondere den Berufspendelnden in den
Metropolregionen unseres Landes attraktive Alternativen geboten
werden: weg vom Auto, hin zum umweltfreundlichen Verkehrsmittel
Fahrrad.

Besonders deutlich wird aus der Machbarkeitsstudie das überragende
Kosten-Nutzen-Verhältnis: Der Nutzen der Radverbindung ist 7,7 Mal so
hoch wie die Kosten. Vor allem im Vergleich zum Bau von Straßen für
den motorisierten Verkehr ist der Bau von Radschnellverbindungen
deutlich günstiger. Jetzt gilt es, alle beteiligten Akteure für eine
schnellstmögliche Umsetzung an einen Tisch zu holen. Um eine solche
Radroute für die Menschen wirklich attraktiv zu machen, muss eine hohe
Streckenqualität garantiert werden."

Jutta Blatzheim-Roegler, verkehrspolitische Sprecherin, ergänzt: "Wir
GRÜNEN setzen uns schon seit langem für eine umfassende Verkehrswende
ein. Es gibt sieben weitere angedachte Radschnellverbindungen in
Rheinland-Pfalz, für die derzeit teilweise Analysen durchgeführt
werden. Die nun vorliegende Studie für die Verbindung Schifferstadt -
Ludwigshafen zeigt, dass der Bedarf und das Potenzial für solche
Verbindungen da sind. Für uns GRÜNEN ist das ein großer Ansporn,
weitere Radschnellwege anzugehen, zum Beispiel die Verbindungen
zwischen Worms und Wörth, nach Neustadt und Landau und in vielen
anderen Regionen des Landes."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5056: Regionalisierung der Medizinerausbildung in Trier nimmt Form an (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
07.02.2019

Regionalisierung der Medizinerausbildung in Trier nimmt Form an



Der Ausschuss für Gesundheit, Pflege und Demografie hat heute über den
Stand der Regionalisierung der Medizinerausbildung beraten. Dazu
erklärt Kathrin Anklam-Trapp, gesundheitspolitische Sprecherin der
SPD-Landtagsfraktion:

"Mit der Regionalisierung der Medizinerausbildung nimmt nun ein
wichtiger Baustein der Landarzt-Offensive der Landesregierung konkrete
Formen an. Medizinstudierende sollen künftig die Möglichkeit erhalten,
den klinischen Teil ihrer Ausbildung am geplanten "Medizincampus Trier
der Universitätsmedizin Mainz" zu durchlaufen. Ein entsprechendes
Konzept werde derzeit von der Universitätsmedizin Mainz sowie den
beiden kooperierenden Trierer Kliniken, dem Mutterhaus der
Borromäerinnen und dem Brüderkrankenhaus, erarbeitet, wie
Wissenschaftsstaatssekretär Prof. Dr. Salvatore Barbaro heute im
Gesundheitsausschuss berichtete. Nach dem Willen der drei
Kooperationspartner sollen die ersten Studierenden zum Wintersemester
2020/2021 ihre klinische Ausbildung am Trierer Medizincampus
beginnen."

Sven Teuber, sozialpolitischer Sprecher und örtlicher
SPD-Abgeordneter, ergänzt: "Wichtig ist, dass die Regionalisierung der
Medizinerausbildung und die weiteren Maßnahmen der Landarzt-Offensive
zur Sicherung der wohnortnahen ärztlichen Versorgung passgenau
ineinandergreifen. Weitere Bausteine im Maßnahmenbündel der
Landesregierung sind die Einführung einer Landarztquote, die Erhöhung
der Medizinstudienplätze sowie die Öffnung des Medizinstudiums für
Bewerberinnen und Bewerber ohne Spitzenabitur. Um Nachwuchsärztinnen
und -ärzte langfristig an die Region zu binden, sollte Studierenden
zudem die Möglichkeit eröffnet werden, weitere Ausbildungsabschnitte
in Trier zu absolvieren. So sollte etwa nach Wegen gesucht werden, an
die klinische Ausbildung am Standort Trier auch das Praktische Jahr
anzuschließen."

 * 
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SICHERHEIT/474: Keine Automatisierung der Kriegsführung


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 8. Februar 2019

Arbeitsgruppen: Außenpolitik, Sicherheits- und Verteidigungspolitik, Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

Keine Automatisierung der Kriegsführung



Thomas Hitschler, stellvertretender Sprecher der Arbeitsgruppe Sicherheits- und Verteidigungspolitik;

Karl-Heinz Brunner, abrüstungspolitischer Sprecher;

Gabi Weber, entwicklungspolitische Sprecherin:

In einem aktuellen Positionspapier fordert die SPD-Bundestagsfraktion
ein völkerrechtliches Verbot Letaler Autonomer Waffensysteme (LAWS).
Die bereits in den Koalitionsverträgen von 2013 und 2018 zwischen SPD
und CDU/CSU vereinbarte Ablehnung und weltweite Ächtung Letaler
Autonomer Waffensysteme (LAWS) soll so konsequent umgesetzt werden.

"Wir lehnen die Entwicklung, Beschaffung und Anwendung autonomer
Waffensysteme kategorisch ab. Eine Automatisierung des Tötens darf es
nicht geben. In der zunehmenden Entmenschlichung der Kriegsführung
sehen wir eine große Gefahr. Diese würde sowohl die Hemmschwelle für
den Einsatz von autonomen Waffensystemen, als auch für den Einsatz
militärischer Gewalt insgesamt senken. Daher darf sich der Einsatz von
LAWS nicht zur Standardlösung in internationalen Konflikten
entwickeln. Ohne menschliche Abwägungs- und Entscheidungsmöglichkeiten
ist der Einsatz offensiver militärischer Gewalt strikt abzulehnen.

Wir sind besorgt, dass mit dem Einsatz von LAWS von bewährten
Grundsätzen des Völker- und Menschenrechts abgewichen wird. Wenn
tödliche autonome Waffensysteme selbstständig Entscheidungen treffen,
auf die in der Befehlskette niemand Einfluss hat, wird die Anwendung
völkerrechtlicher Grundsätze äußerst schwierig. Das Verbot von
Waffensystemen, die der Verfügung des Menschen entzogen sind, muss
weiter vorangetrieben und verbreitet werden, anknüpfend an die ähnlich
gerichteten Beschlüsse des EU-Parlaments und des belgischen Parlaments
im vergangenen Jahr."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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SOZIALES/2748: Urteil des Bundesgerichtshof stellt Bedeutung für sozialen Wohnungsbau nicht in Frage


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 8. Februar 2019

Arbeitsgruppe: Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen

BGH-Urteil stellt Bedeutung für sozialen Wohnungsbau nicht in Frage



Bernhard Daldrup, wohnungspolitischer Sprecher;

Ulli Nissen, zuständige Berichterstatterin:

Der Bundesgerichtshof (BGH) hat sich heute mit den Förderbedingungen
für die Soziale Wohnraumförderung befasst. Demnach gelten keine
unbefristeten Belegungsbindungen für Sozialwohnungen dauerhaft, auch
wenn sie vertraglich vereinbart wurden.

"Wir bedauern die heutige Entscheidung des BGH zu unbefristeten
Belegungsbindungen für Sozialwohnungen. Demnach sind unbefristete
Belegungsbindungen dauerhaft unverhältnismäßig.

Die Zahl der Sozialwohnungen in Deutschland sinkt. Was einmal
öffentlich geförderter Wohnraum war, muss es auch langfristig bleiben.
Nur ausreichend preisgebundene Wohnungen nehmen Druck aus dem
angespannten Wohnungsmarkt. Unser langfristiges Ziel ist, dass niemand
mehr als ein Drittel seines Einkommens für die Miete ausgeben muss.
Wir verstärken daher 2019 unsere Anstrengungen, um die Länder beim Bau
von Sozialwohnungen zu unterstützen. Die Bundesmittel wurden für 2019
um 500 Millionen Euro auf 1,5 Milliarden Euro aufgestockt. So wird
mehr preiswerter Wohnraum geschaffen und der Druck auf die Mietpreise
gemindert.

In der Entscheidung des BGH ging es um die Frage, wie lange eine
Wohnungsgenossenschaft verpflichtet werden kann, Sozialwohnungen
anzubieten. Die Stadt Hannover hatte im Jahr 1995 Grundstücke an eine
Wohnungsbaugesellschaft verkauft, verbunden mit der Verpflichtung,
darauf unbefristet Mietwohnungen nur an Menschen mit
Wohnberechtigungsschein zur Verfügung zu stellen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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GEWERKSCHAFT/292: Wir erhöhen den Druck und rufen bundesweit zu Warnstreiks auf (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 7. Februar 2019

GEW: "Wir erhöhen den Druck und rufen bundesweit zu Warnstreiks
auf!"

Bildungsgewerkschaft zur zweiten Runde der Tarifverhandlungen für die im
öffentlichen Dienst bei den Ländern Beschäftigten - Arbeitgeber legen kein
Angebot vor



Potsdam - Die zweite Runde der Tarifverhandlungen für die Beschäftigten im
öffentlichen Dienst der Länder ist am frühen Donnerstagabend nach zwei
Tagen ohne Ergebnis zu Ende gegangen. Die Gewerkschaft Erziehung und
Wissenschaft (GEW) kündigte an, mit einer Ausweitung der Warnstreiks auf
die Blockadehaltung der Tarifgemeinschaft deutscher Länder (TdL) zu
reagieren. "Die Arbeitgeber haben es in der Hand, am Verhandlungstisch zu
einer Lösung zu kommen", sagte GEW-Vorsitzende Marlis Tepe am Donnerstag in
Potsdam. "Aber auf die Weigerung der TdL, den Gewerkschaften ein
verhandlungsfähiges Angebot vorzulegen, kann es nur eine Antwort geben: Wir
werden jetzt den Druck erhöhen und unsere Mitglieder in den Schulen, Kitas
und Bildungseinrichtungen zu Arbeitsniederlegungen aufrufen."

Die GEW bekräftigte ihre Forderung nach einer allgemeinen Gehaltssteigerung
von sechs Prozent, mindestens aber 200 Euro sowie eine Erhöhung der
Ausbildungsvergütungen um 100 Euro. Überdies fordert die GEW eine
Angleichung der Einkommen im Sozial- und Erziehungsdienst an den Verdienst
der Beschäftigten im Sozial- und Erziehungsdienst der Kommunen. Dazu kommt
die Forderung nach der Eindämmung der ausufernden Befristungspraxis im
öffentlichen Dienst und die Einführung der sogenannten Paralleltabelle. Mit
der Paralleltabelle soll sichergestellt werden, dass beispielsweise
angestellte Lehrkräfte, die jetzt in der Entgeltgruppe E11 eingruppiert
sind, während vergleichbare verbeamtete Lehrkräfte A12 erhalten, künftig
nach E12 bezahlt werden.

"Besonders bei den beiden für die GEW zentralen Erwartungen zur
Paralleltabelle sowie zur Angleichung der Gehälter im Sozial- und
Erziehungsdienst der Länder an die Verdienste im kommunalen Dienst mauern
die Arbeitgeber weiter", sagte Tepe. "Jetzt sind die Kolleginnen und
Kollegen gefordert, mit bundesweiten Warnstreiks zu zeigen, dass sie mit
ihren Gewerkschaften kämpfen."

Nach Jahren des Sparens und des Personalabbaus macht sich die GEW für
deutliche Verbesserungen für den öffentlichen Dienst stark. Tepe: "Die
Arbeit im öffentlichen Dienst muss wieder attraktiver werden. Schon jetzt
sind viele Einrichtungen nicht mehr in der Lage, freie Stellen zu besetzen,
weil sich zu wenige junge Menschen für eine Arbeit im Landesdienst
entscheiden." Eine spürbare Verbesserung der Einkommen könne hier die
nötige Abhilfe schaffen.

Eine weitere Erwartung der GEW ist die "stufengleiche Höhergruppierung":
Wenn Beschäftigte bei veränderten oder anspruchsvoller werdenden
Tätigkeiten in eine höhere Entgeltgruppe kommen, sollen sie in die gleiche
Erfahrungsstufe erhalten, in der sie in ihrer bisherigen Einkommensgruppe
sind. Im öffentlichen Dienst bei Bund und Kommunen ist das bereits
tarifvertraglich geregelt, auch bei den Beamtinnen und Beamten verfahren
die Länder so. Für die Tarifbeschäftigten weigern sich die Arbeitgeber aber
bislang, eine entsprechende Vereinbarung zu treffen. Dadurch kann für
Beschäftigte die paradoxe Situation entstehen, dass sie nach einem
Tätigkeitswechsel zwar höher eingruppiert werden, aber trotzdem weniger
verdienen als vorher.



Info: Die Gewerkschaften verhandeln in Potsdam für rund eine Million
Beschäftigte im öffentlichen Dienst der Länder. Bei der GEW sind das
insbesondere angestellte Lehrerinnen und Lehrer, Landesbeschäftigte im
Sozial- und Erziehungsdienst sowie Beschäftigte an Hochschulen.

Die dritte und voraussichtlich letzte Verhandlungsrunde findet vom 28.
Februar bis 2. März in Potsdam statt.

 * 
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UNIVERSITÄT/2734: Keine einzige Universitätsleitung stammt aus Ostdeutschland (idw)


CHE Centrum für Hochschulentwicklung - 07.02.2019

Keine einzige Universitätsleitung stammt aus Ostdeutschland



Die typische Universitätsleitung ist männlich, deutsch und 59 Jahre alt.
Zu diesem Ergebnis kommt eine Analyse des CHE Centrum für
Hochschulentwicklung. Die Auswertung der Lebensläufe von
Universitätspräsident(inn)en und -rektor(inn)en zeigte zudem ein starkes
regionales Gefälle: Jede dritte Führungskraft stammt aus
Nordrhein-Westfalen, keine einzige aus einem ostdeutschen Bundesland.

Im Durchschnitt sind die Rektor(inn)en oder Präsident(inn)en an
staatlichen Universitäten 59 Jahre alt. 95 Prozent der
Universitätsleitungen kommen aus Deutschland, lediglich bei vier Personen
liegt der Geburtsort im Ausland. Rund ein Drittel stammt aus
Nordrhein-Westfalen. Keine Führungskraft einer staatlichen Universität wurde
dagegen in Ostdeutschland geboren.

"Es ist nur eine Momentaufnahme - aber 30 Jahre nach der Wiedervereinigung
ist eine Universitätslandschaft ohne Top-Führungskräfte mit ostdeutschen
Wurzeln schon bemerkenswert", urteilt Frank Ziegele. Der CHE
Geschäftsführer wünscht sich dabei generell eine größere Heterogenität auf
allen Ebenen: "Bei den studentischen Bildungsbiografien ist die Vielfalt
auf dem Campus angekommen, warum nicht auch mehr Vielfalt in den
Führungspositionen?"

Ein klares Bild zeigt sich auch noch beim Geschlechterverhältnis: Drei
Viertel aller Universitäten werden aktuell von Männern geleitet. Zuvor war
die Quote noch höher, denn jede vierte Universitätspräsidentin oder
-rektorin ist erst 2018 neu ins Amt gekommen.

Deutlich differenzierter sind die Ausbildungswege der Führungskräfte.
"Unter den heutigen Hochschulleitungen finden sich neben Juristen auch
Sportwissenschaftler und ehemalige Lehramtsstudenten" merkt
Studienleiterin Isabel Roessler an.

Positiv neben dieser biografischen Fächervielfalt bewertet die Senior
Projektmanagerin beim CHE auch die Aufstiegsmöglichkeiten innerhalb der
Hochschullandschaft: "Die Zeiten, bei denen man nach Führungsjobs an der
Hochschule wieder ins zweite Glied zurücktreten musste, scheinen vorbei zu
sein. Jede zweite Hochschulleitung hat bereits zuvor Erfahrungen als
Vizepräsident oder Vizepräsidentin im Präsidium gesammelt." Sechs Personen
haben bereits zuvor eine andere Universität geleitet.

Ziel der CHE Analyse ist es, Transparenz über die Situation der
Führungskräfte an deutschen Hochschulen zu schaffen. "Universitäten zählen
oft zu den größten Arbeitgebern einer Stadt oder Region. Auch deshalb
tragen Hochschulleitungen eine mindestens so große Verantwortung wie CEOs
in Unternehmen", konstatiert CHE Geschäftsführer Frank Ziegele. Deshalb
sei es wichtig, die speziellen Karrierewege im Hochschulmanagement zu
analysieren und besser zu verstehen. Im Herbst 2019 werden die
vorliegenden Daten vom CHE um Führungskräfte von Fachhochschulen und
Hochschulen für angewandte Wissenschaften ergänzt.


Über diese Publikation

Autorin der Publikation "CHECK - Universitätsleitung in Deutschland" ist
Isabel Roessler. Die mehr als 2.500 analysierten Daten stammen aus im Netz
veröffentlichten Lebensläufen der Hochschulleitungen, ergänzt durch
Nachfragen bei Präsidien und Rektoraten. Enthalten sind die Daten aller 81
öffentlich-rechtlichen Universitäten - ausgenommen Pädagogische
Hochschulen und Kunstuniversitäten. Stand der Erhebung ist Dezember 2018.
Sämtliche Grafiken der Publikation sind frei verfügbar im CHE Flickr-Kanal
unter https://www.flickr.com/photos/156160353@N07/albums

Originalpublikation:

Roessler, Isabel: 

CHECK - Universitätsleitung in Deutschland, Gütersloh, CHE, 2019,

ISBN-Nr.: 978-3-947793-19-8, 15 S.

Weitere Informationen unter:

http://www.che.de/downloads/CHECK_Universitaetsleitung_in_Deutschland.pdf 

- Link zur Publikation

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution409

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

CHE Centrum für Hochschulentwicklung, 07.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LANDWIRTSCHAFT/1775: Naturalertrag, Kosten, Erlöse (UBS)


Unabhängige Bauernstimme, Nr. 427 - Dezember 2018

Die Zeitung von Bäuerinnen und Bauern

Naturalertrag, Kosten, Erlöse

Die Dürrehilfe wird vielfältig diskutiert, kritisiert und in Frage
gestellt

von Marcus Nürnberger



Es wurde viel gefordert. Eine Milliarde Euro wollte Joachim Rukwied,
Präsident des Deutschen Bauernverbands, als Unterstützung anlässlich
des extremen Dürresommers haben. Nach langem Zögern hat die
Bundeslandwirtschaftsministerin dann 170 Mio. Euro zugesagt, nochmal
so viel soll von den Bundesländern zugesteuert werden.

Das Geld soll gezielt nur an bedürftige Betriebe gezahlt werden, die
in ihrer Existenz gefährdet sind. "Eine Existenzgefährdung wird
angenommen, wenn nach Inanspruchnahme anderer Fördermittel die
Weiterbewirtschaftung bis zum nächsten Wirtschaftsjahr nicht
gewährleistet ist", so eine der Anforderungen, die erfüllt sein
müssen, wenn man Hilfsgelder beantragen möchte. Je nach Bundesland
waren die Antragsverfahren zwar von den inhaltlichen Anforderungen her
gleich, aber in ihrer praktischen Umsetzung und zeitlichen
Terminierung sehr unterschiedlich. Während in Thüringen die
Antragsfrist beispielsweise schon Anfang November endete, zog man in
Schleswig-Holstein zu diesem Zeitpunkt gerade Zwischenbilanz. Anträge
können hier, wie auch in den meisten anderen Bundesländern, bis Ende
November gestellt werden. Grundlage des Antrags ist ein detaillierter
Nachweis über die finanzielle betriebliche Situation. Zur Ermittlung,
ob eine Existenzbedrohung vorliegt, werden die Buchungsabschlüsse der
vergangenen drei Jahre betrachtet und verglichen. Gewerbliche,
außerlandwirtschaftliche Einnahmen, zum Beispiel durch
Photovoltaikanlagen, können, wenn sie über 35 Prozent des Einkommens
betragen, zum Ausschlussgrund werden. Das, so der Bundesverband
Deutscher Milchviehhalter, könne aufgrund der schlechten
Milchauszahlungspreise der Vergangenheit bei vielen Betrieben der Fall
sein. Die Berechnung des aktuellen Schadens ist in jedem Fall
kompliziert. Vor allem auch deshalb, weil das aktuelle Wirtschaftsjahr
in der Regel bis zum Sommer kommenden Jahres geht. Viele Daten beruhen
also auf Annahmen für die Zukunft. Wenn der Milchpreis steigt,
reduziert das die Antragssumme. Auch der Verkauf von Tieren, um Futter
zu sparen, wird als positive Einnahme veranschlagt. Nicht erfolgte
Grünlandschnitte führen zwar zur Futterknappheit, werden aber
buchhalterisch als nicht gemachte Ausgaben positiv bilanziert.
Futterzukauf und eine Bestandsaufstockung im kommenden Frühjahr sind
hingegen wieder Ausgaben, die aber aktuell oft nur geschätzt werden
können. Der Auszahlungsbescheid, der nach erfolgreicher Antragstellung
erteilt wird, hat daher auch nur vorläufig Bestand und wird nach
Abschluss des Wirtschaftsjahres mit den tatsächlichen Zahlen
abgeglichen. Ausgezahlt werden sollen nach Ablauf der Antragsfrist die
ersten 50 Prozent der berechneten Hilfssumme. Die zweite Hälfte kommt
dann mit dem endgültigen Bescheid. Wenn es schlecht läuft und die
Annahmen allzu pessimistisch waren, muss zurückgezahlt werden,
inklusive fünf Prozent Zinsen.

Wissenschaftler kritisch

Unter der Überschrift "Extremwetterlage und Dürreschäden: Sind
staatliche Hilfen für die Landwirtschaft erforderlich?" haben mehrere
Agrarökonomen kritische Beiträge zu den Hilfsmaßnahmen der
Bundesregierung im Schnelldienst des Leibniz-Instituts für
Wirtschaftsforschung der Universität München veröffentlicht. Die
Wissenschaftler äußern sich in jeweils eigenen Beiträgen. Sie
schreiben unter anderem, dass die Landwirtschaft mit besonderen
Wettersituationen umgehen müsse und Dürrehilfen allenfalls
kurzfristige Effekte hätten. Es bestehe die Gefahr, erfolgsschwache
oder schlecht geführte Betriebe zu unterstützen. Auch würden durch
derartige Hilfszahlungen Betriebe gestützt, die in ihrem Management
die Gewinne über die Risikoabsicherung stellten. Auch sei nicht klar
erkennbar, welche betrieblichen Strukturen mit der Förderung
unterstützt werden sollen: "Eher kleine als große oder ökologisch
statt konventionell wirtschaftende Betriebe, nur 'arme' oder auch
'reiche' Landwirte?"

Vielfältig aufgestellte Betriebe, so der Eindruck aus diversen
Gesprächen, haben ganz offenbar eine gute Risikoabsicherung und damit
nur geringe Chancen auf eine Unterstützung. Gut gewirtschaftet -
nichts bekommen.

 * 
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MELDUNG/643: Klöckner eröffnet Institut für Kinderernährung (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung Nr. 41 vom 08.02.2019

Klöckner: "Institut für Kinderernährung trägt zum Schutz unserer
Kleinsten bei."

Max Rubner-Institut forscht zur Vermeidung von Übergewicht bei
Kindern



Die Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft, Julia Klöckner,
eröffnet heute das Institut für Kinderernährung am Max Rubner-Institut in
Karlsruhe. "Mündige Erwachsene entscheiden für sich selbst, was sie essen
möchten. Kinder, besonders kleine Kinder, können noch nicht selbst
einschätzen, was für sie gesund und ausgewogen ist. Das heißt für mich:
Unsere Kleinsten sind besonders schutzbedürftig - dafür trägt auch der
Staat Verantwortung. Daher werde ich den Zusatz von Zucker in Tee für
Säuglinge und Kleinkinder verbieten. Auch bei Beikost wie Getreidebreien
setze ich mich dafür ein, dass so wenig Zucker wie möglich zugesetzt werden
darf. Mir ist es wichtig, dass wir ausgewogene Ernährung aus verschiedenen
Blickrichtungen angehen. Wir müssen neben meiner vom Kabinett beschlossenen
Nationalen Reduktions- und Innovationsstrategie, mit der wir bis 2025
Zucker, Fette und Salz in Fertigprodukten reduzieren, auch die
Ernährungskompetenz in allen Lebensphasen stärken. Daher richten wir das
Institut für Kinderernährung ein, das ein präventives Ernährungskonzept für
Kinder und Jugendliche erarbeitet. Erstmals werden wir wissenschaftlich
erforschen, welche Ernährung Kinder wirklich brauchen. Mit der Arbeit des
Institutes schaffen wir einen Leuchtturm für die Forschung in diesem
Bereich - in Deutschland und in Europa."

Die Ministerin appellierte auch an den engen Schulterschluss zwischen
Forschung und Praxis, um Erkenntnisse schnell und effizient umzusetzen.

Den lebensphasenspezifischen Ansatz zur Entwicklung von altersabhängigen
präventiven Konzepten zur Senkung von Übergewicht und Adipositas hat sich
auch die neue Leiterin des Instituts, Prof. Dr. Regina Ensenauer, auf die
Fahnen geschrieben. Die Wissenschaftlerin, die bereits seit 2010 das Thema
Prägung in Bezug auf Adipositas mit einer großen Studie bearbeitet, steht
für die Erforschung des Themas auf qualitativ höchstem wissenschaftlichen
Niveau sowie für praxisnahe Problemlösungen. "Ab der Geburt spielt die
frühkindliche Ernährung und die Eltern-Kind-Interaktion für die Entwicklung
eines gesunden späteren Ernährungsverhaltens eine zentrale Rolle - vom
Stillen über die Einführung der Beikost bis hin zur Familienernährung",
führt Prof. Ensenauer aus.

Das Institut für Kinderernährung wird die vorhandenen und neuen
wissenschaftlichen Erkenntnisse zur Kinderernährung systematisch
zusammenführen und bewerten. Auch Forschungslücken werden gezielt
bearbeitet. Dabei stehen die Auswirkungen von Fehlernährung in der
Schwangerschaft und relevante Einflussgrößen auf die frühe Ernährung im
Säuglings- und Kleinkindalter ebenso im Fokus wie auch das Ernährungs- und
Essverhalten von Schulkindern und Jugendlichen.

Mit der Eröffnung des Instituts für Kinderernährung wird die Nationale
Stillkommission von ihrem bisherigen Sitz am Bundesinstitut für
Risikobewertung an das Max Rubner-Institut verlagert. So ist die Verzahnung
der hier vorhandenen Expertise mit dem neuen Institut von Anfang an
gegeben.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 41 vom 08.02.2019

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Dienstsitz Bonn:
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STANDPUNKT/836: Keine Anerkennung für Putschisten und den versuchten Staatsstreich in Venezuela (Netzwerk Cuba)


Netzwerk Cuba - 2. Februar 2019

Keine Anerkennung für Putschisten und den versuchten Staatsstreich in
Venezuela!



Der rechtmäßig gewählte Präsident der Bolivarischen Republik Venezuela ist
Nicolás Maduro. In Venezuela hat sich am 23. Januar der
Parlamentsabgeordnete Juan Guaidó selbst zum »Übergangspräsidenten« des
südamerikanischen Landes erklärt. Sofort wurde dies von US-Präsident Donald
Trump und mehreren südamerikanischen Regierungen anerkannt. Auch die
deutsche Bundesregierung und die EU haben angekündigt, ihn als
"Präsidenten" anerkennen zu wollen. Dass eine Regierung in Sachen Wahlen
einer anderen Regierung ein Ultimatum stellt, widerspricht jeglichen
internationalen Prinzipien und diplomatischen Gepflogenheiten.

Wir stellen fest: Die Selbsternennung eines Bürgers zum Präsidenten ist ein
Putsch. Die zur Rechtfertigung des Staatsstreichs und zur Anerkennung des
selbsternannten »Präsidenten« Guaidó durch die imperialistischen Staaten
vorgebrachten Argumente sind haltlos. Die Anerkennung eines sich selbst
ernannt habenden Menschen als Präsident verletzt alle relevanten
völkerrechtlichen Grundsätze und demokratischen Prinzipien.

Die Wahl am 20. Mai 2018, bei der Maduro als Präsident der Bolivarischen
Republik Venezuela wiedergewählt worden ist, entsprach dem geltenden
Verfassungs- und Wahlrecht und daher denselben Rahmenbedingungen wie die
Parlamentswahl vom Dezember 2015, die von den Oppositionsparteien gewonnen
wurdeund der auch Guaidó sein Abgeordnetenmandat verdankt.

Mit perverser Scheinheiligkeit werden die Hintergründe der Krise in
Venezuela verschwiegen: durch die Sanktionspolitik der USA und EU wird die
Lage verschärft. Die USA und die EU machen es der venezolanischen Regierung
fast unmöglich, Medikamente, Lebensmittel und Waren des täglichen Bedarfs
einzuführen - deren Fehlen dann ausschließlich Maduro und seinem Kabinett
angelastet wird. Die Kampagne gegen die Regierung der Bolivarischen
Republik Venezuela erinnert an die finstersten Zeiten des offenen
Imperialismus der USA, ihrer Verbündeten und Handlanger gegen zahlreiche
Staaten Lateinamerikas und der Karibik. Unter US-Präsident Trump wird diese
aggressive und rücksichtslose Strategie wieder neu aufgelegt, um die
fortschrittlichen Bewegungen und Regierungen des Kontinents mit allen
Mitteln zu schädigen und zu zerstören.

Wir verurteilen den von den imperialistischen Mächten organisierten
Staatsstreich gegen den verfassungsgemäß gewählten Präsidenten der
Bolivarischen Republik Venezuela, Nicolás Maduro! Wir verurteilen die
Einmischung der USA, der EU, der Bundesregierung und anderer Staaten in die
inneren Angelegenheiten Venezuelas und fordern die sofortige
Wiederherstellung normaler diplomatischer Beziehungen mit der
verfassungsgemäß gewählten Regierung dieses südamerikanischen Landes!

Hände weg von Venezuela!

Resolution der Jahreshauptversammlung

Essen, am 2.02.2019

 * 

Quelle:

Netzwerk Cuba - informationsbüro - e.V.

Weydingerstr. 14-16, 10178 Berlin

E-Mail: info@netzwerk-cuba.de

Internet: www.netzwerk-cuba.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / REDAKTION





ASIEN/916: Afghanistan - reform- und friedensbereit ... (SB)


Afghanistan - reform- und friedensbereit ...



Nach zehn Jahren Krieg zwischen der Mudschaheddin und der Sowjetarmee, 
anschließend 12 Jahren Bürgerkrieg zwischen den Milizen der 
verschiedenen Warlords sowie weiteren 18 Jahren Konflikt zwischen den 
Taliban und der NATO scheint erstmals seit langem der Frieden in 
Afghanistan zum Greifen nahe. Bei seiner diesjährigen Rede zur Lage 
der Nation am 5. Februar hat US-Präsident Donald Trump ein Ende des 
Konflikts am Hindukusch in Aussicht gestellt mit den Worten: "Große 
Nationen führen keine endlosen Kriege" (wenn sie groß bleiben wollen 
- bekanntlich ein Lehrsatz des altchinesischen Philosophen und 
Kriegstheoretikers Sun Tsu). In diesem Zusammenhang verwies Trump 
indirekt auf jene Friedensgespräche, die am 5. und 6. Februar im 
Moskauer Nobelhotel Präsident unter Teilnahme der meisten politischen 
Fraktionen sowie zivilgesellschaftlichen Gruppen einschließlich der 
Taliban und von Ex-Präsident Hamid Karsai stattfanden. Von dort kamen 
ermutigende Signale.

Am Ende der zweitägigen Beratungen verabschiedeten die Teilnehmer der
Moskauer Friedensgespräche eine Neun-Punkte-Erklärung, die künftig als
Grundlage für den innerafghanischen Dialog dienen soll. Zu den in der
Erklärung enthaltenen Prinzipien und Zielen gehören u. a. die
Aufnahme regelmäßiger Gespräche im katarischen Doha, wo die Taliban
seit 2012 ein Verbindungsbüro unterhalten und seit Herbst vergangenen
Jahres mit Vertretern Washingtons offizielle Friedensverhandlungen
führen, die Schaffung eines dauerhaften Friedens, die Bildung neuer
staatlicher Institutionen auf der Grundlage des islamischen Rechts,
der Schutz von Minderheiten sowie die Wahrung von Frauenrechten, der
Abzug aller fremdländischer Streitkräfte aus Afghanistan und die
Garantie, daß afghanisches Territorium niemals wieder von
irgendwelchen "terroristischen" Netzwerken als Rückzugsgebiet benutzt
werden dürfe.

Mit Verlauf und Ergebnis der Gespräche erklärte sich Karsai "sehr
zufrieden" und bedauerte lediglich, daß weder die Regierung von
Präsident Ashraf Ghani noch die USA bei dem Treffen in Moskau
vertreten waren. Sher Mohammad Abbas Stanikzai, der Leiter des
Verbindungsbüros in Katar, der die Taliban-Delegation in Moskau
anführte, bekannte sich vor Journalisten zum Recht von Frauen und
Mädchen auf Bildung, Arbeit und Sicherheit. Er stellte erneut das
Ultimatum der Taliban nach Abzug aller kämpfenden ausländischen
Soldaten, ließ jedoch gleichzeitig die Möglichkeit offen, daß
befreundete Staaten später Ausbilder oder Militärberater nach
Afghanistan entsenden könnten. Die Taliban lehnen einen Verbleib
amerikanischer Elitesoldaten zwecks "Terrorbekämpfung" in Afghanistan
ab, weil sie das als Aufgabe einheimischer Kräfte eines souveränen
Staats sehen. Daß sie ebenso wie die USA und die afghanische Armee die
Terrormiliz Islamischer Staat (IS) für den Feind halten und deren
Anhänger erfolgreich zu bekämpfen wissen, haben sie in den letzten
drei Jahren bewiesen.

Einziger Schönheitsfehler beim großen afghanischen Friedensrat im
Moskau war die bereit erwähnte Nicht-Anwesenheit von Vertretern der
Kabuler Regierung von Präsident Ashraf Ghani. Dies hängt mit der
Haltung der Taliban zusammen, für die Ghani-Administration sowie die
afghanische Armee und Polizei als Erfüllungsgehilfen Washingtons
gelten. Man kann aber davon ausgehen, daß bei der nächsten
Verhandlungsrunde Ende Februar in Doha der amerikanische
Chefunterhändler Zalmay Khalilzad, der wie Karsai, Ghani und die große
Mehrheit der Taliban Paschtune ist, auf eine Einbindung Kabuls in den
afghanischen Friedensprozeß beharren wird. Washington wird keinen
Separatfrieden mit den Taliban abschließen und seine bisherigen
Verbündeten einfach fallenlassen. Genauso wie sie nach außen hin die
militärische Niederlage am Hindukusch nicht eingestehen können, werden
die Amerikaner in Afghanistan auf einen "Frieden mit Würde" drängen.

Die Taliban verhandeln inzwischen aus einer Position der Stärke. Sie
haben bewiesen, daß ihr Durchhaltevermögen größer als das der NATO
ist. Seit die nordatlantische Allianz 2014 mit einer drastischen
Reduzierung ihrer Truppenpräsenz in Afghanistan begonnen hat, fehlt es
Kabuls Armee und Polizei deutlich an Kampfkraft. In den letzten vier
Jahren sind 45.000 Mitglieder der afghanischen Streitkräfte gefallen.
Die Verluste sind in diesem Ausmaß - 2,9 Prozent der kämpfenden Truppe
pro Monat - einfach nicht mehr haltbar. Deshalb suchen Trump und
Khalilzad nach einem Ausweg aus dem Afghanistankrieg, der Washington
das Gesicht wahren läßt. Ghani ziert sich vielleicht noch, doch um
eine Verständigung mit den Taliban kommt auch er nicht mehr herum.

Für ein Gelingen des afghanischen Friedensprozesses ist nicht nur der
Wille zur Versöhnung unter den Afghanen selbst, sondern vor allem eine
produktive Zusammenarbeit der ausländischen Mächte vonnöten. Deswegen
heißt es in der Neun-Punkt-Erklärung von Moskau, man wünsche sich
keine ausländische Einmischung in die afghanische Innenpolitik, dafür
sehr wohl eine aufrichtige Teilnahme der Nachbarländer und der
Großmächte am Wiederaufbau. Bekanntlich pflegt der Iran gute
Verbindungen zur shiitischen Volksgruppe der Hasara, Rußland zu den
Usbeken und Tadschiken, während sich Pakistan quasi als Schutzmacht
der Paschtunen betrachtet.

Aufgrund seiner geographischen Position und seiner Bodenschätze bleibt
Afghanistan weiterhin ein Objekt der Begehrlichkeiten vor allem im
Ringen der beiden Supermächte China und die USA. Leider zeichnen sich
die Beziehungen zwischen diesen Akteuren - zwischen den USA auf der
einen Seite, Iran, Rußland und China auf der anderen sowie zwischen
Pakistan und Indien, das sich spätestens seit 2001 intensiv um Einfluß
bei den Nicht-Paschtunen bemüht - durch Spannungen und zunehmende
Rivalität aus. Mag bei den Afghanen höchste Reform- und
Friedensbereitschaft vorherrschen, für eine endgültige Beilegung des
Kriegs am Hindukusch stehen die geopolitischen Vorzeichen nicht
unbedingt günstig.

8. Februar 2019
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FRAUEN/767: #NiUnaMenos - Der argentinische Staat bleibt untätig (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Argentinien

Fokus: SDGs (Nachhaltigkeitsziele)

#NiUnaMenos: Der argentinische Staat bleibt untätig

Von Leonela Esteve Broun (Corriendo la Voz)



(Buenos Aires, 28. Januar 2019, anred) - Im Jahr 2018 wurden in
Argentinien mindestens 259 Morde an Frauen registriert, so die
Beobachtungsstelle gegen Femizide Mulalá (Observatorio de Femicidios
de Mujeres de la Matria Latinoamericana). Bedauerlicherweise scheint
sich auch im neuen Jahr nichts zu ändern: Nach etwas mehr als 20 Tagen
des Jahres 2019 ist die Zahl der Femizide auf bereits 15 gestiegen.
Der machistischen Gewalt wird kein Einhalt geboten und die
Verantwortlichen, die an dieser schrecklichen Situation etwas ändern
könnten, hören uns nicht zu.

Unter den Tötungen an Frauen in diesem Jahr gibt es zwei Fälle, die in
besonderem Maße die Untätigkeit des Staates offenbaren. Der erste ist
der Fall der 33-jährigen Gisel Romina Varela [1], die in Mar del Plata
von Sergio Alejandro Cejas getötet wurde. Cejas hatte bereits ein
Kontaktverbot wegen geschlechtsbezogener Gewalt. Aber, wie es meistens
in solchen Fällen abläuft, ist die wirklich eingeschränkte Person
nicht der Täter, sondern das Opfer. Es kamen Chats zwischen Gisel und
dem Pförtner ihres Hauses an die Öffentlichkeit, in denen sie ihrem
Ärger über ihre Situation und auch über die Untätigkeit des Staates
Luft machte. "Ich kann doch nicht das Land wegen eines Geisteskranken
verlassen. Das ist nicht gerecht!" schrieb Gisel einige Tage vor ihrem
Tod. Und sie hatte Recht. Es ist nicht gerecht, dass wir Frauen nicht
in Ruhe leben können, so lange sie uns schlagen, uns verfolgen und uns
töten.

Auch der zweite Fall hatte für ein großes Echo in der Öffentlichkeit
gesorgt, denn die Muster des Falls von Gisel wiederholten sich.
Außerdem litt das Opfer, Carla Soggiu, an einem Wasserkopf, was sie
noch verletzlicher im Hinblick auf die ihr widerfahrene Gewalt machte.
Der Körper von Carla wurde am 19. Januar in Riachuelo aufgefunden.
Vier Tage zuvor hatte die Frau den Antipanik-Knopf (botón antipánico)
gedrückt, welchen sie aufgrund der vielen Anzeigen gegen ihren Mann
Sergio Fuentes wegen geschlechtsbezogener Gewalt erhalten hatte.
Diejenigen, die sie schützen sollten haben versagt; sie waren trotz
der Kommunikation mit Carla nicht in der Lage, sie rechtzeitig finden.


Frauen leiden doppelt unter Sparkurs

Das sind keine Einzelfälle. Das Ausbleiben einer Reaktion des Staates
gegenüber der Gewalt an Frauen passt zu dem weltweiten Umgang mit
diesem Problem. Wir haben es derzeit mit einer argentinischen
Regierung zu tun, die sehr weit davon entfernt ist, das Gesetz 26.485
von 2009 zum umfassenden Schutz der Frauen umzusetzen. Stattdessen
trifft uns die Politik der strukturellen Anpassung (política de
ajuste), die die nationale Regierung betreibt, in einem doppelten
Sinne: Nicht nur weil wir diejenigen sind, die am meisten unter der
Armut und der beruflichen Prekarisierung leiden. Sondern auch weil die
Organisationen, welche den Kampf gegen geschlechtsbezogene Gewalt
anführen, im Haushaltsjahr 2019 einen brutalen Sparkurs erleiden
müssen.

Das Nationale Fraueninstitut INAM (Instituto Nacional de Mujeres) wird
18 Prozent weniger Gelder als im letzten Jahr erhalten. Die Mittel für
die Einsetzung des nationalen Aktionsplanes für Prävention, Beratung
und Beseitigung von Gewalt PNA (Plan Nacional de Acción para la
Prevención, Asistencia y Erradicación de la Violencia) werden um ganze
55 Prozent gekürzt und die Finanzierung von Beratungs-Hotlines für
Frauen schrumpft um 24 Prozent.

Wenn wir den gesamten Betrag an Geldern, die dem INAM zur Verfügung
stehen, auf die Menge an Frauen in Argentinien umrechnen, kommen wir
zu einem desillusionierenden Ergebnis: Das Leben einer argentinischen
Frau ist der argentinischen Regierung weniger als zwölf Pesos (30
Cent) wert.

Die Regierungskoalition Cambiemos wird zwar versuchen, sich in der
Öffentlichkeit einen violetten Anstrich zu geben, doch die Zahlen
sprechen für sich. Seit 2015 mobilisieren wir uns unter dem
Motto #NiUnaMenos, weil wir wissen: Solange unsere Regierenden keine
effektiven und realen Maßnahmen mit langfristigen Finanzierungen
einleiten, werden wir Frauen weiter als Bürgerinnen zweiter Klasse
leben und sterben. Wir werden missachtet und in einen Fluss geworfen
oder im Nirgendwo verscharrt. Es wird Zeit dass sie es hören:
Nationaler Notstand für die geschlechtsbezogene Gewalt JETZT!


Anmerkungen:

[1] https://www.infobae.com/sociedad/policiales/2019/01/08/los-mensajes-de-la-policia-asesinada-por-su-ex-pareja-dias-antes-del-ataque-no-me-puedo-ir-del-pais-por-un-enfermo/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/niunamenos-der-argentinische-staat-bleibt-untaetig/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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INFOPOOL / POLITIK / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/2308: Berlin - Helle Panke Veranstaltungen vom 12. und 13. Februar 2019


Helle Panke

Veranstaltungen in der 7. Kalenderwoche 2019



Liebe Leserinnen und Leser,

seit einem Jahrzehnt spüren wir die Folgen der globalen Finanzkrise.
Geld- und wirtschaftspolitische Konsequenzen wurden daraus jedoch kaum
gezogen. Den Finanzmärkten wurden keine notwendigen Regulierungen
auferlegt. So ist der nächste Crash nur eine Frage der Zeit. Gleich
zwei Veranstaltungen beschäftigen sich daher in der kommenden Woche
mit dem Thema: Am Dienstag rekapituliert Axel Troost im Seniorenklub
das Geschehen, und am Mittwoch wird die britische Journalistin Frances
Coppola erklären, was das alles mit dem Mantra vom Sparen zu tun hat.
Ein weiteres Mantra ist das der Rüstung. Das gegenwärtige
Großmachtgehabe zwischen Washington und Moskau um die Aufkündigung der
INF-Verträge sorgt bei der Rüstungsindustrie für Dollarzeichen in den
Augen. Aber auch unabhängig davon erlebt sie momentag goldene Zeiten,
denn Deutschland rüstet fleißig auf, wie uns Lühr Henken am
Dienstagabend aufzeigen wird:


Dienstag, 12. Februar 2019, 10:00 bis 12:00 Uhr

Seniorenklub im Karl-Liebknecht-Haus

Millionen Rettungspakete für die Banken - Null Zinsen für die
Sparer

Referent: Dr. Axel Troost (bis 2017 Mitglied des Bundestages und
finanzpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, Stellvertretender
Vorsitzender der Partei DIE LINKE)

Moderation: Dr. Inge Pardon

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Karl-Liebknecht-Haus, Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin


Dienstag, 12. Februar 2019, 19:00 bis 21:00 Uhr

Europa von links

Deutsche Aufrüstung und kein Ende?

Referent: Lühr Henken (er ist einer der Sprecher des Bundesausschusses
Friedensratschlag und arbeitet in der Berliner Friedenskoordination
mit)

Moderation: Dr. Janeta Mileva

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Mittwoch, 13. Februar 2019, 19:00 bis 21:00 Uhr

Ökonomie jenseits der schwäbischen Hausfrau

Die Stürme des Finanzwesens

Referentin: Frances Coppola ist Autorin des Blogs Coppola Comment
Finance and Economics, Mitarbeiterin von Forbes und schreibt über
finanzpolitische Themen u.a. für den Independent, die Financial Times
und Open Democracy und kommentiert bei der BBC. Sie hat zudem mehrere
Bücher zum Thema publiziert.

Die Veranstaltung ist auf Englisch mit deutscher
Simultanübersetzung.

Moderation: Mathew D. Rose

Eine Veranstaltungsreihe von Helle Panke e.V. in Kooperation mit Brave
New Europe, Rosa-Luxemburg-Stiftung und Netzwerk für plurale Ökonomik.
Medienpartner Oxi.

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


VORSCHAU


Samstag, 9. März 2019, 10:00 - 17:30 Uhr

Konferenz

Die zweite Revolution? - Das Frühjahr 1919 in Deutschland und
Europa

Programm (Stand 8.2.)

Panel 1: Die Schicksale der Revolutionen

Marcel Bois: Revolutionen und Konterrevolutionen am Ende des Ersten
Weltkriegs in globaler Perspektive

Stefan Bollinger: Von den Schwierigkeiten der zweiten
Revolutionen

Diskussion

Kaffeepause

Panel 2: Chancen und Risiken des deutschen Frühlings 1919

Gisela Notz: Politische Positionen und Kämpfe linker
Frauenpolitik

Klaus Wisotzky: Streikbewegungen im Ruhrgebiet 1919

Mario Hesselbarth: Streikbewegungen 1919 in Mitteldeutschland

Mirjam Sachse: Das Ideal der zukünftigen "Staatsbürgerin" -
Einfallstor für ein antirevolutionäres Leitbild?

Mittagspause

Panel 3 Momente der Weltrevolution?

Sebastian Zehetmair: Die revolutionären Ereignisse in München und
Bayern

Béla Bodó: Die Ungarische Räterepublik 1919

Simon Webb: Streikbewegungen 1919 in Großbritannien

Pietro Di Paola: Streikbewegungen 1919 in Italien

Kaffeepause

Abschlusspodium: Revolutionärer Aufbruch und blutige Konterrevolution
in Berlin

Axel Weipert: Rätebewegung und Generalstreik in Berlin 1919

Mark Jones: Gewalteskalation von Herbst 1918 bis Frühjahr 1919

Klaus Gietinger: Die Volksmarinedivision in den militärischen Kämpfen
in Berlin

Moderation: Dietmar Lange

In Kooperation mit dem Bezirksmuseum Lichtenberg.

Kosten: 10,00 Euro / erm. 6,00 Euro (inkl. Versorgung). Wir bitten um
Anmeldung

Ort: Rathaus Lichtenberg, Möllendorffstraße 6, 10367 Berlin


PUBLIKATIONEN

Philosophische Gespräche

Heft 56

Gesellschaftspolitik. Anmerkungen zu Rosa Luxemburg

von: Diethard Behrens: 40 Seiten, 2019, 3 €

hefte zur ddr-geschichte

Heft 148

Die Seminare des ZK der SED mit den Generaldirektoren der Kombinate in
Leipzig ("Mittag-Seminare") 1978 bis 1989

Beiträge von: Klaus Steinitz, Christa Bertag, Karl Döring, Jörg
Roesler, 43 Seiten, 2018, 3 €

Reihe "Pankower Vorträge"

Heft 221: Reformen im Realsozialismus der 60er Jahre und ihre
politischen Konsequenzen (II)

NÖS, Praxisdebatte, Kybernetik und Demokratischer Sozialismus 

Konferenzbeiträge, Teil 2 (Teil 1 erschien als Heft 217), Berlin 2018,
48 Seiten
Konferenzbeiträge, Teil 2
Beiträge von: Boris Kanzleiter, Judith Dellheim, Annette Vogt, Erika
Maier, 48 Seiten, 2018, 3 €

 * 

Zu vielen Veranstaltungen der Hellen Panke entstehen
Heftpublikationen. Jedes dieser Hefte können Sie für 3 Euro (plus Versand)
über die Homepage bestellen. Ein Gesamtverzeichnis aller bisher
erschienenen Hefte und ein AutorInnenverzeichnis finden Sie auf der
Internetseite der Hellen Panke. Dort können Sie auch das umfangreiche
Antiquariat der Hellen Panke einsehen.

Weitere Informationen:

www.helle-panke.de


Öffnungszeiten der Geschäftsstelle

Montag - Donnerstag 14.00 - 17.00 Uhr

 * 

Quelle:

"Helle Panke" e.V. - Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin

Kopenhagener Str. 76, 10437 Berlin

Telefon (030) 47 53 87 24, Fax (030) 47 37 87 75

E-Mail: info@helle-panke.de

Internet: www.helle-panke.de
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





ENERGIE/2357: Altmaier - Die großen Stromautobahnen werden die Lebensadern der Energiewende (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 8. Februar 2019

Altmaier: "Die großen Stromautobahnen werden die Lebensadern der Energiewende. Wir brauchen hier die Unterstützung aller - Bund, Länder, Kommunen. Aber besonders auch der
Bürgerinnen und Bürger vor Ort."



Am 8. Februar 2019 führt Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier
seine dritte Netzausbaureise durch.

Bundesminister Altmaier: "Die Menschen wollen den Ausbau der
erneuerbaren Energien, sie wollen aber auch bezahlbaren und immer
verfügbaren Strom. Das geht nur mit einem Ausbau und einer
Modernisierung der Stromnetze, einer meiner vordringlichsten Aufgaben
dieser Legislaturperiode. Mit meinen Netzausbaureisen mache ich mir
persönlich ein Bild vor Ort und versuche Lösungen zu finden. Mir ist
wichtig zu wissen, was die Bürger davon halten. Ich will zuhören und
gleichzeitig für den Netzausbau werben."

Nachdem Bundesminister Altmaier im letzten Jahr Netzausbauvorhaben in
Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Thüringen und Bayern besucht hat,
liegt der Schwerpunkt diesmal auf dem Vorhaben "Ultranet" in Hessen.
Hierzu wird Bundesminister Altmaier ein Gespräch mit dem hessischen
Staatsminister Al-Wazir führen. Er wird zudem betroffene
Lokalpolitiker treffen und die Leitungssituation in Idstein und
Niedernhausen besichtigen.

Ein besonderes Anliegen ist Bundesminister Altmaier der Bürgerdialog
in Niedernhausen, bei dem er mit den Bürgerinnen und Bürgern vor Ort
ins Gespräch kommen will.

Bei seiner Netzreise nach Hessen wird Bundesminister Altmaier von
seinem neuen Staatssekretär Feicht begleitet, der seit Anfang Februar
im Bundesministerium für Wirtschaft und Energie für die beiden
Energieabteilungen zuständig ist.

Staatssekretär Feicht: "Ich freue mich auf die neuen Aufgaben im
Bundeswirtschaftsministerium. Um Deutschland fit zu machen für die mit
der Energiewende verbundenen Herausforderungen ist ein zügiger
Stromnetzausbau unabdingbar. Ohne ihn werden wir die Klimaschutzziele
nicht erreichen und die Versorgungssicherheit langfristig nicht
gewährleisten. Umso wichtiger ist es, dass wir die Bürgerinnen und
Bürger noch besser miteinbeziehen bei dem was wir tun und vorhaben.
Die Netzreisen von Bundesminister Altmaier leisten hierbei einen
wichtigen Beitrag."

Bundesminister Altmaier hat letzten Sommer seinen "Aktionsplan
Stromnetz" vorgestellt, der von allen Bundesländern begrüßt wird.
Wichtiger Teil des "Aktionsplan Stromnetz" ist die Novelle des
Netzausbaubeschleunigungsgesetzes (NABEG). Das Bundeskabinett hat im
Dezember 2018 den Entwurf beschlossen. Ein zügiger Abschluss des
parlamentarischen Verfahrens ist angestrebt, um die im Gesetzesentwurf
enthaltenen Beschleunigungsmöglichkeiten schnellstmöglich nutzen zu
können. Der Gesetzesentwurf sieht unter anderem eine Verschlankung der
Planungsverfahren bei Neubau und Netzverstärkung in bestehenden
Trassen vor und die vorausschauende Planung für künftige Entwicklungen
der Energiewende, indem bereits heute beim Bau neuer Stromleitungen
zum Beispiel vorsorglich Leerrohre mitverlegt werden können. Wichtig
ist, dass die hohen Umweltstandards, wie zum Schutz vor elektrischen
und magnetischen Feldern, nicht abgesenkt werden. Die Öffentlichkeit
wird weiterhin frühzeitig und umfassend einbezogen.

Daneben sieht das Maßnahmenpaket zum Netzausbau, auf das sich Bund und
Länder beim "Netzgipfel" am 20. September 2018 in Berlin verständigt
haben, unter anderem ein wirksames Controlling für Netzausbaumaßnahmen
vor. Ziel des Controllings ist, mögliche Verzögerungen beim Netzausbau
frühzeitig zu identifizieren und Schritte einzuleiten, um diese zu
verhindern. Im November haben Bund und Länder bei der
Energieministerkonferenz ihre Vorgehensweise abgestimmt. Die zentralen
Akteure sollen an einen Tisch gebracht werden, damit sie Verzögerungen
beim Netzausbau konkret angehen und die Netzgipfel-Ziele erreicht
werden.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 8. Februar 2019

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Öffentlichkeitsarbeit, 11019 Berlin

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de
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INFOPOOL / RECHT / MEINUNGEN





STANDPUNKT/054: Demonstrationsverbot gegen Kurdischen Dachverband NAV-DEM rechtswidrig (Rote Hilfe)


Bundesvorstand Rote Hilfe e.V. - Pressemitteilung vom 07.02.2019

Demonstrationsverbot gegen Kurdischen Dachverband NAV-DEM
rechtswidrig



Im seit März 2018 laufenden Verfahren des Demokratischen
Gesellschaftszentrums der Kurd*innen in Deutschland (NAV-DEM) gegen
Vorwürfe des Innenministeriums wurde am 06.02.2019 das Urteil gefällt: Der
Verband ist weder Teil der PKK noch deren Nachfolgeorganisation und auch
nicht von dieser gesteuert. Deshalb ist NAV-DEM auch keine verbotene
Vereinigung und seine Aktivitäten fallen so auch nicht unter das
Vereinsverbot. Damit konnten alle Behauptungen des Innenministeriums
erfolgreich abgewiesen werden. Doch nicht nur deshalb dürfte das gestrige
Urteil richtungsweisend sein.

Denn die nun zurückgewiesenen Behauptungen waren zur Begründung eines
Demonstrationsverbots im Februar 2018 herangezogen worden, das sich nun
ebenfalls als rechtswidrig erwies. Die Polizei in Düsseldorf hatte die
geplante Demonstration gegen den Krieg in Afrin nicht gestattet und dazu
die angebliche Nähe von NAV-DEM zur PKK herangezogen. Da von seitens der
Versammlungsteilnehmer*innen strafrechtlich relevante Verstöße gegen das
Vereinsgesetz zu erwarten seien, könne die Versammlung nicht stattfinden.
Das Verwaltungsgericht Düsseldorf urteilte nun, dass das Recht der
Versammlungsfreiheit nicht eingeschränkt werden dürfe, weil einzelne
Versammlungsteilnehmer möglicherweise gegen das Vereinsgesetz verstoßen und
die Symbole verbotener Organisationen zeigen könnten. Eventuelle Verstöße
gegen das Strafrecht dürften nicht zu einer Einschränkung der
Versammlungsfreiheit herangezogen werden, so das Gericht weiter.

"Die Rote Hilfe begrüßt das gestern in Düsseldorf gefällte Urteil, das sich
klar gegen die willkürlichen Verbote kurdischer Versammlungen richtet",
erklärt Anja Sommerfeld, Mitglied im Bundesvorstand der Roten Hilfe. "Über
die angebliche Nähe zur PKK oder gar die Diffamierung als verbotene
Vereinigungen soll es Kurd*innen immer wieder unmöglich gemacht werden, von
ihrem Versammlungsrecht und damit dem Recht auf freie Meinungsäußerung
Gebrauch zu machen und über den Krieg in Rojava und der Türkei gegen die
kurdische Minderheit zu informieren oder dagegen zu protestieren. Das ist
inakzeptabel. Mit dem gestrigen Urteil wird solchen Versuchen nun zumindest
theoretisch unmissverständlich Einhalt geboten. Wir hoffen, dass dieses
Urteil endlich richtungsweisend ist und fordern ein Ende der Repression
gegen kurdische Institutionen und Versammlungen."

Die Rote Hilfe ist eine strömungsübergreifende linke
Solidaritätsorganisation, die sich auch für die Rechte der kurdischen und
türkischen Linken in Deutschland einsetzt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 07.02.2019

Bundesvorstand Rote Hilfe e.V.

Bundesgeschäftsstelle, Postfach 32 55, 37022 Göttingen

Telefon: 0551/770 80 08; Fax: 0551/770 80 09

E-Mail: bundesvorstand@rote-hilfe.de

Internet: www.rote-hilfe.de
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SCHACH-SPHINX/06832: Taktikschlacht in Groningen (SB)


Unter allen Partien, die beim Qualifikationswettkampf im holländischen
Groningen im Dezember 1997 gespielt wurden, war keine an Phantasie und
Angriffswut reicher als die zwischen Alexander Beljawksi und Nigel
Short. Bei einem Duell dieser Kategorie erwartet man eigentlich
solides Schach und keine Experimente mit Grenzwertcharakter, aber der
Engländer Short war immer schon ein Wagehals gewesen, wenn es galt,
verwegenen Eröffnungen den Stempel der Spielbarkeit aufdrücken zu
wollen. Und so überraschte er den Ukrainer Beljawksi mit dem
Damenfianchetto - 1.d2-d4 e7-e6 2.c2-c4 b7-b6 3.e2-e4 Lc8-b7 4.Lf1-d3
f7-f5!? Ende der 1970er Jahre war diese Eröffnung in englischen
Kreisen untersucht und angewandt worden. Die Ergebnisse sprachen nicht
für sie. Dennoch hat es immer wiedere Versuche gegeben, sie zu
rehabilitieren. Warum also nicht auf einem Kandidatenmatch, dachte
sich Short. Der Erfolg wäre um so größer gewesen. Indes ließ sich
Beljawksi von Shorts Tollkühnheit nicht an der Nase herumführen. Nach
einem gewaltigen Kampf entstand im heutigen Rätsel der Sphinx eine
Stellung mit schier ausufernden Möglichkeiten. Weiß hat alle seine
Bauern verloren, dafür jedoch in seinen Türmen guten Ersatz erhalten.
Wie so oft in solchen Situationen gab die Anfälligkeit des Königs den
Ausschlag, und der schwarze Monarch stand deutlich bedrohter,
Wanderer. Nach dem nächsten weißen Zug fiel praktisch die
Entscheidung.






[image: SCHACH-SPHINX/06832: Taktikschlacht in Groningen (SB)]



Beljawksi - Short

Groningen 1997


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Rache, nein, das widerspricht Viswanathan Anands hohem moralischen
Kodex, aber geärgert hat er sich dennoch, daß er Karpow nicht mit
1...e4-e3! 2.Tf2-h2 Ta8-a3+ 3.Kc3-b2 Ta3-a2+! 4.Kb2-c3 - 4.Kb2xa2 Dg6-
c2+ 5.Ka2-a1 Th7-a7# - 4...Dg6-c2+ 5.Kc3-d4 Th7-d7+ 6.Kd4xe3 Dc2-d3+
7.Ke3-f2 Dd3xe2+ 8.De1xe2 Ta2xe2+ 9.Kf2-f1 Td7-d1# mattgesetzt hatte.
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





TIERVERSUCH/776: Multiorganchips, Phantommodelle und humane Knochenzellen (tierrechte)


Magazin tierrechte - Ausgabe 3/2018

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V

Multiorganchips, Phantommodelle und humane Knochenzellen

von Dr. Christiane Hohensee und Carolin Spicher



Vom 23. bis zum 26. September fand der jährliche Kongress zu
tierversuchsfreien Verfahren in Linz(1) statt. Dr. Christiane Hohensee
und Carolin Spicher waren für den Bundesverband dabei. Sie berichten
über neue vielversprechende Entwicklungen, die das Potenzial haben,
Tierversuche abzulösen und über ein Projekt des Bundesverbandes, das
auf dem Kongress vorgestellt wurde.

Mit rund 290 Teilnehmern aus 29 Ländern ist der EUSAAT-Kongress der
größte seiner Art zu tierversuchsfreien Verfahren und 3R(2) in Europa.
Mit 169 Vorträgen und 100 Postern informierten Wissenschaftler und
Vertreter aus Industrie und Politik über die neuesten Entwicklungen.
Der Kongress bietet auch eine Plattform, um sich zu aktuellen
Missständen im System und einem zukünftigen Ausstieg zu Tierversuchen
in Europa auszutauschen.


Mehr Ressourcen für Tierschutzbeauftragte

Solange das Ziel noch nicht erreicht ist, Tierversuche zu ersetzen,
ist es unabdingbar, dass alles getan wird, um das Leid der
Versuchstiere zu minimieren. Entsprechend der
EU-Tierversuchsrichtlinie gibt es in Deutschland die Vorgabe, dass
Einrichtungen, die an Tieren forschen, über Tierschutzbeauftragte
sowie Tierschutzgremien oder Ausschüsse verfügen müssen, die als
Experten zu den 3R beraten und Versuchs-Projekte begleiten.

Dr. Susanna Louhimies von der EU-Kommission betonte in ihrem Vortrag
die Wichtigkeit dieser Organe. Carolin Spicher - wissenschaftliche
Referentin beim Bundesverband - berichtete im Anschluss über ein
aktuelles Projekt, das der Bundesverband in Kooperation mit Dr. Jan
Baumgart von der Universität Mainz durchführt. Bei dem Projekt handelt
es sich um eine Umfrage unter Tierschutzbeauftragten und Mitgliedern
der Tierschutzgremien. Ziel war herauszufinden, wie es in der Realität
um deren Stellung in deutschen Forschungseinrichtungen steht. Carolin
Spicher gab einen kurzen Überblick über die ersten Ergebnisse aus über
180 Rückmeldungen. Es gab überraschende Defizite, was den
Kenntnisstand zu 3R angeht und die Antworten machten deutlich, dass es
den Verantwortlichen oft an zeitlichen und finanziellen Ressourcen
fehlt, um ihren Aufgaben gewissenhaft nachzugehen. Der Bundesverband
plant, mit den Ergebnissen Druck auf den Gesetzgeber auszuüben. Es
müssen eine gute Ausbildung und bessere Arbeitsbedingungen
sichergestellt werden.


Zukunftstechnologie: Organoidmodelle

Bei den Neuentwicklungen sind besonders die Multiorganchips
interessant. Wissenschaftler stellten sowohl neue
1-Organ-Entwicklungen als auch 2-Organoidmodelle auf dem Chip vor. In
diesem Jahr stand die Frage im Raum: Sollten die Modelle so einfach
wie möglich sein, um einen Hochdurchsatz zu ermöglichen oder sollten
sie das natürliche Organ in Miniaturformat so deutlich wie möglich in
seiner Kompliziertheit nachbilden? Der Konsens war: es kommt auf die
Zielsetzung an und man braucht am Ende beides.


Maus-Modelle aus dem 3D-Drucker

Eine weitere vielversprechende Zukunftstechnologie ist der 3D-Druck.
Wissenschaftler vom Start-up-Unternehmen Cellbricks haben bereits
Leberläppchen mit kleinsten Gallenkanälchen gedruckt. Auch für
Leberinfektionsmodelle werden so bereits Gewebe nachgebildet. Das neue
Verfahren ermöglicht grundsätzlich auch die Produktion noch weit
komplexerer Strukturen. Forscher arbeiten derzeit an der
dreidimensionalen Nachbildung ganzer Tiere aus Kunstgewebe, in diesem
Falle 3D-Mausphantom-Modellen. Der 3D-Druck wird auch in der Aus-,
Fort- und Weiterbildung genutzt. Die Arbeitsgruppe um Prof. Johanna
Plendl von der veterinärmedizinischen Fakultät der Freien Universität
Berlin entwickelt derzeit den sogenannten SimulRATor, ein
Phantommodell für das Handling kleiner Versuchstiere in der
Ausbildung. Juliane Kuhl von der Technischen Universität Hamburg
stellte zudem ein neues Modell zum Ersatz von Kaninchen für das
chirurgische Training vor. Mit diesem können angehende Chirurgen die
operative Entfernung von Aneurysmen erlernen.


Humane Knochenzelllinien und Wundheilungsmodelle

Spannende neue Verfahren gibt es auch im Bereich der
patientenorientierten medizinischen Forschung. Daniel Seitz von der
Universität Bayreuth stellte beispielsweise eine humane
Knochenzelllinie zum Testen von Knochenimplantaten mit auf- und
abbauenden Knochenzellen vor. Um entzündliche Gelenkerkrankungen
untersuchen zu können, arbeiten Nachwuchswissenschaftler der
Arbeitsgruppe von Prof. Budgereit von der Charité derweil an
Knochen- und Knorpelgewebe in Kombination mit künstlich geschaffener
Gelenkhaut und Gelenkflüssigkeit. In Jena forscht die Arbeitsgruppe um
Dr. Alexander Mosig zu Lungen- und Leberinfektionsmodellen.
Wundheilungshautmodelle, mit denen die Narbenbildung nach Verletzungen
verhindert werden kann, entwickelt eine Arbeitsgruppe an der Freien
Universität Berlin. Für den wichtigen Bereich
Lebensmittelunverträglichkeiten stellte die Firma MatTek aus
Bratislava humane Dünndarmmodelle vor, an denen die Unverträglichkeit
von Weizenproteinen untersucht werden kann.


Tierleidfreier Enzym-Cocktail

Sehr begrüßenswert ist auch die Entwicklung von Dr. Andreas Schiwy von
der RWTH Aachen. Er hat einen biochemischen Ersatz aus menschlichen
Zellen für den sogenannten S9-Mix entwickelt. Derzeit wird dieser noch
aus Rattenlebern gewonnen. Weltweit werden pro Jahr mehr als 12.000
Ratten vergiftet, um ihnen dann zur Enzymgewinnung die Leber zu
entnehmen. Diesen enzymreichen Cocktail brauchen Labors
beispielsweise, um Bakterientests durchzuführen. Diese Tests sind zwar
eine Alternative zum Tierversuch, aber durch den S9-Mix enthalten sie
immer noch verstecktes Tierleid.


Mehr Austausch und Vernetzung

Aber auch außerhalb von Petrischalen, Zellen und Druckern gibt es
Neuerungen: Um Tierversuchsdopplungen zur vermeiden, haben
Wissenschaftler der Universität Utrecht eine Internetplattform
entwickelt, auf der Wissenschaftler vor Beginn ihre
Tierversuchsvorhaben registrieren sollen. Das soll helfen, Versuche
auf einer realistischen Datengrundlage zu planen, da veröffentlichte
Publikationen meist nur positive Tierversuchsergebnisse widerspiegeln,
während negative Ergebnisse in der Schublade verschwinden. Dies kann
zu gefährlichen Fehleinschätzungen bei den zu erwartenden Ergebnissen
führen.




KASTEN: BIOLOGISCHE BARRIEREN - HUMANE MODELLE STATT TIERE





Auf dem Kongress zu biologischen Barrieren, der vom 27. bis 29.
 August in Saarbrücken stattfand und alle zwei Jahre vom
 Helmholtz-Institut für Pharmazeutische Forschung und dem
 Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung ausgerichtet wird, wurden
 ebenfalls neue tierversuchsfreie Verfahren vorgestellt. Ein
 wichtiges Thema waren die immer komplexer werdenden Darm-,
 Lungen- oder Hautmodelle, Plazenta- und Blut-Hirnschrankenkulturen
 sowie in vitro-Krankheitsmodelle. Forscher sind dabei, Bakterien in
 in vitro-Modelle zu integrieren, um Entzündungsprozesse zu
 simulieren.



Ein weiterer Schwerpunkt war die Nanomedizin, die zur Überwindung
 der Barrieren, beziehungsweise gezielten Platzierung des Wirkstoffs
 beitragen soll. Würzburger Forscher haben Lungen-, Darm- und
 Brustkrebsmodelle konstruiert, mit denen monoklonale Antikörper zur
 Krebs-Behandlung eingesetzt werden sollen. Mit integrierten
 Bakterienkulturen in Infektionsmodellen soll untersucht werden, wie
 Bakterien die Barrieren durchdringen. Lungen- und
 Nasenschleimhautmodelle werden genutzt, um Nanopartikel mit
 schleimlösenden Arzneimitteln "zu beladen". Hautmodelle werden zur
 Erforschung der Entwicklung der TseTse-Fliege eingesetzt sowie
 Lungenmodelle in der Tuberkuloseforschung. Vorgestellt wurde auch
 ein Modell der Erbkrankheit Mukoviszidose sowie ein komplexes
 Pankreasmodell aus Frankreich, das der Behandlung von
 Bauchspeicheldrüsenkrebs dienen soll.




Anmerkungen

(1) European Society for Alternatives to Animal Testing (EUSAAT)
veranstaltet jedes Jahr, wenn es keinen Weltkongress zu
Tierversuchsalternativen gibt, einen Fachkongress.

(2) 3R-Prinzip: 1. Replacement = Ersatz des Tierversuchs durch eine
andere Methode; 2. Reduction = Reduktion der Tierzahl im Versuch;
3. Refinement = Verminderung der Schmerzen und Leiden der Tiere im
Versuch. Der Bundesverband lehnt Tierversuche aus ethischen,
medizinischen und methodischen Gründen ab. Er verfolgt den
vollständigen Ausstieg aus dem Tierversuch (Replacement) und die
Anwendung humanspezifischer tierversuchsfreier Verfahren. "Refinement"
und "Reduction" sind zwingend anzuwendende Tierschutzmaßnahmen, bis
das Ende der Tierversuche erreicht ist.

 * 

Quelle:

Magazin tierrechte - Ausgabe 3/2018, S. 16-17

Menschen für Tierrechte

Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Mühlenstr. 7a, 40699 Erkrath
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ATOM/1303: Fonds ohne Boden? (BI Lüchow-Dannenberg)


Bürgerinitiative
Umweltschutz Lüchow-Dannenberg e.V. - Pressemitteilung vom 7. Februar
2018

Fonds ohne Boden?



Wie weit reicht das Geld, das für die Zwischenlagerung und die
Endlagerung hochradioaktiver Abfälle in den 'Atomfonds' eingezahlt
wurde? Mit einem Fragenkatalog hat sich die Bürgerinitiative
Umweltschutz Lüchow-Dannenberg (BI) direkt an den Fonds gewandt, denn
wie sorgfältig, wissenschaftsbasiert und fair mit den nuklearen
Hinterlassenschaften der Atomkraft-Ära in Deutschland umgegangen wird,
ist nicht zuletzt eine Frage des Geldes.

Am 3. Juli 2017 sind die Betreiber der 25 deutschen Kernkraftwerke
ihrer gesetzlichen Verpflichtung nachgekommen und haben insgesamt 24,1
Mrd. Euro auf die Konten einer Stiftung eingezahlt. Der Fonds zur
Finanzierung der kerntechnischen Entsorgung ('Atomfonds') ist eine
Stiftung des öffentlichen Rechts, die die langfristige Finanzierung
der Endlagersuche aber auch die Zwischenlagerung des deutschen
Atommülls sicherstellen soll. Damit ist dieser Fonds die größte
öffentlich-rechtliche Stiftung in Deutschland.

Diese 24,1 Milliarden Euro stellen den Kapitalstock des Atomfonds dar.
Der Fonds hat die Aufgabe, diese Gelder am Kapitalmarkt zu investieren
und mit Hilfe der Kapitalerträge u.a. die Suche nach einem geeigneten
Endlager für hochradioaktive Abfälle und die Zwischenlagerung zu
'vermehren' - ein schwieriges bis aussichtsloses Unterfangen
angesichts der Null- und Niedrigzinspolitik. Die Kosten für die
Atommüllentsorgung - so viel sei jetzt schon klar - beliefen sich aber
auf ein Vielfaches dieser Summe, am Ende müssten die Steuerzahler für
die Atompolitik blechen, moniert BI-Sprecher Wolfgang Ehmke.

Zum Start, im Jahr 2017, machte der Atomfonds gleich Miese: 39 Mio.
Euro wurden als Folge der Niedrigzinspolitik verloren. Die BI möchte
nun wissen, wie die Bilanz für das Jahr 2018 ausfiel. Transparenz
fordert die Umweltinitiative auch für die Mittelvergabe ein: "Auf
welchen Wegen fließt das Geld an die zuständigen bundeseigenen Firmen,
die bundeseigene Gesellschaft für Zwischenlagerung (BGZ) und die
Bundesgesellschaft für Endlagerung (BGE)? Gibt es längerfristige
Haushaltspläne dieser Firmen, wer prüft diese und deren
Arbeitsaufwand? Und welcher Zeithorizont wird durch den Mitteleinsatz
abgesichert?"

BI-Sprecher Ehmke führt ein Beispiel an: "Müssen wir uns vielleicht
eines Tages anhören, dass aus Kostengründen nur ein weiterer Standort
neben Gorleben untertägig untersucht werden kann?"

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 07.02.2019

Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg e.V.

Rosenstr. 20, 29439 Lüchow

Tel. 05841/46 84, Fax: 05841/31 97
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ATOM/1302: Vattenfall will Großteil vom Rückbau des AKW Brunsbüttel in die Elbe entsorgen (Strahlentelex)


Strahlentelex mit ElektrosmogReport 

Unabhängiger Informationsdienst zu Radioaktivität, Strahlung und
Gesundheit

Nr. 766-767 / 32. Jahrgang, 6. Dezember 2018 - ISSN 0931-4288

Atommüll

Einen Großteil des Atommülls vom Rückbau des AKW Brunsbüttel will
Vattenfall in die Elbe entsorgen

von Thomas Dersee



Vattenfall plant einen Abriss des Atomkraftwerks Brunsbüttel, der mit
unnötig hohen Einleitungen radioaktiver Stoffe in die Elbe verbunden
ist. Darauf machen die Bürgerinitiative Brokdorf-akut in Brokdorf und
die BUND-Kreisgruppe Steinburg in Itzehoe in einer Sammeleinwendung
aufmerksam. Die von der Betreiberfirma Vattenfall beantragten
Nuklideinleitungen in die Elbe sind tausendfach höher (außer für
Tritium) als die beim Leistungsbetrieb abgegebenen. Die
Strahlenbelastung beim Rückbau könnte dagegen bei sorgfältiger
Filterung, auch ohne Mehrkosten, nahezu Null sein. Die beantragte
Einleitung von 185 Milliarden Becquerel pro Jahr an radioaktiven
Stoffen (auch Plutonium) in 200 Metern Entfernung vom Deichfuß "zur
besseren Verdünnung" wird abgelehnt. Diese Notmaßnahme zeige, dass
durch die Nuklid-Einleitungen eine erhebliche Gesundheitsgefährdung
von Menschen und Wassertieren besteht. Die Entnahme und Einleitung von
10 Millionen Kubikmetern Elbwasser pro Jahr gefährde zudem angesaugte
Wassertiere und sei in der Höhe unnötig, weil es im AKW Brunsbüttel
nahezu nichts mehr zu kühlen gibt. Die Höhe der Schadstoffeinleitungen
ist von Vattenfall für 20 Jahre in gleichbleibender Höhe beantragt und
sollte besser entsprechend dem Fortgang des Rückbaus reduziert werden,
wird gefordert.


weitere Informationen zum Strahlentelex siehe:

www.strahlentelex.de

 * 

Quelle:

Strahlentelex mit ElektrosmogReport, Dezember 2018, Seite 16
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AKTION/657: Damit Bayerns Artenvielfalt nicht den Bach runter geht (Volksbegehren Artenvielfalt)


Volksbegehren Artenvielfalt - 8. Februar 2019

Gewässerrandstreifen: Damit Bayerns Artenvielfalt nicht den Bach
runter geht

Wichtige Puffer gegen Eintrag von Düngern, Pestiziden und
Bodenmaterial - Volksbegehren macht fünf Meter zur Pflicht



Hilpoltstein / München, 08. Februar 2019 - Gewässerrandstreifen sind
in Deutschland gesetzlich gefordert - am weitestgehenden in
Baden-Württemberg. Nur Bayern besteht auf einer Ausnahmeregelung und
setzt in der Landwirtschaft auf Freiwilligkeit. Mit geringem Erfolg,
wie eine Studie des LBV (Landesbunds für Vogelschutz) zeigt. Der
Gesetzentwurf des "Volksbegehrens Artenvielfalt - Rettet die Bienen!"
fordert eine fünf Meter breite Pufferzone an den Ufern. Sie bildet im
Naturschutzkonzept des Volksbegehrens das Rückgrat eines künftigen
Biotopverbunds in Bayern, stellt einen günstigen Beitrag zum
Hochwasserschutz dar und sichert Wasserqualität und Artenvielfalt.
Auch grundsätzliche Förderperspektiven für Landwirte bleiben erhalten.

Der Eisvogel benötigt einen Ansitz zur Jagd und klares Wasser, in dem
er seine Beute ausmacht. Gewässer mit intakten Uferrandstreifen bieten
dem kleinen Fischer beides. Weil solche Lebensräume selten geworden
sind, ist der Eisvogel in Bayern bedroht. Uferrandstreifen bilden aber
nicht nur ein natürliches Habitat für Fisch- und Kaulquappenjäger. Die
wichtigste Aufgabe der fünf Meter breiten Streifen ist ihre
Pufferfunktion. "Der Randstreifen soll verhindern, dass schädliche
Einträge aus der Landwirtschaft wie Gülle und Pestizide in die
Gewässer gelangen. Weniger Dünger und weniger eingeschwemmter Boden
bedeutet mehr Lebensvielfalt - in Seen, Flüssen und letztlich auch in
den Meeren", so Agnes Becker, die Beauftragte des Volksbegehrens und
stellvertretende Vorsitzende der ÖDP Bayern.

Das Gesetzesvorhaben des Volksbegehrens untersagt die ackerbauliche
oder gartenbauliche Nutzung des Uferrandstreifens in einer Breite von
fünf Metern zum Gewässerrand. Die positive Wirkung solcher Maßnahmen
erkennt auch die bayerische Staatsregierung an. Sie fördert daher mit
Steuergeld die freiwillige Selbstverpflichtung der Landwirte. Bislang
mit wenig Erfolg. Im Rahmen des LBV-Projektes "Lebendige Bäche in
Bayern" wurden in verschiedenen Kommunen des Freistaats komplett alle
Gewässer kartiert und dabei auch der Zustand der Gewässerstreifen.
Laut dieser LBV-Studie aus dem Jahr 2017 zeigt das Prinzip der
Freiwilligkeit für das Anlegen von Gewässerrandstreifen geringe
Wirkung. Bei einer stichprobenartigen Erfassung von 80 Kilometern im
Offenland kartierter Bachstrecke, wiesen nur etwas mehr als 14 Prozent
einen beidseitigen Uferrandstreifen auf - nur ein Viertel davon einen
einseitigen.

Dabei sind die finanziellen Anreize für die Anlage von
Uferrandstreifen hoch. Für die Pufferzonen erhalten Landwirte und
Anrainer einen finanziellen Ausgleich aus gleich mehreren
Teilprogrammen des Kulturlandschaftsprogramms (KULAP). "Trotzdem
stellen wir fest, dass die Freiwilligkeit nicht zum gewünschten Ziel
führt. Da müssen wir gesetzlich nachjustieren", erläutert Dr. Norbert
Schäffer, und der LBV-Vorsitzende setzt fort: "Die bayernweite Anlage
von Gewässerrandstreifen ist ökologisch zwingend geboten, wenn wir die
Artenvielfalt und Wasserqualität in Bayern für zukünftige Generationen
erhalten wollen."

Dazu ist Bayern im Verzug bei wichtigen Maßgaben der
EU-Wasserrahmenrichtlinie. Bis spätestens 2015 waren der Richtlinie
zufolge alle Oberflächengewässer im Freistaat in einen "guten
ökologischen" und "guten chemischen Zustand" zu bringen.
Verschlechterungen sind seither nicht mehr zugelassen. Bayern erfüllt
diese Anforderungen nicht (Stand 2018). "Der Eintrag von Nitraten,
Pestiziden und Schlamm in unseren Bächen und Flüssen muss gestoppt
werden. Denn er schädigt die Artenvielfalt unter der Wasseroberfläche
und führt auch zu wirtschaftlichen Schäden bei Fischern", betont
Richard Mergner, Vorsitzender des BUND Naturschutz in Bayern.

Das Naturschutzgesetz des Volksbegehrens erlaubt auch in Zukunft die
Beweidung und Mahd von Gewässerrandstreifen. Von dem Gesetzentwurf
unbetroffen bleiben auch Be- und Entwässerungsgräben. Gemeinden können
die Uferrandstreifen ihrem Ökokonto zuschreiben und dadurch
Bebauungsvorhaben flexibler gestalten. Landwirte können ihre
Randstreifen in den vom Volksbegehren Artenvielfalt geplanten
Biotop-Verbund einbringen und dadurch neue Fördermöglichkeiten
erschließen. "Für einen erfolgreichen und nachhaltigen Naturschutz
brauchen wir unsere Bäuerinnen und Bauern. Unser Gesetzesentwurf macht
es ausdrücklich möglich, die Landwirtschaft als Partner beim Erhalt
der Artenvielfalt mitzunehmen", so Ludwig Hartmann,
Fraktionsvorsitzender Bündnis 90/Die Grünen im Bayerischen Landtag.

Die Randstreifen vernetzen außerdem Biotope und bereichern das
Landschaftsbild. Mit ihrem standorttypischen Bewuchs - etwa
Weidengrünland, blühenden Hochstauden, Gehölzen oder Röhrichten - sind
sie wichtige Lebens- und Rückzugsräume für viele heimische Pflanzen-
und Tierarten wie eben dem Eisvogel, der Blauflügel-Prachtlibelle oder
der Bachmuschel. Und im Vergleich zu Staumauern, Deichbauten oder
Rückhaltebecken leisten sie auch noch einen kostengünstigen Beitrag zu
einem naturnahen Hochwasserschutz, da sie den schnellen Wasserabfluss
und die Erosion des Bodens verhindern.

Sauberes Wasser ist ein Grundbedürfnis des Menschen. Die
Gewährleistung der Wasserqualität ist damit ein wichtiges Element der
Daseinsvorsorge. Die EU-Wasserrahmenrichtlinie schreibt aus diesem
Grund seit dem Jahr 2000 konkrete Umweltziele für den gesamten Raum
der Europäischen Union vor. Diese werden in Deutschland beinahe
flächendeckend verfehlt. Wegen der hohen Dringlichkeit hat
Baden-Württemberg als erstes Bundesland jetzt sogar sein Wassergesetz
angepasst: Es schreibt seit dem 1. Januar 2019 Uferrandstreifen in der
Breite vor wie sie auch vom Volksbegehren Artenvielfalt - Rettet die
Bienen! für ein neues Naturschutzgesetz in Bayern gefordert werden.


Hintergrund

Über das Volksbegehren Artenvielfalt - Rettet die Bienen!

Das Volksbegehren ist ein Mittel der direkten Demokratie. Es
ermöglicht Bürgerinnen und Bürgern die Einbringung eines
Gesetzesentwurfs in den Bayerischen Landtag. Die erste Hürde ist
überwunden: Knapp 100.000 Menschen haben in der ersten Zulassungsphase
für das Volksbegehren unterschrieben, im Oktober wurde es vom
Innenministerium zugelassen. Jetzt müssen sich vom 31. Januar 2019 bis
zum 13. Februar 2019 eine Million Wahlberechtigte persönlich in den
Rathäusern in Listen eintragen, um das Volksbegehren Artenvielfalt
erfolgreich zu machen. Online ist dies nicht möglich. Zur Eintragung
muss der gültige Ausweis vorgelegt werden. Zum Trägerkreis des
Volksbegehrens Artenvielfalt - Rettet die Bienen! gehören die
Ökologisch-Demokratische Partei Bayern (ÖDP), der Landesbund für
Vogelschutz in Bayern (LBV), das Bündnis 90/Die Grünen Bayern und der
BUND Naturschutz in Bayern. Ein breites gesellschaftliches Bündnis von
mehr als 200 Organisationen, Unternehmen, Verbänden und Parteien
unterstützen diese direktdemokratische Initiative für ein neues
Naturschutzgesetz in Bayern.

Die Kernforderungen des Volksbegehrens Artenvielfalt - Rettet die
Bienen!

Ziel des Volksbegehrens ist es, Regelungen im bayerischen
Naturschutzgesetz zu verankern, die die Artenvielfalt retten. Die
Kernforderungen: die bayernweite Vernetzung von Lebensräumen für
Tiere; die Erhaltung von Hecken, Bäumen und kleinen Gewässern in der
Landwirtschaft; der Erhalt und die Schaffung blühender Randstreifen an
allen Bächen und Gräben; der massive Ausbau der ökologischen
Landwirtschaft; die Umwandlung von zehn Prozent aller Wiesen in
Blühwiesen; die pestizidfreie Bewirtschaftung aller staatlichen
Flächen; die Aufnahme des Naturschutzes in die Ausbildung von Land-
und Forstwirten.

Die Aktionsbündnisse

Bayernweit kämpfen 80 Aktionsbündnisse in den Gemeinden für eine Wende
im bayerischen Naturschutz. Alle Interessierten sind aufgefordert
mitzumachen. Auf der Website des Volksbegehrens Artenvielfalt
www.volksbegehren-artenvielfalt.de findet man die Möglichkeit, Kontakt
aufzunehmen.

Das Artensterben

Wissenschaftliche Studien belegen, dass in Bayern immer mehr Tier- und
Pflanzenarten vom Aussterben bedroht oder bereits verschwunden sind.
Besonders betroffen sind die Insekten, die unter anderem für das
Überleben der Menschheit als Bestäuber von Nahrungspflanzen
existenziell wichtig sind. In Deutschland sind knapp 50 Prozent aller
Bienenarten bestandsbedroht oder bereits ausgestorben, über 75 Prozent
aller Fluginsekten sind nicht mehr da und die Bestände an
Schmetterlingen vielfach sogar noch stärker zurückgegangen, in einigen
Regionen Bayerns teilweise um 70-90 Prozent. Unter anderem in Folge
des Insektenschwundes leben in Bayern nur noch halb so viele Vögel wie
vor 30 Jahren. Diese dramatische Entwicklung will das Volksbegehren
Artenvielfalt stoppen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 08.02.2019
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FORSCHUNG/1495: Munition am Grund der Ostsee (idw)


Johann Heinrich von Thünen-Institut, Bundesforschungsinstitut für
Ländliche Räume, Wald und Fischerei - 07.02.2019:

Gemeinsame Pressemitteilung mit dem Alfred-Wegener-Institut

Munition am Grund der Ostsee

Überwachen,
bergen oder liegenlassen - Forscher geben Handlungsanleitungen und
Entscheidungshilfen



Auf dem Grund der Ostsee liegen große Mengen versenkter Munition als
Hinterlassenschaft des zweiten Weltkriegs - teilweise nicht weit
entfernt von der Küste. Lässt man sie dort liegen und nimmt in Kauf,
dass giftige Substanzen langsam austreten, oder birgt man die Munition
und riskiert, dass die porösen Metallkörper dabei zerbrechen oder gar
explodieren? Vor solchen Fragen stehen Verwaltung und Politik, wenn
zum Beispiel ein neuer Windpark gebaut oder ein Seekabel verlegt
werden soll. Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler haben hierzu im
internationalen Forschungsprojekt DAIMON Entscheidungshilfen
entwickelt und jetzt im Thünen-Institut in Bremerhaven vorgestellt.




[image: Foto: © Thomas Lang/Thünen-Institut]

Warnboje zum Sperrgebiet Kolberger Heide mit angrenzendem Stellnetz
für die Probenahme von Fischen

Foto: © Thomas Lang/Thünen-Institut



Die Menge an konventioneller Munition und chemischer Kampfstoffe wird
allein in deutschen Gewässern auf 300.000 Tonnen geschätzt. Diese
wurden nach dem Krieg entsorgt, ohne sich Gedanken zu machen, welche
Konsequenzen dies für die Umwelt hat. Direkt vor den Toren Kiels zum
Beispiel befindet sich das Munitionsversenkungsgebiet Kolberger Heide -
 ein Sperrgebiet, in dem rund 35.000 t Seeminen und Torpedos in
maximal zwölf Meter Wassertiefe und in Sichtweite zum Strand liegen.
Munition am Meeresgrund entwickelt auch noch Jahrzehnte nach der
Versenkung eine gefährliche Wirkung, wie ein internationales
Forscherteam jetzt herausfand: Die Ergebnisse des Forschungsprojekts
DAIMON (Decision Aid for Marine Munitions) wurden vom 5. bis 7.
Februar 2019 auf der gemeinsamen Abschlusskonferenz des Thünen-und des
Alfred-Wegner-Instituts in Bremerhaven vorgestellt.

Die Forscherinnen und Forscher haben mit großem Aufwand Proben
gewonnen und die Chemikalien analysiert, die aus den Munitionskörpern
austreten. Spuren der Munition wurden in Fischen aus
Munitions-Versenkungsgebieten nachgewiesen. Das gilt für Abbauprodukte
des Sprengstoffs TNT und für Arsen-haltige chemische Kampfstoffe
gleichermaßen. Muscheln, die in der Kolberger Heide in kleinen
Netzkäfigen dem Einfluss der Munition ausgesetzt waren, reicherten
TNT-Abbauprodukte an. Damit ist klar, dass giftige Stoffe aus den
Bomben austreten und von den dort lebenden Organismen aufgenommen
werden. Darüber hinaus konnten die Forscher feststellen, dass TNT für
Muscheln giftig ist und bei Fischen das Erbgut schädigt, was zu
Tumoren führen kann. Die empfindliche Plattfischart "Kliesche" weist
im Munitions-Versenkungsgebiet Kolberger Heide tatsächlich mehr
Lebertumore auf als anderswo. Ein Zusammenhang zwischen lokaler
TNT-Belastung und erhöhter Tumorrate liegt nahe. Die Abbauprodukte von
TNT sind ebenfalls erbgutschädigend, so dass die Organismen selbst
dann noch der Wirkung der Munition ausgesetzt sind, wenn das schnell
abbaubare TNT schon nicht mehr nachweisbar ist.

Die Ergebnisse dieser und anderer Untersuchungen gehen in praktische
und direkt anwendbare Empfehlungen für die Umweltüberwachung und für
den Umgang mit der Munition ein. Wesentliche Produkte des Projekts
DAIMON sind Handlungsanleitungen für die Risikoüberwachung und
-bewertung: Eine direkt anwendbare Methodensammlung aus der
Umweltüberwachung zur Einschätzung von akuter Gefahr für das Ökosystem
durch Munition (DAIMON Toolbox) sowie ein webbasiertes System
(Decision Support System), welches etwa Politikern und Behörden bei
der Entscheidung helfen wird, ob Munitionsobjekte in der Ostsee z.B.
lediglich überwacht oder geborgen werden sollen. Das System wurde
während der Konferenz live demonstriert und stand für interessierte
Anwender zur Verfügung.

Die Abschlusskonferenz war eine gemeinsame Veranstaltung des
Alfred-Wegener-Instituts Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung und des Thünen-Instituts für Fischereiökologie. An der
Konferenz nahmen mehr als 100 Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus
Forschung, Verwaltung, Politik und Industrie teil.

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news710206

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1208

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johann Heinrich von Thünen-Institut, Bundesforschungsinstitut für

Ländliche Räume, Wald und Fischerei - 07.02.2019:

Gemeinsame Pressemitteilung mit dem Alfred-Wegener-Institut

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LUFT/620: Wer arm ist, atmet ungesunde Luft (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 07.02.2019 / Emissionen

Wer arm ist, atmet ungesunde Luft



Grenzwertdebatten verpesten die politische Luft, während die
Gesundheitsgefahren besonders verwundbare Bevölkerungsschichten wie
Kinder treffen. Gleichzeitig haben Rechnungshöfe der EU-Länder
herausgefunden, dass sieben von acht Mitgliedstaaten die
Luftqualitätsrichtlinie der EU nicht vollständig umsetzen.

Bericht der EEA: Der Europäischen Umweltagentur (EEA) zufolge sind vor
allem ärmere Bevölkerungsschichten und wirtschaftsschwache Regionen
von Stickoxiden, Feinstaub und anderen Umweltgefahren wie Lärm und
Hitze betroffen. Gezielte Maßnahmen seien erforderlich, um die Armen,
ältere Menschen und Kinder besser vor Umweltgefahren wie
Luftverschmutzung und Lärmbelästigung und extremen Temperaturen zu
schützen, insbesondere in den östlichen und südlichen Regionen
Europas. Ein am Montag veröffentlichter Bericht der EEA warnt davor,
dass die Gesundheit der schwächsten europäischen BürgerInnen trotz der
allgemeinen Verbesserung der Umweltqualität in Europa
unverhältnismäßig von diesen Gefahren betroffen bleibt.
Umweltgerechtigkeit geht anders.

Die Debatte um Grenzwerte und deren Berechtigung - losgetreten durch
einen offenen Brief von 100 deutschen Lungenärzten - schwelt
unterdessen weiter. Mehrere Umweltschutzorganisationen appellierten an
Bundeskanzlerin Angela Merkel, Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer,
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn und weitere hochrangige Bundes-
und EU-PolitikerInnen, die Gesundheit von EU-BürgerInnen nicht aufs
Spiel zu setzen und die Grenzwerte für Stickoxide und andere
Luftschadstoffe aufrecht zu erhalten oder zu verschärfen. Die
Luftverschmutzung sei eine globale Bedrohung für die Umwelt und ein
Hauptrisikofaktor für schwere chronische Krankheiten wie Krebs,
Herz-Kreislauf- und Atemwegserkrankungen. Allein in Deutschland führe
die Luftverschmutzung laut wissenschaftlichen Erkenntnissen jedes Jahr
zu 62.300 frühzeitigen Todesfällen. Neue Studien zeigten zudem einen
Zusammenhang zwischen Luftverschmutzung und Fettleibigkeit, Diabetes
und neurologischen Erkrankungen. Besonders gefährdet seien Kinder,
ältere Menschen, Arme oder bereits Kranke. Untersuchungen hätten auch
gezeigt, dass ein Mitautor der 100 Unterzeichner des offenen Briefes
Interessenkonflikte habe, da er zuvor für die deutsche
Automobilindustrie gearbeitet habe, und dass ein zweiter Co-Autor ein
Ingenieur sei, kein Lungenarzt.

Mangelnde Umsetzung der Luftqualitätspolitik: Nach Informationen des
Umweltinformationsdienstes ENDS haben Rechnungshöfe herausgefunden,
dass sieben von acht EU-Mitgliedstaaten die Luftqualitätsrichtlinie
der EU nicht vollständig umsetzen. Auch in Nachbarstaaten gibt es noch
viel zu tun, um die Lebens- und Luftqualität zu verbessern. In
ungewöhnlicher Kooperation führten Rechnungshöfe die Umsetzung von
Luftqualitätsgesetzen in 15 Staaten in einem gemeinsamen Bericht
zusammen. Die AutorInnen stellten fest, dass die europäischen
BürgerInnen immer noch schädliche Luft atmen, vor allem aufgrund
schwacher Rechtsvorschriften und schlechter politischer Umsetzung. Die
Empfehlungen zielen darauf ab, die Richtlinie über die Luftqualität zu
stärken und weitere wirksame Maßnahmen der Europäischen Kommission und
der Mitgliedstaaten zu fördern, einschließlich einer besseren
Koordinierung der Politik und der Information der Öffentlichkeit. Der
Bericht fasst den Status Quo in Bulgarien, Estland, Ungarn, den
Niederlanden, Polen, Rumänien, Slowakei und Spanien zusammen. Außerdem
wurden Albanien, Georgien, Israel, der Kosovo, Moldawien, die Schweiz
und Mazedonien untersucht. [jg]



EEA-Bericht "Unequal exposure and unequal impacts"

https://www.eea.europa.eu/publications/unequal-exposure-and-unequal-impacts

Pressemitteilung von HEAL, DUH, Client Earth, EEB et al. und offener
NGO-Brief an die Politik 

https://www.env-health.org/leading-health-groups-gravely-concerned-over-questioning-of-air-science-and-health-protection-standards/https://www.env-health.org/wp-content/uploads/2019/02/19_02_05-Letter-to-German-Gov-on-health-evidence.pdf

ENDS-Artikel über den Bericht der Rechnungshöfe (kostenpflichtig)


https://www.endseurope.com/article/54760/air-quality-audit-finds-eu-member-state-shortcomings

Bericht der Rechnungshöfe

https://www.eca.europa.eu/en/Pages/NewsItem.aspx?nid=11683

 * 

Quelle:

EU-News, 07.02.2019

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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LUFT/619: Stickstoffdioxidbelastung geht 2018 insgesamt leicht zurück (UBA)


Umweltbundesamt - Presse-Information vom 31. Januar 2019

Stickstoffdioxidbelastung geht 2018 insgesamt leicht zurück

NO2-Grenzwert weiterhin in etlichen Städten überschritten, nur noch
eine Überschreitung bei Feinstaub, hohe Ozon-Belastung



Die Stickstoffdioxidbelastung geht in Deutschland insgesamt leicht
zurück. 2018 wurde der Grenzwert für NO2 von 40 µg/ml im Jahresmittel
nach vorläufigen Daten in etlichen deutschen Städten aber nicht
eingehalten. Überschreitungen traten hochgerechnet an rund 39 Prozent
(2017: 45 Prozent) der verkehrsnahen Messstationen auf. Im Mittel ist
die Belastung mit Stickstoffdioxid deutschlandweit mit etwa zwei
Mikrogramm Minderung gegenüber dem Vorjahr aber leicht rückläufig. Das
zeigt die vorläufige Auswertung der Messdaten der Länder und des
Umweltbundesamtes (UBA). Hierbei können nur die 399 Messstationen
berücksichtigt werden, die ihre Daten automatisch an die Ämter melden.
Von 132 Stationen müssen die Daten noch ausgewertet werden, die
Ergebnisse liegen voraussichtlich im Mai 2019 vor. Erst dann kann eine
vollständige Aussage getroffen werden, wie viele Städte den Grenzwert
für NO2 einhalten.

Maria Krautzberger, Präsidentin des UBA: "Der Grenzwert, der seit 2010
eingehalten werden muss, wird immer noch in vielen deutschen Städten
überschritten. Das gefährdet die Gesundheit der dort lebenden
Menschen. Die Hauptquelle ist der Straßenverkehr und hier vor allem
die Diesel-Pkw mit zu hohen Realemissionen. Hier muss endlich
angesetzt werden: Diese Fahrzeuge müssen mit wirksamen Katalysatoren
nachgerüstet werden - auf Kosten der Verursacher, nämlich der
Automobilindustrie. Nur saubere Autos bieten Sicherheit vor drohenden
Fahrverboten. Die Technologie wie auch die rechtliche Regelung zur
Nachrüstung sind da und müssen nun schnell zum Einsatz kommen. Denn
mit den derzeitigen Maßnahmen dauert es einfach zu lange, bis wir
überall saubere Luft haben."




[image: Städteliste: Die höchsten NO2-Werte 2017 im Vergleich mit 2018 - Grafik: © Umweltbundesamt]
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Der Rückgang der mittleren NO2-Konzentrationen an verkehrsnahen
Messstationen um etwa zwei Mikrogramm lässt sich auf mehrere Faktoren
zurückführen: lokale Maßnahmen wie Tempolimits oder
Verkehrsbeschränkungen, regionale bzw. nationale Maßnahmen wie die
Erneuerung der Fahrzeugflotte durch Umtauschprämien oder
Softwareupdates sowie meteorologische Einflüsse, die die Ausbreitung
von Luftschadstoffen begünstigen oder verschlechtern können. Anhand
der Messdaten allein können keine Aussagen getroffen werden, welchen
Beitrag einzelne Maßnahmen zur Minderung haben, da alle genannten
Faktoren gemeinsam die Messergebnisse beeinflussen. Dies ist nur über
detaillierte Berechnungen möglich. Solche Berechnungen liegen für
einzelne Messstationen jedoch nicht vor.

Die Messstationen werden von den Bundesländern nach einheitlichen,
europäischen Regeln aufgestellt. Maria Krautzberger: "Deutschland hält
sich an die Vorgaben, die die EU-Mitgliedstaaten aufgestellt haben.
Die europäische Luftreinhalte-Richtlinie wurde 1:1 in deutsches Recht
umgesetzt. Allein das ist unser Maßstab, und nicht, ob andere Staaten
sich vielleicht nicht an gemeinsam beschlossene Regeln halten."

Feinstaub (PM10): 
Erstmals wurde der seit 2005 einzuhaltende Feinstaubgrenzwert in
keinem Ballungsraum mehr überschritten. Nur an einer industrienahen
Messstation in Nordrhein-Westfalen wurden 36 Tage mit Feinstaubwerten
über 50 µg/ml und damit eine Grenzwertüberschreitung gemessen,
zulässig sind 35 Tage.

Ozon: 
Die Ozonkonzentrationen stiegen 2018 im Vergleich zum Vorjahr an. So
wurde das Langfristziel zum Schutz der Gesundheit (maximal 120 µg/ml
im Mittel über 8 Stunden) im Rekordsommer an allen 265 Stationen
überschritten, und zwar an durchschnittlich 37 Tagen pro Station. Das
ist ungewöhnlich oft und wird - seit 2000 betrachtet - nur vom Sommer
2003 mit durchschnittlich 50 Tagen übertroffen. Besonders
problematisch war dabei, dass die gesundheitsgefährdenden
Ozonkonzentrationen vor allem über einen längeren Zeitraum von Mitte
Juli bis Mitte August 2018 durchgehend und großräumig auftraten. Die
gesundheitlichen Wirkungen von Ozon bestehen in einer verminderten
Lungenfunktion, entzündlichen Reaktionen in den Atemwegen und
Atemwegsbeschwerden. Laut WHO sollten die 8-Stunden-Mittelwerte sogar
den Wert von 100 µg/ml nicht überschreiten. Sie empfiehlt der EU in
einem Gutachten, eine Neubewertung für Ozon vorzunehmen. Maria
Krautzberger: "Ozon entsteht durch Reaktion von Sauerstoff mit anderen
Molekülen, vor allem Stickstoffoxiden und flüchtigen organischen
Verbindungen, z. B. aus Farben, Lacken und Reinigungsmitteln. Deshalb
müssen wir alles daran setzen, die Emissionen dieser
Ozonvorläuferstoffe weiter zu mindern."



Links

NO2: Städte mit Grenzwertüberschreitungen 2017->2018

http://www.umweltbundesamt.de/dokument/no2-staedte-grenzwertueberschreitungen-2017-2018

NO2: Alle Messstationen mit Daten 2018

http://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/358/dokumente/no2_2018.xlsx


NO2-Jahresmittelwerte 2015-2018

https://www.umweltbundesamt.de/dokument/no2-jahresmittelwerte-2015-2018

NO2-Grenzwerte - Hintergrund zur Debatte

http://www.umweltbundesamt.de/themen/luftschadstoffe-hintergrund-zur-derzeitigen

FAQ NO2 und Gesundheit

https://www.umweltbundesamt.de/themen/luft/luftschadstoffe-im-ueberblick/stickstoffoxide/stickstoffdioxid-gesundheitliche-bedeutung-von

Unterschied zwischen Außenluft- und Arbeitsplatzgrenzwert für NO2


https://www.umweltbundesamt.de/themen/unterschied-zwischen-aussenluft

Publikationen

Luftqualität 2018

https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/luftqualitaet-2018

 * 
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UBA-Presse-Information Nr. 04/2019, 31.01.2019
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STADT/490: Projekt "Essbare Biosphärenstadt" Blieskastel ausgezeichnet (UN-Dekade Biologische Vielfalt)


UN-Dekade Biologische Vielfalt - 7. Februar 2019

Mit der naturnahen Gestaltung ungenutzter Flächen zu einer
"Essbaren Biosphärenstadt"

Umweltminister Reinhold Jost verleiht UN-Dekade-Auszeichnung an Stadt
Blieskastel



Blieskastel, 8. Februar 2019 - Blieskastel nutzt Grünflächen und
Areale in der Stadt und außerhalb für die Pflanzung heimischer Nutz-
und Blühpflanzen und die Anlage von Biotopen, die auch heimischen
Tieren Lebensräume bieten. Unter dem Titel "Essbare Biosphärenstadt"
wertet dieses Projekt die Stadt optisch und ökologisch auf, fördert
die Biodiversität und bietet der Bevölkerung Naturerlebnisse vor der
Haustür. Mit dem Titel stellt Blieskastel den engen Bezug zum
Biosphärengebiet Bliesgau heraus. Das Projekt wird heute im Rathaus
Blieskastel zum offiziellen Projekt der UN-Dekade Biologische Vielfalt
ernannt. Die Auszeichnung übernimmt der Minister für Umwelt und
Verbraucherschutz des Saarlandes Reinhold Jost. Gäste der
Veranstaltung sind unter anderem Bürgermeisterin Annelie
Faber-Wegener, Ortsvorsteher Jürgen Trautmann sowie Vertreter aus
Regionalentwicklung, Naturschutz, Verwaltung und Presse.

Das Projekt der Stadt Blieskastel stärkt mit den Blüh- und
Gartenflächen nicht nur die urbane biologische Vielfalt, sondern hebt
auch die Lebensqualität vor Ort. Mit der Haltung von Bienenvölkern und
der Einrichtung eines Bienenlehrpfades wird zudem über die Bedeutung
bestäubender Insekten informiert. Die Öffentlichkeitsarbeit,
insbesondere auch in Schulen und Kindergärten, trägt dazu bei, die
Bürger/innen für den Erhalt und eine nachhaltige Nutzung der
städtischen Naturräume weiter zu sensibilisieren. Die Fachjury der
UN-Dekade Biologische Vielfalt würdigt das vorbildliche Engagement mit
dieser Auszeichnung.

Über die UN-Dekade Biologische Vielfalt

Mit der UN-Dekade Biologische Vielfalt 2011-2020 ruft die
Staatengemeinschaft die Weltöffentlichkeit auf, sich stärker für die
biologische Vielfalt einzusetzen. Sie will die Bedeutung der
Biodiversität für unser Leben und Wirtschaften bewusster machen und
persönliches Handeln zum Schutz und Erhalt der Vielfalt der Arten,
Lebensräume und Gene anstoßen. Hintergrund ist ein kontinuierlicher
Rückgang an Biodiversität in fast allen Ländern der Erde.

In Deutschland werden im Rahmen der UN-Dekade Projekte und Beiträge
ausgezeichnet, die sich in besonderer Weise für die Erhaltung,
nachhaltige Nutzung und Vermittlung der biologischen Vielfalt
einsetzen. Zusätzlich zum regulären Wettbewerb zeichnet die UN-Dekade
seit 2017 im Rahmen des Sonderwettbewerbs "Soziale Natur - Natur für
alle" auch vorbildliche Projekte aus, die das soziale Miteinander
fördern und gleichzeitig einen Beitrag zum Erhalt der biologischen
Vielfalt leisten.

Bewerben können sich Einzelpersonen oder -initiativen, institutionelle
Projektträger wie Verbände, Stiftungen und Unternehmen sowie
staatliche und nicht-staatliche Organisationen. Die Bewerbung erfolgt
über die Webseite der UN-Dekade. Über die Auszeichnung entscheidet
eine Fachjury.

Projektträger

Stadt Blieskastel

Biosphärenbürgergarten

Zweibrücker Straße 1

66440 Blieskastel

http://www.blieskastel.de




Weitere Informationen

Projektvorstellung auf der UN-Dekade-Webseite: 

https://www.undekade-biologischevielfalt.de/index.php?id=49&tx_lnv_pi1%5Bwettbewerb%5D=2334&tx_lnv_pi1%5Baction%5D=show&tx_lnv_pi1%5Bcontroller%5D=Wettbewerb&no_cache=1

 * 

Quelle:

Presseinformation, 07.02.2019

UN-Dekade Biologische Vielfalt

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

E-Mail: presse(at)undekade-biologischevielfalt.de

Internet: www.undekade-biologischevielfalt.de
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STRAHLUNG/104: Bericht zur Umweltradioaktivität 2016 vorgelegt (Strahlentelex)


Strahlentelex mit ElektrosmogReport 

Unabhängiger Informationsdienst zu Radioaktivität, Strahlung und
Gesundheit

Nr. 766-767 / 32. Jahrgang, 6. Dezember 2018 - ISSN 0931-4288

Bericht zur Umweltradioaktivität und Strahlenbelastung im Jahr 2016 vorgelegt

Weiter zunehmende Strahlenbelastungen durch Computertomographien


von Thomas Dersee



Neufassung der Höchstwerteverordnung nach Reaktorunfällen

Den "Bericht zur Umweltradioaktivität und Strahlenbelastung im Jahr
2016" (Bundestagsdrucksache 19/5350 vom 26.10.2018)[2] hat die
Bundesregierung jetzt vorgelegt, beruhend auf Daten des Bundesamtes
für Strahlenschutz (BfS). Demnach hat sich die berechnete jährliche
Gesamtbelastung mit 3,8 Millisievert (mSv) pro Person der Bevölkerung
in Deutschland gegenüber dem Vorjahr nicht verändert. 2016 wurden
dem Bericht zufolge 42.000 hochradioaktive Strahlenquellen
registriert, 2.000 mehr als 2015.

Medizinische Strahlenbelastung:

Die mittlere Anzahl der Computertomographien pro Einwohner und Jahr
hat dem Bericht zufolge zwischen 2007 und 2014 um 40 Prozent
zugenommen. Die mittlere effektive Dosis der Bevölkerung durch
medizinische Strahlenbelastung bildgebender Verfahren beträgt 1,6 mSv
(Daten für das Jahr 2014).

Röntgendiagnostik

Im vorliegenden Bericht werden nochmals Daten der Jahre 2007 bis 2014
zur Röntgendiagnostik ausgewertet. Dabei wird darauf hingewiesen,
dass Abweichungen zu Ergebnissen vorliegen, die in älteren Berichten
präsentiert wurden. Diese beruhten im Wesentlichen auf veränderten
Datenquellen Für den stationären Bereich.

Für das Jahr 2014 wurde für Deutschland eine Gesamtzahl von etwa 140
Millionen Röntgenuntersuchungen abgeschätzt (ohne den
zahnmedizinischen Bereich waren es noch etwa 83 Millionen
Röntgenuntersuchungen). Die mittlere Anzahl von Röntgenanwendungen in
Deutschland lag während des betrachteten Zeitraums 2007 bis 2014
nahezu konstant bei etwa 1,7 pro Einwohner und Jahr. Die Häufigkeit
von zahnmedizinischen Röntgenuntersuchungen (Zähne und Kiefer) nahm
zwischen 2007 und 2014 von etwa 0,6 auf 0,7 Untersuchungen pro
Einwohner zu, was etwa 40 Prozent der Gesamtanzahl aller
Röntgenuntersuchungen entspricht. Röntgenuntersuchungen des Kiefers
machen inzwischen etwa 20 Prozent der zahnmedizinischen
Röntgenuntersuchungen aus. Über den Zeitraum 2007 bis 2014 hat die
Häufigkeit dieser Untersuchungen um etwa 30 Prozent zugenommen.
Neben den Röntgenuntersuchungen im zahnmedizinischen Bereich entfällt
der größte Teil aller Röntgenanwendungen auf konventionelle
Untersuchungen des Skeletts (d.h. Schädel, Schultergürtel,
Wirbelsäule, Beckengürtel, Extremitäten) und auf den Thorax
(Brustkorb).

Die Anzahl der meisten konventionellen Röntgenuntersuchungen hat im
betrachteten Zeitraum abgenommen (z. B. Schädel um ca. 15%, Thorax
um ca. 20%, Wirbelsäule um ca. 20%, Verdauungs- und Urogenitaltrakt
um ca. 30%). Die Häufigkeit von Mammographien nahm infolge der
Einführung des Mammographie-Screening-Programms zwischen 2007 und
2009 um 35 Prozent zu und verläuft - nach anschließender
geringfügiger Abnahme - ab 2011 weitgehend konstant, wird berichtet.

In der Trendanalyse am auffälligsten sei die stetige Zunahme der
Computertomographie (CT-Untersuchungen. Insgesamt habe sich die
Anzahl der CT-Untersuchungen zwischen 2007 und 2014 um etwa 40
Prozent erhöht. Ein noch deutlicherer Anstieg ist auch bei der
Magnetresonanztomographie (MRT) zu verzeichnen, einem bildgebenden
Untersuchungsverfahren, das keine ionisierende Strahlung verwendet
(Zunahme um etwa 55 Prozent). Insgesamt werden immer noch mehr CT-
als MRT-Untersuchungen durchgeführt.

Die mittlere effektive Dosis aus Röntgenuntersuchungen pro Einwohner
in Deutschland beläuft sich für das Jahr 2014 auf circa 1,6
Millisievert (mSv). Über den Beobachtungszeitraum 2007 bis 2014 ist
insgesamt ein ansteigender Trend für die mittlere effektive" Dosis
pro Einwohner und Jahr zu verzeichnen. Dieser Trend ist im
Wesentlichen durch die Zunahme der CT-Untersuchungshäufigkeit und der
damit einhergehenden Zunahme der effektiven Dosis pro Kopf der
Bevölkerung bedingt. Der Anstieg der CT-bedingten pro-Kopf-Dosis fiel
wegen der über die Jahre leicht abnehmenden Dosis pro CT-Untersuchung
mit etwa 30 Prozent etwas moderater aus als die zugehörige Zunahme
der CT-Häufigkeit. Demgegenüber nahm die effektive Dosis pro
Einwohner für die Summe der restlichen Untersuchungsverfahren über
die Jahre 2007 bis 2014 geringfügig ab.

Erwartungsgemäß ist der relative Anteil konventioneller
Röntgenuntersuchungen an der kollektiven effektiven Dosis eher
gering. Die CT und die ebenfalls dosisintensive Angiographie
(einschließlich interventioneller Maßnahmen) tragen dagegen zwar nur
etwa 10 Prozent zu der Gesamthäufigkeit bei, ihr Anteil an der
kollektiven effektiven Dosis betrug im Jahr 2014 jedoch circa 80
Prozent, wird erklärt.

Berufliche Strahlenbelastung: Die mittlere Jahresdosis
exponierter Personen liegt bei 0,47 mSv (Vorjahr: 0,46 mSv).

Strahlenbelastung des Flugpersonals: Die mittlere Jahresdosis
beträgt 2,0 mSv (Vorjahr: 1,9 mSv). Die höchste Jahresdosis des
fliegenden Personals lag bei 6,0 mSv (Vorjahr: 5,7 mSv).

Register hochradioaktiver Strahlenquellen: Es ist eine Zunahme
auf 42.000 registrierte Quellen (Vorjahr: 40.000) von 693
Genehmigungsinhabern (Vorjahr: 684) zu verzeichnen.

Schachtanlage Asse: Bei der Ermittlung der Strahlenexposition
werden für das Berichtsjahr effektive Jahresdosen von 0,05
Mikrosievert (uSv) für Erwachsene und 0,2 uSv für Säuglinge (Vorjahr
0,1 uSv bzw. 0,4 uSv) angegeben.

Kernkraftwerksunfälle: 

Tschernobyl: Jährlich nehmen die
Cäsium-137-Inventare aus dem Unfall um 2 bis 3 Prozent in Boden und
Nahrungsmitteln ab; die Kontamination von Wild und Pilzen ist jedoch
immer noch vergleichsweise hoch, Überschreitungen der Grenzwerte gibt
es teilweise bei Wildschweinfleisch.

Fukushima: Im Berichtsjahr wurden keine erhöhten
Radionuklidkonzentrationen in Deutschland aus dieser Quelle mehr
nachgewiesen.

Elektromagnetische Felder: Ein Schwerpunkt der Forschungs- und
Kommunikationsaktivitäten von BMUB und BfS liegt aktuell beim Ausbau
der Stromnetze, heißt es in dem Bericht. Um bestehende
wissenschaftliche Unsicherheiten in der Risikobewertung zu verringern
und offene Fragen beantworten zu können, würden BMUB und BfS ein
begleitendes Forschungsprogramm zum "Strahlenschutz beim
Stromnetzausbau" mit insgesamt acht Themenfeldern und 36 einzelnen
Forschungsvorhaben durchführen.

Optische Strahlung: Die Verwendung optischer Strahlung
(Laserstrahlung) zu kosmetischen Zwecken und im Wellnessbereich
sowie die deutliche Zunahme von Hautkrebserkrankungen sind Grund für
weitere Forschung und für weitere Optimierung der Risikokommunikation
und Informationsmaßnahmen, wir erklärt. Der UV-Index erreichte im
Juni im Norden und Süden Deutschlands einen Wert von 10, in der Mitte
einen Wert von 9.

Neufassung der Höchstwerteverordnung

Der Bericht weist unter anderem auch auf die "Neufassung der
Euratom-Höchstwerte-Verordnung (VERORDNUNG (Euratom) 2016/52 DES
RATES vom 15. Januar 2016 zur Festlegung von Höchstwerten an
Radioaktivität in Lebens- und Futtermitteln im Falle eines nuklearen
Unfalls oder eines anderen radiologischen Notfalls und zur Aufhebung
der Verordnung (Euratom) Nr. 3954/87 des Rates und der Verordnungen
(Euratom) Nr. 944/89 und (Euratom) Nr. 770/90 der Kommission)"
hin.[3]

Damit sei eine flexible Regelung geschaffen worden, auf deren Basis
die Kommission unter Beteiligung der Mitgliedstaaten im Falle eines
nuklearen Unfalls oder eines anderen radiologischen Notfalls
kurzfristig mittels Durchführungsverordnung europaweit einheitliche
Grenzwerte an Radioaktivität in Nahrungs- und Futtermitteln in Kraft
setzen könne. Lebens- und Futtermittel, die diese verbindlichen
Höchstwerte überschreiten, dürfen dann in der EU nicht mehr verkauft
werden. Die Möglichkeit, unter Berücksichtigung der spezifischen
Umstände des Unfalls ggf. niedrigere Grenzwerte festzulegen, stelle
eine wesentliche Verbesserung gegenüber der früheren Regelung dar,
heißt es. Allerdings besteht umgekehrt auch die Möglichkeit, einem
Mitgliedstaat zu erlauben, auf Grund besonderer Umstände in diesem
Mitgliedstaat für spezielle Lebens- und Futtermittel auch höhere
Werte zuzulassen.

Wesentliche Punkte der neuen Verordnung sind dem Bericht zufolge:

Eine "Flexibilisierung und Optimierung der Grenzwerte." Die neue
Basisverordnung enthält eine spezielle Ermächtigung der Europäischen
Kommission, bei einem radiologischen Notfall in einer
Durchführungsverordnung situationsangemessene optimierte Grenzwerte
festzulegen, die jedoch die maximal zulässigen Werte der Anhänge der
Basisverordnung nicht überschreiten dürfen.

Eine Verzahnung und Harmonisierung der Euratom-Verordnung mit den
allgemeinen EU-Verfahren und Regelungen zur Lebensmittelsicherheit.
Die Euratom-Höchstwerte-Verordnung ist die spezielle Rechtsgrundlage
für die Festsetzung von Radioaktivitätsgrenzwerten für Lebens- und
Futtermittel. Ergänzende Überwachungsmaßnahmen, wie sie auch in den
EU-Durchführungsverordnungen nach Fukushima geregelt wurden, sollen
weiterhin auf der Grundlage der Verordnung (EG) 178/2002 zur
Lebensmittelsicherheit erlassen werden.

Nationale Ausnahmen: Einem Mitgliedstaat kann auf Antrag erlaubt
werden, auf Grund besonderer Umstände in diesem Mitgliedstaat für
spezielle Lebens- und Futtermittel, die in diesem Mitgliedstaat
verzehrt werden, zeitlich befristet höhere Werte zuzulassen. Diese
Ausnahmen müssen unter wissenschaftlichen und gesellschaftlichen
Aspekten gerechtfertigt sein, wird erklärt.

Zugrunde gelegt werden hierbei die Werte, wie sie im Oktober-Heft
2013 des Strahlentelex dokumentiert sind.[4]

Nach der zustimmenden Kenntnisnahme durch den Ausschuss der Ständigen
Vertreter (AStV), die am 10. Dezember 2014 erfolgte, sowie der
Beratung im Europäischen Parlament im Juli 2015 wurde die neue
Verordnung am 15. Januar 2016 vom Rat beschlossen.

Anmerkungen

2. http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/053/1905350.pdf

3. https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32016R0052

4. http://www.strahlentelex.de/Stx_13_642-643_S01-03.pdf


weitere Informationen zum Strahlentelex siehe:

www.strahlentelex.de

 * 
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VERBAND/625: Panda zieht Bilanz (WWF)


WWF Pressemitteilung - 7. Februar 2019

Panda zieht Bilanz

WWF Deutschland legt Jahresbericht vor: Erstmals über 600.000 Förderer
/ Vorstand Brandes: "Wohlstand geht mit Verantwortung einher"



Berlin: Der WWF Deutschland konnte seine Umweltschutzarbeit im
abgelaufenen Geschäftsjahr deutlich ausbauen. Maßgeblichen Anteil
daran hat die wachsende Unterstützung durch die Bevölkerung: Erstmals
in seiner Geschichte konnte der deutsche Arm der Organisation mit dem
Panda-Logo über 600.000 Förderinnen und Förderer hinter sich
versammeln. Das entspricht einem Zuwachs von über 15 Prozent. Auch die
Einnahmen stiegen entsprechend von 77 auf 85 Millionen Euro. "Bei den
Menschen gibt es die immer größer werdende Überzeugung, dass wir die
Umwelt und unsere eigenen Lebensgrundlagen erhalten müssen. Das ist
eine gemeinsame Mammutaufgabe für die ganze Gesellschaft", sagt
Eberhard Brandes, Vorstand beim WWF Deutschland. "Wir freuen uns, dass
wir mit dem großen Rückhalt in der Bevölkerung unseren Teil dazu
beitragen können."

Angesichts der anhaltenden weltweiten Naturzerstörung wachse die
Bedeutung einer starken Zivilgesellschaft. "Wir brauchen nicht weniger
als einen Paradigmenwechsel", so Brandes weiter. "Wir müssen weg vom
Wachstum um jeden Preis, hin zu einem nachhaltigen Umgang mit den
Gütern, die uns unser Planet zur Verfügung stellt. Pro Jahr
verbrauchen wir 70 Prozent mehr natürliche Ressourcen als die Erde in
diesem Zeitraum regenerieren kann. Wenn diese Entwicklung
fortschreitet bräuchten wir 2030 eigentlich zwei Erden, um unseren
Lebensstil aufrechtzuerhalten. Gerade in reichen Ländern wie
Deutschland tragen wir eine besondere Verantwortung. Ob bei
Ressourcenverbrauch, Energieversorgung oder Mobilität - wir müssen
neue Wege gehen, um unsere eigenen Lebensgrundlagen zu sichern und den
nachfolgenden Generationen einen lebenswerten Planeten zu erhalten."

Auf besonders massive Weise zeige sich der sorglose Umgang mit der
Natur in der Vermüllung der Meere. Etwa 150 Millionen Tonnen Plastik
treiben schon heute in den Meeren, jedes Jahr kommen weitere rund acht
Millionen Tonnen hinzu. "Die Plastikkrise hat verheerende Auswirkungen
auf das Leben in unseren Ozeanen. Fische, Schildkröten, Wale und Vögel
verletzen sich oder sterben qualvoll. Doch wir können diese Krise
innerhalb eines Jahrzehnts bewältigen. Dazu kann jeder Einzelne im
Alltag beitragen, aber auch Politik und Wirtschaft sind gefragt", sagt
Eberhard Brandes. Als wichtigen Baustein nennen die Umweltschützer die
sogenannte erweiterte Produzentenverantwortung. Sie legt unter anderem
fest, dass die Erzeuger der Plastikprodukte auch deren umweltgerechte
Entsorgung sicherstellen müssen. Außerdem wirbt der WWF für eine
UN-Konvention, um den Eintrag von Plastik in die Meere bis spätestens
2030 zu stoppen. Bislang fehle einer entsprechenden international
verbindlichen Regelung noch der erforderliche Rückhalt - auch seitens
der deutschen Bundesregierung. Deshalb hat der WWF eine Petition
gestartet: Unter www.wwf.de/stop-plastic rufen die Umweltschützer dazu
auf, dem Anliegen den notwendigen Nachdruck zu verleihen.

Neben Herausforderungen und Krisen gebe es jedoch auch große Erfolge
zu vermelden: In Kolumbien etwa wurde 2018 auch mithilfe des WWF der
weltgrößte Nationalpark in den Tropen geschaffen. Chiribiquete bietet
nun dauerhaft auf einer Fläche größer als die der Niederlande vielen
seltenen Arten Schutz, darunter Jaguar, Rosa-Flussdelfin, Tapir oder
diversen Papageienarten. Zudem grenzt der Nationalpark direkt an die
größte Entwaldungsfront des Landes und kann weiterer Zerstörung
hoffentlich einen Riegel vorschieben, so das Kalkül der
Umweltschützer. Die globale Bedeutung des Vorhabens zeigte sich auch
in der Entscheidung der Unesco, die das Gebiet fast zeitgleich zum
Weltnaturerbe erklärte.

Mit Erleichterung blickt der WWF nach China. Gleich zweimal sorgte die
Volksrepublik 2018 für Aufmerksamkeit in der weltweiten
Artenschutz-Gemeinschaft. Zunächst sollte der Handel mit Tigerknochen
und Nashornhorn von in Gefangenschaft gezüchteten Tieren wieder
legalisiert werden, der bereits seit 1993 verboten war. Der WWF
fürchtete eine weitere Zuspitzung der Wildereikrise, insbesondere in
Afrika. Zwei Wochen später legte die chinesische Regierung auch auf
Betreiben der Umweltschützer die Pläne auf Eis und gab bekannt, die
bereits beschlossene Lockerung vorerst nicht umzusetzen. Der WWF sieht
dies als ein wichtiges Signal an die internationale Gemeinschaft, dass
China weiter an der Bekämpfung des illegalen Wildtierhandels und der
Verringerung der Nachfrage arbeitet. Man werde sich dafür einsetzen,
dass die Reform vollständig abgesagt wird.




Download

WWF-Jahresbericht 2017/2018 als Download [PDF, 10 MB]

https://www.wwf.de/fileadmin/fm-wwf/Publikationen-PDF/WWF-Jahresbericht-2017-2018.pdf
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VERBAND/624: Noch grosse Anstrengung beim Insektenschutz in Mittelfranken notwendig (BN)


BUND Naturschutz in Bayern e.V. - München, 6. Februar 2019

Noch grosse Anstrengung beim Insektenschutz in Mittelfranken
notwendig 

Grüne Bilanz Mittelfranken 2018 - Schwerpunkte 2019



Es besteht dringender Handlungsbedarf, um das dramatische Arten- und
Insektensterben zu bekämpfen. Denn die Folgen für Natur und Umwelt
zeigen sich schon jetzt. Die Nahrungskette vieler Lebewesen wird durch
den Rückgang der Insekten negativ beeinflusst, Vögel oder Eidechsen
werden zum Beispiel immer weniger. Etwa 75 Prozent unserer
Nutzpflanzen sind auf die Insektenbestäubung angewiesen, es drohen uns
Verhältnisse wie in China, wo das schon nicht mehr klappt.
Beunruhigend ist, dass selbst in Naturschutzgebieten ein Rückgang der
Insektenvielfalt festgestellt wurde.

"Das Volksbegehren Artenvielfalt bietet die Möglichkeit einen
wichtigen Schritt beim Insektenschutz zu machen. Mehr
Uferrandstreifen, mehr ökologische Landwirtschaft und ein
Biotopverbund für Bayern sind entscheidende Elemente des
Volksbegehrens. Darüber hinaus brauchen wir allerdings auch eine
ökologische Neuausrichtung der EU-Agrarpolitik und klare Regelungen
für den Flächenschutz in Bayern", so der Ansbacher
Kreisgruppenvorsitzende Paul Beitzer.

"In Mittelfranken haben wir dieselbe Entwicklung wie anderswo auch.
Noch vor Jahrzehnten hat ein Sommerflieder oder Schmetterlingsstrauch
im Garten Unmengen unterschiedlichster Tagfalter angelockt. Heute
beobachtet man selbst an sonnigen Sommertagen oft nur noch einzelne
Tiere oder stundenlang gar nichts. Ein besonders gutes Beispiel ist
die Feldgrille. Wie der Name sagt, war sie früher in
landwirtschaftlichen Nutzflächen verbreitet. Sie versteckt sich bei
Gefahr in einer selbst gegrabenen, flachen Wohnröhre. Heute werden sie
bei der Bewirtschaftung mit schweren Maschinen und Breitreifen einfach
in ihrem Versteck zerquetscht oder mit Pestiziden vergiftet. Im
Gegensatz zu anderen Heuschrecken springen oder fliegen sie nicht
davon. Daher kann man sie fast nur noch in geschützten Gebieten, wie
Kalk- und Sandmagerrasen, finden, wo man ihr lautes Zirpen schon früh
im Jahr hört.", so Wolfgang Dötsch, Insektenexperte aus Nürnberg.

Zwar pflegen alle BN-Kreis- und -Ortsgruppen überall im Land Biotope,
auch die vielen Landschaftspflegeverbände, etliche Kommunen und viele
Landwirte, doch daneben gehen die Lebensräume für Bienen, Falter und
Heuschrecken weiter zurück.

"Wir können Feuchtwiesen für Schmetterlinge und Heuschrecken pflegen,
Streuobstwiesen und Hecken für Grünspechte und Neuntöter pflanzen oder
Tümpel für Libellen und Kröten anlegen. Damit schaffen und retten wir
gerade mal einige kleine Arche-Noah-Flächen. Doch solange in der
Landwirtschaft weiter gespritzt und bis an die Gewässerränder geackert
wird, werden wir das Artensterben nicht aufhalten", so Tom Konopka,
Regionalreferent für Mittelfranken.

Mit dem Volksbegehren Artenvielfalt wollen wir ein neues, besseres
Naturschutzgesetz verankern. Es soll die bayerische Staatsregierung
dazu bewegen, sich mehr als bisher für den Umwelt- und Naturschutz
einzusetzen. Im Kern sollen durch das Volksbegehren folgende Maßnahmen
erreicht werden:


	Ökologische Landwirtschaft auf mindestens 20% der landwirtschaftlichen Flächen bis 2025 und 30% bist 2030 erhöhen.

	Blühende Randstreifen an Gewässern für die Artenvielfalt und das Trinkwasser schützen.

	Alle staatlichen Flächen pestizidfrei bewirtschaften.

	Pestizide in Schutzgebieten ganz verbieten.

	Zehn Prozent aller Wiesen in Blühwiesen umwandeln.

	Hecken, Bäume und kleine Gewässer in der Landwirtschaft erhalten.

	Innerhalb von zehn Jahren 13 Prozent der Landesfläche als Biotopverbund ausweisen.

	Naturschutz in die Lehrpläne einbinden.



Das Volksbegehren richtet sich nicht gegen die Landwirtschaft. Es sind
vielmehr die Bäuerinnen und Bauern, die auch Leidtragende von
politischen Fehlentwicklungen und Fehlanreizen sind. Das Hofsterben
ist ein Symptom falscher Politik, die seit Jahrzehnten auf immer mehr
Wachstum setzte.

Der BUND Naturschutz ruft dazu auf, das Volksbegehren "Rettet die
Bienen und die Artenvielfalt" zu unterstützen. Zwischen 31. Januar und
13. Februar müssen sich zehn Prozent aller bayerischen Wähler in den
Rathäusern für das Volksbegehren eintragen, damit wir alle über ein
besseres Gesetz abstimmen können. Nötig sind fast eine Million
Wahlberechtigte, die sich eintragen!

Weitere Informationen zum Insektenvolksbegehren finden Sie unter:


https://www.bund-naturschutz.de/aktionen/volksbegehren-artenvielfalt.html

Mit Eigentum und Pacht betreut und sichert der BN bayernweit
inzwischen ca. 3.200 Hektar schutzwürdiger Lebensräume, verteilt über
ganz Bayern. Damit knüpfen Tausende im Artenschutz aktive Mitglieder
an einem "Netz des Lebens".

ERFOLGE 2018

Der BN und alle Natur- und UmweltschützerInnen freuen sich über den
Schutz des Riedberger Horns, für das auch die mittelfränkischen
Aktiven intensiv gekämpft haben. Mit dem gewonnenen Bürgerentscheid
konnten Erlanger NaturschützerInnen zusammen mit Bündnispartnern die
besten Ackerböden vor einem 200 Hektar großen Wohngebiet im Erlanger
Westen bewahren.

Die Mia ham's satt!-Demo in München mit 18.000 Menschen - eine Woche
vor der Landtagswahl - zeigte, dass vor allem Themen wie
naturverträgliche Landwirtschaft, Flächenschutz und die Bewahrung der
Artenvielfalt die Menschen bewegen. Aus Mittelfranken waren mehrere
Busse zur Demo gefahren.

Weitere große Erfolge sind die Verhinderung der Ortsumfahrung
Vincenzenbronn durch das Biberttal und die Verhinderung eines
Autohofes bei Baiersdorf an der A 73 im Regnitztal jeweils gemeinsam
mit Bürgerinitiativen. Auch die Ausweisung des Naturschutzgebietes
Pegnitztal-Ost in Nürnberg ist ein großer Erfolg. An der Ickelheimer
Steige wurde nach langen Auseinandersetzungen ein Amphibienleitsystem
eingebaut. Dass der städtische Masterplan Luftreinhaltung Nürnberg die
seit Jahren vertretene Position des BN in Sachen Stickoxide bestätigt,
freut die UmweltschützerInnen sehr.

Die elf mittelfränkischen Kreisgruppen tragen durch konkrete
Naturschutzprojekte, durch Aufklärungsarbeit und durch ihren Einsatz
zum Schutz wertvoller Landschaften vor Zerstörungen zum Erhalt der
Natur und Artenvielfalt in Mittelfranken bei. Bayernweit laufen
derzeit über 40 Modellprojekte mit einem Finanzumfang von mehr als
einer Million Euro für bedrohte Tier- und Pflanzenarten im BN. Dazu
gehören Grundstücksankäufe in der SandAchse Franken über das
Schauackerprojekt in der Kreisgruppe Roth bis Laubfroscherfassung im
Landkreis Neustadt/Aisch-Bad Windsheim.

Besonders freut sich der BN über einen großen Mitgliederzuwachs im
Jahr 2018. Mit zum Jahresende rund 235.000 Mitgliedern und Förderern
erreicht der BUND Naturschutz (BN) den bisher größten Mitgliederstand
seiner 105-jährigen Geschichte (+2,8% gegenüber 2017). In
Mittelfranken verzeichnet der BN einen Mitgliederzuwachs auf 35.100
(+1,0%).

RÜCKSCHLAG 2018

Ein herber Rückschlag für den Naturschutz ist das kategorische Nein zu
einem 3. Nationalpark im neuen Koalitionsvertrag, trotz einer Mehrheit
der Bürgerinnen und Bürger Bayerns, die sich einen dritten
Nationalpark wünschen. An der Erfüllung dieser zentralen Forderung
aller bayerischen Naturschutzverbände werden auch die
mittelfränkischen Kreisgruppen weiter arbeiten. Der Steigerwald steht
hier besonders im Fokus.

SCHWERPUNKTE 2019

Wir wollen bessere Bedingungen für die Natur mit dem Volksbegehren
"Rettet die Bienen" durchsetzen.

Wir wollen erreichen, dass die Pariser Klimaschutzziele in Bayern
umgesetzt werden mit einem Klimaschutzgesetz, der Aufnahme des
Klimaschutzes in die Verfassung und der Abschaffung der 10H-Regel, die
die Windkraft behindert.

Wir wollen das 5-Hektar-Ziel als Höchstgrenze des Flächenverbrauches
verankern, um vom Flächendumping zum Flächenrecycling zu kommen.

Wir wollen mehr Waldwildnis durch 10 Prozent Naturwälder und einen 3.
Nationalpark.

Wir werben für Europa und seine sozial-ökologische Weiterentwicklung
im Rahmen der Europawahl am 26. Mai 2019 und werden politisch aktiver.

 * 
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FORSCHUNG/572: Plastik ist nicht gleich Plastik (idw)


Universität Wien - 07.02.2019

Plastik ist nicht gleich Plastik



Die Ansammlung von Plastikmüll in der Natur ist ein globales Problem.
Trotz der breiten Präsenz dieses Themas in Politik, Wissenschaft und
Gesellschaft besteht kein Konsens darüber, wie Plastikmüll definiert
und kategorisiert wird. Ein europaweites Netzwerk unter der
Beteiligung des Umweltgeowissenschafters Thorsten Hüffer hat nun
erstmalig eine einheitliche Terminologie für die Verschmutzung durch
Plastik vorgeschlagen. Diese geht weit über Größenklassen hinaus und
berücksichtigt auch physikalisch-chemische Eigenschaften von
Polymeren. Das Ergebnis dieser Konsensbildung ist kürzlich in der
renommierten Fachzeitschrift "Environmental Science & Technology"
erschienen.

"In der Forschung zu Plastik in der Umwelt wird sehr viel über
Vereinheitlichung von Methoden zum Beispiel für den Nachweis von Mikro-
oder Nanoplastik diskutiert", sagt Thorsten Hüffer vom Department für
Umweltgeowissenschaften der Universität Wien. Allerdings ist bis heute
nicht vollkommen geklärt, wie diese Stoffe in die Umwelt gelangen. Um
das Plastikproblem in den Griff zu bekommen, ist also eine
Identifizierung der Quellen entscheidend. Neben dem oft gefundenen
Polyethylen, Polystyrol und Polyvinylchlorid gibt es eine Vielzahl
anderer Kunststoffe, die bis heute nicht in Betracht gezogen werden,
jedoch immense Auswirkungen auf Lebewesen haben können - ein
einheitlicher Definitions- oder Kategorisierungsansatz fehlte bislang.

"Hier herrscht noch ein großes Durcheinander, nicht nur bei den
Größenklassen", so Hüffer. Zum Beispiel werden Reifenmaterialien
aufgrund ihres Elastomeranteils klassisch in den
Materialwissenschaften nicht als Plastik definiert. In der Umwelt
können diese kleinen Partikel aus Abrieb von Autoreifen oder als
Recyclingprodukt auf Spiel- und Sportplätzen einen erheblichen Eintrag
von Mikroplastik in die Umwelt darstellen. "Daher war es wichtig einen
breit angelegten Konsens zur Diskussionsgrundlage vorzulegen, der
WissenschafterInnen aus verschiedenen Fachrichtungen, aber auch aus
Behörden zusammenbringt." Eine solche Basis ist für die
Vereinheitlichung von Analysemethoden, die Entwicklung von
Monitoringprogrammen, aber auch für die Vergleichbarkeit von
Effektstudien fundamental.

Plastikforschung in den Umweltgeowissenschaften

Die Forschung zu Plastik in der Umwelt in der Arbeitsgruppe von Thilo
Hofmann beschäftigt sich seit gut fünf Jahren mit dem Thema und
verfolgt eine Vielzahl von interdisziplinären Ansätzen. So untersucht
etwa die 2018 gegründete Forschungsplattform PLENTY - Plastik in der
Umwelt und Gesellschaft - unter der Leitung des Meeresbiologen Gerhard
Herndl die globale Plastikverschmutzung und bewertet die
Umweltauswirkungen sowie die gesellschaftliche Wahrnehmung von
Kunststoffen im täglichen Leben. Dabei steht das Verhalten von
Kunststoffen im Wasser und besonders die darauffolgenden Änderungen
der Partikeleigenschaften durch Alterung und die Auslaugung von
Zusatzstoffen im Zentrum der Forschung.

Auch das Entstehen von sogenanntem sekundärem Mikroplastik - dem
Hauptbestandteil von Plastik in der Umwelt, das durch den Zerfall
verschiedenster Plastikprodukte entsteht - ist ein zentrales
Forschungsthema am Department für Umweltgeowissenschaften. Ein
Forschungsteam unter der Leitung von Thorsten Hüffer untersuchte dazu
im vergangenen Jahr erstmalig die Auslaugung von Zusatzstoffen, die
Alterung der Kunststoffe durch Sonneneinstrahlung und die mechanischen
Einflüsse in einem ufernahen Flussgebiet, die das Entstehen von Mikro-
und Nanoplastik beeinflussen können.

Publikation in "Environmental Science & Technology":

N.B. Hartmann, T. Hüffer, R.C. Thompson, M. Hasselöv, A. Verschoor,
A.E. Daugaard, S. Rist, T. Karlsson, N. Brennholt, M. Cole, M.P.
Herrling, M.C. Hess, N.P. Ivleva, A.L. Lusher, M. Wagner, "Are We
Speaking the Same Language? Recommendations for a Definition and
Categorization Framework for Plastic Debris" Environmental Science &
Technology, Volume 53, Issue 3, 1039-1047. 

DOI: 10.1021/acs.est.8b05297

Originalpublikation:

https://pubs.acs.org/doi/10.1021/acs.est.8b05297

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news710218

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution84

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Wien - 07.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ABFALL/047: Altgeräte aus Europa illegal nach Afrika und Asien verschifft (Greenpeace)


Greenpeace - Presseerklärung vom 7. Februar 2019

Altgeräte aus Europa illegal nach Afrika und Asien verschifft 

Neue Studie von Basel Action Network und Greenpeace zu globalem
Elektroschrott



Altgeräte aus Europa illegal nach Afrika und Asien verschifft
Hamburg, 7.2.2019 - Europäischer Elektroschrott wird trotz
internationaler Verbote in asiatische und afrikanische Länder
exportiert. Dies zeigt eine neue Untersuchung des Basel Action Network
(BAN), an der auch Greenpeace beteiligt ist.

Mitarbeiter der Organisationen rüsteten in zehn EU-Ländern 314 alte
LCD- und Röhrenmonitore, PC und Drucker mit GPS-Peilsendern aus. Nach
der Basel Konvention gilt die ausgewählte Elektronik als gefährlicher
Abfall, da sie Schadstoffe wie Quecksilber, Blei, Zinn und bromierte
Flammschutzmittel enthält. 19 (6 Prozent) der 314 Geräte wurden
exportiert, davon elf in afrikanische und asiatische Länder. BAN
dokumentierte die Reisen des illegalen Elektroschrotts von der Abgabe
an zumeist städtischen Sammelstellen bis zur Entsorgung. "Menschen in
Entwicklungsländern, die Elektroschrott zerlegen, sind
gesundheitsgefährdenden Schadstoffen oft ungeschützt ausgesetzt. Beim
Verbrennen der Geräte können unter anderem hochchlorierte Dioxine
entstehen", sagt Manfred Santen, Chemieexperte von Greenpeace:
"Greenpeace bewertet die Umsetzung der EU-Rücknahmepflicht von
Elektrogeräten als mangelhaft und fordert bessere Kontrollen."

Für die Untersuchung statteten Aktivistinnen und Aktivisten Altgeräte
in Belgien (29 Geräte), Dänemark (20), Deutschland (54),
Großbritannien (39), Irland (24), Italien (48), Polen (20),
Österreich (18), Spanien (45) und Ungarn (17) mit GPS-Trackern aus.
Die meisten Signale stammten von Geräten aus Großbritannien (5
Geräte), gefolgt von Dänemark (3) und Irland (3). In Nigeria kamen 5
Geräte an, eines in Ghana und eines in Tansania. Entsorgte Elektronik
ging außerdem nach Thailand, Hong Kong und Pakistan sowie nach
Rumänien und in die Ukraine. Von den zehn beteiligten Ländern gab es
nur aus Ungarn keine Exporte. Die Altgeräte wurden zwischen dem 15.
April und dem 2. September 2017 mit GPS-Trackern ausgestattet und an
den Sammelstellen abgegeben. Die Ergebnisse liegen nun erst
vollständig vor.

Schlupflöcher im deutschen Schrott: LCD-Monitor reist von Dresden
 nach Thailand

Nach der vorliegenden Untersuchung schneidet das deutsche
Elektro-Recycling im europäischen Vergleich gut ab. 54 Altgeräte
wurden von BAN- und Greenpeace-Aktivisten an Sammelstellen und
Wertstoffhöfen in Köln, Hamburg, Frankfurt, Berlin, Leipzig, Dresden
und München abgegeben. Ein LCD-Bildschirm aus Dresden reiste knapp 11
000 Kilometer zu einer illegalen Mülldeponie etwa 134 km südöstlich
von Bangkok. Dennoch gibt es Lücken im deutschen Recyclingkreislauf:
Hunderttausende Tonnen Elektroschrott landen nach Recherchen der
Deutschen Umwelthilfe jedes Jahr im Restmüll oder vergiften die Umwelt
in Entwicklungsländern. Nach Auswertung der aktuellen Daten legt BAN
eine Hochrechnung von 352 474 Tonnen illegal exportiertem europäischem
Elektroschrott pro Jahr vor. Diese Menge könnte 17 466
Schiffscontainer füllen. Das entspricht nahezu dem Fassungsvermögen
der zu Jahresbeginn havarierten 'MSC Zoe', einem der größten
Containerschiffe der Welt.



Zum Thema auf externen Websites

Report: "Holes in the Circular Economy: WEEE Leakage from Europe"


http://wiki.ban.org/images/f/f4/Holes_in_the_Circular_Economy-_WEEE_Leakage_from_Europe.pdf

 * 

Quelle:

Presseerklärung, 07.02.2019

Herausgeber: Greenpeace e.V., Pressestelle

Hongkongstraße 10, 20457 Hamburg

Tel. 040/306 18-0, Fax 040/30618-100

E-Mail: presse@greenpeace.de; mail@greenpeace.de

Internet: www.greenpeace.de
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GENTECHNIK/225: EU importiert mehr Gentech-Soja aus den USA (Informationsdienst Gentechnik)


Informationsdienst Gentechnik

Nachrichten - 23.01.2019

EU importiert mehr Gentech-Soja aus den USA



Die Europäische Union hat im zweiten Halbjahr 2018 ihre
Sojabohnen-Importe aus den USA mehr als verdoppelt. Die Entwicklung
ging zu Lasten Brasiliens, das stattdessen mehr Bohnen nach China
lieferte. Doch diese Zahlen sagen nicht alles.

Anfang Januar verkündete die EU-Kommission, dass die Einfuhren von
(gentechnisch veränderten) Sojabohnen aus den USA im zweiten Halbjahr
2018 um 112 Prozent zugenommen hätten, verglichen mit dem
Vorjahreszeitraum. Mit einem Anteil von 75 Prozent an den
EU-Sojaimporten seien die USA zum wichtigsten Versorger der Europäer
geworden. Bestimmt war diese Nachricht für US-Präsident Donald Trump.
EU-Kommissionschef Jean Claude Juncker hatte ihm im Juli 2018 eine
Steigerung der Soja-Importe zugesagt, um die Handelsstreitigkeiten zu
entschärfen. Versprechen eingehalten, sollte die Botschaft aus Brüssel
lauten. Doch das ist nur die halbe Wahrheit.

Dass sich die Soja-Importe hin zu US-Bohnen verschoben haben, ist kein
Verdienst einer aktiven EU-Politik. Der Markt reagiert schlicht auf
die Preise. Durch den Handelskrieg mit China verloren die US-Landwirte
ihren Hauptabnehmer für Soja. Dadurch verfielen die Preise für
US-Bohnen drastisch; das machte sie für die europäische
Futtermittelindustrie interessant. Inzwischen wurden auch die
brasilianischen Bohnen billiger. Der Preisunterschied war nach Angaben
der EU zum Jahreswechsel nur noch gering. Weil China die Lieferanten
aus den USA wegfielen, bezog die Volksrepublik Soja im zweiten
Halbjahr 2018 vor allem aus Brasilien. Die Südamerikaner wurden so zum
Nutznießer des US-chinesischen Handelsstreits.

Ganze, unverarbeitete Sojabohnen, deren Importe die EU hervorhob, sind
aber nur ein Teil des Sojamarktes. Die Bohnen werden in der EU
vermahlen, wobei etwa 20 Prozent Öl und 80 Prozent eiweißreicher
Presskuchen anfallen. Die EU importiert aber auch Sojamehl und zwar in
großen Mengen aus Argentinien und Brasilien. Zum Vergleich: Insgesamt
führte die EU im Erntejahr 2017/18 (bis 30. Juni 2018) 14,1 Millionen
Tonnen Sojabohnen und 18,8 Millionen Tonnen Sojamehl ein. Wenn die USA
also den europäischen Sojabohnenimport dominieren, ist das nicht
einmal die Hälfte der gesamten Sojaeinfuhr. Beim Sojamehl spielen die
USA keine Rolle, da die heimische Produktion von den dortigen
Fleischerzeugern benötigt wird. Das relativiert etwas die Bedeutung
der USA als Versorger der EU mit eiweißreichen Futtermitteln.

Der gestiegene Absatz an Sojabohnen in die EU reicht bei weitem nicht
aus, um den Amerikanern den Wegfall des chinesischen Marktes zu
ersetzen. Nach Angaben des US-Landwirtschaftsministeriums USDA
lieferten die USA 2018 (bis Ende November) 584.000 Tonnen Sojabohnen
nach China. Im Jahr davor waren es 20,7 Millionen Tonnen. Durch diesen
Einbruch sank der gesamte Sojaexport der USA (trotz EU-Anstieg) von 36
auf 24 Millionen Tonnen. Die Lager sind also voll, was weiter auf die
Preise drücken dürfte.

Das alles betrifft gentechnisch veränderte Sojabohnen.
Gentechnikfreies Soja kommt weiterhin vor allem aus Brasilien in die
EU und wird zunehmend auch innerhalb der EU geerntet. Hier hat sich
die Anbaufläche seit 2013 verdoppelt: 2018 ernteten die EU-Landwirte
2,8 Millionen Tonnen Soja, vor allem in Rumänien, Frankreich und
Italien, heißt es in einem Bericht der Europäischen Kommission. [lf]



Reuters: Brazil record soy exports to China could expand further
(14.11.2018)

https://www.reuters.com/article/brazil-agriculture-trade/brazil-record-soy-exports-to-china-could-expand-further-official-idUSL4N1XP5YI

EU-Kommission: Focus on EU soya beans imports from US (Grafiken,
07.01.2019)

https://ec.europa.eu/agriculture/sites/agriculture/files/cereals/trade/soya-import-dashboard_en.pdf

Presseinfo der EU-Kommission - Vereinigte Staaten sind wichtigster
Sojabohnen-Lieferant Europas: Einfuhren um 112% gestiegen
(07.01.2019)

http://europa.eu/rapid/press-release_IP-19-161_de.htm

Report from the Commission to the Council and the European Parliament
on the development of plant proteins in the European Union, COM(2018)
757 final (22.11.2018)

https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/food-farming-fisheries/plants_and_plant_products/documents/report-plant-proteins-com2018-757-final_en.pdf

EU Crops Market Observatory: EU Oilseeds balance sheet - overview 
2014-15 to 2018-19

https://circabc.europa.eu/sd/a/6e79ef0c-5192-424c-b23d-a3593ceaff40/Oilseeds_bs_EUROPA.xlsx

Report from the Commission to the Council and the European Parliament
on the development of plant proteins in the European Union, COM(2018)
757 final (22.11.2018)

https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/food-farming-fisheries/plants_and_plant_products/documents/report-plant-proteins-com2018-757-final_en.pdf

Link zu diesem Beitrag beim Informationsdienst Gentechnik

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33553/


weitere Nachrichten des Informationsdienstes Gentechnik: 

Bayer-Pestizid mit Glyphosat in Frankreich verboten, 28.01.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33556/

Glyphosat-Prozesse:
Bayer-Aktien schwanken bei jedem Verfahrensschritt, 31.01.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33558/

Nigeria erlaubt den Anbau gentechnisch veränderter Bohnen,
04.02.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33566/

 * 

Quelle:

Nachricht, 23.01.2019

Informationsdienst Gentechnik

c/o Zs-L Zukunftsstiftung Landwirtschaft

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

Telefon: 030 / 28482304, Fax: 030 / 28482309

E-Mail: info(at)keine-gentechnik(dot)de

Internet: www.keine-gentechnik.de
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ANBAU/176: World Pulses Day 2019 - Eiweißpflanzen mit Zukunft (UFOP)


Union zur Förderung von Oel- und Proteinpflanzen e.V. - 8. Februar
2019

World Pulses Day 2019: Eiweißpflanzen mit Zukunft



Berlin, 8. Februar 2018. Noch gibt es viel Potenzial für sie auf
deutschen Äckern - heimische Körnerleguminosen wie Körnererbsen,
Ackerbohnen, Süßlupinen und auch zur Eiweißgewinnung vorgesehene
Sojabohnen werden derzeit nur auf rund 1,5% Fläche angebaut. Wenn es
nach der Union zur Förderung von Oel- und Proteinpflanzen e. V. (UFOP)
geht, soll sich dies möglichst bald ändern. Denn diese Hülsenfrüchte
sind eine interessante Anbaualternative für Landwirte, die viele
Vorteile für Mensch, Agrarwirtschaft und Umwelt mit sich bringen. Aus
diesem Grund unterstützt der deutsche Verband den am 10. Februar 2019
stattfindenden "World Pulses Day" - den Welttag der Hülsenfrüchte.

Hülsenfrüchte zählen seit Jahrhunderten zu den bedeutendsten
pflanzlichen Eiweißquellen für Mensch und Tier. In Deutschland waren
sie in den letzten Jahrzehnten etwas in Vergessenheit geraten, doch in
jüngster Zeit rücken vor allem Körnererbsen, Ackerbohnen, Süßlupinen
sowie auch heimisch erzeugte Sojabohnen in den Fokus der
Aufmerksamkeit.

Diese bemerkenswerten - auch als Körnerleguminosen bezeichneten -
Kulturpflanzen praktizieren eine ökologisch interessante Symbiose:
Knöllchenbakterien siedeln sich an ihren Wurzeln an und nutzen
Photosyntheseprodukte der Pflanzen für ihren Stoffwechsel. Als
"Gegenleistung" binden die Knöllchenbakterien Stickstoff direkt aus
der Luft und stellen diesen der Leguminose als Nährstoff zur
Verfügung. Jeder profitiert also vom anderen!

Auch die nachfolgenden Ackerkulturen ziehen einen großen Nutzen aus
dem Anbau der Körnerleguminosen. Denn werden die Samen von
Körnererbsen, Ackerbohnen, Süßlupinen und Sojabohnen mit dem
Mähdrescher geerntet, bleiben die Reste der Pflanze und alle Wurzeln
auf dem Feld zurück. Die darin enthaltenen Stickstoff-Vorräte stehen
dann den Nachfrüchten zur Verfügung und machen den sogenannten hohen
Vorfruchtwert von Körnerleguminosen aus.

Die Bedeutung der Körnerleguminosen liegt neben diesen ackerbaulichen
Vorteilen in ihrer Rolle als Lieferant von hochwertigem pflanzlichem
und heimischem Eiweiß, denn der Bedarf daran ist hoch.

Neben dem traditionellen Einsatz in der Nutztierfütterung sehen
Experten in den Körnerleguminosen ein großes Potenzial für neue und
gesunde Lebensmittel. Für Menschen, die auf tierisches Eiweiß als
Zutat in Lebensmitteln verzichten müssen oder wollen, stellen Proteine
aus in Deutschland angebauten Sojabohnen, Körnererbsen, Süßlupinen und
Ackerbohnen eine interessante Alternative dar. Entsprechende Mehle,
Konzentrate und Isolate finden Einsatz beispielsweise in Suppen,
Cremes, Soßen, Eierspeisen, Backwaren, Nudeln, Fertigmenüs, Getränken,
Joghurt, Eis, Sportlernahrung oder in Fleischersatz-Produkten. Neben
dem Eiweiß ist auch die Stärke in verschiedenen Körnerleguminosenarten
ein wichtiger Bestandteil. Bei Körnererbsen wird sie bereits
großtechnisch gewonnen und in Food- sowie Non Food-Anwendungen
genutzt.

Trotz des Anbaus von Raps, der mit Rapsextraktionsschrot das
wichtigste heimische Eiweißfuttermittel liefert, gibt es in
Deutschland nach wie vor einen das Angebot übersteigenden Bedarf. So
beträgt die Eigenerzeugung an Eiweißfuttermitteln in der Europäischen
Union lediglich rund 30 bis 35 Prozent, da sich in den letzten
Jahrzehnten importiertes Sojaschrot als Standard in der
Nutztierfütterung etabliert hat. Die weltweit wichtigsten Anbaugebiete
für Soja sind die USA, Brasilien und Argentinien. Die dort angebauten
Sorten sind heute überwiegend gentechnisch verändert.

Aus Gründen einer nachhaltigen Weiterentwicklung des deutschen
Ackerbaus werden vielfältige Fruchtfolgen und pflanzliches Eiweiß aus
heimischer Erzeugung immer wichtiger. Körnererbsen, Ackerbohnen,
Süßlupinen und Sojabohnen stellen hier eine wertvolle Ergänzung dar.

Kurzinfo UFOP e. V.:

Die Union zur Förderung von Oel- und Proteinpflanzen e. V. (UFOP)
vertritt die politischen Interessen der an der Produktion,
Verarbeitung und Vermarktung heimischer Öl- und Eiweißpflanzen
beteiligten Unternehmen, Verbände und Institutionen in nationalen und
internationalen Gremien. Die UFOP fördert Untersuchungen zur
Optimierung der landwirtschaftlichen Produktion und zur Entwicklung
neuer Verwertungsmöglichkeiten in den Bereichen Food, Non-Food und
Feed. Die Öffentlichkeitsarbeit der UFOP dient der Förderung des
Absatzes der Endprodukte heimischer Öl- und Eiweißpflanzen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 08.02.2019

Union zur Förderung von Oel- und Proteinpflanzen e.V.

Claire-Waldoff-Str. 7, 10117 Berlin

Internet: www.ufop.de
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ANBAU/175: In Zeiten der Dürre - Wasserwiederverwendung in der Landwirtschaft (idw)


ISOE - Institut für sozial-ökologische Forschung, 07.02.2019

Wasserwiederverwendung in der Landwirtschaft: Fallstudien zeigen
Machbarkeit



Wetterextreme wie lang anhaltende Trockenheit stellen die
Landwirtschaft vor neue Herausforderungen. Gefragt sind wassersparende
Bewässerungstechnologien und eine Pflanzenproduktion, die unabhängiger
von langen Trockenperioden agieren kann. Hier bietet sich das
hydroponische Anbauverfahren an, das mit wenig Wasser auskommt. Im
Forschungsprojekt HypoWave wird dieses Verfahren mit speziell
aufbereitetem Abwasser erprobt. Die ersten Fallstudien zeigen die
Machbarkeit dieser wasser- und nährstoffeffizienten
landwirtschaftlichen Produktion.

In Zeiten des Klimawandels, in denen extreme Wetterereignisse wie
Trockenperioden auch in Deutschland zunehmen, werden auch in der
Landwirtschaft Anpassungsmaßnahmen notwendig: Besonders in wasserarmen
Regionen beansprucht die landwirtschaftliche Produktion den Großteil
des vorhandenen Wassers. In der hydroponischen Pflanzenproduktion im
Gewächshaus werden Setzlinge in Gefäßen über eine Nährstofflösung
versorgt. Dabei versickert kein Wasser und es verdunstet deutlich
weniger. Zudem kann die Nährstofflösung zirkulieren.

Optimiert werden kann dieses wassersparende Verfahren noch durch den
Einsatz von speziell aufbereitetem Abwasser. In dem vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) geförderten
Verbundprojekt HypoWave wird diese optimierte Variante seit Herbst
2016 in einer Pilotanlage auf der Kläranlage Hattorf bei Wolfsburg
erprobt. Das interdisziplinäre Forschungsteam hat mit den ersten
beiden Fallstudien nun vielversprechende Ergebnisse veröffentlicht.
Sie zeigen beispielhaft an zwei Regionen - dem Landkreis Gifhorn in
Niedersachsen und der Gemeinde Raeren in Belgien - wie die angepasste
Aufbereitung und Wiederverwendung von kommunalem Abwasser für den
hydroponischen Gemüse- und Schnittblumenanbau gelingen kann. "Für
kleinere Gemeinden von 500 bzw. 1.650 Einwohnerwerte kann hier auf
3.600 bzw. 6.000 m² eine wirtschaftliche Produktion erzielt werden",
sagt Marius Mohr, Koordinator der Fallstudien vom Fraunhofer-Institut
für Grenzflächen- und Bioverfahrenstechnik IGB. "Die Praxispartner
sind an einer Fortsetzung der Kooperation interessiert."

HypoWave-Verfahren hat Potenzial als alternative Anbauform

Die umfangreichen Interviews, die das Forschungsteam mit Akteuren in
den Beispielregionen geführt hat, zeigen die Potenziale für das
HypoWave-Verfahren. Besonders erfreulich sei das Interesse für den
Gemüseanbau mit gereinigtem Abwasser in der Region Gifhorn, wo es
schon Erfahrung im Bereich der Beregnung gebe. "Mit dem Interesse zur
Zusammenarbeit von Kläranlagenbetreibern und Landwirten wird eine
wichtige Hürde für die Wasserwiederverwendung genommen", sagt Martina
Winker, Projektkoordinatorin am ISOE - Institut für sozial-ökologische
Forschung. "Das deutet darauf hin, dass die flexible HypoWave-Systemlösung 
auch in vergleichbaren Regionen das Potenzial als
alternative Anbauform hat."

Voraussetzung dafür ist ein fundiertes Wissen darüber, was bei
Planungsprozessen für die technisch wie wirtschaftlich erfolgreiche
Umsetzung eines hydroponischen Anbauverfahrens mit
Wasserwiederverwendung notwendig ist. Neben gut koordinierten
Partnerschaften zwischen Wasserverbänden, Landwirtschaft und allen
weiteren Beteiligten sind geeignete Geschäfts- und Betreibermodelle
ganz wesentlich. Das zeigen beide Fallstudien - die zweite skizziert
dies nochmals am Beispiel des Wasser- und Nährstoffrecyclings zum
Anbau von Schnittblumen. "Mit Blick auf den großen Absatzmarkt für
Schnittblumen im grenzüberschreitenden EUREGIO-Gebiet könnte das
modulare HypoWave-Verfahren insbesondere für deren Anbau in Teilen
Belgiens interessant sein", bewertet Projektkoordinatorin Martina
Winker die Ergebnisse der Fallstudie für Ostbelgien. "Wir freuen uns
sehr über diese positiven Ergebnisse", ergänzt Fallstudienleiter
Marius Mohr vom IGB, "zeigen sie uns doch, dass die modulare 
HypoWave-Systemlösung auch im europäischen Kontext attraktiv ist."

Das Forschungsprojekt HypoWave

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) unterstützt das
Verbundprojekt "Einsatz hydroponischer Systeme zur
ressourceneffizienten landwirtschaftlichen Wasserwiederverwendung
(HypoWave)" als Teil der Fördermaßnahme WavE. Die Projektpartner im
Forschungsverbund unter der Leitung der Technischen Universität 
Carolo-Wilhelmina zu Braunschweig, Institut für Siedlungswasserwirtschaft
(ISWW), sind das ISOE - Institut für sozial-ökologische Forschung, das
Fraunhofer-Institut für Grenzflächen- und Bioverfahrenstechnik IGB,
die Universität Hohenheim (UHOH), das Julius Kühn-Institut (JKI), der
Abwasserverband Braunschweig (AVB), WEB - Wolfsburger
Entwässerungsbetriebe, ACS-Umwelttechnik GMBH & Co. KG, aquadrat
ingenieure (a2i), aquatectura - studios for regenerative landscapes,
aquatune - Dr. Gebhardt & Co. GmbH, BIOTEC Biologische
Naturverpackungen GmbH und Co. KG sowie Xylem Services GmbH (Xylem).
Die dreijährige Laufzeit von HypoWave endet am 31. August 2019.




HypoWave-Fallstudien zum Download:

Nutzung des Ablaufs eines Klärteichs zur Gemüseproduktion im Landkreis
Gifhorn. Eine HypoWave-Fallstudie. Dr.-Ing. Marius Mohr, Björn Ebert,
Dr. Engelbert Schramm, Dr. Jörn Germer, Dr.-Ing. Grit Bürgow (2018)

http://www.hypowave.de/fileadmin/user_upload/Ergebnisse/Broschueren/HypoWave_Broschuere_Gifhorn_final.pdf

Modulares Wasser- und Nährstoffrecycling zur Schnittblumenproduktion
in der Gemeinde Raeren, Belgien. Eine HypoWave-Fallstudie. Michaela
Fischer, Marc Beckett, Dr.-Ing. Grit Bürgow, Björn Ebert (2018)

http://www.hypowave.de/fileadmin/user_upload/Ergebnisse/Broschueren/HypoWave_Broschuere_Raeren_final.pdf

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.hypowave.de

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news710229

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution699

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

ISOE - Institut für sozial-ökologische Forschung, 07.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/559: Ausbreitung neuer nicht heimischer Pflanzenschädlinge vorhersagen (idw)


Julius Kühn-Institut, Bundesforschungsinstitut für Kulturpflanzen,
Johannes Kaufmann - 06.02.2019

Modellierung
soll Ausbreitung neuer nicht heimischer Pflanzenschädlinge
vorhersagen 

Verbundprojekt "ProgRAMM" unter Leitung des Julius Kühn-Instituts
(JKI) soll Auswirkungen des Klimawandels auf Schadpotenzial invasiver
Arten bestimmen



Pflanzenschädlinge reisen gern. Der Apfelsteckling aus dem Garten der
amerikanischen Tante oder die Drachenfrucht aus Thailand sind perfekte
Mitfahrgelegenheiten rund um den Globus. Trotz eines internationalen
Systems von Kontrollen ist es wegen der immensen global gehandelten
Warenmengen nicht möglich, jede Holzpalette, jeden Container, jede
Frucht und jede Zierpflanze bei der Einfuhr zu überprüfen. So gelangen
immer wieder neue Organismen aus anderen Ländern nach Deutschland oder
in die Europäische Union. Und manche davon können den einheimischen
Pflanzen gefährlich werden. Die Mittelmeerfruchtfliege (Ceratitis
capitata) etwa kann im Obstbau erhebliche Schäden anrichten und gilt
als einer der am weitesten verbreiteten und gefährlichsten Schädlinge
für Kulturpflanzen weltweit. Die aus Afrika stammende Fruchtfliege
verbreitet sich durch den globalen Obsthandel und konnte sich bereits
im südlichen Europa ansiedeln. Auch nach Deutschland wird sie immer
wieder verschleppt. Aufgrund der kalten Winter konnte sich die Art
bisher nicht nördlich der Alpen ansiedeln. Zunehmend mildere Winter
aufgrund des Klimawandels könnten das aber ändern.




[image: Fruchtfliege auf einem Blatt, Nahaufnahme - Foto: Scott Bauer, U.S. Department of Agriculture [Public Domain], via Wikimedia Commons]

Die Mittelmeerfruchtfliege Ceratitis capitata. 

Foto: Scott Bauer, U.S. Department of Agriculture [Public Domain], via
Wikimedia Commons



Das Risiko neuer potentieller Schädlinge für Pflanzen einzuschätzen
und zu bewerten, ist Aufgabe des JKI. Dabei geht es um die Frage, ob
sich ein Organismus hier ansiedeln und Schäden an der heimischen
Pflanzenwelt und Kulturpflanzen verursachen kann. Das Klima spielt
dabei eine entscheidende Rolle. "Wegen des Klimawandels könnten sich
künftig auch vermehrt Arten etablieren, die eigentlich nicht an die
hiesigen klimatischen Bedingungen angepasst sind", erklärt
Projektkoordinatorin Dr. Gritta Schrader vom JKI.

In dem jetzt gestarteten dreijährigen Verbundprojekt "ProgRAMM"
(Proaktive Pflanzengesundheitliche Risikoanalyse durch Modellierung
und Monitoring) soll ein Computermodell erstellt werden, das für die
künftig möglichen Bedingungen infolge des Klimawandels die Regionen
berechnen und abbilden kann, in denen sich neue Schädlinge am ehesten
ansiedeln können. Zugleich wird die dynamische Ausbreitung von sechs
hier nicht heimischen Pflanzenschädlingen, die schon jetzt vom
Klimawandel profitieren, im Freiland beobachtet. Ziel ist, das Modell
auf Basis dieser Beobachtungen kontinuierlich zu prüfen und
anzupassen. All dies soll ermöglichen, geeignete Gebiete in
Deutschland zu identifizieren, um neue Schädlinge künftig frühzeitig
zu entdecken.




Projektpartner und Aufgaben:


	JKI-Fachinstitut für nationale und internationale Angelegenheiten der Pflanzengesundheit: Koordination des Projekts, Erstellung des Modelles für die Schädlinge, Computermodellierung

	JKI-Fachinstitut für Strategien und Folgenabschätzung: Bereitstellung der Wirtspflanzendaten für die Schädlinge

	Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung (PIK): Erarbeitung Klimadaten und -szenarien

	Landwirtschaftliches Technologiezentrum Augustenberg (LTZ): Monitoring bei sechs Modellorganismen (Überprüfung und Anpassung des Modells)



Zum Projekt

Das Projekt wird im Programm zur Innovationsförderung durch das
Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) gefördert.
Projektträger ist die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung
(ptble). Es läuft bis Mitte Oktober 2021.



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.julius-kuehn.de/presse/pressemeldung/news/pi-nr-6-modellierung-soll-ausbreitung-neuer-nicht-heimischer-pflanzenschaedlinge-vorhersagen/

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news710193

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution248

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Julius Kühn-Institut, Bundesforschungsinstitut für Kulturpflanzen - 06.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STATISTIK/031: Anteil der Ökoflächen in der EU wächst leicht (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 06.02.2019 / Landwirtschaft & Gentechnik

Anteil der Ökoflächen in der EU wächst leicht



2017 sind in der Europäischen Union 7 Prozent der landwirtschaftlich
genutzten Flächen ökologisch bewirtschaftet worden. Insgesamt sind es
nach Angaben des Statistischen Amtes der Europäischen Union (Eurostat)
rund 12,6 Millionen Hektar.

In den Jahren 2012 bis 2017 hat die Ökolandbaufläche demnach etwa um
ein Viertel zugenommen. Dabei sind Eurostat zufolge auch schon die
Flächen berücksichtigt, die sich im Berichtsjahr noch in der
Umstellung befanden.

Spitzenreiter unter allen 28 Ländern war mit 23,4 Prozent Österreich.
Es folgten Estland mit 19,6 und Schweden mit 19,2 Prozent. Den vierten
Platz nahm Italien mit 14,9 Prozent ökologisch bewirtschafteter Fläche
ein. Dicht dahinter kamen Tschechien, Lettland und Finnland.

In den übrigen EU-Mitgliedsländern lag der Anteil der ökologischen
Anbaugebiete unter der 10-Prozent-Marke. Deutschland lag 2017 mit
einem Anteil von 6,8 Prozent sogar knapp unter dem EU-Durchschnitt.

Die osteuropäischen Mitgliedstaaten holen inzwischen auf, wie die
Anzahl der bäuerlichen Betriebe, die umstellen, belegt. So
verzeichneten Bulgarien, Kroatien, Ungarn und Rumänien 2017 gemessen
an der bisherigen Ökofläche den höchsten Zuwachs bei der Umstellung.
Von der gesamten Ökofläche in der EU entfielen im Berichtsjahr 44,5
Prozent auf Ackerland und 44,4 Prozent auf Dauergrünland. Auf den
verbleibenden gut 11 Prozent wachsen Dauerkulturen wie Obst und Wein.
[mbu]



Eurostat zu ökologischer Anbaufläche (ab 2012)

https://ec.europa.eu/eurostat/web/products-datasets/-/org_cropar

Statistisches Bundesamt zu ökologischer Anbaufläche

https://www.destatis.de/Europa/DE/Thema/LandForstwirtschaft/Oeko.html

 * 

Quelle:

EU-News, 06.02.2019

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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KLIMA/685: Globale Wandlungen - vermehrte Nahrungsmitteleinbrüche ... (SB)




Die Zahl der sogenannten "food shocks", bei denen es in bestimmten
Regionen zu Einbrüchen der Nahrungsversorgung kommt, hat in den
letzten Jahrzehnten sowohl an Land als auch in den Meeren sowie in
Aquakulturen zugenommen. Ausgelöst werden diese Einbrüche durch
bewaffnete Konflikte, Dürren, Überschwemmungen und andere
Naturkatastrophen, aber auch durch Schädlingsbefall, Krankheiten
sowie weitere Faktoren. Im Hintergrund vieler dieser Einbrüche steht
der Klimawandel, da er bewaffnete Konflikte verschärft,
Extremwetterereignisse verstärkt und bestehende Produktionssysteme
gefährdet. Nachdem die Zahl der weltweit Hungernden seit der globalen
Lebensmittelkrise 2007/2008 jahrelang stetig abgenommen hatte, wird
inzwischen im dritten Jahr in Folge wieder ein Anstieg verzeichnet.
Das ist ein Hinweis darauf, daß solche "food shocks" ein vermehrt
auftretender Begleiter des Klimawandels sein werden.

Angesichts von 842 Millionen Menschen, die nach UN-Angaben
gegenwärtig hungern, und zwei Milliarden Menschen, die unterernährt
sind, müßte man eigentlich von einem weltumspannenden
Dauerschockzustand sprechen. Regionale "food shocks" zu untersuchen
könnte zu einer Verkennung des fundamentalen Charakters der
existentiellen Notlage beitragen, in der rund ein Drittel der
Menschheit steckt. Doch handelt es sich letztlich um zwei
verschiedene Dinge. Unter einem Schock wird in diesem Zusammenhang
der "plötzliche" Verlust der Nahrungsmittelproduktion verstanden und
nicht beispielsweise der chronische Mangel an Nahrung oder das
absehbare Auftreten der "lean season", also der mageren Zeit, die
häufiger bei afrikanischen Subsistenzbauern zwischen dem Verbrauch
der eigenen Vorräte und dem Beginn der neuen Ernte eintritt und die
in der Regel mit Hunger verbunden ist.

In der im Journal "Nature Sustainability" veröffentlichten Studie [1]
unter anderem der Universität von Tasmanien wird berichtet, daß die
"zunehmende Schockhäufigkeit (...) für sich genommen ein Problem der
Ernährungssicherheit" darstellt. Jene Einbrüche seit 2010 in Afrika
und dem Mittleren Osten hätten entscheidend zum Anstieg der
Hungerkurve beigetragen. Unter anderem aus den Statistiken der FAO,
der Lebensmittel- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten
Nationen, hat die Forschergruppe über einen Zeitraum von 53 Jahren
(1961 - 2013) 226 Nahrungsmittelschocks in 134 Ländern ausfindig
gemacht. 22 dieser Länder erlebten innerhalb eines Zeitraums von fünf
Jahren mehrere Einbrüche.

Solche Einbrüche der Nahrungsmittelversorgung hängen oftmals
zusammen, so daß der plötzliche Verlust in einem Sektor einen
ebensolchen Verlust in einem anderen Sektor nach sich zieht, aber
nicht zwingend noch im selben Jahr. Klimatische Bedingungen gelten
als Hauptfaktor, der die Ernährungssicherheit der Menschen gefährdet.
An zweiter Stelle bewaffnete Konflikte. Aber auch die Geopolitik
erzeugt Schocks. So erlebte Albanien nach dem Ende sowjetischer
Subventionen und dem Wegbrechen seiner Exportmärkte durch die
Auflösung des Rats für gegenseitige Wirtschaftshilfe im Jahr 1991
erhebliche Produktionsrückgänge beim Getreideanbau, bei der Fischerei 
und bei Aquakulturen.

Der Beginn des seit Jahren anhaltenden Syrienkonflikts fällt genau
in eine Zeit, in der das Land eine Extremdürre erlebt hatte. Daß dann
lokale Unruhen in einen Flächenbrand auswuchsen, hatte mit der
damaligen Zeit des sogenannten Arabischen Frühlings, aber auch mit
der Konfliktverschärfung im Mittleren Osten in Folge des Irakkriegs
unter Führung der USA sowie mit schon älteren Plänen Washingtons zum
Sturz des rußlandfreundlichen Regimes in Syrien zu tun. Der
Klimawandel hat somit den Nährboden für den Umsturzversuch und damit
auch für Nahrungsmittelmangel bereitet.

Das Auftreten von plötzlichen Nahrungsmittelengpässen ist starken
jährlichen Schwankungen unterworfen. Vergleicht man jedoch Jahrzehnte
miteinander, so ist ein deutlicher Anstieg der Häufigkeit zu
beobachten, heißt es in der Studie. Sie differenziert sowohl nach Art
des Schocks - unterschieden wird nach den vier Kategorien Getreide,
Vieh, Fisch und Aquakultur - als auch nach Kontinenten bzw.
Großräumen.

Die Gründe für das Auftreten von Schocks wie auch für deren Zunahme
sind vielfältig. Beispielsweise können Schocks in der Nutztierhaltung
erstens schlicht mit einer besseren Berichterstattung in der heutigen
Zeit oder auch mit dem wachsenden Fleischverzehr in Schwellenländern
zu tun haben. Aber sie können auch auf die vermehrten Migrationen der
Menschen und deren Nutztiere zurückgeführt werden, was zumindest die
Ausbreitung von Krankheiten begünstigen kann - Stichwort
Globalisierung.

Der Studie zufolge erhalten einige westafrikanische Länder ihre
Reisimporte zu über 96 Prozent aus Thailand. In so einer Abhängigkeit
sieht die Studie eine Gefahr. Wenn die Reisernte in Thailand einen
Schock erleidet, sind davon zugleich eine Reihe weiterer Länder
betroffen. Denn die Reduzierung ihres Exports oder gar Verhängung
eines Exportstopps sei eine typische Reaktion von Ländern, die von
einem Schock beispielsweise bei Getreide getroffen werden.

Es sei erforderlich, Resilienz auf globaler Ebene aufzubauen. Das
erfordere mehr proaktive nationale Nahrungsmittel- und
Handelspolitiken, heißt es. Es werde im wachsenden Maße wichtiger, in
klima-kluge Systeme der Nahrungsmittelproduktion zu investieren, um
die Folgen von Extremereignissen abzumildern. Das könne zum Beispiel
durch eine Diversifizierung der Nutzpflanzen und -tiere geschehen
oder auch durch die Einführung von Agroforstwirtschaft in die
Anbausysteme.

Hinter einer weiteren Empfehlung der Studie, offenen und fairen
Handel zur Priorität zu machen, um den Hunger in der Welt zu
bekämpfen, steht die Vorstellung, daß nicht in allen Weltregionen
zugleich Nahrungsmittelschocks auftreten und somit immer irgendwo
Nahrung produziert wird, die dann allen Ländern zugute kommt. In der
Theorie klingt das gut, allerdings hält sich die Praxis nicht immer
daran. So kam es in den Jahren 2007/2008 in mehreren Dutzend Ländern
zu Hunger- und Armutsaufständen, Regierungen gerieten ins Wanken oder
wurden gestürzt, nachdem die Lebensmittelpreise weltweit stark
gestiegen waren.

Einer von mehreren Treibern dieser Katastrophe, bei der die Zahl der
weltweit Hungernden auf rund eine Milliarde stieg, waren
Spekulationsgeschäfte der Finanzwirtschaft. Es wurden Wetten auf
steigende Nahrungsmittelpreise abgeschlossen, die dann tatsächlich
stiegen. Durch diese Art von Lenkungseffekten werden genau die
Bedingungen geschaffen, die gebraucht werden, damit die Wetten eine
gute Quote abwerfen. Davon, daß deswegen Menschen hungern, weil sie
sich die hohen Nahrungsmittelpreise nicht mehr leisten können, war in
der vorliegenden, über weite Strecken deskripitiv bleibenden Studie
allerdings nicht die Rede.


Fußnote:

[1] https://www.nature.com/articles/s41893-018-0210-1?

8. Februar 2019
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AKTIONSTAGE/981: Holz und Kies als Lebensraum für die Tiere in der Wandse - Bach-Aktionstag in Wandsbek, 6.2.


NABU Landesverband Hamburg - 5. Februar 2019

Holz und Kies als Lebensraum für die Tiere in der Wandse

NABU sucht Helfer/innen für Bach-Aktionstag an der Wandse in
Hamburg-Wandsbek am 16. Februar 2019.



Der NABU Hamburg veranstaltet am Samstag, den 16. Februar 2019 in
Kooperation mit dem Bezirksamt Wandsbek einen Bach-Aktionstag an der
Wandse. Gemeinsam mit freiwilligen Helferinnen und Helfern werden die
NABU-Aktiven der Stadtteilgruppe Wandsbek Holz in Form von
Reisigbündeln und Baumstämmen im Fluss platzieren und befestigen.
"Strukturelemente wie Holz und Kies sind in unseren Gewässern
unerlässlich, wenn man die Vielfalt der Bachbewohner und Pflanzenarten
erhalten und vergrößern will", erklärt Olaf Fedder, Gruppenleiter der
NABU-Stadtteilgruppe Wandsbek. "Auf dem Holz wachsen Algenrasen, die
von Tieren wie dem Bachflohkrebs oder der Wasserassel abgeweidet
werden. Außerdem dienen Kies und Totholz Fischen wie dem Flussbarsch
oder der Bachforelle als Laichplatz und Kinderstube für deren
Nachwuchs."

Seit vielen Jahren engagieren sich die Mitglieder der NABU-Gruppe
Wandsbek als Bachpaten an der Wandse und renaturieren den Bach und
seine unmittelbare Umgebung. Anwohner und interessierte Bürger sind
herzlich eingeladen, mitzuhelfen und sich vor Ort zu informieren.

Wer am Bach-Aktionstag an der Wandse mitmachen möchte, meldet sich
bitte unbedingt bis zum 14. Februar 2019, 15:00 Uhr an. Dabei werden
der genaue Treffpunkt und weitere Hinweise bekannt gegeben.

Kontakt:

Fritz Rudolph, NABU Hamburg,

Tel.: 040/697089-37,

rudolph@NABU-Hamburg.de.

Feste Kleidung und Regenschutz sind mitzubringen. Für Werkzeuge,
Handschuhe, ein einfaches Mittagessen sowie Getränke sorgt der NABU.

Hintergrund

Nach einer Phase des überwiegend technischen Ausbaus wird seit den
1980er Jahren der naturnahen Entwicklung der Hamburger Gewässern
wieder mehr Beachtung gegeben. Schon mit einfachen Mitteln lässt sich
mehr Natur in Hamburgs Bäche bringen. Der NABU veranstaltet deshalb in
diesem Jahr insgesamt 14 Bach-Aktionstage im gesamten Hamburger
Stadtgebiet, um Hamburgs Bäche wieder naturnah und lebendig zu
gestalten.

Der Gewässerschutz des NABU Hamburg wird gefördert durch die
Norddeutsche Stiftung für Umwelt und Entwicklung und die Georg &
Jürgen Rickertsen Stiftung.

Eine Übersicht über alle Einsätze gibt es unter

www.NABU-Hamburg.de/wasser in der Rubrik "Termine".

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 11/19, 05.02.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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TAGUNG/1833: "Auf dem Weg in die Heißzeit?!" - Uni Vechta, 28.2., anmelden bis 22.2. (idw)


Universität Vechta - 07.02.2019

Einladung: "Auf dem Weg in die Heißzeit?!"



Der Sommer 2018 gehörte zu den heißesten und trockensten Sommern seit
Temperaturaufzeichnung in Deutschland. Die Wissenschaft ist sich
einig, dass dies keine Ausnahme, sondern der Auftakt einer Reihe von
Extremwettereignissen war, die im Zuge des Klimawandels zunehmen
werden. Agrar- und Ernährungswirtschaft sind solchen Ereignissen
unmittelbar unterworfen. Wie kann sich die Branche darauf vorbereiten
und so anpassen, dass sie trotzdem ertragreich und klimaeffizient
funktioniert? Dies thematisiert die Tagung "Auf dem Weg in die
Heißzeit?! Klimaanpassungsstrategien für die Agrarwirtschaft" am
Donnerstag, 28. Februar 2019 an der Universität Vechta.

Veranstalter ist der Verbund Transformationsforschung agrar
Niedersachsen, darunter die Universität Vechta und das Agrar- und
Ernährungsforum Oldenburger Münsterland e. V.

Die ganztägige Fachtagung ist darauf angelegt, Vortragende und
Publikum in den Dialog zu bringen. Die Fachleute aus Wissenschaft und
Praxis sprechen zu den Themenschwerpunkten "Klimawandel: Alarmismus
oder reale Bedrohung für die Agrarbranche?", "Agrarwirtschaft in einer
wärmeren Zeit: Wie kann/muss sich die Branche verändern, wenn sich das
Klima ändert?" und "Klima-Allianz für Nordwest Niedersachsen: Was
muss/kann getan werden?" Durch die Veranstaltung führt der bekannte
ARD-Moderator und Meteorologe Donald Bäcker.

Die Teilnahme an der Veranstaltung ist kostenfrei. Aufgrund der
begrenzten Plätze ist eine Anmeldung erforderlich bis 22. Februar
2019.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.transformationsforschung-agrar.de

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news710261

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution170

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Vechta - 07.02.2019

WWW: http://idw-online.de
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COMIC STRIP/0109: Hartze - Frosttest ... (SB)






[image: Hartze - Frosttest ... Copyright 2019 by Schattenblick]
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ERSTAUFLAGE/991: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 2997 (SB)


Uwe Anton

Die Dakkar-Havarie

Perry-Rhodan-Heft Nr. 2997



Dakkarraum, Geshodrom, August 1552 NGZ

Nachdem GESHOD 'ins Bewußtsein getreten' ist und Atlan bei dieser
Gelegenheit die Entstehungsgeschichte der jungen Superintelligenz
erfahren hat, steht für den Arkoniden fest, daß er GESHOD unbedingt
vor Bhal Drush warnen muß. Bisher hatte es zwei Anker für GESHOD
gegeben: das Duo der Bhale im Konglomerat als Taktgeber und ES als
Mentor. Da ES nun fort ist, will Bhal Drush die Kontrolle über GESHOD
an sich reißen. Atlan und seine Gefährten Tamareil, Zau und Mahnaz
Wynter haben sich mit dem reptiloiden Wesen Minga Hashina
zusammengetan, um Drush aufzuhalten. Doch kaum haben sie Hashinas
Schatzkammer verlassen, werden sie auch schon von Ghatus entdeckt und
verfolgt. Da sich Sypardh, der Chef der Garde, unter den Angreifern
befindet, erinnert Atlans Extrasinn daran, daß dieser Ghatu zuvor
schon einmal gezögert hatte, dem Befehl Drushs, Atlan festzusetzen,
Folge zu leisten. Atlan sucht das Gespräch und berichtet Sypardh, daß
Drush gegen GESHOD arbeitet, weil er versucht, die alleinige Kontrolle
über GESHODs Schlaf- und Wachrhythmus zu gewinnen, um ihn in seinem
Sinne zu lenken.

Sypardh schenkt Atlan Glauben, denn was dieser sagt, deckt sich mit
dem, was er selbst im Konglomerat beobachtet hat. Und es paßt auch
dazu, daß Drush in seinem Librationsgewölbe nicht mehr zu erreichen
ist. Gemeinsam beraten sie, was zu tun ist. Da sich Drush in seinem
uneinnehmbaren Librationsgewölbe verschanzt hat, kommt man nicht an
ihn heran. Man könnte das ganze Gewölbe allerdings mit Hilfe einer
Notfallschaltung aus dem Geshodrom hinausprengen. Dann würde es in den
Normalraum fallen.

Doch Atlan geht es noch um etwas anderes. Er hat von Drush erfahren,
daß die Haluter-Pest aus dem Dakkarraum heraus von einem sogenannten
Neogen-Appellator verursacht wird. Diesen will er zuvor unbedingt
finden und zerstören. Doch Sypardh kennt dieses Gerät nicht. Es könnte
höchstens GESHOD etwas darüber wissen. Doch wie soll man die
Superintelligenz erreichen?

Minga Hashina meint, helfen zu können. Zu ihren Schätzen gehört auch
eines der Holzkästchen, die auf der RAS TSCHUBAI für Unheil gesorgt
haben. Gegen Sypardhs Versprechen, sie wegen ihrer Beutestücke nicht
zu belangen, gibt sie das Kästchen her. Tamareil und Zau entdecken,
daß es ein winziges Quantum GESHODs enthält. Es sei zwar nicht bei
vollem Bewußtsein, leide aber unter der Trennung von der
Superintelligenz. Die beiden Parabegabten wollen über das Kästchen
Kontakt zu GESHOD herstellen. Atlan, der Erfahrung mit
Superintelligenzen hat, empfiehlt ihnen, zunächst eine Stimmung zu
vermitteln, um auf sich aufmerksam zu machen. GESHOD ist immer noch
eine Leerform, die alles aufsaugt, was interessant für ihn ist.
Tamareil und Zau sollen nur an sich selbst denken und sich so
interessant wie möglich darstellen.

GESHOD reagiert tatsächlich darauf und die beiden können ihm die Lage
erklären und ihn vor Drush warnen. Die Information, wo sich der
Neogen-Appellator befindet, taucht plötzlich in Tamareils Kopf auf.
Doch auf dem Weg dorthin stößt selbst Sypardh an seine Grenzen. Von
Drush persönlich instruierte Ghatus weigern sich, die Befehle ihres
Chefs zu befolgen. Dieser mobilisiert jedoch ihm treu ergebene Ghatus,
die ihnen den Weg zum Appellator bahnen. Das Gerät ist allerdings von
einem Schutzschirm umgeben, den nur Drush persönlich abschalten kann.
Tamareil und Zau könnten Drushs ÜBSEF-Basismuster aufnehmen und
kopieren. Doch dazu müßten sie in seine Nähe gelangen.

Sypardh vermutet, daß Drush nicht weiß, daß er auf Atlans Seite ist,
und bittet den Bhal um ein Gespräch, das ihm gewährt wird. Im Schutz
ihrer Deflektoren begleiten Tamareil und Zau ihn und können Drushs
ÜBSEF-Konstante unbemerkt kopieren.

Der Schutzschirm kann ausgeschaltet werden. Minga Hashina, die in
gemenischer Technologie bewandert ist, liest aus der Programmierung
des Appellators heraus, daß die Haluter-Pest von einem Neogen im Genom
der Haluter verursacht wird und durch weitere Impulse aus dem
Dakkarraum heraus aktiv gehalten wird. Blieben die Impulse aus, wäre
das das Ende der Haluter-Pest. Also zerstört Atlan das Gerät
kurzerhand und hofft, daß sich die bereits erkrankten Haluter wieder
erholen werden.

Nun muß das Librationsgewölbe aus dem Konglomerat herausgesprengt
werden. Doch eine solche Dakkar-Havarie kann nur durch einen Bhal
herbeigeführt werden. Man muß also Bhal Adburn finden. Doch der ist
nicht erreichbar. Abermals wird GESHOD über Minga Hashinas
Holzkästchen kontaktiert. Doch es dauert lange, bis Adburn lokalisiert
werden kann, denn der Bahl ist bewußtlos. Drush hat ihn von ihm
ergebenen Ghatus verschleppen und betäuben lassen. Sypardhs Ghatus
befreien ihn, doch er wacht nicht auf. Sein Geist ist weit weg.
Tamareil und Zau können mit ihren Pedogaben zu seinem Bewußtsein
vordringen und ihn zurückholen. Als Adburn erfährt, was sich während
seiner Bewußtlosigkeit ereignet hat, unterstützt er Atlans Vorgehen.
Eine Schaltzentrale wird erobert und Adburn ruft den allgemeinen
Notstand aus.

Doch zur Absprengung von Drushs Librationsgewölbe sind die
gleichzeitigen mentalen Befehle beider Bhals vonnöten. Da Tamareil
noch Reste von Drushs ÜBSEF-Konstante in sich trägt, kann sie
einspringen. Drushs Librationsgewölbe wird abgesprengt und stürzt in
den Normalraum.

Dabei muß es Drush allerdings gelungen sein, das von einem
Energieschirm umhüllte Gewölbe zu steuern, denn es kommt mitten im
Solsystem auf Merkur heraus und bricht dort in die Kaverne ein, in der
sich die HaLem-Armee befindet, jene Statuen, die darauf vorbereitet
wurden, von Thoogondu-Bewußtseinen beseelt zu werden. Beim Einschlag
des Librationsgewölbes kommt es im Umfeld der Ausgrabungsstätte zu
schweren Zerstörungen. Es gibt mehrere Tote. Das Gewölbe selbst bleibt
dabei aber unbeschadet.

Atlan macht sich sofort über einen Shod-Spiegel auf den Weg zum
Merkur. Dort trifft er Reginald Bull und Toio Zindher. Man schreibt im
Solsystem den 21. August 1552 NGZ. Gucky und Perry Rhodan, der mit dem
Spross OCCNATTAR ins Solsystem gekommen ist, treffen ebenfalls ein.
Die HaLem-Statuen heben plötzlich ihre Köpfe und schauen in eine
Richtung. Über dem Librationsgewölbe taucht ein greller Lichtfunke
auf, der zu einem riesigen, leuchtenden Baum wird, aus dessen Stamm
sich Fäden zu den Statuen schlängeln. Es ist GESHOD, dessen
Mentalsubstanz von den Statuen angezogen wird. Atlans Extrasinn
erkennt, daß dies eine Falle für die noch nicht vollkommen erwachte
Superintelligenz ist. Drushs Absicht ist, GESHOD in tausende
Einzelteile zu zerlegen, um ihn durch die gondischen Bewußtseine, die
die Statuen beseelen, zu kontrollieren.

Und tatsächlich spürt Gucky, daß von den HaLem-Statuen eine mentale
Strahlung ausgeht, die sich immer weiter zersplittert. GESHOD leidet
darunter und wehrt sich. Gucky stellt einen Kontakt zu ihm her und
bietet ihm Hilfe durch die LFG an. GESHOD läßt den Menschen freie
Hand. Und so nimmt Reginald Bull das Librationsgewölbe unter Beschuß,
bis der Energieschirm zusammenbricht. Man dringt ein und stößt auf
eine transparente Wandung, hinter der ein hellblaues Fluidum auf- und
abwallt. Als auch dieses Herzstück beschossen wird und zerfällt, wird
Bhal Drush sichtbar. Terranische Raumlandesoldaten führen ihn ab. Er
wird an Adburn überstellt, der auch zusagt, für den Abtransport des
havarierten Librationsgewölbes zu sorgen. Auch die HaLem-Statuen
werden größtenteils zerstört.

Nun kann sich GESHOD erholen. Gucky erfährt von ihm, daß er von Bhal
Drushs Aktion überrascht worden ist. Es ist dem verräterische Bhal
gelungen, die junge Superintelligenz viel zu früh in die Phase Shod
eintreten zu lassen. Außerdem hat er ihr immer wieder
Bewußtseins-Quanten entnommen, die er in den Kästchen gespeichert hat.
So hat er GESHODs mentale Synchronizität geraubt.

Die junge Superintelligenz vertraut den Gemeni nicht mehr. Sie braucht
andere, sichere Taktgeber, die ihren Schlaf- und Wachrhythmus
bestimmen. Tamareil und Zau bieten sich an. Sie haben beide eine
Affinität zum Dakkarraum.

Doch GESHOD wird sich in der Mächtigkeitsballung von ES nicht
dauerhaft halten können. Er ist nicht in der Lage, das Vakuum
auszugleichen und wird ins Shod zurückkehren. Das hat weitgreifendere
Folgen, als man zunächst annimmt. Gucky, der den mentalen Kontakt zu
GESHOD hält, berichtet, daß der Weltenbrand den Zufluß von Psiqs an
die Moralische Informationsstruktur des Kosmos permanent zu
unterbinden droht. ES ist nicht mehr anwesend, um Eiris zu erzeugen.
Wenn die Umwandlung von Eiris in Psiqs in der Mächtigkeitsballung von
ES für längere Zeit ausfällt, wird es zu einer furchtbaren Katastrophe
kommen, die die Existenz der gesamten Mächtigkeitsballung gefährdet.

In wenigen Tagen wird der Weltenbrand unumkehrbar sein. Das einzige,
was GESHOD nun noch anbieten kann, ist seine Hilfe bei der Evakuierung
der Milchstraße. Die Milchstraßenbewohner sind eingeladen, GESHOD zu
folgen, wenn sie dem Wirkungsbereich des Weltenbrands entkommen
wollen. Dazu sollen GESHOD-Häfen installiert werden, an denen die
Sprosse einige Monate lang alle aufnehmen, die gehen wollen. Dann
werden sie sich aus der Milchstraße zurückziehen.

Als GESHOD schließlich verkündet, daß der Spross SHINAE reisefertig
gemacht werden muß und seine Obhüterin an Bord kommen soll, ist das
für Reginald Bull und Toio Zindher ein schwerer Schock. Bull bittet
die Superintelligenz, ihm seine Tochter nicht wegzunehmen. Die Eltern
erhalten das Angebot, die Reise mitzumachen, doch Bull will in der
Milchstraße bleiben. Es kann eine andere Lösung für das Problem
gefunden werden. Der Spross KYLLDIN ist auf Sumurdh zerstört worden.
Seine Obhüterin ist bereit, auf den Spross SHINAE zu gehen.

Die Sprosse YETO, TÄLLER und SHINAE werden sich nun auf den Weg nach
Sashpanu machen, wo TÄLLER zu Cessairs Welt fliegt und Fitzgerald Klem
in seine Heimat zurückbringen wird.

Zu guter Letzt wird im Spross OCCNATTAR nun auch noch Atlans
Ritteraura repliziert, denn im Kampf gegen den Weltenbrand soll die
von Atlan in Cetus eingesammelte Proto-Eiris in der Milchstraße
ausgestreut werden. Zuvor muß sie aber programmiert werden. Dies
können nur zwei Auraträger tun. Da Perry Rhodan seine Ritteraura schon
vor langer Zeit verloren hat, hofft er, daß eine Kopie von Atlans Aura
ausreicht, diese Aufgabe zu bewältigen.

Die Aura-Kopie steckt in einer sechsdimensionalen Folie, die sofort
über einen Shod-Spiegel an die RAS TSCHUBAI überstellt wird, denn sie
hat nur wenige Stunden Bestand. Perry Rhodan muß sie nun nur noch
überziehen...

8. Februar 2019
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